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Beginn der Sitzung: 14 Uhr 

Vo r s i  t z e n  d e: Präsident Dr. Maleta, und 1 2. Dezember 1969 sind in der Kanzlei 
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, aufgelegen, unbeanständet geblieben und gel-
Dritter Präsident Wallner. ten daher als genehmigt. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e  t. 
Die amtlichen P r o  t 0 k 0 11 e der 165. Sit­

zung vom 10. Dezember, der 166. Sitzung vom 
11. Dezember und der 167. Sitzung vom 11 .  

Seit der letzten Haussitzung sind sechs 
schriftliche A n f r a  g e b e a n t w 0 r t u n  g e n  
eingelangt, die den Anfragestellern zugegan­
gen sind. Diese Anfragebeantwortungen wur­
den auch vervielfältigt und an alle Abgeord­
neten verteilt. 
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Präsident 

Von der Bundesregierung ist die R e  g i e- reidlisdlen Südtirolpolitik in den vergangenen 
r u n  g s v  0 r 1 a g  e: und kommenden Jahren. 

Bundesgesetz betreffend Ver äußerung und 
Belastung von unbeweglichem Bundesver­
mögen (1484 der Beilagen) 
eingelangt. Ich werde diese Regierungsvorlage 
gemäß § 41 Geschäftsordnungsgesetz in der 
nächsten Sitzung zur Zuweisung bringen. 

Erklärung des Bundeskanzlers 

Präsident: Wir gehen in die T a g  e s 0 r d­
n u n  g ein und gelangen zum einzigen Punkt 
der Tagesordnung: Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers. 

Idl erteile dem Herrn Kanzler das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Hausl 
Wenn ich heute die Ehre habe, namens der 
österreichischen Bundesregierung eine Erklä­
rung zu Südtirol abzugeben, sei es mir er­
laubt, vorerst in großen Zügen auf die Ge­
schichte Südtirols seit dem Beginn unseres 
Jahrhunderts einzugehen. 

Die italienische Forderung nach der Brenner­
grenze ging über den verständlichen Leit­
gedanken der nationalen Einigung Italiens 
hinaus. Wir wissen, daß der Untergang der 
Donaumonarchie und die Geschehnisse im 
ersten Weltkrieg, insbesondere der Eintritt 
des Königreiches Italien in diesen Krieg an der 
Seite der Alliierten, zur Teilung des Landes 
Tirol geführt haben. Das von Präsident Wilson 
am 4. Juli 1918 deklarierte Selbstbestim­
mungsrecht aller Völker konnte nicht verwirk­
licht werden. 

Die tragische Geschichte Südtirols in der 
Zeit zwischen den beiden großen Kriegen, in 
der nicht der Mensch und sein natürliches 
Recht, in der nicht die kleine Gemeinschaft, 
das heißt die sprachliche Minderheit und ihr 
natürliches Selbstbestimmungs- und Selbst­
verwaltungsrecht, sondern die Willkür von 
totq.litären Regimen herrschte, litt unter einer 
fortschreitenden Bedrohung, Benachteiligung 
und Unterwanderung der deutschsprachigen 
Volksgruppe und gipfelte 1939 in der von 
Hitler und Mussolini vereinbarten "radikalen 
Lösung" der Aussiedlung. 

Dann kam der zweite Weltkrieg. 

Im Schatten der Pariser Friedenskonferenz 
entstand 1946 das Gruber-de Gasperi-Abkom­
men. Dieser Minderheitenschutzvertrag 
brachte erstmals eine Wendung zum Besseren, 
doch erwies er sich in seiner Durchführung 
nidlt als 'ein voll wirksames Instrument. (Abg. 
M e  1 t e r: Todesmarsch der Südtirolerl) Er ist 
jedodl die Rechtsbasis für die seither von 
Osterreidl eingenommene Schutz funktion für 
Südtirol und bildet die Grundlage der öster-

Eine edlte Schwierigkeit ergab sich von 
allem Anfang an aus einem grundsätzlich 
unterschiedlichen Verständnis dieses Pariser 
Abkommens. Nach der Auffassung Italiens 
erscheint der Vertrag als ein Instrument für 
die Schaffung und Förderung eines friedlichen 
Zusammenlebens unter der gesamten Bevölke­
rung Südtirols. Die österreichische Uberzeu­
gung ist hingegen, daß der Sinn und der 
Zweck des Pariser Abkommens im dauer­
haften SdlUtz der ethnischen, wirtsdlaftlidlen, 
sozialen und kulturellen Entwicklung der 
deutschsprachigen Südtiroler liegt. Sind Sinn 
und Zweck des Pariser Abkommens gewähr­
leistet, dann wird sich das von uns und den 
Südtirolern aufrichtig gewünschte friedliche 
Zusammenleben in Südtirol daraus ganz 
natürlich ergeben. 

Um die Durchführung dieses Pariser Ver­
trages besteht seit langen Jahren ein Streit 
zwischen Osterreich und Italien. 

Die österreichische Bundesregierung hat dem 
Hohen Haus seinerzeit über die Befassung 
der Vereinten Nationen mit der Südtirolfrage 
in den Jahren 1960 und 1961 eingehend be­
richtet. In der Präambel der Resolution der 
XV. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen vom 31. Oktober 1960 wurde aus­
drücklich festgehalten, daß es der Zweck des 
Pariser Abkommens sei, den deutschsprachi­
gen Einwohnern der Provinz Bozen vollstän­
dige Rechtsgleichheit mit den italienisch­
sprachigen Einwohnern im Rahmen besond�rer 
Maßnahmen zum Schutz des Volksdlarakters 
und der kulturellen und wirtschaftlichen Ent­
wicklung des deutschsprachigen Bevölkerungs­
anteiles zu garantieren. Der operative Teil 
dieser Resolution empfahl Osterreich und 
Italien, die Verhandlungen über die beste­
hende Streitigkeit betreffend die Auslegung 
und Anwendung des Pariser Abkommens 
wiederaufzunehmen und für den Fall, daß 
diese Verhandlungen innerhalb eines ange­
messenen Zeitraumes nicht zu befriedigenden 
Ergebnissen führen sollten, ein anderes fried­
liches Mittel zur Beilegung des Streites zu 
ergreifen. 

Im Jahre 1961 wiederholte die Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen ihre Ein­
ladung an Osterreich und Italien, die Ver­
handlungen fortzusetzen. 

Am 23. Oktober 1963 und am 25. Mai 1964 
trafen sich der österreichische und der 
italienische Außenminister in Genf. Bei diesem 
letzten Treffen wurde eine Expertengruppe 
eingesetzt, die vom 22. bis 27. Juni, vom 
8. bis 15. Juli und vom 31. August bis 5. Sep­
tember tagte. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Bei einer neuerlichen Außenministerkonfe­
renz am 7. und 8. September 1964 wurden 
der Expertenkommission weitere Direktiven 
erteilt, auf deren Grundlage zwei weitere 
Tagungen vom 28. September bis 3. Oktober 
und vom 21. bis 25. Oktober 1964 stattfanden. 
Besprechungen auf Expertenebene haben in 
der Folge am 6. November und 4. und 5. De­
�ember 1 964, am 28. und 29. Juli sowie am 
25. November 1965, am 24. und 25. Mai, 
vom 16. bis 18. Juni sowie vom 18. bis 
20. Juli 1 966, am 1 9. und 20. Juni, vom 17. bis 
1 9. November und am 6. und 7. Dezember 
1 967, am 24. und 25. Juli, 9. und 10. Septem­
ber, 1 2 . Oktober, 28. und 29. November sowie 
am 14 .  Dezember 1 968 und schließlich am 
30. Jänner und 1 .  Februar 1 969 sowie am 
25. Juli 1969 stattgefunden. Die Außenminister 
haben im Verlauf der letzten Jahre im Gegen­
stand bei verschiedenen Anlässen Gespräche 
geführt, zuletzt in Kopenhagen am 30. Novem­
ber 1969. 

Die italienische Regierung hat am 3. dieses 
Monats vor der italienischen Deputierten­
kammer die Erklärung abgegeben, daß sie 
innerhalb vo� 45 Tagen den Entwurf des 
Verfassungsgesetzes und innerhalb eines 
Jahres die Entwürfe der einfachen Gesetze 
einbringen wird, welche die autonomen Be­
fugnisse der Provinz Bozen erheblich erwei­
tern. 

Die italienische Regierung hat bei dieser 
Gelegenheit ferner erklärt, daß sie die Be­
handlung der vorerwähnten Gesetzesvorlagen 
im beschleunigten Verfahren beantragen 
werde, und hat die Empfehlung ausgesprochen, 
daß die Kammern im Bewußtsein der außer­
gewöhnlichen Bedeutung des Problems und 
des historischen Anlasses die Behandlung 
dieser Gesetze mit jener Schnelligkeit durch­
führen, die von den besonderen Umständen 
gefordert wird. 

Die italienische Regierung hat ferner in 
eigener Zuständigkeit beschlossen, binnen 
zwei Jahren ab Veröffentlichung des erwähn­
ten Verfassungsgesetzes die notwendigen 
Durchführungsbestimmungen zu erlassen. 

Die Gesamtheit der Maßnahmen, deren Ver­
wirklichung Italien angekündigt hat, ist in 
einem Dokument enthalten, welches an die 
Mitglieder des italienischen Parlaments ver­
teilt wurde und einen integrierenden Bestand­
teil der italienischen Regierungserklärung bil­
det. Eine Ubersetzung dieses Verzeichnisses 
ist den Abgeordneten überreicht worden. 

rung jedoch sind die angekündigten Maß­
nahmen das Ergebnis einer freien Entsmei­
dung und liegen nicht im Rahmen des Pariser 
Abkommens, das diese Regierung ihrer Auf­
fassung nach schon erfüllt hat, eine Auffas­
sung, der von österreichischer Seite immer 
widersprochen wurde. 

Die Bundesregierung möchte darüber hinaus 
feststellen, daß sie im Laufe der bereits er­
wähnten XV. Generalversammlung der Ver­
einten Nationen ihrerseits den Standpunkt 
vertreten hat, daß das Pariser Abkommen nur 
durch Gewährung einer substantiellen Regio­
nalautonomie erfüllt werden kann. 

Jede Seite hat daher ihren Willen erklärt, 
den eigenen Rechtsstandpunkt unpräjudiziert 
zu lassen. 

Die österreichische Bundesregierung er­
wartet, daß Italien die von der italienischen 
Regierung in ihrer Erklärung vom 3. Dezember 
aufgezählten Maßnahmen innerhalb des ange­
gebenen Zeitraumes und im Geiste des Ver­
ständnisses für die Wünsche der Südtiroler 
Volksgruppe erfüllen wird. 

In diesem Zusammenhang erklärt die öster­
reichische Bundesregierung, daß sie, sobald 
die in der schriftlichen Beilage zur italieni­
schen Regierungserklärung enthaltenen Maß­
nahmen durchgeführt, das heißt das Verfas­
sungsgesetz, die einfachen Gesetze und die 
DurChführungsbestimmungen des Verfassungs­
gesetzes erlassen sein werden, die Erklärung 
abgeben werde, daß sie die zwischen Oster­
reich und Italien bestehende Streitigkeit, 
welche Gegenstand der erwähnten Resolution 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen war, als beendet betrachtet. 

Es ist die Absicht der österreichischen Re­
gierung, unter Berufung auf die Resolutionen 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen 1497 (XV) und 1 661 (XVI) die Ver­
einten Nationen über alles Vorstehende zu 
unterrichten. 

Im Verlauf der österreichisch-italienischen 
Kontakte wurde ferner ein Vertrag verhandelt, 
der die Bestimmungen des Kapitels I des 
Europäischen Ubereinkommens zur friedlichen 
Beilegung von Streitigkeiten in den Bezie­
hungen zwischen Osterreich und Italien auf 
Streitigkeiten betreffend die Auslegung und 
Anwendung der zwischen den beiden Staaten 
in Kraft stehenden bilateralen Verträge audl 
dann anwendbar machen soll, wenn die Strei­
tigkeiten Tatsachen oder Verhältnisse aus der 
Zeit vor dem Inkrafttreten des genannten 

Die österreichische Bundesregierung stellt Ubereinkommens zwischen den beiden Staaten 
fest, daß die italienischen Maßnahmen Akte betreffen. 
der Erfüllung des Pariser Abkommens dar- In der Annahme, daß die Erlassung der in 
stellen. Nach Ansicht der italienischen Regie- der italienischen Regierungserklärung vom 
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3. Dezember erwähnten V,erfassungsnormen, 
einfachen Gesetze und Durchführungsbestim­
mungen in der Zeit erfolgt, die sich aus dieser 
Regierungserklärung ergibt, und somit in vor­
aussichtlich etwa vier Jahren abgeschlossen 
ist, wird die österreichische Bundesregierung 
während dieser Zeit davon absehen, das Süd­
tirolproblem vor internationale Instanzen zu 
tragen. 

Die Bundesregierung vermeint, daß durch 
diese Maßnahmen die weitestmögliche Vor­
sorge im Interesse der deutschsprachigen Be­
völkerung Südtirols, für ein friedliches Zusam­
menleben der verschiedenen Sprachgruppen in 
Südtirol und eine freundschaftliche Entwick­
lung der Beziehungen zwischen Osterreich und 
Italien getroffen ist. 

Die Bundesregierung vertritt die Auf­
fassung, daß die Verwirklichung des Paketes 
in den Bereich der Verpflichtungen fällt, die 
Italien durch das Gruber-de Gasperi-Abkom­
men übernommen hat. 

Audl nach der Durchführung der in der 
italienischen Regierungserklärung vom 3. De­
zember angekündigten Maßnahmen bleibt das 
Pariser Abkommen die Rechtsgrundlage für 
den den Südtirolern als Minderheit zu ge­
währenden Schutz. Das sogenannte Paket stellt 
daher auch keine einschränkende Interpreta­
tion des Pariser Abkommens dar, dessen 
Rechte und Zielsetzungen in vollem Umfang 
aufrecht und unverzichtbar bleiben. Auf dieses 
Abkommen wird sidl daher auch weiterhin 
die Schutzfunktion Osterreichs stützen, die 
wahrzunehmen wir immer als unsere heilige 
Pflicht erachten. 

Zum Inhalt des Pakets möchte ich folgendes 
ausführen : 

In manchen Bereichen sind unsere Forde­
rungen nidlt oder nur teilweise erfüllt worden. 
In anderen Gebieten jedoch verspricht das 
Paket sehr wesentliche Fortschritte gegenüber 
dem heutigen Zustand. Ich möchte vermeiden, 
auf eine sachliche Wertung der Vorzüge und 
Nachteile des Pakets einzugehen. Diese Wer­
tung hat in ausführlichen Beratungen inner­
halb der zuständigen politischen Organe der 
Südtiroler bereits stattgefunden. 

Die Dokumente, die den Mitgliedern dieses 
Hohen Hauses zur Verfügung stehen, geben 
über den Inhalt der neuen Autonomie für 
Südtirol ersdlöpfenden Aufschluß. 

Zur Einheit des Pakets möchte ich erklären, 
daß der italienische Text des Pakets, be­
stehend aus den gleichwertigen Teilen "Maß­
nahmen" und "Präzisierungen", maßgeblich 
ist und daß die Erläuterungen, die der Süd­
tiroler Landeshauptmann Magnago im Ver­
lauf der Landesversammlung der Südtiroler 

Volkspartei am 22. und 23. November dieses 
Jahres geg'eben hat, sich aus dem Sinn des 
Pakets ergeben und meritorisch damit über­
einstimmen. Der italienische Außenminister 
hat am 30. November dieses Jahres diese 
Sachlage ausdrücklich bestätigt. Es gibt folg­
lich nur e i n  Paket. 

Der Operationskalender, der den Mitgliedern 
dieses Hohen Hauses zur Verfügung steht, 
soll die Durchführung des Pakets herbeiführen. 

Die Verhandlungen zwischen Osterreich und 
Italien darüber waren schwierig, weil die 
Rechtsstandpunkte Osterreichs und Italiens 
sich von allem Anfang an als unvereinbar 
erwiesen haben: Italien hält das Pariser Ab­
kommen für erfüllt; Osterreich aber betrach­
tet das Pariser Abkommen in wesentlichen 
Punkten als nicht erfüllt. Italien konnte von 
Anfang an nicht zu einem Verzicht auf seinen 
Rechtsstandpunkt, das heißt zum Abschluß 
eines neuen, die einzelnen Rechte des Pariser 
Abkommens detaillierter umschreibenden 
völkerrechtlichen Vertrages oder zur formellen 
Einbeziehung des Pakets in den Pariser Ver­
trag, veranlaßt werden. 

Die Bemühungen mußten sich daher darauf 
richten, unter Vorbehalt der Rechtsstand­
punkte einen möglichst sicher,en Weg aus­
findig zu machen, der einerseits zur Verwirk­
lichung des Pakets und andererseits zur Be­
endigung des anhängigen Streites führt. Diese 
Uberlegung liegt sachlich allen Versuchen zu­
grunde, eine Formel für das Problem der Ab­
sicherung des Verhandlungsergebnisses zu fin­
den. Sie ist auch der Grundgedanke, aus dem 
sich der Operationskalender entwickelt hat. 

Der Operationskalender stellt also ein aus­
gewogenes System gegenseitiger Schritte 
Osterreichs und Italiens dar, welche ohne Be­
einträchtigung der Rechtsstandpunkte zur Ver­
wirklichung des Pakets und zur Beendigung 
des bestehenden Streits führen sollen. Sein 
Wesen liegt darin, daß die österreichischen 
Leistungen jeweils die vollständige italieni­
sche Leistung voraussetzen. Der im vor­
stehenden erwähnten österreichischen Erklä­
rung über die Beendigung des bestehenden 
Streites werden naturgemäß Konsultationen 
und Kontakte mit den politischen Vertretern 
der Südtiroler vorausgehen. Dies ergibt sich 
aus dem auch von italienischer Seite aner­
kannten Grundsatz, wonach im Zuge der 
Durchführung des Qperationskalenders das 
Einvernehmen mit den gewählten Vertretern 
der Südtiroler laufend gepflogen wird. 

Die Bundesregierung betrachtet es als be· 
deutsam, daß die vorgesehene Regelung den 
Weg zu 'einer vertieften freundsChaftlichen 
Zusammenarbeit mit Italien öffnet. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Die heute vorliegenden Vorschläge sind das 
Ergebnis von langen Jahren mühevoller Ver­
handlungen. Der frühere Außenminister Ab­
geordneter Dr. Kreisky hatte an der Schaffung 
der Grundlagen, auf denen diese Vorschläge 
beruhen, einen maßgeblichen Anteil. Ich stehe 
nicht an, dies trotz mancher Meinungsver­
schiedenheiten über die Vorgangsweise und 
die Details der Regelung zu erklären. 

Hohes Haus ! Die österreichische Bundes­
regierung betrachtet die Frage Südtirol über 
politische Meinungsverschiedenheiten hinaus 
als ein gemeinsames Anliegen Osterreichs, 
dem die natürliche und vertragliche Schutz­
funktion für die Südtiroler Volksgruppe zu­
steht. 

Der österreichischen Bundesregierung ist be­
wußt, daß es in unserem Land, vor allem in 
Tirol, bittere Erinnerungen gibt, die in der 
Gesdüchtserfahrung begründet sind. 

Die Bundesregierung glaubt sich jedoch mit 
dem österreichischen Volk in der Auffassung 
einig, daß die Geschichte nicht Gefühle der 
Verfremdung oder gar der Feindschaft ver­
ewigen darf, sondern zur Erkenntnis führen 
muß, daß unsere Bewährungsprobe in der ge­
meinsamen Gestaltung einer besseren und 
friedlicheren Zukunft für Südtirol, für die 
österreichisch-italienischen Beziehungen und 
für das Europa von morgen liegt. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die 
zeitgerechte, vollständige, konkrete, dem 
Wortlaut und dem Geist des Pakets ent­
sprechende Verwirklichung der vorliegenden 
Vorschläge die politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Zukunft der deutschsprachigen Süd­
tiroler auf neue Grundlagen stellt und dazu 
beitragen wird, einen wichtigen Baustein für 
j enes Europa zu setzen, das wir alle anstreben 
und das eine der größten Herausforderungen 
an die gemeinsamen Anstrengungen der euro­
päischen Völker darstellt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Es liegt mir der Antrag vor, über 
die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers so­
gleich eine Debatte abzuführen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Antrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Wir gehen somit in die Debatte in. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Kreisky. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Heute findet eine der be­
deutungsvollsten Sitzungen des Nationalrates 
statt, und ich möchte sie nicht durch allzu 
gängige Phrasen banalisieren, der Gegenstand 

unserer Beratungen selber, das Schicksal der 
österreichischen Minderheit in Italien, hat sein 
eigenes Gewicht. 

Ehe ich mich aber dem Meritum der Frage 
zuwende, möchte ich unserer Trauer um die 
unschuldigen Toten und Verwundeten Aus­
druck geben, die in diesen Tagen das Opfer 
unfaßbarer terroristischer Aktivität in Italien 
gewesen sind, von deren Urhebern bis heute 
leider jede Spur fehlt. 

Wir Sozialisten haben in den Meinungs­
verschiedenheiten über das Südtirolproblem 
nie eine Auseinandersetzung mit dem italieni­
schen Volk gesehen, sondern immer nur eine 
mit der italienischen Administration, und wir 
haben daher nie denjenigen das Wort geredet, 
die Haß, Abneigung und Zwietracht zwischen 
unseren Völkern gesät haben. 

Und so zum Problem selbst. 

Die beste Lösung, die es für eine Minderheit 
in einer gegebenen geographischen Situation 
geben kann, ist ohne Zweifel die Gewährung 
des Selbstbestimmungsrechtes. Ich sage dies 
nicht nur hier im österreichischen National­
rat, sondern ich habe dies auch schon in aller 
Deutlichkeit seinerzeit dem italienischen 
Außenminister Segni bei der ersten öster­
reichisch-italienischen Außenministerkon­
ferenz in Mailand im Jänner 1 961 gesagt. 

Aber, meine Damen und Herren, wir haben 
uns an die politische Realität zu halten:. weder 
der Osten noch der Westen wünschen irgend­
welche Grenzveränderungen in Europa. Weder 
der Osten noch der Westen sind daher bereit, 
solche Forderung,en zu tolerieren, die inner­
halb ihrer Ingerenz zu Grenzveränderungen 
führen könnten. 

Heute also das Selbstbestimmungsrecht für 
Südtirol zu verlangen, womit die Brenner­
grenze in Frage gestellt wäre, würde uns da­
her den Vorwurf extremer Demagogie ein­
tragen. Es wird daher gar nichts anderes übrig� 
bleiben, als zu warten bis zu jener Zeit, die 
hoffentlich bald kommen wird, in der die 
europäische Integration ein solches Maß er­
reicht hat, daß die Staatsgrenzen zwischen den 
demokratischen Staaten Europas obsolet ge­
worden sein werden. (Beifall bei der SPO.) 

Da also die Forderung nach dem Selbst­
bestimmungsrecht von verantwortungsbewuß­
ten Politikern nicht gestellt werden kann, muß 
die Forderung nach dem Selbstverwaltungs­
recht für die Südtiroler Minderheit erhoben 
werden. Eine solche Forderung steht mit der 
italienischen Staatsstruktur in keinem Wider­
spruch; sieht doch die italienische Verfassung 
in ihrem Artikel 1 14 die Errichtung von Regio­
nen vor, der Artikel 1 16 darüber hinaus die 
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. Erridltung von Regionen mit besonderem 
Statut. 

Die Forderung, Südtirol als eigene Region 
zu errichten, ist also nichts, was von italieni­
scher Seite grundsätzlid1 abgelehnt werden 
könnte. Unsere Zielsetzung war daher immer 
die Selbstverwaltung des Südtiroler Volkes 
in einer eigenen Region Südtirol. (Erneuter 
Beifall bei der SPO.) 

Die nun vorliegende Regelung ist von dieser 
Forderung weit entfernt. Und dennoch: Das so­
genannte Paket enthält ohne Zweifel eine 
Fülle von Selbstverwaltungsmöglichkeiten -
wenn es eingehalten wird l Wenn es nicht 
restriktiv, sondern - und dies wäre ein 
Gebot politischer Klugheit - extensiv inter­
pretiert wird. 

Der Standpunkt der SPO war immer:  Die 
Südtiroler sollen das letzte Wort haben in 
der Entscheidung darüber, was für sie nodl an 
Selbstverwaltungszusagen akzeptabel ist. Wir 
akzeptieren daher --'- wenn auch nicht ohne 
Vorbehalte - die Entscheidung der Partei­
instanzen der Südtiroler Volkspartei. Wenn­
gleich diese Entscheidung knapp war, wird 
sie dennoch von uns zur Kenntnis genommen, 
gilt auch für uns das Paket als im wesent­
lichen approbiert. Wir werden hier keine Lizi­
tationspolitik betreiben, wir werden nicht 
mehr verlangen, als die Südtiroler selbst 
glauben verlangen zu müssen. 

Ganz anders aber ist die Situation dann, 
wenn es sich um die Absicherung jener Zu­
sagen handelt, die in diesem Paket gegeben 
werden: Hier hat Osterreich die ganze Verant­
wortung zu tragen, und es wäre nur gut, wenn 
sich auch die Bundesregierung dieser Verant­
wortung im vollsten Ausmaße bewußt wäre. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Der Operationskalender - um es gleich 
deutlidl, jeden Zweifel ausschließend festzu­
stellen - stellt nach Auffassung der Soziali­
stischen Partei keine brauchbare Verankerung 
dar: weder international noch bilateral. Es ist 
in Wirklichkeit nur ein Kalender, und wenn 
die italienischen Behörden bei der Erfüllung 
der Zusagen, die das Paket enthält, wie immer 
in der Vergangenheit säumig werden, ist die 
Befürdltung beredltigt, daß auf Grund dieses 
Operationskalenders ern.te Lösungen ad calen­
das graecas verschoben werden. 

rung abstimmen können - was ja ohne Vor­
bereitung in einem Ausschuß nicht möglich 
wäre -, sondern es kommt der Regierung 
die Regierungspartei zu Hilfe, die einen Ent­
schließungs antrag einzubringen beabsidüigt. 
Wir haben also nachdem wir eine 
Regi.erungserklärung gehört haben - über 
den Antrag einer Partei zu beschließen. Ob 
sich das die Herren, die über den Operations­
kalender verhandelt haben, so gedacht haben, 
wage ich zu bezweifeln. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Ich möd1te also festhalten, daß es nirgends 
in dem 18 Punkte umfassenden Operations­
kalender den geringsten Hinweis darauf gibt, 
daß über das Paket, das dodl endlich dem 
Südtiroler Volk ein gewisses Maß an Selbst­
verwaltungsrecht einräumt, irgendeine zwi­
schenstaatliche Vereinbarung von irgendwel­
eher rechtlicher Relevanz besteht. 

Damit ich ganz deutlich bin :  Uber das, was 
nun seit über zehn Jahren mit Italien ver­
handelt wird, gibt es keine Vereinbarung. 
Und das ist die große Schwäche der Lösung, 
die Sie uns hier vorschlagen. Ich wiederhole : 
Es ist irreführend, wenn der Eindruck erweckt 
werden sollte, daß wir smließlich und endlidl 
einem Vertrag zustimmen sollten, der den 
Inhalt des Paketes legalisiert. Das ist nicht 
richtig. 

Durch den Punkt 1 des Operationskalenders 
geschieht etwas ganz anderes. Er bezieht sich 
auf den Pariser Vertrag, dieses in Wirklich­
keit armselige Dokument österreichischer 
Schwäche - zum Teil begründet in der echten 
Schwäche unserer Republik in dieser Zeit, 
zum Teil auch begründet in der Hast, in der 
die damals Verantwortlichen glaubten, diesem 
Vertrag zustimmen zu müssen -, sodaß nur 
dieses Abkommen dem Internationalen Ge­
richtshof unterworfen wird. Mit diesem 
Punkt 1 im Operationskalender, meine Herren 
in der Bundesregierung, erfüllen Sie in Wirk­
lichkeit einen alten und sehnlichen Wunsch 
der italienischen Regierung. Und das wird 
nom ernsteste Folgen nach sidl ziehen. 
Ich stelle als noch einmal ausdrücklich fest, 
daß es zwisdlen den beiden Regierungen, 
der österreichischen und der italienischen, 
keinerlei sdlriftliche Vereinbarung über jene 
Fragen gibt, die nun Gegenstand von· mehr 
als zehnjährigen Verhandlungen waren. 

Ich will miCh hier nicht mit den einzelnen Ohne Zweifel : ein sehr bemerkenswerter 
Punkten des Operationskalenders ausein- Umstand. Ohne Zweifel : die ernste Schwäche 
andersetzen. Sie handeln ja zum Teil nur der Lösung, von der die Regierung am heuti­
von prozeduralen Dingen. Punkt 4 zum gen Tag den Nationalrat informiert. 
Beispiel hat ja  schon eine beträchtliche 
Modifizierung durd1 die Gesdläftsordnung 
unseres Nationalrates erfahren, denn wir wer­
den ja hier nicht über eine Regierungserklä-

Und nun nochmals zum Punkt 1 des Opera­
tionskalenders : Die Tatsache, daß sich mit 
dem dort angeführten Vertrag Italien von dem 
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Grundsatz entfernt, nur solme Verträge der 
europäischen Streitschlichtung zu unterwerfen, 
die nach dem Inkrafttreten der Konvention 
zustandekamen, erscheint bemerkenswert. 
Italien hat sich j a  seinerzeit nur unter dem 
Vorbehalt zum Beitritt zu dieser Konvention 
bereit erklärt, daß diese Konvention nur für 
kommende Vereinbarungen und Verträge An­
wendung findet. Wir machen nun nach dem 
Willen der Bundesregierung einen Vertrag 
mit Italien, der von diesem Prinzip abgeht, 
aber nur für den Pariser Vertrag, der kaum 
10 Halbzeilen in deutscher Sprache umfaßt 
und kaum 60 Halbzeilen in englischer. Das ist, 
ich sage es noch einmal, ein großes Zuge­
ständnis und ein sehr gefährliches· zugleidl 
an die römische Regierung. 

Und nun, meine Damen und Herren, um 
den Beweis unseres guten Willens zu er­
bringen, wieder zu einer gemeinsamen Außen­
politik in dieser Frage zu gelangen, bean­
trage ich namens der sozialistischen Fraktion 
dieses Hauses eine E n t s c hi i e ß u n y 
nachstehenden Wortlauts : 

Der Nationalrat beauftragt die Bundes­
regierung, Verhandlungen mit Italien dar­
über aufzunehmen, daß zur Sicherung der 
Durchführung des "Pakeres" der unter 
Punkt 1 des "Operationskalenders" ge­
nannte Vertrag zur Abänderung des Art. 21 
lit. a des Europäischen Ubereinkommens zur 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten 
vom 1 3. Dezember 1957, BGBL Nr. 42/1960, 
in den Beziehungen zwismen Oster­
reim und Italien dahingehend ergänzt 
werde, daß aum künftige, aus der 
Durchführung des "Paketes" ent­
stehende Streitigkeiten nach dem Streit­
erledigungsverfahren des oben zitierten 
Europäischen Ubereinkommens ausgetragen 
werden. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, über 
diesen Antrag eine namentliche Abstim­
mung durchzuführen. 
Damit volle Klarheit über die künftige Hal­

tung der SPO bestehe : Wir werden uns immer 
an den Grundsatz halten: pacta sunt servanda 
- aber, meine Damen und Herren, soweit 
es solche pacta gibt! Aber es gibt bedauer­
lidlerweise in der Frage der Selbstverwal­
tungsrechte, die dem Südtiroler Volk nun 
zugestanden werden sollen, keine solchen 
Vereinbarungen. 

Die SPO betrachtet daher nur eine Lösung 
für akzeptabel, die eine brauchbare inter­
nationale Absicherung und Verankerung der 
nun abermals von italienischer Seite gemach­
ten Zugeständnisse vorsieht. Eine solche wäre, 
die Durchführung des Pakets dem Verfahren 
nach der Europäischen Streitschlichtungskon­
vention zu unterwerfen. 

Die Sozialistische Partei Osterreichs fühlt 
sich zu dieser Haltung umso berechtigter, als 
sie weiß, daß sie sich damit im Einklang 
befindet mit jenen Bestrebungen, die der Idee 
der Vereinigung Europas und der europäischen 
Streitsdllichtung dienen. (Lebhafter, anhalten­
der Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der Antrag der Abgeordneten 
Dr. Kreisky und Genossen, der soeben ver­
lesen wurde, ist genügend unterstützt und 
steht daher in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Fiedler. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) : Hohes 
Hausl Meine sehr geehrten Damen . und Her­
renl Wenn wir uns heute mit der Erklärung 
des Herrn Bundeskanzlers über die Lösung 
und Regelung des Südtirolproblems zu befas­
sen haben, so scheint es mir notwendig, auch 
die Frage zu untersuchen, wie es zu der nun 
vorliegenden Lösung gekommen ist. Die vor­
geschlagene Lösung und Regelung ist ja nidlt 
das Ergebnis kurzfristiger Bemühungen etwa 
mit dem Ziel, eine um jeden Preis herbei­
geführte Südtirollösung zu einem fragwürdi­
gen Wahlschlager zu machen, sie ist vielmehr 
der logische und konsequente Abschluß lang­
jähriger intensiver Anstrengungen Oster­
reichs, an denen nicht nur die gegenwärtige 
Bundesregierung, sondern audl ihre Vorgän­
gerinnen maßgeblichen Anteil hatten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Hohes Haus! Grundlage und Ausgangspunkt 
der gegenwärtigen Südtirolpolitik ist bekannt­
lieh das Pariser Abkommen vom 5. September 
1946, dessen unzureichende Durdlführung die 
Ursache der gegenwärtigen österreichisch-ita­
lienischen Streitigkeiten darstellt. Mein Vor­
redner hat Gelegenheit genommen, dieses Ab­
kommen in negativem Sinne zu qualifizieren. 
Ich glaube, er muß aber auch anerkennen, daß 
es die einzige bilaterale vertragliche Basis 
darstellt, auf der jegliche Verhandlungen ge· 
führt werden konnten. 

Ich darf aber weiters darauf verweisen, daß 
die österreichische Bundesregierung bereits in 
einem Memorandum am 8. Oktober 1956 auf 
die Unzulänglichkeiten der Durchführung die­
ses seinerzeitigen sogenannten Gruber-de 
Gasperi-Abkommens hingewiesen hat. 

Nachdem sich die Bemühungen Osterreichs 
auf bilateraler Ebene nun nicht als zielfüh­
rend erwiesen hatten, wurde im Jahre 1 960 
der Weg zu den Vereinten Nationen beschrit­
'en. Unter großen Anstrengungen gelang es 
jamals, eine einstimmige Resolution der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
zu erreichen, in der Osterreich und Italien 
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dringend empfohlen wurde, die Verhandlun­
gen zur Lösung der Differenzen über die 
Durchführung des Pariser Abkommens aufzu­
nehmen. Für den Fall, daß eine Einigung nicht 
zustandekommen sollte, wurde den Parteien 
die Wahl eines anderen friedlichen Mittels 
einschließlich des Internationalen Gerichts­
hofes empfohlen. 

Im Jahr 196 1  bekräftigte die Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen in einer 
neuerlirnen Resolution ihren im vorangegan­
genen Jahr gegebenen Vorsrnlag und ihre 
Empfehlungen an Italien und Osterreich. 

In den darauffolgenden Verhandlungen auf 
bilateraler Ebene �eigte Italien zunächst keine 
Bereitschaft zu substantiellen Zugeständnis­
sen. Immerhin wurde jedoch im September 
1961 aus Mitgliedern des italienischen Par·· 
laments und anderen Persönlichkeiten, darun­
ter Vertretern von Südtirol, auf interner 
Ebene die sogenannte 1ger-Kommission gebil­
det, und diese nahm ihre Arbeiten auf. 

Nach mehrfachen Verzögerungen konnten 
im April 1 964 - also nach 21/2 Jahren - diese 
Arbeiten beendet und eine umfangreiche Auf­
stellung, und ein Katalog von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lage in Südtirol vorgeschla­
gen werden. Diese Vorschläge der Iger-Kom­
mission entsprachen in vielen Punkten den 
Vorschlägen der Südtiroler und Italien, sie 
ließen jedoch audl eine Reihe wesentlicher 
Wünsche unberücksiclltigt. 

als wesentlich betrachteter Kompetenzen für 
die Provinz Bozen nicht in diesem Paket ent­
halten waren. Dies bedeutete praktisch die 
Ablehnung des italienischen Angebots und 
hatte zur Folge, daß Italien die Bereitsrnaft 
und Bereitwilligkeit zur Verankerungs formel 
vom Dezember 1 964 zurückzog. Uber Trag­
weite und Bedeutung dieser damaligen Ver­
ankerungsformel ist viel gesagt und gesrnrie­
ben worden. Bei nüdüerner Beurteilung steht 
die Tatsache fest, daß das damals vorgesehene 
Schiedsgericht die Durrnführung des Pakets 
nicht erzwingen, sondern lediglich Feststel­
lungen der Durcllführung oder Nichtdurmfüh­
rung des Paketes treffen hätte können. 

Meine Damen und Herren I Das ist deshalb 
wesentlich, weil sidl daraus klar ergibt, daß 
das seither von Italien konsequent abgelehnte 
Schiedsgericht auch kein entsmeidendes Instru­
ment zur Durchsetzung des Paketes dargestellt 
hätte. 

Was das Paket selbst anbelangt, so 
gelang es in mühsamen Expertenverhandlun­
gen - in der Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers wurde ein genauer Katalog der Ter­
mine angeführt -, eine Reihe von Verbesse­
rungen zu erzielen, zu denen der Südtiroler 
Landeshauptmann Dr. Magnago in direkten 
Kontakten m.it der italienischen Regierung 
noch zahlreiclle Klarstellungen und Vertiefun­
gen erreichen konnte. Ich glaube sagen zu 
können, daß hiebei das Paket nicht nur ange­
reichert, sondern effektiv gehaltvoller gestal­
tet werden konnte. 

Die Bemühungen Osterreichs konzentrierten 
sich in der Folge darauf, einen geeigneten 
Weg für eine geeignete reale und wirksame 
internationale Absicherung der von Italien 
angebotenen Maßnahmen für Südtirol zu fin­
den. Dabei wurde bekanntlich in versrniede-

Im Mai 1 964 vereinbarten daher die Außen­
minister Dr. Kreisky und Saragat bei einem 
Zusammentreffen in Genf, die bilateralen Ver­
handlungen auf der Grundlage der Ergebnisse 
der 1 ger-Kommission nunmehr auf Experten­
ebene fortzusetzen. In darauffolgenden zahl­
reichen Expertenbegegnungen wurde ein Lö­
sungsvorschlag ausgearbeitet, der im Dezem- ner Richtung der Versuch unternommen, man­

ber 1 964 den Außenministern Osterreichs und gels Erreichbarkeit einer direkten völkerrecht­

Italiens vorgelegt werden konnte. lichen Verankerung des Pakets Wege einer 
indirekten rechtlichen Verankerung dann zu 

Dieser Vorschlag enthielt in der Substanz beschreiten. 
ein Paket von Maßnahmen für Südtirol, das Rückschauend muß wohl gesagt werden, 
zwar nicht die ursprünglich angestrebte Auto- daß alle diese Versuche einer völkerrechtlichen 
nomie, aber doch die Dbertragung einer größe- Verankerung angesichts der entschiedenen ita­
ren Anzahl früher regionaler oder staatlicher lienisdlen Weigerung, sich völkerrechtlich 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen durdl einen neuen Vertrag aus dem Titel 
an die Provinz Bozen vorsah. Zur Sidlerung des Pariser Abkommens zur Durchführung des 
der Durchführung dieser Maßnahmen wurde Pakets zu verpflichten, zum Scheitern verur­
von bei den Außenministern die Bildung eines teilt waren. 
Sdliedsgerichts in Aussicht genommen, das Schon 1 964 hatte die italienische Regierung 
innerhalb von fünf Jahren - das war eine ausdrücklich erklärt, daß sie das Paket nicht 
ausschließliche Frist - die Möglichkeit gehabt unter dem Titel einer völkerrechtlichen Ver­
hätte, festzustellen, ob Italien das Paket durch- pflichtung, sondern als freiwilligen innerstaat-
geführt hat oder nirnt. lichen Akt verwirklirnen würde. 

Dieses italienische Globalangebot wurde am Italien vertritt bekanntlidl den Rerntsstand-
8. Jänner 1 965 von den Vertretern Südtirols punkt, das Pariser Abkommen bereits voll 
als unzureichend bezeichnet, da eine Anzahl erfüllt zu haben, während Osterreich der Auf-
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fassung ist, daß dieses Abkommen bisher nur 
unzulänglich durchgeführt wurde und daß Ita­
lien mit dem Paket Akte der Durchführung des 
Pariser Abkommens setzt. 

Angesichts dieser diametralen Gegensätz­
lichkeit der beiderseitigen Rechtsstandpunkte 
bestand von vornherein nur dann Aussicht 
auf Erreichung einer konkreten materiellen 
Besserung und eines Ergebnisses im Interesse 
Südtirols, wenn man die beiden Rechtsstand­
punkte ausklammerte und versuchen würde, 
über die in Aussicht genommenen Maßnahmen 
und die Prozedur deren Durchführung, unab­
hängig vom Rechtsstandpunkt dieser Maßnah­
men, zu einer Einigung zu gelangen. Es mußte 
also ein Weg gesucht werden, der unter Auf­
red1terhaltung der beiderseitigen Rechtsstand­
punkte das größtmögliche Maß an Sicherheit 
dafür bietet, daß Italien die Maßnahmen des 
Pakets ordnungsgemäß durchführt und damit 
einer Beilegung des bestehenden Streits bei 
den Vereinten Nationen die Möglichkeit er­
öffnet. 

Meine Damen und Herren! Aus dem Be­
dürfnis, trotz Aufrechterhaltung der beider­
seitigen Rechtsstandpunkte die Verwirklichung 
des Pakets und die Beendigung der bestehen­
den Streitigkeiten sicherzustellen, hat sich im 
Verlaufe der letzten Jahre der sogEmannte 
- und heute schon eingehend besprochene -
Operationskalender entwickelt. Ich sehe in 
diesem eine Punktation eines Zeitplanes oder 
- wie es vor wenigen Tagen sehr trefiend 
eine Wiener Tagesz;eitung ausgeführt und 
qualifiziert hat - "den Fahrplan zur Südtirol­
lösung". 

Das wesentliche Prinzip dieses Operations­
kalenders liegt nun darin, daß Italien die ein­
zelnen Teile des Pakets ordnungsgemäß durch­
führt und daß Osterreich auf Grund dieser 
Paketdurchführung den bestehenden Streit für 
be endet erklärt und mit Italien einen Vertrag 
in Kraft setzt, der die Zuständigkeit des Inter­
nationalen Gerichtshofes für künftige Streit­
fälle über die Durchführung bilateraler Ver­
träg'e, also aud1 des Pariser Abkommens, vor­
sieht. Alle Verträge - nicht nur das Pariser 
Abkommen - sollen unter diesen künftigen 
Vertrag über die Heranziehung und Einschal­
tung des IGH fallen. 

Erst nach korrekter Paketdurchführung 
- und das, meine Damen und Herren, sei ganz 
besonders unterstrichen - wird seitens Oster­
reichs die Streitbeendigungserklärung abge­
geben und der sogenannte IGH-Vertrag in 
Kraft gesetzt werden. 

Die wichtigsten Elemente des Operations­
kalenders sind im einzelnen die beiderseitigen 
Regierungserklärungen vor den Parlamenten 

- Punkt 3 und 4 -, die Verabschiedung des 
im Paket vorgesehenen Verfassungsgesetzes 
- des Autonomiestatuts - und der einfachen 
Gesetze durch Italien, die einzelnen Phasen 
des IGH-Vertrags, die Verwirklichung der 
übrigen Paketmaßnahmen und schließlich die 
Abgabe der Streitbeendigungserklärung. Uber 
diesen Operationskalender konnten bekannt­
lich die Experten im Sommer dieses Jahres zu 
einer Einigung zwischen den bei den Ländern 
gelangen. 

Meine Damen und Herren! Es wird wieder­
holt und von verschiedener Seite Kritik daran 
geübt, daß dieser Operationskalender keine 
völkerrechtliche Garantie für die Verwirkli­
chung des Pakets darstellt. Diese an sich zu­
treffende Feststellung geht jedoch von der 
illusorischen Annahme aus, daß Osterreich es 
in der Hand gehabt hätte, bei entsprechend 
zäher und konsequenter Verhandlungsführung 
Italien seine Einwilligung zu einer völker­
rechtlichen Verankerung abzuringen. 

Tatsache ist, daß sich Italien von allem An­
fang an - das wird mir der Herr Abgeordnete 
Dr. Kreisky bestätigen müssen - nachdrück.­
lichst geweigert hat, eine völkerrechtliche Ver­
pflichtung zur Durchführung des Pakets ein­
zugehen. (Abg. Dr. K 1 e i s k y: 1s t ja nicht 
richtig! Ein Notenwechsel über das Schieds­
gericht hätte das beinhaltetI) Aber nur wäh­
rend dieser Zeit von fünf Jahren, dann wäre 
es aus gewesen I (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das ist 
ja falsch!) 

Osterreich hatte nicht die Möglichkeit, Ita­
lien zu einem Abgehen von dieser Haltung 
zu veranlassen. Rechtlich gesehen ist Italien 
lediglich zur Durchführung des Pariser Ab­
kommens - und damit unserer Auffassung 
nach aud1 zur Durchführung des Pakets -
verpflichtet, nicht aber zum Abschluß eines 
neuen Vertrages über die Durchführung des 
Pariser Vertrages oder des Pakets. 

Aber auch auf internationaler politischer 
Ebene hätte Osterreich keine Aussicht gehabt, 
mit seinem Verlangen nach zusätzlicher völ­
kerrechtlicher Verankerung des nach österrei­
chischer Auffassung ja bereits im Pariser Ab­
kommen verankerten Pakets durchzudringen. 

Diese Uberlegungen zeigen in aller Klar­
heit und Deutlichkeit, daß letztlich keine völ­
kerrechtliche, sondern lediglich eine politische 
Absicherung des Pakets im Bereiche des Mög­
lichen lag. Unter den denkbaren Formen einer 
politischen Absicherung aber stellt der vor­
liegende Operationskalender zweifellos den 
bestmöglichen Weg dar, da er auf dem ur­
eigensten Interesse jedes Partners an der Ver­
wirklichung der Leistungen des anderen Part­
ners als Folge der eigenen Leistung aufbaut. 
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Kern der vorgesehenen Regelung ist natur- diesem Zusammenhang hat zweifellos auch 

gemäß nicht die prozedurale Regelung des die im Paket vorgesehene ständige Kommis­
Operationskalenders, sondern der substan- sion für die Probleme Südtirols beim italieni­
tielle Inhalt der im Paket enthaltenen Maß- schen Ministerratspräsidium besondere Bedeu­
nahmen für Südtirol. Auch das Paket stand tung. (Abg. M e  1 t e r: Einen Orden kriegen 
in den letzten Women und Monaten im Wider- Sie, Herr Doktor!) 
streit der Standpunkte und Meinungen. Gegner Im stehe auf so etwas nicht an, Herr Kol­
der Regelung haben in einseitiger upd oft lege. Ich glaube aber, man muß bei einer sach­
verzerrter Weise Mängel und Nachteile des lichen staatspolitischen Debatte jedes Für und 
Pakets hervorgehoben, ja gingen sogar so Aber erwägen und auf alle Punkte, die hier zu 
weit, wegen dieser Mängel den Wert des erwähnen sind, genau eingehen. (Beifall bei 
gesamten Pakets in Frage zu stellen, an dessen der OVP.) Von einem Sprecher Ihrer Frak­
Erstellung nahezu zehn Jahre zäh und inten- tion, der sich jetzt allerdings bedauerlicher­
siv gearbeitet wurde. weise mit einem Zwischenruf meldet, habe 

Die Schwämen und Fehler des Pakets sollen ich vor einigen Tagen gehört, daß er gerade in 
nicht geleugnet werden, sie liegen sowohl dieser Debatte eine historische und staatspoli­
darin, daß eine Reihe wesentlicher Forderun- tische Debatte sehen wird, von der er glaubt, 
gen nicht oder nur teilweise durchgesetzt wer- daß sie die gesamte Offentlichkeit interes­
den konnte, teilweise auch in Regelungen, die, siert. Ich teile diese Meinung, glaube aber, 
wie vor allem die Budgetbestimmungen, über- daß mit solchen billigen Zwischenrufen dieser 
wiegend die Interessen der italienischsprachi- kein guter Dienst geleistet wird. (Beifall bei 

gen Bevölkerung Südtirols im Auge haben. der avp.) 

Dennoch wäre es ungerecht und einseitig, 
neben diesen Mängeln die beträchtlichen Ver­
besserungen zu übersehen oder zu bagatelli­
s ieren, die das Paket auf zahlreichen Gebieten 
für die Autonomie Südtirols mit sich bringt. 
Das Selbstverwaltungsrecht, von dem mein 
Vorredner gesprochen hat, wird durch diese 
Vereinbarungen in weitg,ehendem Maße ver­
wirklicht werden. 

Hinter dürren juristischen Formulierungen 
stehen hier oft Regelungen, die für das All­
tagsleben der Südtiroler Bevölkerung, die Er­
haltung ihrer Eigenständigkeit und die weitere 
Entwicklung ihres politischen, wi.rtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Lebens von großer 
Bedeutung sind. Schon ein Blick auf die ersten 
Seiten des Pakets zeigt - Sie alle haben ein 
Exemplar dieser Unterlagen erhalten -, um 
wie viele Bereiche die Gesetzgebungskompe­
tenz Südtirols gegenüber dem bisherigen Auto­
nomiestatut etwa auf wirtschaftlichem Gebiet 
erweitert . werden wird. Kann man im Ernst 
behaupten, daß die neuen Zuständigkeiten der 
Provinz etwa für Land- und Forstwirtschaft, 
Fremdenverkehr und Gastgewerbe, Handel­
oder Industrieförderung nicht einen echten Ge­
winn für die Autonomie Südtirols darstellen? 

Aber auch auf dem Gebiet der öffentlichen 
Ordnung wird die Stellung der Provinz Bozen 
durch das Paket beträchtlich verbessert wer­
den, beispielsweise durch die Möglichkeit der 
Anfechtung von Staatsgesetzen, die bisher nur 
durch die Region erfolgen konnte, oder durch 
die Teilnahme des Südtiroler Landeshaupt­
mannes an Sitzungen des italienischen Mini­
sterrates, wenn Probleme Südtirols beraten 
und behandelt werden. (Abg. P e t  e r: Sie 
reden wie ein italienischer Abgeordneter!) In 

Hohes Haus ! Sicherlich ist es zu bedauern, 
daß gerade auf dem Sektor der öffentlichen 
Ordnung und der Arbeitsvermittlung wichtige 
Forderungen der Südtiroler nicht durchgesetzt 
werden konnten, wie etwa eine echte Gesetz­
gebungsbefugnis der Provinz Bozen auf den 
Gebieten der Ansässigkeit und der Arbeits­
vermittlung. Gerade auf diesen Gebieten aber 
hat sich die italienische Seite schon 1964 den 
österreichischen Forderungen gegenüber weit­
gehend unzugänglich gezeigt. Immerhin konn­
ten auch hier Regelungen erzielt werden, die 
der Provinz Boz,en wenigstens Kontrollrechte 
über die Einhaltung des Ansässigen-Vorrangs 
bei der Arbeitsvermittlung und der Vorschrif­
ten auf dem Gebiete des Meldewesens ein­
räumen. 

Beträchtliche Verbesserungen wird das 
Paket auf dem Sektor des Sprachgebrauchs 
mit sich bringen. Eine ganze Reihe von Be­
stimmungen, auch im Verfassungsrang, werden 
sicherstellen, daß die deutsche Sprache in Süd­
tirol nunmehr endlich mit der italienischen 
gleichgestellt wird, die allerdings weiterhin 
die offizielle Staatssprache bleibt. Gerade der 
uneingeschränkte Gebrauch der eigenen 
Sprache auch gegenüber Behörden und im 
Amtsverkehr der Behörden untereinander ist 
ja eine wesentliche Grundlage für die Erhal­
tung und Entwicklung der Eigenständigkeit 
einer Minderheit. Anstelle der Bezeichnung 
"AHo Adige" wird in Zukunft die altehrwür­
dige Stammbezeichnung "Südtirol" nunmehr 
wieder aufscheinen. 

Es würde zu weit führen, Hohes Haus, noch 
näher auf Einzelheiten des Pakets einzugehen. 
Sprecher aus meiner Fraktion werden noch 
Gelegenheit haben, auf Details dieser Verein-
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barungen zu sprechen zu kommen. Zweck 
meiner diesbezüglichen Ausführungen war es 
lediglich, an konkretEm Beispielen den unbe­
streitbaren positiven Wert des Pakets klar­
zustellen. 

Die Kritiker der nun nadI langen und zähen 
Verhandlungen erarbeiteten Lösung - aus 
welchem Lager sie auch immer stammen 
mögen - sind uns bis zum heutigen Tage die 
Antwort darauf schuldig geblieben, welchen 
zielführenden und realen Lösungsvorschlag sie 
anzubieten hätten. Ein bloßes Verzögern oder 
Spekulieren auf "bessere Zeiten" kann von 
verantwortungsbewußter Seite wohl nicht als 
ernster und realisierbarer Lösungsvorschlag 
angesehen werden. 

Meine Damen und Herren! Dem vorlie­
genden Paket und dem Operationskalender 
hat die Landesversammlung der Südtiroler 
Volkspartei am 22. November dieses Jahres 
ihre Zustimmung gegeben. Wenn das Ergeb­
nis der Abstimmung auch verhältnismäßig 
knapp war, so handelt es sim doch um eine 
immerhin mit absoluter Mehrheit erfolgte 
klare demokratische Willensbildung, die für 
Osterreich im Sinne des stets geübten Ein­
vernehmens mit der Südtiroler Minderheit 
maßgebend war für das weitere Vorgehen auf 
bilateraler Ebene. Gerade dieses knappe Er­
gebnis des Votums der Südtiroler Volkspartei 
verpflichtet meiner Meinung nach Italien im 
besonderen Maße zur genauen und pünkt­
lichen Einhaltung der eingegangenen Ver­
pflichtungen. 

Insbesondere im Zusammenhang mit der 
Willensbildung der Südtiroler Volksgruppe 
zum vorliegenden Regelungsvorschlag wurde 
der österreichischen Regierungspartei von 
mancher Seite der Vorwurf gemarnt, sie be­
treibe aus innenpolitischen Gründen einen 
über,eilten Abschluß mit Italien, um der öster­
reichischen Bevölkerung eine Art Scheinlösung 
des Südtirolproblems als Wahlschlager für die 
kommende Nationalratswahl aufzutischen. 
Südtirol wird demnadl gewissermaßen auf 
dem Altar der Innenpolitik - ja mehr noch, 
der Parteipolitik - zum Opfer gebracht. Der­
artigen Mutmaßungen und Anschuldigungen 
möchte ich mit aller Entschiedenheit und allem 
Nachdruck eindeutig entgegentreten. (Beifall 
bei der OVP.) Sie sind vielfach nichts anderes 
als ein Ersatz für sachliche Argumente und 
lassen sich durch einen Blick auf die Entste­
hung und Vorgeschichte des heute vorliegen­
den Lösungsprojektes klar widerlegen. Für 
den unvoreingenommenen Beobachter ist es 
unverkennbar, daß Paket und Operations­
kalender nicht das Produkt einer überhasteten 
Erfolgspolitik darstellen, sondern das Ergeb­
nis langjähriger konsequenter Bemühungen in 

den vergangenen zehn Jahren. Es ist eine 
unbestreitbare Tatsache, daß ein großer Teil 
des heutigen Pakets noch zur Zeit der Außen­
ministersmaft des Herrn Abgeordneten Doktor 
Kreisky erarbeitet wurde, wozu auch der 
Herr Bundeskanzler in seiner Erklärung eine 
eindeutige Festlegung vorgenommen hat. 

Aber auch wesentliche Züge des Operations­
kalenders lassen sich bis weit in die Zeit vor 
1966 zurückverfolgen. Auch der Lösungsvor­
schlag von 1964 baute ja letztlich auf der An­
nahme auf, daß die italienische Regierung das 
in ihrer Regierungserklärung als interne Maß­
nahme angekündigte Paket auf Grund einer 
politischen Vereinbarung mit Osterreich ver­
wirklichen würde, ohne daß eine völkerrecht­
liche Durchsetzbarkeit des Pakets gegeben 
gewesen wäre. Auch damals wären ja die 
beiderseitigen Recbtsstandpunkte aufrecht­
erhalten worden. (Abg. G r a t  z: Der IGH hat 
auch keinen Gerichtsvollzieher zur Durchset­
zung!) Herr Kollege, es war immer das Um 
und Auf jeder Verhandlung seit mehr als 
einem Jahrzehnt, das beiderseitige . . . (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. G r a t  z.) Ich 
komme noch darauf. 

Die Leitlinien der österreichischen Südtirol­
politik sind also in ihren wesentlichen Grund­
zügen unter der heutigen Bundesregierung die 
gleichen geblieben wie in der Zeit vor 1 966. 
Daß es im Rahmen dieser Südtirolpolitik 
gerade jetzt zu einem Abschluß mit Italien 
gekommen ist, ist nicht das Ergebnis wahl­
taktischer Uberlegungen. Ein Blick auf die 
österreichisch-italienischen Expertenverhand­
lungen der vergangenen ,eineinhalb Jahre läßt 
ja deutlich erkennen, daß sich schon gegen 
Ende 1 968 ein erfolgreicher Abschluß dieser 
Verhandlungen abzeimnete. 

Niemand wird der Regierung ernsthaft vor­
werfen wollen, daß sie etwa die Verhandlun­
g,en mit Absicht bis in die Nähe der kommen­
den Nationalratswahl hinausgezogen hätte. 
Andererseits durfte freilich für eine verant­
wortungsbewußt handelnde Regierung ein 
innenpolitischer Termin kein Grund dafür sein, 
einer anstehenden außenpolitischen Entschei­
dung auszuweichen oder gar das in den bila­
teralen Verhandlungen erzielte italienische 
Angebot abzulehnen und damit die in lang­
jährigen Verhandlungen erreichten Aussichten 
auf eine wesentliche Verbesserung der Auto­
nomie Südtirols zu gefährden oder gar preis­
zugeben. 

Wenn die Bundesregierung in dieser Situa­
tion so gehandelt hat, wie sie es tat, so stellt 
dies keinen parteipolitischen Schachzug dar, 
,sondern nichts anderes als die verantwortungs­
bewußte Fortsetzung j ener Politik, die sie auch 
gemeinsam mit der großen Oppositionspartei 
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in der Zeit vor 1 966 verfolgt hat. Ich möchte 
daher an die Damen und Herren der soziali­
stischen Fraktion appellieren. das Ergebnis 
dieser Südtirolpolitik, an dem auch sie ihren 
unbestrittenen Anteil haben. ungeachtet man­
cher Polemiken in der Vergangenheit nicht 
unter parteipolitischen Aspekten zu sehen. 
sondern als einen Ausdruck jener gemein­
samen Außenpolitik, die wir nach wie vor 
über alle parteipolitischen Erwägungen stellen 
sollten. 

Mein Vorredner hat eindeutig von den poli­
tischen Realitäten gesprochen, auf die man bei 
solchen Verhandlungen immer wieder bauen 
muß. Ich glaube, daß das heute vorliegende 
und referierte Ergebnis eine solche politische 
Realität darstellt. Wir sind heute in diesen 
Verhandlungen in einem fortgeschrittenem 
Stadium, und es erscheint mir derzeit ausge­
schlossen, daß ein Weg, wie er etwa durch 
den Entschließungsantrag des Herrn Abgeord­
neten Dr. Kreisky nun eröffnet werden soll, 
noch irgendeine zielführende Möglichkeit in 
sich birgt. 

Ich bitte Sie deshalb, zu überlegen, nicht 
Ihrem Entschließungsantrag die Zustimmung 
zu geben, sondern mit unserer Entschließung, 
die ich nunmehr namens meiner Fraktion vor­
zulegen haben werde, mitzugehen, um hier 
mit möglichst großer Mehrheit zu einer An­
nahme der heutigen Erklärung zu gelangen. 

Ich darf nunmehr namens meiner Fraktion 
folgenden Entschließungsantrag vorlegen. 

A n  t r a g  der Abgeordneten Dr. Fiedler, 
Dr. Leitner, Dr. Bassetti, Robert Graf, Doktor 
Gorbach, Dr. Haider. Dr. Kranzlmayr, Grieß­
ner, Guggenberger, Dipl.-Ing. Fink und Ge­
nossen zur Erklärung des Bundeskanzlers 
über Südtirol. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen den 
Antrag :  

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Der Nationalrat gibt auf Grund der vom 

Bundeskanzler in der heutigen Sitzung ab­
gegebenen Erklärung über die beabsichtig­
ten Schritte, die die Bundesregierung zur 
Beilegung der bestehenden Meinungsver­
schiedenheit zwischen Osterreich und Italien 
zu unternehmen gedenkt und die den öster­
reichischen Rechtsstandpunkt über die Aus­
legung und Durchführung des Pariser Ab­
kommens vom 5. September 1 946 nicht be­
einträchtigen, dem Wunsche Ausdruck, daß 
die Bundesregierung in ihrem Wirkungs­
bereich entsprechend dem zwischenstaat­
lichen Verfahrensplan vorgehe. 

Der Nationalrat geht hiebei davon aus , 
daß die der parlamentarischen Genehmigung 
vorbehaltlichen Akte. wie sie in der Erklä-

rung der Bundesregierung dargestellt wer­
den, ihm seinerzeit zur Beratung vorgelegt 
und dann Gegenstand seiner eigenständigen 
Beschlußfassung bilden werden. 

Hohes Haus I Meine Damen und Herren! 
Wir stehen am Beginn einer neuen Entwick­
lung, einer neuen Phase. Mit der Annahme 
dieser Entschließung wird der Weg zur Reali­
sierung des vorliegenden Lösungsprojektes 
geschaffen. Möge die Durchführung der für 
die Tiroler an Eisack und Etsch so überaus 
bedeutungsvollen und entscheidenden Maß­
nahmen im Geiste wahrhaft europäischer Ge­
sinnung erfolgen. (Lebhafter Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Der Antrag- der Abgeordneten 
Dr. Fiedler und Genossen, der soeben ver­
lesen wurde, ist genügend unterstützt und 
steht daher mit zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Scrinzi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Am Beginn 
der Tragödie Südtirol steht ein in einem 
geheimdiplomatischen Verfahren erarbeiteter 
Treu- und Vertragsbruch. Am Beginn dieser 
dank des Vorgehens der OVP von vornherein 
zu einer Minidebatte gestempelten Ausein­
andersetzung über eine Frage, die gewiß Her­
zensangelegenheit aller Osterreicher ist, ste­
hen eine ganze Reihe von Wortbrüchen, 
weld1e wir der OVP-Regierung und der Re­
gierungspartei anzulasten haben. 

Es darf nicht übersehen werden, daß wir 
heute hier im Hause über eine Sache zu 
reden haben, die im Alleingang von der OVP­
Regierung längst abgeschlossen wurde. 

Wenn der Abgeordnete Fiedler gemeint hat, 
das, was die OVP-Regierung und die Regie­
rungspartei heute hier zu vollenden beabsich­
tigen. sei die logische Konsequenz einer lang­
jährigen Entwicklung, so kann ich dazu nur 
sagen: Das bedeutet, daß ein über 50 Jahre 
gehendes Bemühen, daß zahlreiche feierliche 
Erklärungen dieses Hauses, des Tiroler Land­
tages, daß einstimmige Beschlüsse der öster­
reichischen Volksvertretung auch in der Zwei­
ten Republik mit einem Handstreich vom Tisch 
gewischt werden und wir total vor dem italie­
nischen Standpunkt kapitulieren. 

Anscheinend haben die Verhandler nicht 
einmal gewußt, als man Italien Zusagen in 
bezug auf eine zustimmende Zurkenntnis­
nahme dieser vom Bundeskanzler vorgelegten 
Erklärung gemacht hat, daß es eine solche 
Zustimmung nach unserer Geschäftsordnung 
gar nicht gibt. Wenn man nun den Ausweg 
gewählt hat. diese Klaussche Kapitulations­
urkunde nunmehr in Form eines Entschlie-
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ßungsantrages dem Hohen Hause vorzulegen, 
und wenn man an uns appelliert, unter Be­
schwörung der Gemeinsamkeiten, des gemein­
samen Anliegens Südtirol, unter diese Kapi­
tulationsurkunde unseren Namen zu setzen, 
so hat man sich hier gründlich getäuscht, und 
ich darf schon jetzt b e a n t r a g  e n, daß über 
den OVP-Entschließungsantrag, der selbstver­
ständlich auf unsere entschiedene Ablehnung 
stößt, eine namentliche Abstimmung durch­
geführt wird. 

Warum mußte heute in aller Eile nach 
wochenlangen Beratungen des Hauses über 
den Voranschlag für das Jahr 1 970 diese De­
batte eingeschoben werden? Auch das war 
offensichtlich eine im Alleingang entwickelte 
Planung, um sich mit dem Brüsseler Fahrplan 
koordinieren zu können. 

Südtirol wurde - das ist geschichtlich und 
urkundlich zu belegen - 1 9 1 9  beziehungs­
weise 1 9 1 8  nationalistischen militärpolitischen 
Vorstellungen der damaligen Zeit geopfert. 
Vergeblich und zuwenig und im Gegensatz 
etwa zu den Kärntnern hat sich Südtirol und 
hat sich Tirol und hat sich Osterreich damals 
zur Wehr gesetzt. Heute soll es einer Kon­
struktion geopfert werden, welche im Grunde 
nichts anderes ist als ein Scheinmanöver, eine 
Irreführung der österreichischen Offentlichkeit. 

Man sucht in Verkennung der starken Werte 
des Gefühles und des Herzens, welche die 
Südtirolfrage Gott sei Dank in Osterreich 
noch immer bei unserer Bevölkerung zu 
wecken vermag, man versucht im Hinblick 
auf einen Pseudoerfolg in Brüssel, dem Oster­
reicher das Opfer Südtirol erneut zuzumuten. 

Ja wir gehen sogar so weit, etwas zu tun, 
was selbst Italien nicht getan hat, nämlich 
eine Junktimierung herzustellen mit einem nie 
erfolgten italienischen EWG-Veto. Es gibt 
nämlich kein solches Veto nach den Verfah­
rensregeln des Gemeinsamen Marktes zur Ver­
handlungsaufnahme ; es gibt dieses Veto nur 
hinsichtlich der Entscheidung, ob ein neues 
Mitglied aufgenommen werden soll. 

Man sucht es also so darzustellen, als ob 
dieses große Opfer, das hier den Südtirolern 
zugemutet wird, erbracht worden wäre, um 
die Tür zur großen europäischen Gemeinschaft 
weiter aufzustoßen. (Abg. Dr. K r  e i s  k y:  
Herr Dr. Scrinzi! Es ist ja nachweisbar sogar 
nachher weiterverhandelt worden in der 
EWGl) Davon ganz abgesehen, daß diese Ver­
handlungen bekanntlich -erst Ende 1 967 abge­
brochen wurden, und zwar unter dem fran­
zösischen Druck, und keineswegs an einem nie 
erbrachten italienischen Veto gescheitert sind. 
Es gibt dazu lediglich Vetoerklärungen des 
italienisChen Ministerpräsidenten, aber es gibt 
kein bei einem zuständigen Gremium depo-

niertes Veto, und ein solches Veto über die 
Verhandlungs aufnahme oder gegen die Füh­
rung von Gesprächen zu irgendeiner Verhand­
lung ist schon geschäftsordnungsmäßig gar 
nicht möglich. 

Man kann ohne Ubertreibung sagen, daß 
das, was sich heute hier im Hause - wie ich 
leider nicht zweifle, mit den Stimmen der 
Mehrheit, auch mit Stimmen der Tiroler Abge­
ordneten . . .  (Abg. Dr. L e i  t n e  r: Jawohll ­
Zwischenrufe bei der SPtJ). Sie scheinen stolz 
carauf zu sein - nach dem Willen der OVP­
Mehrheit vollziehen wird, die endgültige Ka­
pitulation und Bankrotterklärung der öster­
reichischen Südtirolpolitik seit 50 Jahren ist, 
und Sie werden nicht erwarten, daß wir dieser 
Bankrotterklärung unseren Arm und unsere 
Stimme leihen. 

Wenn der Abgeordnete Fiedler hier an uns 
appelliert hat, man solle aus der Südtirol­
sache keine Parteiangelegenheit machen, und 
wenn, wie wir hören, darüber auch noch ein 
Entschließungsantrag eingebracht werden soll, 
dann, meine Damen und Herren, hiezu ein 
klares Wort : 

Die Südtirolfrage war von der ersten feier­
lichen Erklärung der österreichischen Volks­
vertretung der Ersten Republik im Jahre 1919  
bis zu den feierlichen und einstimmigen Er­
klärungen, die die Volksvertretung der Zwei­
ten Republik hier im Hause abgegeben hat 
- einschließlich des einstimmigen Beschlus­
ses des Außenpolitischen Ausschusses im An­
schluß an das Gruber-de Gasperi-Abkom­
men - immer eine gemeinsame Angelegen­
heit aller Parteien - bis zu dem Augenblick, 
wo Sie hier in diesem Haus die absolute 
Mehrheit erreicht und die Alleinregierung ge­
bildet haben. Seither ist die Südtirolfrage in 
erster Linie eine Angelegenheit der Oster­
reichischen Volkspartei. 

Wir haben Ihnen Jahre hindurch gesagt: 
Gemeinsame Politik besteht nicht darin, daß 
man hinterher über Maßnahmen und Entschei­
dungen, die getroffen sind, die Opposition 
mangelhaft, verspätet informiert und ihre Zu­
stimmung erwartet, sondern darin, daß man 
von vornherein die Schritte, die man zu tun 
gedenkt, gemeinsam bespricht und berät. Es 
ist also etwas spät, wenn Sie nunmehr, wo 
Sie uns, wo Sie das Parlament vor vollendete 
Tatsachen stellen, erwarten, daß Sie dazu 
unsere Zustimmung erhalten. 

Meine Damen und Herren! Daß sich die 
OVP-Alleinregierung mit ihrem Vorgehen 
auch über einstimmige Beschlüsse und Erklä­
rungen dieses Hauses hinweggesetzt hat - mir 
ist nicht erinnerlich, daß die jemals wider­
rufen worden wären -, läßt sich leicht bele-

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 107

www.parlament.gv.at



14434 Nationalrat XI. GP. - 1 68. Sitzung - 1 5. Dezember 1969 

Dr. Scrinzi 

gen. Ich unterstelle sogar, daß sich ein Teil ständigung zwischen zwei Völkern, zwischen 
der für diese Art von Südtirolpolitik Verant- zwei Kulturen zu schaffen, welche mit Recht 
wortlichen nicht einmal der Mühe unterzogen stolz sind auf das, was sie im Verlauf der 
hat, nachzulesen, was dieses Hohe Haus 1919  abendländischen Geschichte geleistet haben. 
und 1 945 gemeinsam und einstimmig hier be­
schlossen hat. Aber darauf kommt es Ihnen 
ja offensichtlich gar nicht an. 

Meine Damen und Herren! Namens der 
Freiheitlichen Partei habe ich noch eine wei­
tere, entscheidende Feststellung hier zu tref­
fen. Sie betrifft die Frage des Selbstbestim­
mungsrechtes, die schon der Abgeordnete Dok­
tor Kreisky hier aufgeworfen hat. Es ist nicht 
meine Aufgabe, Herr Dr. Kreisky, Sie hier zu 
interpretieren, aber ich wäre Ihnen doch dank­
bar, wenn vielleicht Sie oder ein späterer 
Sprecher der Sozialistischen Partei aufklären 
würde, wie Ihr Satz zu verstehen ist, daß die 
Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht 
gewissermaßen nicht von einem verantwort­
lichen Politiker vertreten werden könne. Ich 
kann das nur so verstehen, daß Sie, so wie 
wir, immer unmißverständlich der Auffassung 
sind, daß das Selbstbestimmungsrecht etwas 
Unverzichtbares ist, daß es weder eine Regie­
rung, noch ein Parlament, noch eine Volks­
gruppenführung geben kann, welche auf dieses 
Recht verzichten könnte. 

Diesen Standpunkt hat auch die Freiheit­
liche Partei immer eingenommen, und wir 
haben unsere Mitarbeit - bis 1 966 - bei 
dem Bemühen Osterreichs, das gleichfalls ohne 
Befragung, ohne Zustimmung, ja ohne Infor­
mation dieses Hohen Hauses durchgeführte 
Gruber-de Gasperi-Abkommen seiner Ver­
wirklichung zuzuführen, gegeben mit dem 
klaren Vorbehalt, daß das keinen Verzicht 
auf das Selbstbestimmungsrecht beinhalte. Wir 
waren aber, im Vertrauen und im Glauben 
darauf, daß auch in Italien allmählich euro­
päischer Geist Platz greife, bereit, die Forde­
rung nach diesem Selbstbestimmungsrecht aus· 
zusetzen und Wege zu suchen, die die Berei­
nigung dieses für Europa, insbesondere für 
HaUen beschämenden Streitfalles ermöglidlen. 
Wir waren deshalb zu dieser Lösung bereit, 
weil wir darauf vertrauten, daß es uns ent­
weder gemeinsam gelingt, eine wirkliche poli­
tische Integration herbeizuführen, und daß in 
einem solchen integrierten Europa Staatsgren­
zen nur mehr eine unterg,eordnete Rolle spie­
len, daß es also ausreiche, bis zu diesem Zeit­
punkt der deutschen und ladinischen Volks­
gruppe in Südtirol ein Dberleben zu ermög­
lichen, der seit 1 9 18 systematisch sowohl vom 
monarchistischen wie vom faschistischen wie 
vom republikanischen Italien betriebenen 
Unterwanderungspolitik ein Ende zu setzen 
und damit letzten Endes aus Südtirol nicht 
einen Streitfall, sondern ein Land der Ver-

Wir sind der Meinung, daß das Ergebnis 
dieser OVP-Kontakte ein so miserables ist, 
daß es nicht nur die Fortdauer, sondern wahr­
scheinlich die Verschärfung des Streites 
zwangsläufig in den nächsten Jahren nach 
sich ziehen wird und daß dann, allerdings 
über den Umweg vieler verlorener Jahre, jene 
Entwicklung eintreten wird, der wir das Wort 
reden, die Europäisierung, die Internationali­
sierung dieses Streitfalles und damit eine euro­
päische Lösung. Das, was heute vorgelegt 
wird, ist keine friedliche, keine dauerhafte , 
keine europäische Lösung, das ist eine nadüe 
Kapitulation vor dem brutalen italienischen 
Standpunkt. 

Ich gebe zu, daß bei dieser Ausgangslage 
der sozialistische Antrag, wenigstens in wei­
teren Verhandlungen zu versuchen, das Un­
glüd( kleiner zu machen, und in Verhandlun­
gen zu erreichen, daß das sogenannte Paket 
in bezug auf seine Durchführung der Judika­
tur des IGH unterworfen wird, einen Versuch 
darstellt, das Ubel geringer zu machen. Und 
aus dieser Uberlegung heraus wird dieser 
Antrag auch die Zustimmung der Freiheit­
lichen Partei finden. 

Ich bin aber darüber hinaus in der Frage 
der Selbstbestimmung doch der Meinung, daß 
die Forderung nach Selbstbestimmung keines­
wegs so aussichtslos ist, wie man uns immer 
wieder in den vergangenen Jahren klarzu­
machen versucht hat. Ich darf vor allem er­
innern, daß noch 1 946, wenige Monate, j a  
wenige Wochen vor dem Gruber-de Gasperi­
Abkommen - und wir können Ihnen das aus 
den Dokumenten, welche das amerikanische 
Außenamt veröffentlich hat, belegen -, die 
Amerikaner der Auffassung waren, daß zwar 
nach der damaligen Situation die Rückgliede­
rung Südtirols, wie sie von diesem Hohen 
Haus ja auch in einer feierlichen Erklärung 
gefordert wurde, nicht möglich sei, daß es 
aber durchaus überlegenswert und möglich 
wäre, den Weg der Selbstbestimmung zu be­
schreiten. 

Aber wir haben in diesen Monaten ver­
geblich auf die laute und unüberhörbare For­
derung nach Selbstbestimmung gewartet. Prä­
sentiert wurde uns ein Abkommen, das heute 
schon qualifiziert wurde, ein Abkommen, das 
sich in keiner Weise als geeignet erwiesen 
hat, selbst das wenige, das es zu bringen 
versprochen hat, zu verwirklichen. Ich sage 
noch einmal: Wenn es etwas gibt, was uns 
in dieser traurigen Stunde nicht ganz hoff­
nungslos macht, so ist es die Uberzeugung, 

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 68. Sitzung - 15. Dezember 1969 14435 
Dr. Scrinzi 
daß es nach dem Scheitern dieses Versuches Popolazioni altoatesine". Hier ist ein Plural 
nur mehr zwei Alternativen gibt : die eine ist verwendet. Es ist hier von "Bevölkerungen" 
die Europäisierung des Streitfalles und die die Rede, und zwar ganz bewußt. Es wird das 
europäische Lösung, und die andere ist die bei der Debatte über das Paket nodl näher 
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes. zu erläutern sein. Uns liefert man schon einen 
Für heute wüßte ich noch eine andere Alter- fillschen Titel zu diesem Paket ; offensichtlich 
native. Meine Damen und Herren, wir haben w,eil man verschleiern will, daß Osterreich 
in diesen dreieinhalb Jahren OVP-Alleinregie- mit seinen Zugeständnissen unter anderem 
rung zu allen kritischen und schwierigen Fra- auch das wenige aufgegeben hat, was das 
gen immer wieder gehört : Ja, es gibt keine Gruber-de Gasperi-Abkommen zugunsten der 
Alternative. Meine Damen und Herren, zu deutschen und der ladinischen Minderheit in 
dieser Kapitulation hätte es eine Alternative Südtirol sichern zu können geglaubt hat, näm­
gegeben: den Rücktritt dieser Regierung samt li ch daß es sich um einen bilateralen Vertrag 
ihrem Bundeskanzler. (Beifall bei der FPO und h andle, der zugunsten, der zum Schutz der 
bei Abgeordneten der SPO.) beiden dort, auf das Staatsganze bezogen, 

Meine Damen und Herren! Wir verkennen 
nicht die Schwierigkeiten, die es bedeutet, 
daß hier das kleine, zwischen den Macht­
blöcken liegende neutrale Osterreich ist unr 
auf der anderen Seite der 50-Millionen-Staat 
Italien, das NATO-Mitglied, das Mitglied der 
Brüsseler Gemeinschaft. Aber worin besteht 
denn eine erfolgreiche Diplomatie, was ist das 
Wesen einer erfolgreichen Politik? Doch nicht, 
daß sich der Stärkere gegen den Schwächeren 
durchsetzt, sondern daß sich offensichtlich doch 
der Schwächere unter Ausnutzung der Mög­
lichkeiten, die ihm das Recht, das Völker­
recht im besonderen, die ihm aber auch seit 
1 945/46 die Charta der Vereinten Nationen, 
die ihm die in Europa geschlossenen Konven­
tionen geben würden, gegen den Stärkeren 
durchsetzt. 

Jawohl, die OVP-Regierung hat sich durch­
gesetzt gegen den Stärkeren: in Form der 
totalen Kapitulation! 

Meine Damen und Herren! Ich muß fest­
stellen, daß das, was im Zusammenhang mit 
der Entwicklung und mit der gegenwärtigen 
Lage von der Regierungsbank und auch vom 
Sprecher der OVP bisher gesagt wurde, was 
wir auch darüber hinaus an Erklärungen und 
Presseaussendungen erfahren haben, nichts 
betrifft außer die rein formalen Fakten. 

Es beginnt schon damit, daß zum Beispiel 
das uns heute vor wenigen Stunden vorge-

. l�gte Paket "Maßnahmen für die Bevölkerung 
Südtirols" offensichtlich ganz bewußt einen 
tlbersetzungsfehler begeht. Wer es nicht 
glaubt, dem bin ich gerne bereit, im Original 
v orzulesen und zu übersetzen, was zur Frage, 
welcher Text des Paketes gültig ist, der 
i1 alienische Ministerpräsident Rumor vor den 
beiden Häusern, Kammer und Senat, was aber 
auch der Vorsitzführende, der der DC ange­
hörende Abgeordnete Lucifredi, dazu ge­
sagt hat : Es ist ausschließlich der italienische 
Text authentisch I 

Meine Damen und Herren, dieser italieni­
sme Text spricht von "Misure a favore delle 

siedelnden Minderheiten diene. 

Heute haben wir ein Paket, das j ene Be­
zugnahme auf die deutsche und ladinische 
Minderheit ausklammert und vom friedlidlen 
Zusammenleben der Sprachminderheiten in 
d er Provinz Bozen spricht und damit in letzter 
Konsequenz ein Abkommen zum Schutze der 
italienischen Minderheit in Südtirol wird, 
oder das zumindest nach den Erfahrungen, 
die wir mit den Auslegungskünsten Italiens 
bei Verträgen bislang gemacht haben, so aus­
gelegt werden kann. 

Meine Damen und Herren! Wir haben in 
der Frage des Paketes einen anderen Stand­
punkt eingenommen als die Sozialistische Par­
t�i, einen anderen, als er auch heute von 
dem Parteiobmann der Sozialistischen Partei 
h ier vertreten und begründet wurde. Wir sind 
der Meinung, daß man zwar die demokratische 
Entscheidung der Südtiroler als solche respek­
Beren muß, daß man sich über eine solche 
nicht hinwegsetzen kann, aber daß wir bei der 
Frage, ob wir für das Paket, ob wir also für 
den substantiellen Inhalt der Autonomie oder 
ob wir für die substantielle Verbesserung der 
bisher gewährten Miniautonomie die Mitver­
antwortung mitzutragen haben, hier ein klares 
"Ja" sagen, und zwar aus folgenden Grün­
den : 

Diese Mitverantwortung ergibt sich für uns 
erstens aus der Parteistellung, die im Gruber­
de Gasperi-Abkommen uns eingeräumt oder 
erkämpft wurde. Sie ergibt sich aber zweitens 
aus unserer Schutzmachtfunktion, die wir seit 
der gewaltsamen Annexion, obwohl sie uns 
18ider in dem Friedensvertrag nicht verbrieft 
wurde, seit 1 920 haben und von der wir uns 
auch nicht lossagen können. Wir haben 
drittens gewußt, daß die Südtiroler Volks­
gruppenführung nach fast 20jährigen Bemü­
hungen, von der Forderung nach Rückgliede� 
rung an Osterreich über jene der Selbst­
bestimmung zu jener der echten vollen Auto­
nomie, welche im Aufschrei des Südtiroler Vol­
kes 1 957 in Sigmundskron "Los von Trient!"  
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kulminiert hat, unter einem schweren inner­
politischen, aber auch psychologischen und 
moralisChen Druck. stand. 

Dieses Moment hätte uns unserer Auf­
fassung nach doppelt verpflichtet, uns auch 
der Frage des substantiellen Inhaltes dieser 
zu erweiternden Autonomie anzunehmen und 
die Verantwortung hiefür nicht einer Landes­
versammlung zu überlassen, welche unter 
Zeitdruck. und unter dem von mir geschilderten 
moralischen Druck. entscheiden mußte, welche 
nicht ausreichend informiert war - denn 
öffentliche Versammlungen hat die Partei nicht 
abgehalten - und welche sich dement­
sprechend auch mit einer außerordentlich 
knappen Mehrheit von 52,9 Prozent für dieses 
Paket, und zwar unter gewissen Bedingungen, 
bereit erklärt hat. Auf diese Bedingungen 
werde ich noch zu sprechen kommen. (Rufe 
bei der avp: Oje!) 

Es wird Aufgabe der weiteren Sprecher der 
Freiheitlichen Partei und

· 
auch Aufgabe in 

einer zweiten Wortmeldung sein, sich mit den 
substantiellen Fragen des Paketes zu befassen. 
- Ich habe dieses "Oje" gehört. Ich weiß : 
Wenn es nach Ihnen ginge, dann hätten Sie 
von uns erwartet, daß wir, ähnlich wie der 
Herr Abgeordnete Dr. Fiedler, einen Lob­
gesang für das anstimmen, was Sie uns heute 
hier präsentieren, um dann möglichst rasch 
zur Tagesordnung überzugehen. 

Es hat ja bloß in Ihrer Erklärung gefehlt, 
daß Sie uns zumuten, daß wir auch noch, den 
"Ubergang zur Tagesordnung" aufnehmen, 
wie es nach der italienischen Geschäftsord­
nung in der Kammer üblich ist. Aber Sie 
werden sich mit uns hier auseinandersetzen 
müssen. Und wenn es darauf ankommt, einige 
Tage. Wir sind darauf vorbereitet, meine 
Damen und Herren von der OVP I Ich würde 
Sie warnen, uns durch solche beschämende 
Interjektionen zu provozieren I 

Es kann also bei dieser grundsätzlichen 
Erklärung nicht darum gehen, sich mit Einz,el­
heiten des Paketes auseinanderzusetzen. Wir 
halten nur fest, daß dieses Paket nicht jenes 
Mindestmaß echter Autonomie bringt, welches 
die Südtiroler Volksgruppenführung immer 
verlangt hat und von dem Sie aus Gründen, 
auf die ich hier in der Offentlichkeit nicht 
näher eingehen möchte, weil sie nicht dem 
Ansehen und der Ehre dieser Volksgruppen · 
führung, wenigstens ihrer Mehrheit, dienen, 
plötzlich abgerückt sind. 

Es ist nicht. meine Aufgabe, das zu loben, 
was man in der präkoalitonären Stimmung 
sowohl von seiten der Regierungsbank wie 
auch vom Sprecher der OVP bisher gehört 
hat, nämlich die Verdienste des ehemaligen 
sozialistischen Außenministers Dr. Kreisky. 

Aber ich fühle mich hier verpflichtet - ich 
selber als Südtiroler, als einer, der diese 
Heimat verloren hat -, doch eines mit aller 
Objektivität festzustellen : So wesentlich sind 
die substantiellen Unterschiede in den beiden 
Paketen nicht, daß sidl daraus für mich ein 
objektiver Maßstab ergibt, warum das Kreis­
ky-Paket 1 964 abgelehnt und das - ich weiß 
nicht, wie ich es nennen soll - TonCic-Wald­
heim-Paket 1 969 angenommen wurde. Gewiß, 
es sind eine Reihe von Kompetenzen dazu­
gekommen, die damals nicht im Text waren. 
Andere sind - Sie werden mir zustimmen, 
Herr Dr. Kreisky - nicht mehr enthal ten. 
Ich bin mir darüber klar, daß das ein uner­
hört mühseliges Tauziehen war. Aber ich be� 
tone noch einmal: Ein überzeugender Fort­
sdlfitt zu einer wirksamen, zu einer echten 
Autonomie ist auch in diesen Jahren, wo die 
OVP-Alleinregierung die Alleinverantwor­
tung für das übernommen hat, was sie hier 
präsentiert, nicht eingetreten. 

Es fehlt vor allem die Absicherung gegen 
die seit 50 Jahren systematisch betriebene 
Unterwanderung. Es ist richtig : Nach außen 
hin hatten sich die Methoden etwas geändert, 
aber im Grunde: Die Tendenz, das Ziel war 
und ist das gl,eiche. Es geht . darum, in Süd� 
ti rol die Deutschen und Ladiner, welche dieses 
Land bis 1 9 1 8  zu 97 Prozent, u;nd zwar seit 
über tausend Jahren, besiedelt haben, zu einer 
Minderheit zu machen. 

Diesen Tendenzen ist auch mit diesem 
Paket keineswegs das Wasser abgegraben. 
Die Bestimmungen über Ansässigkeit, über 
Meldepflicht, die Frage der Arbeitsvermittlung 
und eine ganze Reihe von wesentlichen Kom· 
petenzen, welme allein geeignet wären, wenn 
sie in die ausschließliche Selbstverwaltung 
der Provinz Bozen beziehungsweise Südtirols 
kämen, die Assimilierungspolitik erfolgreich 
Z'\l unterbinden, enthält das Paket nicht. 

Dafür aber enthält es eines : das Veto der 
italienischen Minderheit im Südtiroler Land� 
tag gegen das Budget. Es ist ein undemo� 
kratisches Vetorecht, wie audl einer der Be� 
fürworter des Paketes, nämlich der Abgeord­
nete Riz, bei der Debatte in der römischen 
Kammer zugeben mußte. Dieses Veto ist ein 
undemokratisches Instrument und entspricht 
nicht der Förderung des friedlichen Zusammen­
lebens, sondern der permanenten Erpressung 
der deutschen und ladinischen Mehrheit dieses 
Landes. 

In konsequenter Auslegung des Wortlautes 
dieser verhängnisvollen Artikel ist es ganz 
klar : Wenn die Mehrheit der im Südtiroler 
Landtag vertretenen italienisdlsprachigen Ab­
geordneten sidl gegen das Budget aussprimt, 
kann die Gesetzwerdung des Haushaltes auf 
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Monate aufgeschoben werden. Letzten Endes 
wird nicht etwa durdl einen demokratisdlen 
Beharrungsbeschluß, sondern von einer außer­
parlamentarischen Instanz über das Budget des 
Südtiroler Landtages ultimativ entschieden. 

Es gibt nodl eine ganze Reihe von anderen 
Bestimmungen des Paketes, mit denen wir 
uns noch auseinandersetzen werden. 

Vielleicht ist diese Auseinandersetzung 
müßig, denn auch mit einem weiteren Irrtum 
muß in diesem Haus gründlich aufgeräumt 
werden. Es hieß so euphemistisch, daß Paket 
und Operationskalender integrierender Be­
standteil der Erklärung des italienischen 
Ministerpräsidenten wären. 

Meine Damen und Herrenl Die italienischen 
Protokolle liegen hier. Es hat zu dieser Frage 
eine Reihe von Anfragen in der Kammer von 
verschiedenen Abgeordneten gegeben, auch 
vom Deutschsüdtiroler Abgeordneten Dietl. 
Man wollte nämlich wissen: Hat nun die 
italienische Kammer und hat der italienische 
Senat mit seinem Ja zur Regierungserklärung 
auch das Paket und den Operationskalender 
angenommen? Dazu gab es zwei unmißver­
ständliche Antworten des Ministerpräsidenten 
Rumor und eine klare Antwort des Kammer­
vorsitzenden Lucifredi. Es wurde ein Ja ab­
gegeben zu der allgemeinen politischen Erklä­
rung der Regierung, ohne jedes Präjudiz für 
das Paket, insbesondere für die Substanz des 
Paketes. 

Das muß festgehalten werden. Von den Süd­
tirolern hat man ein bedingungsloses Ja ge­
fordert. Das ist mit knapper Mehrheit der 
Südtiroler Volkspartei - nicht mit Mehr­
heit des Südtiroler Volkes I - gegeben wor­
den. Die allgemein ge faßte politische Erklä­
rung des Ministerpräsidenten Rumor hat eine 
mehrheitliche Zustimmung in der italienischen 
Kammer erlangt. 

Meine Damen und Herren I Die österreidli­
sche Offentlichkeit wurde auch darüber in 
Irrtum geführt, wie es mit dieser Mehrheit in 
Wirklichkeit aussieht. Denn von 626 Abge­
ordneten dieser Kammer haben 279, also 
wesentlich weniger als die einfache Mehrheit, 
dieser politischen Erklärung mit der ausdrück­
lich bescheinigten Einschränkung eine Zu­
stimmung gegeben, daß dieses Ja, dieses 
schwache Ja - es liegt etwa bei 36 Prozent ­
lediglich bedeutet, daß man diese Erklärung 
entgegengenommen habe, und nicht bedeute, 
daß man das Paket und den Operations­
kalender angenommen hat. 

Ein Teil des Operationskalenders wäre 
sicher mit Einstimmigkeit angenommen wor­
den: das ist das Ja zum IGH. Und auch dazu 
noch ein paar Worte. Man tut immer so - und 

auch die österreichische Offentlichkeit ist da­
hingehend informiert worden -, die bloße 
Paraphierung des IGH-Abkommens sei völlig 
bedeutungslos, sei unverbindlich. Auch das 
bedeutet eine bewußte Irreführung der Offent­
lichkeit. Diese Paraphierung und schon das 
Ja der Landesversammlung der Südtiroler ist 
eine klare politische Willens kundgebung und 
ist selbstverständlich im Falle eines Streites 
über die IGH-Kompetenz ein auch vom Formal­
juristischen her außerordentlich wichtiges 
Indiz. Glauben Sie, daß die Frage der Gestal­
tung des Operationskalenders nicht zuletzt 
deshalb zwei Jahre lang verzögert wurde, weil 
Italien die Bestimmung über die IGH-Para­
phierung sozusagen vom hintersten Platz 
an die erste Stelle boxen wollte? Glauben Sie, 
daß die Fleißübungen gemacht haben, um eine 
völlig bedeutungslose und unverbindliche 
Floskel in zweijährigem hartem Ringen durch­
zusetzen? Für wie dumm verkaufen Sie uns 
denn hier? (Präsident Dipl.-Ing. W a l  d b r u n­
n e  r übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn man damit spekuliert, daß wir Laien 
und keine. Völkerrechtler und Juristen sind, 
dann hätten Sie Gelegenheit gehabt, verant­
wortliche, sachverständige Experten dazu zu 
befragen. Aber diese Experten hat j a  die 
aVP-Alleinregierung ab 1966 aus guten Grün­
den ausgeschaltet, weil man nämlich befürch­
ten mußte, daß diese Experten nach bestem 
Wissen und Gewissen ihre Ratschläge erteilen 
und nicht danach, ob man damit den Ehrgeiz 
einer Regierung, die hier um jeden Preis 
einen außenpolitischen Erfolg heimbringen 
wollte, unterstützt oder nicht. Lesen Sie ein­
mal nach, was nicht ein Sozialist, nicht ein 
freiheitlicher Abgeordneter, sondern was der 
Herr Staatssekretär Gschnitzer, Abgeordneter 
Ihrer Partei, 1 959 in einer einstündigen Aus­
führung hier zum IGH-Vertrag gesagt hat; 
wie er begründet hat, warum dieses ja nicht 
neue Ansinnen Italiens gestellt wurde: Unter 
dieser Bedingung hätten wir j a  schon vor 
Jahren das haben können, das Sie uns heute 
servieren. Warum er davor gewarnt hat, uns 
auf eine Unterwerfung des Gruber-de Gasperi­
Abkommens unter die IGH-Judikatur einzu­
lassen. Lesen Sie es nach in den Protokollen 
des Jahres 1 959. 

Und nun der Operationskalender, von dem 
man uns sagt : Nun ja, es war eben die inter­
nationale Verankerung, eine echte Europä­
isierung des Streitfalles nicht zu erreichen, in­
folgedessen mußten wir uns auf ein optimales 
und verwirklichbares prozedurales Verfahren 
einigen. Nun, ein prozedurales Verfahren ist 
es, das bestreite ich nicht. Aber es ist auch 
nicht der Schein einer Sicherheit, nicht die 
Spur einer Gewährleistung dafür, daß das, was 
also Inhalt des sogenannten Paketes ist, von 

1005 
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Italien verwirklicht wird, und insbesondere ist vieren, wurde nicht nur nicht unterstützt, son­
nicht die geringste Gewährleistung dafür ent- dern wurde paralysiert von der OVP-Regie-
halten, wann dies verwirklicbt wird. rung und ihren Außenministern. 

Meine Damen und Herrenl Nun wird hier 
der europäische Geist beschworen : Da steht 
das integrierte Europa ohne Grenzen. Ich 
glaube, die Freiheitliche Partei kann für sich 
in Anspruch nehmen, daß sie sich vom ersten 
Tag an hier im Haus zu diesem größeren 
Europa, zu diesem Europa des friedlichen Zu­
sammenlebens und Zusammenarbeitens immer 
bekannt hat. Die Freiheitliche Partei führt 
keinen Krieg gegen das italienische Volk, aber 
wir führen einen Krieg gegen den italienischen 
Chauvinismus, der sich auch hier wieder 
hundertprozentig durchzusetzen vermochte. 

Was bislang vorliegt, ist eine unverbind­
liche Verwendungszusage der Italiener. Natür­
lich, wir können die Streitbeendigungserklä­
rung als Druckmittel sozusagen bis an den 
St. Nimmerleinstag pendent halten und sagen : 
Das ist also unsere Sache, wir können eben 
die Italiener wieder vor die UNO bringenl 
Auch das trifft nicht mehr zu. Ich will mich 
im Augenblick darüber nicht verbreitern. Dar­
über ist nachzulesen, was Berufenere, Völker­
rechtler und Rechtskundige, geschrieben 
haben. Daß wir uns mit dem IGH-Vertrag 
diesen Weg sowohl zur UNO als auch zu den 
europäischen Instanzen wenn nicht unmög­
lich gemacht, so doch unerhört erschwert 
haben, ist für j eden Kundigen außer Frage; 
außer für j ene, deren Aufgabe es ist, hier als 
Lakaien der OVP-Alleinregierung spät, im 
letzten Augenblick, fünf Minuten vor zwölf bei 
ihrem sonst wenig glückhaften Operieren noch 
einen großen außenpolitischen Scheinerfolg 
ins Haus zu liefern. 

Man hat immer damit argumentiert, man 
könne nicht, wenn man bilateral verhandle, 
weitere Instanzen in diese Verhandlungen 
einschalten. Heute muß selbst der Bundes­
kanzler zugeben, daß nicht verhandelt 
wurde. Er selber spricht in der Ein­
leitung seiner Regierungserklärung von 
"Kontakten", die stattgefunden haben, und 
stellt sich damit faktisch hundertprozentig 
auf den italienischen Rechtsstandpunkt. Daß 
der Vorbehalt des eigenen Rechtsstandpunktes 
aufrecht bleibt, ist eine leere, nichtige, unbe­
deutende, wirkungslose Geste, mehr aber 
nicht. 

Haben wir Grund, Italien zu vertrauen? 
Meine Damen und Herren! Worauf gründet 
sich Vertrauen? Im Leben und in der Politik 
als einem Teil des Lebens doch offensichtlich 
darauf, daß man Treue, daß man Standfestig­
keit, daß man Worthalten erfahren habe. Kann 
man das gegenüber den Repräsentanten des 
italienischen Volkes, mit denen wir es in den 
letzten 50, 60 Jahren zu tun hatten, behaupten? 
Ich will hier nicht unnötig etwa alte Wunden 
aufreißen. Ich will nur ruhig und bloß 
chronologisch und historisch schildern, welche 
Fakten dafür sprechen, daß wir Grund zum 
Mißtrauen haben gegen unseren "Kontakt­
partner" , wenn ich in der Terminologie des 
Herrn Bundeskanzlers bleiben darf:  

Vertragsbruch 19 15 :  Beginn der Leidens­
geschichte, Beginn der Passion Südtirols. 
Wortbruch bei Gelegenheit des Waffenstill­
standes 1 9 1 8 :  Hunderttausende von deutschen 
und österreichischen Soldaten haben das mit 
j ahrelanger Gefangenschaft, viele von ihnen 
mit Tod und Krankheit bezahlt. 1920 : Friedens­
vertrag. Feierliche Verpflichtungen zum Min­
derheitenschutz. Wie sah die Wirklichkeit 
aus? Was hat ein nicht unmaßgeblicher 
italienischer Abgeordneter damals gesagt: In 
der Ubergangszeit werde man - und ich b in 
gerne bereit, es dem Hohen Hause hier wört­
lich zu zitieren - etwas harte Methoden an­
wenden, um das deutsche Gesindel aus dem 
Oberetsch austreiben zu können. Sind das 
Anlässe, Vertrauen schöpfen zu können? Ist 
etwa die dann verfolgte monarchistische, 
fasChistische und republikanische Politik 
Italiens Grund zum Vertrauen? 1944: Feier­
liche Erklärungen . . . (Abg. Dr. H a i  d e r: 
Warum lassen Sie 1 939 aus mit dem seligen 
Adolf?) Ich weiß nicht, ob Sie sich als Ver­
treter dieser Partei hier fühlen. Dann haben 

Hat man es ernstlich versucht, solche inter­
nationale Instanzen in den Streitfall einzu­
schalten? Keineswegs I Als etwa - auch das 
ist längst in Vergessenheit geraten - 1 962 
die Verhandlungen der 1 ger-Kommission 
ins S tocken gerieten und nicht etwa 
ein OVP-Außenminister, sondern ganz andere 
Instanzen den Präsidenten der Politischen 
Kommission und Subkommission Südtirol des 
Europarates, den belgischen Abgeordneten 
Struye, mobilisiert haben, gelang es diesem, 
Italien nach einjähriger Unterbrechung in der 
1 ger-Kommission wieder an den Ver­
handlungs tisch zu bringen. Und dieser Mann 
wurde hier desavouiert, als er seine Dienste 
bei neuerlichem Unterbrechen der Verhand­
lungen angeboten hat, indem man sein Aner­
bieten nicht einmal beantwortet hat. 

Sie j a  Gelegenh�it, sich hier zu Wort zu 
Unser wiederholtes Bemühen, die europä- melden. Ich habe hier die Freiheitliche Partei 

ischen Instanzen, insbesondere die dazu ge- des Jahres 1 969 zu vertreten und nicht Adolf 
schaffene Südtirol-Subkommission, zu akti- Hitler, was anscheinend Ihr Anliegen ist. (Abg. 
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Dr. H a i  d e r: Ihr seliger Adolf!) Das habe 
ich j a  schon lange erwartet. Zu einer Zeit 
- und auch dafür bin ich bereit, Beweise zu 
liefern -, als Leute, die zu Ihnen gehören, 
noch Lobhudeleien für diese Südtirolpolitik 
hatten, wurde ich von dem gleichen System 
eingesperrt, Herr Dr. Haider. Nehmen Sie das 
zur Kenntnis!  Ich habe mich damals zur ""ehr 
gesetzt, und ich habe es zweimal mit Haft 
gebüßt. Haben Sie 1 939 das Maul aufgemacht? 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Dann wäre kein Grund 
gewesen, daß Sie das verschweigen!) Ich habe 
das hier im Haus schon gesagt, nur haben Sie 
es nicht gehört oder es vergessen, Herr 
Gruber! (Abg. Dr. G r u b e  r :  Nein, nein!) 

Ich war nicht bereit, auf diese Dinge zurück­
zublenden. Das hat damit für mich nichts zu 
tun. Ich bin nicht verantwortlich für das, was 
1939 geschehen ist. Ich mache auch nicht Sie 
verantwortlich. Ich habe j etzt vom Verhalten 
des italienischen Partners gesprochen und ge­
fragt: Haben wir Grund zum Vertrauen? Wenn 
Sie aber das zitieren, dann muß ich noch ein­
mal daran erinnern: Ich habe mich damals ge­
wehrt und ich wurde dafür eingesperrt; ich, 
ich habe es gebüßt I (Abg. Dr. van T o n  g e l : 
Jetzt ist er ruhig, der Haider! - Abg. Doktor 
H a i  d e r: Tongel hat es notwendig, daß er 
sich meldetf) Idl. bin im Gegensatz zu Ihnen, 
Herr Haider (Abg. M e  1 t e  r: Haider ver­
trägt den Wein nicht/), der Sie sich hier in 
Niederösterreich friedlich, ich will nicht sagen 
gemästet haben, einer, der dieses Südtirol als 
Heimat verloren hatl Halten Sie sich also 
zurück. Ich habe noch einiges auf Lager, was 
Ihnen sehr unangenehm sein könnte. Ich habe 
nicht die Absicht, das auszugraben, gar nicht, 
aber ich warne Sie noch einmal (Abg. P e t  e r :  
Das ist doch die neue Withalm-Linie seil 
gestern! Giftspritzen!): Es ist Material da, 
um auf diese Fragen zurückzukommen! 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunne! (das 
Glodi€nzeichen gebend): Bleiben wir bei der 
Südtirolfrage ! (Ruf bei der FPO: Es ist nur 
festzustellen, wer angefangen hat!) 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend): Dann 
kam also das Gruber-de Gasperi-Abkommen. 
Dieses Abkommen heute aus dem historischen 
Rüd{.bliCk zu qualifizieren, ist leichter, als es 
damals abzuschließen. Meine Damen und 
Herren! Das bin ich bereit einzuräumen. Ich 
bin im Bilde über die Zwangslage, in der wir 
damals waren. Ich weiß, was die Frage der 
Optanten damals bedeutet hat. Ich bin jetzt 
durchaus nicht hier, um nun den Stab über 
dieses Abkommen leichtfertig zu brechen. Ich 
stelle nur fest : Es ist von Italien nicht erfüllt 
worden. 

Das sagen ja auch Sie, und ich werde, wenn 
Sie mich nicht dazu herausfordern, nicht darauf 

eingehen, welche Unterlassungen, welche 
Mängel es aufweist. Ich habe aber hier die 
Erklärungen, den Notenwechsel, die Tele­
gramme, die Briefe des amerikanischen Außen­
amtes und einiges dazu. Von dort her ließe 
sich auch etliches zur Vorgeschjchte dieses 
Abkommens sagen. Das stelle ich nicht zur 
Debatte, das ist leider eine Sache, die wir 
nicht mehr ändern können. 

Nur eines, meine Damen und Herren: Sie 
haben es auch damals nicht für notwendig 
gehalten, vor dem Abschluß dieses Abkom­
mens das Hohe Haus damit zu befassen oder 
wenigstens nachher dies-es Abkommen, wie es 
erforderlich wäre, wie es unsere Verfassung 
vorschreibt, durch dieses Haus als ein 
bilaterales, also zwischenstaatliches Abkom­
men ratifizieren zu lassen. Sie haben den sehr 
komplizierten Umweg beschreiten müssen, daß 
die Alliierten, daß die Signatarmächte des 
italienischen Friedensvertrages es als Kodizill 
und als Abänderung des § 10 dieses Friedens­
vertrages erklärten und daß dieser Friedens­
vertrag von uns im Jahre 1 955 j a anerkannt 
werden mußte, und erst damit ist dieses Ab­
kommen rechtlich in Osterreich existent ge­
worden. Es ist auch in keinem Gesetzblatt 
je veröffentlicht worden. Und noch einmal: 
Sie haben es unterlassen, das Hohe Haus mit 
diesem Abkommen zu beschäftigen. Sie 
werden vielleicht eine Reihe von außenpoliti­
schen oder sonstigen Gründen dafür heute ins 
Treffen führen können. Auch darüber will 
ich mich nicht auseinandersetzen. 

Sie haben lediglich den Aussmuß für Aus­
wärtige Angelegenheiten am 1 .  Oktober 1 946 
befaßt, und ich darf doch in Erinnerung rufen, 
was dieser Ausschuß damals besmlossen hat, 
und zwar einstimmig :  "Die Haltung Oster­
reichs bedeutet in keiner Weise einen Verzicht 
auf die unveräußerlichen Rechte unseres 
Staates auf Südtirol. Der Ausschuß gibt der 
bestimmten Hoffnung Ausdruck, daß eine ge­
änderte Weltlage in Zukunft den Südtirolern 
die Möglichkeit der Selbstbestimmung über 
ihre staatliche Zugehörigkeit geben wird. Er 
ist der Meinung, daß dieses Prinzip der 
einzige Weg für eine dauernde Lösung der 
Südtiroler Frage ist, die von Osterreich als 
gerecht und befriedigend angenommen werden 
könnte." 

Meine Damen und Herren! Ist das, was Sie 
uns heute hier servieren, die Vollendung 
dessen, was da einstimmig beschlossen 
wurde? (Abg. Dr. H a u  s e  r: Wer hätte das 
vollenden können, Herr Dr. Scrinzi, real 
gesehen?) Damals hat das viergeteilte, von 
vier Besatzungsmächten besetzte Osterreich, 
dessen Souveränität auf vielen Bereichen ein­
geschränkt war, dessen Bevölkerung hungerte, 
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dessen Bevölkerung vor den Trümmern der 
Katastrophe des zweiten Weltkrieges stand 
- um gleich den Herrn Haider, der nidlt da 
ist, vorwegzunehmen: Idl bin für sie nicht 
verantwortlich! -, damals hat dieses Oster­
reich und hat seine Vertretung wenigstens im 
Ausschuß den Mut gehabt zu sagen, wie die 
Dinge liegen. Heute reden wir von Meinungs­
verschiedenheiten ; in einem Osterreich des 
Wohlstandes, in einem Osterreich, das �eine 
Souveränität in wesentlichen Dingen wieder­
erlangt hat, in einem Osterreich, das inter­
national handlungsfähig geworden ist, in 
einem Osterreich, das internationalen Insti­
tutionen wie der UNO, wie dem Europarat 
angehört, in einem Osterreich, das sich auf 
die UNO-Charta, das sich auf die Konvention 
des Europarates, das sich auf eine Südtirol­
Subkommission stützen könnte, ist das heute 
das Ergebnis ! Ist das etwas anderes, als unter 
ungleich besseren Voraussetzungen die totale 
Kapitulation in Kauf zu nehmen? 

Man hat heute auch, allerdings sehr ver­
packt und völlig unverbindlich, von Fristen 
im Zusammenhang mit dem Operations­
kalender einiges gehört. Haben wir hier An­
laß, Italien zu vertrauen? 1 946 Gruber-de 
Gasperi-Abkommen. 1 959 hat Ihr Abgeord­
neter, der um Südtirol hochverdiente Staats­
sekretär Gsdmitzer, festgestellt also 
13 Jahre später ! -, daß ein wesentlicher Teil 
dieses Abkommens nicht erfüllt war. Ich 
erinnere an die Rede des Altbundeskanzlers 
Gorbach in diesem Zusammenhang, ich er­
innere aber auch an das, was damals der 
Außenminister Dipl.-Ing. Dr. Figl gesagt hat. 
Er hat in überzeugender Weise den Katalog 
nicht erfüllter Zusagen aufgezählt. Er hat dar­
getan, wie selbst in einfachsten und neben­
sächlichen Dingen Italien sich j ahrelang seinen 
Verpflichtungen entzogen hat. 

Meine Damen und Herren! Denken Sie 
daran, daß allein die im Gruber-de Gasperi­
Abkommen zugesicherte Anerkennung der 
akademischen Grade, welche Südtiroler an den 
Universitäten Osterreidls erwerben - ein 
Akt, der zweier Schreibmaschinseiten bedurfte 
und einer Unterschrift -, neun Jahre gedauert 
hat. Neun Jahre zur Anerkennung eines Dok­
torates, das ein Südtiroler etwa in Wien oder 
in Innsbruck oder in Graz erworben hat l Sie 
müssen selbst zugeben: Eine ganze Reihe von 
nadl unserer Meinung und unserer Auslegung 
klaren Zusicherungen des Gruber-de Gasperi­
Abkommens sind bis heute nicht erfüllt. Ja 
Sie müssen selbst in Ihre Erklärung auf­
nehmen, daß dieses jetzt 23 Jahre zurück­
liegende Abkommen in wesentlichen Teilen 
nicht erfüllt ist. Sie machen das allerdings 
als eine Art Mentalreservation, indem Sie 
auf Ihrem Rechtsstandpunkt beharren. 

Wie wird nun die Erfüllung dieses unend­
lich komplizierten Paketes aussehen, wenn e s  
i n  Verfassungsgesetze, i n  einfache Gesetze, 
in Durchführungsverordnungen umgesetzt 
werden soll? Eines Paketes, zu dem nicht wir, 
nich t die Sozialisten, sondern Ihre Experten, 
Ihre Beamten in subtilen Untersuchungen fest­
gestellt haben, daß es mindestens 53 mehr 
oder weniger wesentliche Abänderungen in 
der Trextierung gibt;  eines Paketes, das am 
22., 23. November in Meran unter der Zu­
sicherung des Landeshauptmannes Magnago 
angenommen wurde, daß die sdlriftliche Ver­
pflichtung des italienischen Ministerpräsiden­
ten vorliege, daß die sogenannten Fußnoten 
integrierender Bestandteil dieses Paketes sind. 
Magnago ist desavouiert worden, Magnago 
mußte inzwischen zugeben, daß mindestens 
15 von diesen Fußnoten nicht integriert sind, 
und wir haben die unmißverständliche Er­
klärung von Rumor und Lucifredi : Es gibt nur 
einen authentischen Text, und das ist der 
italienische. 

Man macht heute geltend und man hat es 
auch in OVP-Landesversammlungen geltend 
gemacht : die schwerwiegende Belastung, wel­
che das Haushaltsveto mit sich bringt, sei kom­
pensiert durch den nunmehr erreichten ethni­
schen Proporz, und man hat insbesondere 
gegenüber dem Kreisky-Paket, wenn ich so 
sagen darf, diesen Proporz als den entschei­
denden Fortschritt ins Treffen geführt. 

Wie sieht es mit ihm zahlenmäßig aus? 
Von den rund 1 5 .000 öffentlichen, halböffent­
lichen und kooperativen Stellen, die dem 
Proporz unterliegen sollten, bleiben 9000 aus­
geklammert und nur 6000 fallen darunter. Von 
diesen 6000 dem Proporz künftig unterliegen­
den Stellen sind derzeit über 90 Prozent von 
Italienern besetzt. Nun ist es nicht etwa so, 
daß nach Durchführung des Paketes wenig­
stens im Rahmen dieser 6000 Stellen der 
Proporz sofort durchgeführt wird. Wir haben 
uns ausgerechnet, wie lange das dauert, und 
zwar auf Grund der Erklärungen, die wir 
dazu im Regionalrat und in der Kammer in 
Rom von den kompetenten italienischen Par­
teienvertretern erhalten haben: 35 Jahre l Süd­
tirol kann nämlich die Absterberate im 
Rahmen von öffentlichen Ausschreibungen 
- wobei dann der 2 : i -Proporz berücksichtigt 
werden soll - ausfüllen. 35 Jahre soll das 
dauern I 

Ich darf Ihnen hier, glaube idl, ohne in 
Gefahr zu geraten, durch d ie Entwicklung 
widerlegt zu werden, voraussagen, daß wahr­
scheinlich keine fünf Jahre vergehen werden, 
bis wir uns restlos, rettungslos und hoffnungs­
los in dem Gestrüpp dieses Paketes und des 
Operationskalenders verfangen haben werden. 
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Also auch mit dem Proporz ist es nichts. Ich 
rede nicht von den Fragen der Schulautonomie 
und anderen ähnlichen Dingen. Man muß auch 
gehört haben, was italienische Parteien dazu 
sagen, und auf die kommt es an, nicht auf die 
Erklärungen des Herrn Rumor, von dem wir 
nicht wissen, ob er morgen oder übermorgen 
noch Regierungschef sein wird. Es kommt dar­
auf an, was die italienischen Parteien darüber 
denken - und hier stelle ich noch einmal 
fest : Forderung eines bedingungslosen Ja der 
Südtiroler zum Paket bei völligem Offen­
bleiben dessen, was die zuständigen italieni­
schen parlamentarischen Gremien und Parteien 
aus diesem Paket machen. Darum auch in 
bezug auf den Zeitplan Grund zum Miß­
trauenl 

Ich bin der Meinung, und unterstreiche es,  
wenn man sagt, man kann nicht auf der Basis 
des Mißtrauens die Beziehungen zwischen 
zwei benachbarten Völkern regeln, die ja über 
weite Strecken auch viel Gemeinsames in 
ihrer Geschichte, in ihrer Kultur haben, die 
sich gegenseitig - das bestreite ich nicht -
in der Vergangenheit wahrscheinlich manches 
Leid zugefügt haben. Aber noch viel weniger 
kann man nach den Erfahrungen, die wir 
haben, glauben, daß man den Südtirolstreitfall 
dadurch bereinigt, daß man einen be­
dingungslosen - ich betone : bedingungs­
losen - Vertrauensvorschuß gibt. 

Ich gebe zu, das zeitlich befristete Schieds­
gericht war auch nicht die ideale Lösung. Es 
war aber immerhin ein Schritt zu einer 
solchen idealen Lösung, Es war ein Schritt zur 
echten Internationalisierung des Streitfalles, 
und es hätte sich doch vor allem folgende 
Uberlegung anstellen lassen: Man kann nicht, 
indem man ein internationales Schiedsgericht 
institutionalisiert, wenn auch befristet, fünf 
Jahre lang den Streitfall Südtirol vor einem 
solchen internationalen Gremium behandeln, 
dann auf die Uhr schauen und sagen, heute 
läuft die Funktionsperiode dieses Gremiums 
ab, es ist nichts gewesen, ab morgen ist Süd­
tirol eine rein inneritalienische Angelegenheit. 

Wir waren sehr skeptisch, als Ihr Außen­
minister von ehemals, Dr. TonCic, uns die 
magisrne Formel von den konkludenten Hand­
lungen unterbreitet hat. Der Versuch, über 
konkludente Handlungen, die Bilateralisie­
rung und Internationalisierung der Sache zu 
erreichen, wäre diskutabel gewesen, nur hätte 
es sirn um echte konkludente bilaterale Hand­
lungen handeln müssen. Ein solches inter­
nationales Schiedsgericht wäre eine jener kon­
kludenten Handlungen gewesen, wäre gerade­
zu die Institutionalisierung von solchen 
bilateralen, also konkludenten Handlungen 
gewesen, aus denen heraus man 

den Anspruch auf die weitere Internationali­
sierung hätte ableiten können. Die Mögli<:h­
keit, wenn das Schiedsgericht funktioniert 
hätte, es zu verlängern, war ebenso gegeben 
wie der Ubergang der Funktionen von diesem 
Schiedsgericht auf andere Instanzen, etwa im 
Sinne der Streitbeilegungskonventionen oder 
auch der Subkommission des Europarates. 

Wir haben Grund zum Mißtrauen. Ich muß 
es gerade Ihnen wieder in Erinnerung rufen, 
Ihr Außenminister Figl wurde 1 959 im Europa­
rat, als er auf die Versäumnisse, auf die Unter­
lassungen Italiens in seiner Rede hingewiesen 
hatte, von einem Italiener unterbrornen, der 
den Präsidenten aufforderte, ihm das Wort zu 
entziehen, weil Südtirol eine rein inner­
italienische Angelegenheit sei und im Europa­
rat darüber nicht gesprochen werden könne, 
Dieser Abgeordnete, dieser Delegierte im 
Europarat war Lucifero. Man redet davon 
- auch der Ministerpräsident -, das Paket 
ist ein Hinweis für die zu treffenden Maß­
nahmen. Ich b in neugierig, was bei diesem 
Hinweis herauskommen wird. 

Noch etwas : Vor kurzem haben wir uns im 
Europarat mit dem Gegenstand einer euro­
päischen Konvention, und zwar der Menschen­
rechtskonvention, zu befassen gehabt. Da 
stellte sich heraus, daß auf dem langen Weg 
von der Bürokratie über die Kommissionen in 
das Plenum plötzlich etwas verschwunden war, 
was nach mehrheitlicher Meinung der Bera­
tenden Versammlung Gegenstand der Behand­
lung sein sollte, nämlich die Frage der Aus­
dehnung der Menschenrechtskonvention auf 
die Minderheiten, Ich will mich hier niCht auf 
das Thema einlassen, daß Sie auch hier mit 
diesen Paketformulierungen vom Prinzip der 
Territorialautonomie auf die Personalauto­
nomie übergehen. Eine deletäre Entwicklung I 

Ich will auch hier nicht unter Beweis stellen, 
wie es zum Versmwinden dieses gesamteuro­
päischen Anliegens kam. Es gibt noch andere 
Minderheitenprobleme, mit denen wir uns, 
wenn wir Europäer sein wollen, zu befassen 
haben. Es ist nicht allein das Südtirolproblern, 
wenngleich ich zugebe, daß es ein vordring­
liches ist. Ich möchte nicht darauf eingehen, 
wie es zum Verschwinden kam. 

Aber inter,essant war, als wir im Plenum 
verlangt haben, die Ausdehnung der Men­
schenrechtskonvention auch für europäische 
Minderheiten ganz allgemein zu fordern und 
deren Behandlung zu stipulieren. Wer ist auf­
gestanden und hat dagegen remonstriert? Der 
Democristiani-Abgeordnete Professor Vedo­
vato, der gemeint hat, die Menschenrechts­
konvention habe nichts mit Minderheiten­
fragen zu tun. Er ist Gott sei Dank von der 
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überwiegenden Mehrheit der Beratenden Ver­
sammlung niedergestimmt worden. 

Das · alles sind Fakten, die unser Mißtrauen 
begründen. Das sind keine Pauschalvorurteile 
und keine Ressentiments, das sind einfach 
Tatsachen ! Ich könnte sie fortsetzen. 

Wissen Sie, daß die ladinische Minderheit 
des Fassatales, welche durch die neue Provin­
zialeinteilung nach dem ersten Weltkrieg 
nach Trient gekommen ist, nach Südtirol zu­
rück will? Warum? Weil es zum Beispiel in 
der Provinz Trient für diese Minderheit keinen 
Minderheitenschutz gibt. Diese Reihe von 
historischen und rechtlidlen Fakten, die unser 
Mißtrauen begründen, könnte fortgesetzt 
werden. Es geht nicht darum, daß wir dieses 
Mißtrauen sozusagen perpetuieren wollen, 
sondern daß wir natürlich zuerst im Interesse 
der deutschen und ladinischen Minderheit in 
Südtirol, aber letzten Endes im Interesse 
dessen, was nunmehr in das Paket hinsicht­
lich des friedlichen Zusammenlebens der Be­
völkerung in Südtirol, damit der Beseitigung 
eines Spannungsherdes im freien Europa hin­
einstipuliert wurde, eine friedliche Lösung mit 
Italien wollen. Gerade deshalb kann es und 
muß es naCh den bisherigen Erfahrungen eine 
Lösung sein, die dauerhaft ist, eine Lösung, 
welche in irgendeiner wirksamen Form inter­
national kontrolliert und garantiert werden 
muß. 

Meine Damen und Herren! Daß eine Zu­
stimmung zu dieser Regierungserklärung 
geschäftsordnungsmäßig niCht möglim ist, ent­
hebt uns nimt der Verpflichtung zu sagen, 
daß, selbst wenn eine solche Erklärung mög­
lieh wäre, sie von uns selbstverständlich nicht 
im positiven Sinne abgegeben werden könnte. 

Ich betone noch einmal : Hier stehen wir am 
Beginn einer Scheinlösung, einer Scheinlösung, 
welche Sie aus innenpolitischen, vielleicht 
auch aus außenpolitischen Gründen geglaubt 
haben, mit aller Gewalt unter Verzicht auf 
wirklich eingehende Beratung, auf wirkliche 
gemeinsame Südtirolpolitik, mit Ihrer abso­
luten Mehrheit durchpauken zu müssen, einer 
Scheinlösung, welche selbst das wenige, was 
sie im Paket anzuzielen verspricht, nämlich 
das friedliche Zusammenleben der Sprach­
gruppen zu fördern, nicht erwirkt. Im Gegen­
teil !  Es wird eine Quelle von ständigen Aus­
einandersetzungen und Streitigkeiten werden. 
Es ist eine Scheinlösung, die die echte Lösung 
des · Problems, die europäische Lösung hinaus­
geschoben und erschwert hat, eine Lösung, 
die von uns deshalb leidenschaftlich abgelehnt 
wird ! 

Wenn wir diesen Tag nicht zum Volks­
trauertag machen müssen, so nur aus 

einem Grunde, für den Sie wirklich nichts 
können. Di·es deswegen, weil wir überzeugt 
sind, daß dieses Vorhaben sehr bald an seiner 
inneren Unzulänglichkeit, an seiner völlig un­
realistischen Einschätzung der inneritalieni­
schen Wirklichkeit scheitern wird und daß 
damit, wenngleich auf Umwegen und mit 
manchen Opfern, die erbracht werden müssen, 
eines Tages eine echte, eine europäische 
Lösung kommt, eine Lösung, die dem dient, 
was auch letzten Endes Ihr Spredler hier ge­
schworen hat : der Beseitigung eines Streit­
herdes in Europa, der Zusammenführung von 
zwei Völkern, die sidl im Grunde verstehen 
müßten und auch verstehen könnten. 

Das ist die Hoffnung, der idl hier nicht nur 
im Namen j ener knappen Mehrheit der Süd­
tiroler Volkspartei, sondern insbesondere 
auch j ener echten Mehrheit der Südtiroler 
Bevölkerung, die dieser Lösung innerlich nicht 
zustimmt, Ausdruck geben kann. Das ist eine 
Hoffnung, der ich auch im Namen, glaube ich, 
aller Osterreicher, denen Südtirol wirklich 
eine Herzensangelegenheit ist und nicht 
- wenngleich derzeit unter etwas anderen 
Vorzeichen als 1 9 1 9  - ein Schacherobjekt' im 
politischen Spiel der Gegenwart, Ausdruck 
geben kann. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dipl.-Ing.Waldbrunner: Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten Dr. Waldheim. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Hohes Haus I Gestatten 
Sie mir, daß ich zu den Kritiken, die in der 
bisherigen Debatte über den vorgelegten Plan 
für Südtirol vorgebracht wurden, Stellung 
nehme. 

Ich bin dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Kreisky sehr dankbar dafür, daß er zu Beginn 
seiner Erklärung auf das Selbstbestimmungs­
recht der Völker Bezug genommen hat. Ich 
bin ihm auch dankbar dafür, daß er darauf 
verwiesen hat, daß das Selbstbestimmungs­
recht im Falle Südtirol in all den Jahren zu 
unserem Bedauern nicht durchsetzbar war. 

Ich darf hier vielleicht dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Kreisky noch etwas sagen, was 
er sicherlich weiß, aber vielleicht das eine 
oder andere Mitglied des Hohen Hauses nicht. 
\Vir - ich meine damit Osterreich - können 
keinesfalls auf das Selbstbestimmungsredlt im 
Namen Südtirols verzichten. Meine Damen 
und Herren! Das Selbstbestimmungsrecht ist 
ein im Artikel I der Charta der Vereinten 
Nationen verankertes Recht. Darauf kann 
kein Staat für einen anderen Staat oder für 
eine Volksgruppe in einem anderen Staat 
Verzicht leisten. Ich glaube, daß damit der 
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Standpunkt der Regierung klargestellt ist. Rednern vor mir gesagt, warum es kein 
(Beifall bei der OVP.) Idealabkommen war. Es wurde auf den Zu-

Ebenso nehme ich gerne zur Kenntnis, daß 
Herr Abgeordneter Dr. Kreisky in seinen Aus­
führungen die Feststellung getroffen hat, daß 
wir - nachdem das Selbstbestimmungsrecht 
bedauerlicherweise nicht durchsetzbar war -
unsere Politik dahin richten mußten, die 
Selbstverwaltung für Südtirol durchzusetzen. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, daß 
es ein langer Weg war. Ich möchte feststellen, 
daß es das Verdienst aller Regierungen - seit 
wir diesen Streit durchzuführen haben - ist, 
daß hier Schritt für Schritt Fortschritte erzielt 
wurden. Gewiß, mir ist vollkommen bewußt, 
daß es in all diesen Phasen nie eine wirk­
liche Lösung des Problems gegeben hat. Nie­
mand wäre glücklicher gewesen als ich selbst, 
der ich als einer der wenigen an einem 
wesentlid1.en Teil dieser Verhandlungen d�r 
damaligen Regierungen als Beamter teilge­
nommen habe, wenn es zu einer wirklichen 
Lösung gekommen wäre. 

Meine Damen und Herren! In der heutigen 
Debatte wurde schon einige Male auf die 
Dinge zurückgeblendet, die sich seinerzeit ab­
gespielt haben. Es wurde das Gruber­

stand verwiesen, in dem sich Osterreich 
damals befand. Wir sind nicht allmächtig ge­
wesen, meine Damen und Herren. Wir sind 
ja auch nur Menschen gewesen, die nur 
etwas durchsetzen konnten, was im Bereiche 
des Möglichen war. Es ist heute dom b illig 
zu sagen, daß alles schlecht ist, was damals 
geschaffen wurde. Sicherlich, es war nidlt 
vollkommen, genauso wie die späteren Ver­
suche keine vollkommenen Versudle waren. 
Sie waren nur immer wieder das Bemühen 
der österreichischen Regierungen, in dieser 
Frage unseren schwergeprüften Südtiroler 
Freunden zu helfen, denen durch die Ge­
schichte ein so großes Unrecht zuteil wurde. 

Wir alle haben das nach bestem Wissen 
und Gewissen getan. Machen wir uns doch 
nicht gegenseitig Vorwürfe, daß der eine 
etwas besser und der andere etwas schlechter 
gemacht hat. Es geht doch nicht darum, meine 
Damen und Herren. Es geht darum, daß man 
diesem armen Volkie hilft. Glauben Sie mir : 
Wir haben bei all diesen Bemühungen immer 
nur das Interesse Südtirols im Auge gehabt. 
(Beiiall bei der OVP.) 

de Gasperi-Abkommen genannt. Es wurde in Ich möchte mich nun energisch dagegen 
einer Art und Weise charakterisiert, die ich zur Wehr setzen, daß Beschuldigungen dahin 
nicht gerne wiederholen möchte. Wir haben gehend erhoben wurden, wir hätten aus 
in all den Jahren v�rsucht, dieses Abkommen anderen als ausschließlich Südtiroler Inter­
entsprechend durchzusetzen, weil wir uns essen gehandelt. Ich möchte das energisch 
darüber klargeworden sind, daß dieses Ab- zurückweisen. (Beifall bei der OVP.) Ich würde 
kommen eben nicht durchgeführt wurde, nicht mich jedenfalls niemals dafür hergeben. Ich 
in dem Sinn durchgeführt wurde, wie wir habe an den vielseitigen Bemühungen in all 
es uns vorgestellt haben, jedenfalls nicht, wie diesen Jahren mitgewirkt und weiß, was diese 
jene es s ich vorgestellt hatten, die es im Lösung bedeutet. Es ist immer billiger, zu 
Jahre 1 946 abgesdllossen haben. Diese sagen, es ist etwas schlecht, als etwas b esser 
Differenzen führten schließlich zu unserem zu machen. (Beifall bei der OVP. - Zwischen­
Gang zu den Vereinten Nationen. Es kamen rufe bei der SPO. - Abg. W e i k h a r t: 
die Resolutionen des Jahres 1960 und 196 1 .  Polemisieren darf der Minister von der 
Ich bin selbst eines der Mitglieder dieser Regierungsbank nichtf) 
Delegationen gewesen, die damals unter dem 
Außenminister Kreisky standen. Ich weiß 
daher, welcher Anstrengungen es bedurft 
hatte, um diese Resolutionen durchzusetzen. 

Wir alle wissen, was damals erreicht wurde. 
Wir haben - und das ist sicherlich ein großes 
Verdienst gewesen, warum soll idl etwas 
schmälern, was ein Verdienst war - damals 
den internationalen Rechtstitel, also den Ver­
handlungstitel bestätigt bekommen, den wir 
aus dem Pariser Abkommen erhalten haben. 

Man mag heute über das Pariser Abkommen 
das oder jenes sagen. Eines, meine Damen 
und Herren, müssen wir aber doch einsehen, 
daß es der einzige Rechtstitel ist, den Oster­
reich in dieser Frage hat. 

Gewiß und nochmals : Es ist · kein Ideal­
abkommen gewesen. Es wurde heute von den 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Sie kön­
nen sich zum Worte meldenl (Abg. Doktor 
S e I  i n z i :  Die Billigkeit wird die Geschichte 
feststelIen, nicht Sie, Herr Minister!) 

Bundesminister Dr. Waldheim (fortsetzend): 
Ich möchte die Argumente . .  , (Abg. Z e i l­
l i  n g e r: Das ist kein Argument! Das ist 
eine Kritik!) Das ist eine Kritik? Ich werde 
doch das Recht haben, miCh gegen Angriffe 
zu verteidigen, die hier gesetzt werden. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Es wurde behauptet, daß wir das Verlangen 
nach

· 
Schaffung einer eigenen Region aufge­

geben hätten. Nun, meine Damen und Herren, 
im Jahre 1 964, als damals dieser sehr 
anerkennenswürdige Versuch unternommen 
wurde . . .  (Abg. Dr. S c  r i n z i: Herr Mini-

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 107

www.parlament.gv.at



14444 Nationalrat XI. GP. - 1 68. Sitzung - 1 5 .  Dezember 1969 

Bundesminister Dr. Waldheim 

sterl Wer hat das behauptet? "Es wurde hier 
behauptet" - wer hat das behauptet? - Abg. 
Z e 1 1 1  i n g e r: Das ist eine unerhörte 
Polemik/ - Abg. Dr. van T o n g e 1: Bitte 
Namen!) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Lassen 
Sie bitte die Zwischenrufe. Melden Sie sich 
zum Wort. (Abg. Dr. S c  r i n z i: Zwischen­
rufen ißt unser Recht!) 

Bundesminister Dr. Waldheim (fortsetzend) : 
Ich möchte hier feststellen, daß das Verlangen 
nach einer eigenen Region Südtirol bereits 
im Jahre 1 964 nicht mehr gesteIlt wurde, als 
zwischen den damaligen Außenministern 
Italiens und Osterreichs eine Vereinbarung 
versucht wurde, die bedauerlicherweise nicht 
zum Tragen gekommen ist - wir wissen das 
alle -, weil die Südtiroler selbst diese Lösung 
abgelehnt haben. Ich möchte aber nachdrück­
lich darauf verweisen, daß nicht erst diese 
Regierung das Verlangen nach einer eigenen 
Region nicht mehr gestellt hat, sondern daß 
das bereits von der Regierung im Jahre 1 964 
nicht mehr verlangt wurde. 

Abgeordneter Dr. Kreisky hat festgestellt, 
daß seine Partei zum Paket ja sage , zum 
Operationskalender nein. Ich habe keine 
Ursache, zu dieser Feststellung Stel lung zu 
nehmen. Ich erlaube mir aber doch, darauf 
zu verweisen, daß die Landesversammlung 
nicht nur das Paket akzeptiert hat, sondern 
auch den Operationskalender. 

Was nun die Frage betrifft, ob der Opera­
tionskalender eine brauchbare Verankerung 
ist oder nicht, so erlaube ich mir hiezu fol­
gende Feststellung: Wie ich schon sagte, ver­
suchen wir die bestmögliche Lösung. Ich 
glaube nicht, daß wir es an Geduld fehlen 
haben lassen, diese bestmögliche Lösung oder 
Regelung, wie immer Sie es nennen wollen, 
zustande zu bringen. 

Was war seinerzeit bei früheren Versuchen 
die bestmögliche Lösung? Der einzige wirk­
liche Erfolg in den damaligen Jahren war der 
Vorschlag des Jahres 1 964, der aber, wie ich 
smon sagte, nicht zum Tragen gekommen ist. 
Bei diesem damaligen Vorschlag ist das Paket 
ebenso wie heute zur Diskussion gestanden 
und eine Verankerung in Form einer auf 
fünf Jahre befristeten Schiedskommission. 
Auch darauf hat heute Abgeordneter Scrinzi 
verwiesen, der auch die Mängel einer solchen 
Lösung aufgezeigt hat. 

Ich möchte hier nur darauf verweisen, daß 
diese Kommission, abgesehen davon, daß sie 
nur fünf Jahre hätte agieren können, von 
denen vier Jahre für die Durchführung des 
Paketes notwendig gewesen wären, nur Fest­
stellungsurteile hätte treffen können, das 

heißt also, die�es Sdliedsgericht hätte fest­
stellen können, daß Italien die eine oder 
andere Bestimmung oder das Ganze nicht er­
füllt hat. Es wäre aber dann unsere Aufgabe 
gewesen - und damit wäre der Streit neuer­
lich eröffnet worden -, das international 
durchzusetzen. Wenn ein solches Feststel­
lungsurteil getroffen worden wäre und kein 
Leistungsurteil, hätte man von Italien er­
reichen müssen, daß dieses Urteil durchge­
führt wird. Für den Fall, daß festgestellt wor­
den wäre, daß Italien nicht erfüllt hat, hätte 
es daher wieder zu einem Streit kommen 
müssen. 

Hätte die Schiedskommission aber festge­
stellt, daß Italien erfüllt hat, dann wäre die 
schon vor Erfüllung des damaligen Paketes 
notwendig gewesene Streitbeendigungserklä­
rung in Rechtskraft erwachsen. Das heißt 
also, wir hätten dann keinerlei Möglichkeit 
gehabt, diese in Rechtskraft erwachsene 
Streitbeendigungserklärung rückgängig zu 
machen, auch dann nicht, wenn wir Oster­
reicher der Uberzeugung gewesen wären, daß 
Italien unserer Auffassung nach nicht erfüllt 
hat. 

Ich weiß, wie schwierig es war, diese 
Lösung überhaupt zustande zu bringen. Das 
war damals - und daran kann nicht der 
geringste Zweifel bestehen - die bestmög­
liche Lösung, die es damals gegeben hat, 
genauso wie das, was wir heute zustande 
gebracht haben, die bestmögliche Lösung dar­
stellt, die wir unter den gegebenen Umstän­
den zustande bringen konnten. 

Ich möchte hier eines bemerken: Wir glau­
ben, daß wir beim vorliegenden Vorschlag 
absolut genügende Sicherungen haben, denn 
wir vergeben uns nichts, wir geben nichts 
aus der Hand. Die einzig wirkliche Leistung, 
die wir erbringen, ist die Streitbeendigungs­
erklärung am Schluß der ganzen Prozedur. 
Das heißt, wir müssen die Sicherheit haben, 
daß Italien das gesamte Paket erfüllt hat, 
sonst werden wir keinesfalls die Streit­
beendigungserklärung geben. Diesbezüglich 
setzen wir uns selbstverständlich mit den 
Südtirolern laufend ins Benehmen. Ich habe 
das auch gegenüber dem italienischen Außen­
minister in Kopenhagen ganz klar zum Aus­
druck gebracht. Er hat dafür durchaus Ver­
ständnis gezeigt. Mit anderen Worten: Die · 
Frage, die Abgeordneter Scrinzi aufgeworfen 
hat, nämlich das Vertrauen in Italien oder 
das Mißtrauen gegenüber Italien, wird sich 
in diesem Fall gar nicht stellen, denn wir 
geben unsere Gegenleistung erst dann außer 
Hand, wenn wir die Gewißheit haben - und 
das nach Rücksprache und im engsten Ein­
vernehmen mit den Südtirolern -, daß Italien 
seine Verpflichtungen erfüllt hat. 
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In der Diskussion wurde vom Abgeordneten 
Dr. Kreisky auch auf den Charakter des 
Lösungsvorschlags verwiesen und festgestellt, 
daß keine zwischenstaatliche Vereinbarung 
vorliegt und daß es sich daher nicht um eine 
entsprechende Verankerung handle. 

Ich möchte hier darauf verweisen, daß in 
keiner Phase der Verhandlungen, auch nicht 
im Dezember 1 964, Italien b ereit war, über 
das Paket ein Abkommen irgendwelcher Art 
zu schließen. Das sind historische Fakten. Ein 
solches Abkommen hätte die Aufgabe des 
italienischen Rechtsstandpunktes vorausge­
setzt, wozu Italien aber nie bereit war. Auch 
dem im Dezember 1 964 in Erwägung gestan­
denen Schiedsg'ericht wäre nicht ein Vertrag 
über das Paket, sondern, wie heute, die formal 
einseitige italienische Regierungserklärung 
über das Paket zugrunde gelegen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
das mit aller Klarheit gesagt werden muß, 
um keine falschen Vorstellung,en über diesen 
Aspekt aufkommen zu lassen. 

Nun möchte ich noch ein Wort über die 
Frage der Verankerung sagen, die mir in 
diesem Zusammenhang besonders wichtig er­
scheint. Selbstverständlich haben wir uns in 
aU den Jahren bemüht, eine möglichst wirk­
same Verankerung zu erreichen. Aber wir 
müssen realpolitisch eben soiche Wege gehen, 
die uns ans Ziel führen und dabei trotzdem 
unserem Rechtsstandpunkt nicht Abbruch tun. 
Ich muß dies erwähnen, weil es in der Dis­
kussion in besonders ausführlicher vVeise zur 
Sprache kam und weil seitens des Abgeord­
neten Dr. Kreisky namens seiner Fraktion 
ein Resolutionsantrag eingebracht wurde, zu 
dessen Durchführbarkeit, wie er hier vorge­
legt wurde, ich Stellung zu nehmen habe. 

Selbstverständlich haben wir uns im Zuge 
der Verhandlungen auch bemüht, die Frage 
einer juristischen Verankerung, zum Beispiel 
einer Schiedskommission, so wie sie im Jahre 
1964, nur für fünf Jahre befristet, zur Diskus­
sion stand, ins Gespräch zu bringen. Ich bin 
dem Abgeordneten Dr. Kreisky dankbar, daß 
er mich im Laufe unserer Gespräche auf seine 
Bemühungen in diesem Zusammenhang auf­
merksam gemacht hat. Ich darf in diesem 
Zusammenhang das Hohe Haus davon infor­
mieren, daß mir der Abg€ordnete Dr. Kre isky 
- und ich bin ihm sehr verbunden, daß er 
mim über seine Bemühungen am laufenden 
gehalten hat - am 15 .  April dieses Jahres 
mitteilte, daß er mit seinen sozialistischen 
italienischen Parteifreunden in dieser Ange­
legenheit Kontakt hatte und daß - idl zitiere 
jetzt - "wie mir von ihnen auch schon bei 
früheren Anlässen bestätigt wurde, sie sich 
gegenüber der Frage einer internationalen 

Verankerung des in Form des Paketes er­
zielten Verhandlungsergebnisses nicht ableh­
nend verhalten und bereit wären, sich für 
eine solche Verankerung einzusetzen. Aller­
dings" - so heißt es weiter in der dankens­
werten Information - "haben die italienischen 
Parteifreunde darauf aufmerksam gemacht, 
daß demgegenüber seitens der Democristiani 
eingewendet werde, daß in den laufenden 
Verhandlungen diese Frage seitens der öster­
reimischen Bundesregierung nunmehr neuer­
lich aktualisiert werden müßte. Es sei" - so 
heißt es weiter - "den italienischen Partei­
freunden daher bis jetzt auch keine Gelegen­
heit gegeben worden, ein solches Begehren zu 
unterstützen." - Mit anderen Worten : Wir 
haben das Begehren nicht gestellt, daher 
haben es die italienischen Sozialisten nicht 
unterstützen können. 

Nun, meine Damen und Herren, ich habe 
am 21. Juni Herrn Abgeordneten Dr. Kreisky 
von folgendem informiert - und ich zitiere 
aus meinem Schreiben, das ich Herrn Abge­
ordneten Kreisky damals zugemittelt habe. 

"Ich hatte" , so heißt es hier, "am 1 3.  Mai 
dieses Jahres anläßlich meines Aufenthaltes 
bei der Europaratsitzung in Straßburg ein 
längeres Gespräch mit Außenminister Nenni. 
Hiebei schnitt ich auch im Sinne der in dem 
Schreiben" - also im Schreiben des Abge­
ordneten Dr. Kreisky - "zum Ausdruck ge­
brachten Anregung die Frage der inter­
nationalen Verankerung an und fragte Nenni. 
ob er bereit sei, über eine solche inter­
nationale Verankerung zu verhandeln bezie­
hungsweise sich dafür einzusetzen. Nenni er­
widerte, daß Paket und Operationskalender 
eine Einheit darstellen und im Falle einer der­
ar tigen Forderung Osterreichs selbstverständ­
lich das Paket aufgeschnürt und mit den Ver­
handlungen neu begonnen werden müsse. 

Die Reaktion Nennis unterstreidIt sohin" 
- so habe ich weiter mitgeteilt - "die von 
italienischer Seite stets vertretene nlese, daß 
das italienisdle Angebot aus dem Jahre 1964 
globalen Ch arakter hatte. Dementspredl.end 
hat Rom es als ausgeschlossen bezeic.'f)net. 
daß wir Bestandteile dieses Angebotes akzep­
tieren und zu anderen Bestandteilen bedeu­
tende Verbesserungen erlangen . "  Dies heißt 
mit anderen Worten, daß es sich um eine 
Globallösung handeln muß und nicht um 
Redigierungen, Zusätze, Abstriche et cetera. 

Ich habe dann weiter vermerkt: .. Unter 
diesen Umständen halte ich es nicht für mög­
lich, eine andere als jene Lösung anzustreben. 
die wir gegenwärtig mit der italienischen 
Regierung verhandeln. Jedenfalls hat Nenni 
in seiner mir gegenüber getroffenen Feststel­
lung nicht zu erkennen gegeben, daß er bereit 
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wäre, auf einer anderen als der gegenwärtig 
zur Diskussion stehenden Basis abzuschließen." 

Meine Damen und Herren! Ich möchte damit 
nur sagen, daß wir selbstverständlich alle 
Mögli<:hkeiten und Wege versucht haben, da ß 
uns aber eben Grenzen gesetzt waren und 
daß auch der damalige sozialistische Außen­
minister Nenni auf meine ausdrückliche Frage 
kategorisch erklärt hat, daß er dazu, also 
zu einer internationalen Schiedskommission, 
nicht bereit ist, es sei denn, wir beginnen 
die Verhandlungen von vorne, "schnüren das 
Paket auf" und sind wieder dort, wo wir 
vor Jahren waren. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Und 
damit war dann Schluß?) 

Es sind dann im Zuge der Diskussion eine 
Reihe anderer Fragen aufgetaucht, und ich 
möchte hier kurz auch dazu Stellung nehmen. 

Die Frage der Absicherung. Meine Damen 
und Herren, wir sind uns darüber im klaren, 
daß auch die Ab sidlerungsregelung keine 
hundertprozentige Lösung darstellt, aber wir 
sind auch hier der Uberzeugung, daß es sich 
um die bestmögliche Absicherung handelt. 
Ich mOChte gleich erklären, warum. Es gibt 
zwei Möglichkeiten : Entweder Italien erfüllt 
das Paket, dann werden wir am Schluß die 
Streitbeendigungserklärung geben. Oder 
Italien erfüllt schon während des Ablaufens 
des Operationskalenders die Verpflichtungen 
nicht, dann bricht der Operationskalender in 
sich zusammen und wir sind dort, wo wir 
heute sind, beim Status quo ante, das heißt, 
der Weg ist offen zu dem vom Herrn Abge­
ordneten Scrinzi wiederholt aufgezeigten 
Weg, nämlich zu den Vereinten Nationen und 
zum Europarat. 

Oder die zweite Variante : Italien erfüllt 
alles, wir geben die Streitbeendigungs­
erklärung ab, und ein oder zwei Jahre oder 
wann immer später werden Gesetze, Durch­
führungsbestimmungen oder dergleichen re­
voziert. Dann meine Damen und Herren, steht 
uns erst recht der Weg zu den Ver.einten 
Nationen und zu aUen internationalen In­
stanzen offen, denn dann liegt ganz eindeutig 
der Bruch einer Vereinbarung vor, auch wenn 
sie nicht den Charakter eines Staatsvertrages 
hat. Aber die Vereinbarung ist ja schriftlich 
festgehalten, und es besteht gar kein Zweifel,  
daß dann mit einem solchen Vorbringen die 
Aussichten bei internationalen Instanzen 
wesentlich größer, besser und auch moralisch 
besser fundiert sind, als wenn wir in der 
vergangenen Verhandlungsphase zu den Ver­
einten Nationen oder zum Europarat gegan­
gen wären, wo man uns mit R,echt vorm�­
worfen hätte : Ihr verhandelt j a, und aus eurer 
Schuld sind die Verhandlungen abgebrochen 
worden! 

Denn, geben wir uns doch keinen Illusionen 
hin : Was haben uns die Resolutionen der 
Vereinten Nationen aufgetragen? Wir sollen 
bilateral im Verhandlungswege mit Italien 
eine Lösung zustande bringen, und wenn es 
nicht gelingt, so sollen wir nach einem 
anderen friedlichen Mittel Ausschau halten. 

Es ist also völlig klar, daß die Resolutionen 
der Vereinten Nationen uns keine Lösung 
des Südtjrolproblems gebracht haben, sondern 
nur den Verhandlungstitel dafür, daß wir mit 
Italien wieder verhandeln. Wenn wir also 
heute, zu einem unrichtigen Augenblick, zu 
den Vereinten Nationen gehen, so werden wir 
dort auch wieder nichts anderes bekommen. 
als daß man uns sagt: Verhandelt weiter mit 
den Italienern und versucht auf dem Verhand­
lungsweg zu einem Ergebnis zu kommen. 

Und nun ein Wort zum IGH. Es wird der 
Vorwurf gemacht, daß wir durch die Para­
phierung des IGH-Vertiages bereits ver­
pflichtet sind, den IGH anzurufen. Meine 
Damen und Herren! Das ist vollkommen 
falsch. Jeder Völkerrechtler wird Ihnen sagen, 
daß eine solche Verpflichtung erst nach der 
Unterzeichnung beziehungsweise nach der 
Ratifizierung eines solchen Vertrages mit dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft 
tritt. Und wenn man sagt: Ja, aber psycho­
logisch wäre das vielleicht eine zu starke 
Bindung ! ,  dann kann ich nur sagen : Diese 
psychologische Bindung ist auch schon in den 
UNO-Resolutionen gegeben, denn da heißt es 
bei den friedlichen Mitteln, ganz speziell ,er­
wähnt, "einschließlich" - "including" hat das 
englische Wort geheißen - "dem Inter­
nationalen Gerichtshof". Also wenn e ine 
Psyc�lologische Bindung zum Internationalen 
Gerichtshof besteht, so besteht diese Bindung 
- wenn man sie überhaupt als solche aner­
kennt - nicht durch die · jetzige Paraphierung 
des IGH-Vertrages, sondern durch die Tat­
sache, daß der IGH in den Resolutionen der 
Vereinten Nationen speziell erwähnt wurde. 

Ich möchte auch betonen, daß wir in keiner 
Weise die Schutzfunktion aufgeben. Natür­
lich besteht die Schutzfunktion weiter, denn 
das Pariser Abkommen besteht weiter, und 
aus diesem Pariser Abkommen ergibt sich 
selbstverständlich die bleibende Schutzfunk­
tion Osterreichs. 

Ein weiteres Argument, das ich hier b eson­
ders hervorheben möchte, ist die Frage des 
Einvernehmens mit den Südtirolern. Selbst­
verständlich, meine Damen und Herren, wer­
den wir mit den Südtirolern in allen Phasen 
der Durdlführung des Operationskalenders 
das Einvernehmen herstellen. Es ist ja nicht 
so, daß Osterreich erst innerhalb der Frist 
von 50 Tagen feststellen muß, ob Italien 
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erfüllt hat oder nicht, sondern schon in jeder 
einzelnen Phase der Durchführung des 
Operationskalenders werden wir kontrollie­
ren, ob die Zusagen erfüllt sind, und dies­
bezüglich selbstverständlich Konsultationen 
mit unseren Südtiroler Freunden führen. Es 
ist also sichergestellt, daß in dieser Richtung 
in völligem Einvernehmen mit den Südtirolern 
vorgegangen wird und daß wir nicht erst zum 
Schluß vor die Frage gestellt werden, ob 
Italien tatsäd1lich die Verpflichtungen erfüllt 
hat oder nicht. 

Nun zu den Ausführungen des Abgeord­
neten Dr. Scrinzi. Herr Abgeordneter ! Sie 
haben der OVP eine Vielzahl von Wort­
brüchen vorgeworfen, Sie haben aber dann 
keine konkreten Beispiele dafür genannt. Mir 
ist jedenfalls nicht bewußt, daß wir in irgend­
einer Phase der Verhandlungen unser Wort 
gebrochen hätten. Wir haben ganz im Gegen­
teil in jeder Verhandlungsphase mit den Süd­
tirolern und mit den Nordtirolern Kontakt 
gehalten. Sie wissen, daß eine ganze Serie 
solcher Sitzungen in Innsbruck oder in Wien 
stattgefunden hat und daß wir jeweils bei 
diesen Verhandlungen zu einer einheitlidlen 
Auffassung gelangt sind. Sicherlich gab es 
Vorbehalte zu den einen oder zu den anderen 
Punkten, aber es war immer so, daß ab­
schließend dann der Herr Landeshauptmann 
von Nordtirol festgestellt hat - im Einver­
nehmen mit dem Landeshauptmann von Süd­
tirol -, daß diese Marschroute, nämlich 

Paket und Operationskalender, fortgesetzt 
werden soll. Also mehr kann man in dieser 
Richtung doch wirklich nicht machen. (Abg. 
Dr. S c  r i n z i: Seit wann ist der Landes­
hauptmann von TiroI unser Vormund?) Das 
ist gar nicht notwendig. Ich glaube, daß wir 
damit den Wünschen unserer Südtiroler 
Freunde Rechnung tragen, für die wir uns 
stets bemühen. (Abg. Dr. S c  r i n z i: Nein! 
Es geht um die Wortbrüche, Herr Ministern 
Wir machen das in erster Linie für die Süd­
tiroler und nicht für uns. (Abg. Dr. S c  r i n  z i: 
Der gröbste Wortbruch war, daß Verhand­
lungen vor dem Abschluß vom Kanzler 
diesem Haus dezidiert schriftlich zugesagt 
worden waren!) Nun, was die Kapitulations­
behauptung . . . (Abg. lng. K u  11 S t: Es gibt 
keinen Landeshauptmann von Nordtirol, son­
dern von TirolJ) Ja, ich habe angenommen, 
daß Sie das wissen. (Heiterkeit bei der avp. 
- Abg. L i  b a 1: Sie müssen es wissen! Sie 
sind der Außenminister! - Weitere lebhafte 
Zwischenrufe bei SPO und FPO. - PJ'äsident 
Dipl.-Ing. W a l  d b I U n n e r gibt das 
Glockenzeichen.) Es waren dort anwesend der 
Landeshauptmann von Nordtirol also 
Tirol - und der von Südtirol. Der Grund, 
warum im das besonders hervorgehoben 

habe, war, klarzustellen, daß auch der 
Landeshauptmann von Südtirol anwesend war. 
Ich glaube, mich damit klar genug ausgedrückt 
zu haben. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Scrinzi, von 
Kapitulation sprechen, dann möchte im die 
Frage stellen, ob denn nun die zirka 
1 30 zusätzlichen Kompetenzen, die im Paket 
vorgesehen sind und die von dem zuständigen 
Organ der Südtiroler, nämlich der Landes­
versammlung, akzeptiert wurden, wirklich als 
"Kapitulation" zu bezeichnen sind. Ich bin 
j edenfalls der Meinung, daß für uns keine 
Veranlassung besteht, diese Lösung zurück­
zuweisen, wenn die zuständigen Organe der 
Südtiroler Volkspartei diese akzeptiert haben. 
(Abg. Dr. S c  r i n z i: In Anbetracht dessen, 
was sie dafür gegeben haben, ist es als 
Kapitulation zu bezeichnen!) 

Wenn Sie gemeint haben, man sollte die 
Verantwortung nicht den Südtirolern auf­
halsen, dann kann ich nur sagen, daß da eine 
Inkonsequenz vorliegt, denn man hat uns 
immer gesagt, wir sollen im Einvernehmen 
mit den Südtirolern vorgehen. Wir haben 
auch dieses Prinzip - und zwar alle Regie­
rungen, nicht nur die j etzige - vertreten, 
im Einvernehmen mit den Südtirolern vorzu­
gehen, und ich bin daher der Meinung, daß 
es richtig war, daß die gewählten Organe zu 
diesem Vorschlag Stellung genommen haben. 
Jedenfalls glaube ich nicht, daß wir damit in 
irgendeiner Weise gegen die Interessen der 
Südtiroler verstoßen haben. Wir haben es 
auch sorgfältig vermieden, uns während der 
Diskussion in der einen oder anderen Weise 
einzuschalten, wir haben es den Südtirolern 
überlassen, unabhängig und in völliger Frei­
heit ihre Entscheidungen zu tr,effen. 

Sie haben uns auch vorgeworfen, daß wir 
aus Uberlegungen im Zusammenhang mit 
unseren Bemühungen um eine Regelung 
unseres Verhältnisses zur EWG einen raschen 
Abschluß der Südtirolfrage gewünscht und 
deshalb diesen Plan vorgelegt haben. Ich 
mömte Ihnen hi-er antworten, daß in keiner 
der Phasen dieser Aspekt zur Diskussion ge· 
standen ist. Wir haben uns in all den Jahren 
bemüht, eine Lösung des Problems unab· 
hängig von der EWG-Frage zu finden. Daß es 
jetzt dazu gekommen ist, ist eben das Ergebnis 
von Verhandlungen, die uns in die Lage ver· 
setzt haben, die Frage nunmehr einer Rege­
lung zuzuführen. Ich glaube also, daß man 
hier nicht den Vorwurf erheben kann, daß 
wir aus anderen als aus Südtiroler Uber· 
legungen vorgegangen sind. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. S c r i n z i.) 

Sie haben auch einige andere Kritiken vor­
gebracht; ich erwähne zum Beispiel die Bilanz-
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kritik, die Budgetkritik. Sicherlich, wir wis­
sen, daß das keine ideale Lösung ist, aber ich 
darf vielleicht darauf verweisen, daß es 
gerade einer der führenden Männer der Süd­
tiroler Opposition war,

-
der diese Bilanz­

regelung sehr entscheidend ausgearbeitet hat, 
sodaß wir doch annehmen konnten, daß sie 
für ihn und damit auch für die Südtiroler 
tragbar ist. Ich möchte aber noch etwas 
anderes hinzufügen : Dieser selbe Nachteil 
wird den Südtirolern zum Vorteil in der 
Region, denn dieses Einspruchsrecht haben die 
Südtiroler auch in der Region, wenn das 
Budget der Region verabschiedet wird. 

Ich habe sdlon in meinen früheren Erklärun­
gen auf den Charakter des Operationskalen­
ders verwiesen, daß es sich hier nicht um 
einen Vertrag, keinesfalls um einen Staats­
vertrag handelt. Aber ich möchte hier sagen, 
daß dieser Nachteil j a  letztlich auch für uns 
zu einem gewissen Vorteil wird, weil wir 
genausowenig gebunden sind als das die 
italienische Seite ist. Ich glaube also, daß 
sidl Vor- und Nachteile dieser Lösung in 
gleicher Weise auf Italien und Osterreich auf­
teilen. 

Herr Abgeordneter Scrinzil Sie haben auch 
auf die Frage der Europarat-Subkommission 
unter Struye verwiesen und den Vorwurf er­
hoben, daß wir nicht genügend aktiv ge­
wesen sind, um diese Subkommission am 
Leben zu erhalten. Ich möchte Ihnen hier 
nachdrücklich sagen, daß gerade das Gegen­
teil der Fall ist. Es ist nie von unserer Seite 
der Versuch unternommen worden, die 
Struye-Kommission zu liquidieren. (Abg. Dok­
tor S c  r i n z i :  Von Ihrer Seite wurde sogar 
versucht, die Debatte im Plenum zu verhin­
dern !) Das ist unrichtig, das deckt sich . . .  
(Abg. Dr. S c  r i n z i: Dafür werde ich den 
Beweis bringen!) Ich bin gerne bereit, wenn 
Sie mir den Beweis erbringen. Ich kann Ihnen 
jetzt schon sagen, daß Sie dazu nicht in der 
Lage sind, weil ich so eine Weisung nie erteilt 
habe;  ganz im Gegenteil, ich war es ,  der mit 
Herrn Kirk und vorher schon mit Herrn Struye 
verhandelt hat. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. S c  r i n z i :  Ich habe nicht behauptet, daß 
Sie eine Weisung erteilt haben! Das sind 
ja lauter Unterstellungen! - Abg. Z e i  1 1  i n­
g e r: Der Herr Minister kann doch uns keine 
Weisungen geben I) Idl gebe Ihnen auch keine 
Weisungen. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
SPO und FPO und Gegenrufe bei der OVP.) 
Der Herr Abgeordnete Scrinzi hat das be­
hauptet. (Anhaltende Zwischenrufe. - Präsi­
dent Dipl.-Ing. W a 1 d b r u n  n e r gibt  das 
Glockenzeichen.) 

Nun, meine Damen und Herren, darf ich 
noch zur Frage der Authentizität der Texte 

des Paketes Stellung nehmen. Ich mödtte 
dazu feststellen, daß es nur einen Text gibt. 
Ich habe das bei verschiedenen anderen An­
lässen schon wiederholt festgestellt : Es gibt 
nur einen Text, und das ist der italienische 
Text, ergänzt durdl die Fußnoten des Landes­
hauptmannes Magnago. Diese Fußnoten, diese 
Interpretationen wurden sowohl vom Mini­
sterpräsidenten Rumor als auch von Außen­
minister Moro in Kopenhagen bestätigt, so­
daß in dieser Hinsicht wohl keine Zweifel 
mehr bestehen können. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte ab­
schließend folgendes feststellen: Wir haben 
uns - das können Sie mir glauben - b ei 
der Ausarbeitung dieses Planes die Arbeit 
durchaus nicht leicht gemacht. Der vorliegende 
Plan ist das Ergebnis j ahrelanger mühevoller 
Verhandlungen, an denen alle Bundesregie­
rungen seit dem Beginn der Auseinander­
setzung beteil igt waren. \.vie ich schon sagte, 
habe ich selbst an den meisten Verhand­
lungen teilgenommen und weiß nur zu gut, 
wieviel Mühe, Umsicht und selbstloser Ein­
satz in allen diesen Verhandlungsphasen er­
forderlich waren, um sChließlich zu dem 
heutigen Ergebnis zu kommen. 

Der entscheidende Antrieb, meine Damen 
und Herren, in allen unseren Bemühungen 
war stets der Wunsch, unseren Südtiroler 
Freunden, denen die Geschichte ein so 
schweres Los auferlegt hat, zu helfen und 
ihnen die Voraussetzungen für die Erhaltung 
ihrer Substanz zu schaffen. Gewiß : Auch wir 
sind nur Menschen, und auch der Plan, den 
wir ausgearbeitet haben, ist nicht vollkom­
men; das haben wir auch nie behauptet. Es 
jst aber unsere Pflicht, die realpolitisdlen 
Gegebenheiten richtig einzusChätzen und das 
BestmögliChe zu erreichen. Und dies, meine 
Damen und Herren, ist geschehen. Wir haben 
dabei stets das Wohl der Südtiroler und nur 
das im Auge gehabt. Man kann uns wohl 
auch nicht vorwerfen, 50 Jahre nach der Ab­
trennung Südtirols von Osterreich zuwenig 
Geduld an den Tag gelegt zu haben. Gerade 
das Gegenteil ist der Fall. 

Es wäre eine verantwortungslose Unter­
lassung gewesen, die nunmehrige Regelung 
in Form des Paketes und des Operations­
kalenders abzulehnen. Dieser Plan ist nach 
unserer Uberzeugung der bestmögliChe Schutz 
für Südtirol. Denn über folgendes müssen wir 
uns im klaren sein : Der schönste Vertrag 
nützt nichts, wenn dahinter nicht der Wille 
zu seiner Durdlführung steht und ein Mini­
mum an gegenseitigem Vertrauen gegeben ist. 
Ich möchte darauf verweisen, daß wir ein 
Beispiel dafür haben. Wir haben in Zypern 
einen erstklassigen internationalen Vertrag. 
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Und was ist das Ergebnis? Der Friede kann 
dort nur durch die Anwesenheit der Ver­
einten Nationen aufrechterhalten werden, weil 
der Erfüllungswille einfach nicht vorhanden 
ist und der Buchstabe des Vertrages allein 
nicht genügt. 

Wir hoffen, meine Damen und Herren, daß 
durch diese Vereinbarung eine weitere Ver­
besserung des Klimas zwischen Italien und 
Osterreich eintreten wird und die verschie­
denen Volksgruppen in Südtirol selbst von 
einem Gegeneinander zu einem Zueinander 
finden werden. Dann werden auch die Vor­
aussetzungen dafür geschaffen sein, daß zwei 
der ältesten Kulturvölker dieser Erde wieder 
freundschaftlich zusammenleben, zu ihrem 
eigenen Wohl und zum Wohl Europas. (An­
haltender Beifall bei der OVP.) 

kalenders, dieses österreichisch-italienischen 
Vereinbarungswerkes über die Durchführung 
der den Südtirolern zugestandenen Maßnah­
men zur Verbesserung der Autonomie, er­
füllen. 

In diesem Falle läuft der Operations­
kalender weiter, und Italien hat als nächsten 
Schritt ein Vorbereitendes Komitee einzu­
setzen, welches die vorgesehenen Maßnahmen 
in entsprechende Gesetzesvorlagen zu bringen 
hat. 

Der österreichische Nationalrat kann aber 
auch die Zustimmung zum Bericht der Regie­
rung und zur beantragten Entschließung ver­
weigern und damit neuerdings das Scheitern 
jahrelanger Verhandlungen zwischen Oster­
reich und Italien bewirken. Der Lauf des 
Operationskalenders wäre damit unterbrochen. 
eine verbesserte Autonomie für diesen Tiroler Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner:  Als näch-
Landesteil wieder in weite. nebelhafte Ferne stern Redner erteile ich Herrn Abgeordneten 

Dipl.-Ing. Dr. Leitner das Wort. gerückt. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident I Hohes Haus ! 
Nach den Ausführungen des Herrn Außen­
ministers ist die Feststellung zu treffen - und 
das wurde j a  in diesem Haus heute schon ein­
mal gesagt -, daß der österreichische Natio­
nalrat eine sehr bedeutende Entscheidung zu 
treffen hat, eine Entscheidung, die ein Mark­
stein in der 50jährigen Südtirolpolitik Oster­
reichs sein kann und die der Südtiroler Volks­
gruppe eine größere Autonomie innerhalb des 
italienischen Staatsverbandes simern soll. 

Ich bedaure daher, daß Herr Kollege Scrinzi 
hier eine partei politische Rede gehalten hat. 
(Zustimmung bei der OVP.) Die staats­
politische Verantwortung für Südtirol ist dabei 
zu kurz gekommen. (Neuerliche Zustimmung 
bei der OVP.) Er hat keine Alternative zur 
Südtirollösung aufgezeigt. Ich glaube, er hat 
absichtlich übersehen. daß es im Völkerrecht 
- zumindest bis zur Stunde - keine Exe­
kution von Rechten gibt. 

Er hat nur der Osterreichischen Volkspartei 
totale Kapitulation und Verrat vorgeworfen. 
Er hat die gewählten Vertreter Tirols und 
Südtirols beleidigt. (Neuerliche lebhaite Zu­
stimmung bei der OVP.) Meine Rede ist die 
Antwort auf diese ungeheuerliche Verleum­
dung. 

Etwas darf ich hier noch sagen: Im Patrio­
tismus kann ich mich mit den Herren der Frei­
heitlichen Partei sicher noch messen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Der Nationalrat kann den Bericht des öster­
reichischen Bundeskanzlers zur Kenntnis 
nehmen. die eingebrachte Entsdlließung der 
OVP und damit den Punkt 4 des Operations-

Die Landesversammlung der Südtiroler 
Volkspartei hat am 22. November ihre Ent­
scheidung getroffen und mit 52,9 Prozent Ja­
Stimmen, 44,5 Prozent Nein-Stimmen, ein 
klares, wenn auch knappes Votum zugunsten 
des erreichten Verhandlungsergebnisses abge­
geben. (Zwischenrufe bei der FPO.) Stimmt 
das? 52.9 Prozent Ja-. 44.5 Prozent Nein­
Stimmen. 2,6 Prozent Enthaltungen : Das habe 
ich nicht gesagt. aber die zwei ersten Zahlen 
habe ich genannt. Herr Kollege Scrinzi. 

Die Landesversammlung ist damit der Ent­
scheidung des Ausschusses der Südtiroler 
Volkspartei gefolgt, der am 20. Oktober dieses 
Jahres mit 41 zu 23 Stimmen die Annahme 
von Paket und Operationskalender empfohlen 
hat. 

Das italienische Parlament hat am 5. De­
zember das von der italienischen Regierung 
vorgelegte Verhandlungsergebnis mit Oster­
reich gebilligt. Sicherlich ist diese Billigung 
nur der erste und, wie ich glaube, wohl leich­
teste Schritt Italiens gewesen. Es besteht aber 
berechtigte Hoffnung, daß Italien das Paket als 
die Summe erweiterter Autonomiebefugnisse 
durch entsprechende Gesetze und Verord­
nungen in Kraft setzen wird. 

Somit hat heute der österreichische National­
rat seine Stellungnahme abzugeben und eine 
Entscheidung zu treffen, die von der Ge­
schichte gewertet und beurteilt werden wird. 
Die Osterreichische Volkspartei ist sich dieser 
großen Verantwortung voll bewußt, wenn sie 
den Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis 
nimmt und damit ein Ja zum Verhandlungs­
ergebnis zum Ausdruck bringt. 

Aus der geschichtlichen Entwiddung Süd­
tirols ergibt sich, daß das vorliegende Ver-
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handlungs ergebnis nicht mit Freude zur Kennt­
nis genommen werden kann, wohl aber mit 
der Genugtuung eines vertretbaren Fort­
schrittes. 

Die politische Realität läßt eine Verbes­
serung der Verhältnisse in Südtirol erwarten, 
und dies allein ist die Ursache und der Grund, 
daß die OVP der vorgeschlagenen Lösung ihre 
Zustimmung gibt. 

Vor 100 Jahren haben die Grafen von Tirol 
das Land nördlich und südlich des Brenners 
geeint, der Kernraum dieses Landes war 
geschaffen. 

Im Jahre 1 363, also vor mehr als 600 J ahfen, 
kam dieses Land im Gebirge zu Osterreich. 
Es bildete geographisch, wirtschaftlich, kultu­
rell und politisch eine Einheit, bis der Vertrag 
von Saint-Germain 1 9 1 9  Tirol in zwei Teile 
zerriß. Der Süden kam zu Italien, der Norden 
verblieb bei Osterreich. 

Diese Entscheidung der Pariser Friedens­
konferenz wurde und wird von den Oster­
reichem, insbesondere aber von der Tiroler 
Bevölkerung, als bitteres Unrecht empfunden, 
zumal diese Entscheidung das feierlich ver­
kündete Selbstbestimmungsrecht, wie es der 
amerikanische Präsident Wilson erklärte, für 
die Tiroler südlich des Brenners verneint hat. 

Im Protestbeschluß der österreichischen 
Nationalversammlung 1 9 1 9  wurde an den 
Völkerbund appelliert, das unfaßbar,e Unrecht 
wiedergutzumachen. Dieser Appell an das 
Weltgewissen war vergebens. Europa hat ver­
sagt, seine abendländische Idee verraten und 
das Südtiroler Problem als schwere Hypothek 
einer verfehlten Politik geschaffen. 

Heute, 50 Jahre später, ist das Land geteilt. 
das Unrecht nicht beseitigt, selbst die Erhal­
tung der Südtiroler Volksgruppe noch nicht 
gesichert. Der heutige Beschluß dieses Hohen 
Hauses kann und soll ein positiver Schritt 
zur Sicherung der Existenz dieses unseres 
Volksteiles in Südtirol sein. Es muß aber klar 
zum Ausdruck gebracht werden, daß auch da­
mit das Unrecht der Teilung Tirols nicht be­
seitigt, sondern nur gemildert wird, da die 
in Aussicht gestellte Regelung eine ver­
besserte Autonomie für Südtirol erwarten 
läßt. 

In der Diskussion über Paket und Ope­
rationskalender im italienischen Parlament 
sind wieder Worte gefallen, die wir nicht 
hören wollen : Worte "von der geheiligten 
Brennergrenzei vom Recht Italiens auf dieses 
Land, weil es mit dem Blut seiner tapfersten 
Söhne erobert wurde" .  

Um einer neuerlichen Geschichtslüge vorzu­
beugen, muß von hier aus festgestellt werden, 

daß ein grobes Unrecht, das man einem Volk 
zufügt, nicht dadurch ZUm Recht wird, weil es 
schon vor 50 Jahr,en begangen wurde und weil 
es durch einen Friedensvertrag völkerrecht­
lich sanktioniert ist. 

Darüber hinaus wurde von der GeschiChte 
eindeutig festgestellt, daß Italien während des 
ersten Weltkrieges Südtirol nicht erobern 
konnte. Dieses Land wurde ,erst naCh dem 
Waffenstillstand im November 19 18  von 
italienischen Truppen besetzt. 

In den Nachfolgestaaten Osterreich-Ungarns 
kontrolÜerte der Völkerbund den internatio­
nalen Minderheitenschutz, der in den Friedens­
verträgen der damaligen Zeit an die Stelle 
des Selbstbestimmungsrechtes dieser Minder­
heiten gesetzt wurde. Den Südtirolern wurde 
aber selbst dieser unsichere Schutz durch den 
Völkerbund vorenthalten. Auf österreichische 
Proteste gegen die Abtrennung Südtirols ver­
wiesen die Siegermächte auf italienische Ver­
sicherungen, denen zufolge ein besonderer 
Schutz unnötig wäre. 

Ich darf hier zur Begründung anführen, was 
am 21. Oktober 19 19  Senator Tittoni, der Ver­
treter Italiens bei den Friedensverhandlungen, 
im italienischen Senat dazu gesagt hat - und 
die Friedenskonferenz hat diesen Standpunkt 
gebilligt -: 

"Die Völker fremder Nationalität, welche 
unter unsere Gesetzgebung fallen, sollen 
wissen, daß uns der Gedanke des Unter­
drückens und der Entnationalisierung völlig 
fremd ist, daß ihre Sprache und kulturellen 
Institutionen respektiert werden und daß sie 
alle Vorrechte unserer freiheitlichen und 
demokratischen Gesetze genießen werden. " 

Der italienische König bestätigte in seiner 
Thronrede diese liberalen Grundsätze. Außer­
dem verdient festgehalten zu werden, daß da­
mals weitschauende Staatsmänner, darunter 
auch die italienischen Sozialisten, sich gegen 
die Brennergrenze, gegen die Annexion Süd­
tirols und für seine Rückkehr zu Osterreich 
ausgesprochen haben. Aber solche Lichtblicke 
sind bald durch die dunklen Wetterwolken 
verscheucht worden. Es war das Bestreben 
der Südtiroler, in einer Autonomie gegenüber 
dem zentralistisch verwalteten Italien ein 
möglichst großes Eigenleben zu führen, so wie 
sie es vom alten Osterreich her gewohnt 
waren. 

1 92 1  wurde eine beratende Kommission zum 
Studium der Autonomie eing,esetzt, und ver­
schiedene Autonomiepläne wurden be­
sprochen. Diesen Bestrebungen ist jedoch ein 
Erfolg bis zur Machtübernahme des Faschis­
mus im Jahre 1 922 versagt geblieben. 
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Die Leiden des Südtiroler Volkes während 
der Herrschaft des Faschismus sollen heute 
nicht breit behandelt werden. Ich glaube, wir 
müssen bemüht sein, aus dieser Zeit zu lernen 
und Wunden zu schließen. Ich möchte nur 
kurz bemerken, daß während dieser Zeit der 
Südtiroler Volksgruppe das Lebensrecht abge­
sprochen wurde. Die deutsche Sprache und das 
kulturelle Eigenleben wurden verfolgt, die 
Heranbildung einer Intelligenzschicht syste­
matisch unterbunden. Die Italienisierung 
wurde mit allen Mitteln betrieben. 

Aber dann, Hohes Haus, kam der Verrat 
Hitlers an Südtirol. Der Preis für die Einigung 
der beiden Diktatoren Mussolini und Hitler, 
welche die Voraussetzung für die Zertrüm­
merung Europas im zweiten Weltkrieg war, 
hieß Südtirol. (Heftige Rufe und Gegenrule 
zwischen OVP und FPG.) Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die vorbereitende Ver­
treibung dieses Volkes aus seinem ange­
stammten Land war die geplante Endlösung 
für Südtirol, so wie es sich die Machthaber 
der damaligen Zeit vorgestellt haben. Das 
Südtiroler Umsiedlungsabkommen vom Juni 
1 939 zeigt den Wahn der damaligen Macht­
haber, der mehr als 200.000 Menschen ihre 
Heimat nehmen wollte. (Ruf bei der OVP: 
Wer war damals Gauredner? - Gegenrufe bei 
der FPO.) Meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl Lesen Sie das Buch des Herrn Pro­
fessors Huter "Südtirol". Dort sind diese Pro­
bleme wissenschaftlich genau behandelt, dort 
sind sie objektiv dargestellt. Darüber 
brauchen wir nicht zu streiten. Und wenn wir 
heute die Probleme noch nicht gelöst haben, 
dann trägt zum Teil daran dieses Abkommen 
die Schuld, weil man nach dem Krieg zuerst 
auf die Rückführung der Südtiroler Rücksicht 
nehmen mußte. Das Ende des zweiten Welt­
krieges hat dieses Verbrechen verhindert. 

Es ist die Aufgabe der demokratischen 
Staaten, das Lebensrecht des einzelnen Men­
schen und das seiner Volksgruppe auf Dauer 
zu sichern; das heißt also, d ie Existenz der 
Südtiroler Volksgruppe auf ihrem angestamm­
ten Heimatboden zu gewährleisten. Diese 
Forderung ist aus dem Naturrecht abzuleiten 
und hat mit Nationalismus nichts, aber SChOll 
gar nichts zu tun. 

Der Nationalist will nämlich dem anderen 
seine Art zu leben und zu denken auf­
zwingen. Er schreckt dabei vor Gewalt nicht 
zurück, wie die Vergangenheit oft genug ge­
zeigt hat. 

Der Patriot liebt seine Heimat, er will dort 
in Ruhe und Frieden arbeiten und leben 

verständigung und zur Einigung Europas lei­
sten. Wir Tiroler sind Patrioten! (Beifall bei 
der GVP.) 

Tirol zählt zu den ältesten Demokratien 
Europas, da bereits seit mehr als 600 Jahren 
der Bauer und der Arbeiter dieser Zeit, der 
Bergknappe, neben dem Bürger und dem 
Adel im Landtag die Geschicke ihres eigenen 
Volkes bestimmten. 

Tirol ist ein Land mit alter Kultur, und die 
deutschsprachige Volksgruppe in Südtirol hat 
moralisch und politisch das Recht, ihre 
Existenz auch im Zeitalter der Technik, der 
wissenschaftlichen Fortschritte und der wirt­
schaftlichen Umwälzungen sichern zu können. 

Die Verwirkliclmng einer weitgehenden 
Autonomie kann die Voraussetzung dafür 
sein, daß die notwendige Umstrukturierung 
in Südtirol rechtzeitig erfolgt. 

Es sei mir gestattet, die Problematik in 
Südtirol in zwei Zahlengegenüberstellungen 
aufzuzeigen : 1910 hat dieses Land 238.000 Ein­
wohner gehabt, davon 221 .000 Einwohner 
deutscher Sprache, 1 0.000 Ladiner und 1000 
Italiener. Bis 1 961  hatte die Gesamtbevölke­
rung um 1 36.000 Menschen zugenommen, die 
Deutschen haben nur um 1 2.000, also um rund 
5 Prozent, zugenommen. Die Italiener haben 
um 128.000 zugenommen, also auf das 1 7fache. 

Während also die Tiroler nur um ein 
Zwanzigstel zugenommen haben, haben die 
Italiener um das I1fache zugenommen. Das ist 
die eine Problematik. 

Die italienische Zuwanderung seit 1 9 1 8  und 
die einseitige Bevorzugung der italienisrnen 
Bevölkerungsgruppe bei der Beschäftigung in 
der Großindustrie, im Verkehr und vor allem 
auch in der Verwaltung hat bis jetzt die not­
wendige organische Anpassung der Tiroler 
Bevölkerung an das Industriezeitalter ver­
hindert. Dies zeigt vor allem der große Unter­
schied in der Struktur der Erwerbstätigen 
beider Volksgruppen im Jahre 1 961 . Von den 
Deutschen in Südtirol waren in der Landwirt­
schaft 44 ,8 Prozent beschäftigt, von den 
Italienern 4,2 Prozent. In Industrie und Hand­
werk waren 20,7 Prozent Deutsche und 
38,8 Prozent Italiener, im Verkehr 1 ,9 Prozent 
Südtiroler und 8,5 Prozent ItaBener, in der 
Verwaltung 3,5 Prozent Südtiroler und 
20,3 Prozent Italiener beschäftigt. 

Es ist also notwendig, daß die Verbesserung 
der Autonomie nicht nur die politische Eigen­
verwaltung sicherstellen kann, sie muß auch 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche Wei­
terentwicklung der Volksgruppe ermöglidlen. 

können, seine Art voll zur Entfaltung bringen Die provisorische österreichische Staats­
und damit seinen eigenen Beitrag zur Völker- regierung hat am 15. November 1 945 - das 
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wurde heute schon gesagt - die Rückgliede­
rung Südtirols verlangt. 1 56.000 Südtiroler, 
faktis<h die gesamte deutsche wahlberechtigte 
Bevölkerung hat sich durch ihre Unterschrift 
zum alten Vaterland bekannt. Die Alliierten 
lehnten auf der Pariser Außenministerkonfe­
renz die Forderung der Südtiroler nach Selbst­
bestimmung erneut ab ; die Moral konnte sich 
im Völkerrecht wieder einmal nidlt durch­
setzen. 

Im Schatten der Verhandlungen dieser 
Friedenskonferenz entstand aber im Septem­
ber 1 946 das Pariser Abkommen. Durch diesen 
Vertrag erhielt Usterreich erstmals völker­
rechtlich eine Schutzfunktion gegenüber Süd­
tirol. Man mag über die Qualität dieses Ver­
trages verschiedener Meinung sein, er sichert 
aber der Südtiroler Volksgruppe das Recht 
auf Gewährung einer Autonomie, die in der 
Lage sein muß, den Bestand der Volksgruppe 
auf Dauer zu sichern. Die österreichische 
Bundesregierung erklärte heute erneut ihren 
Standpunkt, daß das Pariser Abkommen nur 
durch Gewährung einer substantiellen 
Regionalautonomie für die Provinz Bozen er­
füllt werden kann. 

Leider hat das demokratische Italien den 
Pariser Vertrag bis heute nicht voll erfüllt. 

Das Autonomiestatut von 1 948 hat den Süd­
tirolern keine echte Autonomie gebracht, weil 
in diesem Statut nicht nur die Provinzen 
Trient und Bozen zu einer Region vereinigt 
wurden, in der die Italiener eine Mehrheit 
von 5 zu 2 haben, sondern auch deswegen, 
weil die vereinbarte Ubertragung der Gesetz­
gebungs- und der Verwaltungsbefugnisse auf 
die Provinz Bozen von italienischer Seite sehr 
restriktiv, zum Teil überhaupt nicht durch­
geführt wurde. 

Die Bemühungen Osterreichs in den Jahren 
1955 bis 1 960 um eine Verbesserung der Auto­
nomierechte blieben ohne Erfolg. Osterreich 
beschloß daher 1960, die Südtirolfrage vor 
die UNO zu bringen, und hat damit den 
politischen Charakter des Südtirolproblems 
herausgestellt. 

Der damalige Außenminister Dr. Kreisky, 
sein Staatssekretär Professor Dr. Gschnitzer 
und die Mitarbeiter im Außenamt, insbeson­
dere der damalige Botschafter Usterreichs bei 
der UNO, Dr. Waldheim, haben das große 
Verdienst, daß der mühevolle Einsatz auf der 
politischen Ebene die UNO-Resolution von 
1 960 brachte. In dieser Resolution, welche 
einstimmig, also auch mit der Stimme Italiens, 
angenommen wurde, werden beide Parteien, 
Osterreich und Italien, aufgefordert, die 
gegenseitigen Verhandlungen wiederaufzu­
nehmen und eine Lösung der Differenzen hin­
sichtlich der Ausführung des Pariser Abkom-

mens zu finden. 1 96 1  bestätigte die UNO er­
neut diesen Verhandlungsauftrag. Das Ergeb­
nis dieser UNO-Resolution sind neun Jahre 
mühselige, zähe Verhandlungen zwischen 
Osterreich und Italien. Zur · Klärung des 
Autonomieumfanges , welchen Italien den Süd­
tirolern zuzuerkennen bereit sein könnte, 
wurde seitens Italiens im September 1 96 1  die 
innerstaatliche 1ger-Kommission eingesetzt. 
Diese Kommission hat ihre Arbeiten 1 964 ab­
geschlossen und umfangreiche Vorschläge zu­
gunsten Südtirols gemacht. 

Am 25. Mai 1964 wurde bei einem Außen­
minist-ertreffen in Genf eine gemischte 
Expertengruppe eingesetzt, welche in. ver­
schiedenen Tagungen Lösungsvorschläge aus­
gearbeitet hat. Diese Vorschläge bildeten die 
Verhandlungsgrundlage zu einem Außen­
ministertreffen am 1 6. Dezember des gleichen 
Jahr,es . Das italienische Angebot bestand da­
mals genauso wie heute aus zwei Teilen: 
aus einem meritorischen Teil von Zugeständ­
nissen Italiens an die Provinz Bozen, dem 
Paket, und aus der Durdlführungsgarantie 
gegenüber Osterreich. 

Die gewählten Südtiroler Vertreter haben 
in diesem Verhandlungsergebnis aber noch 
keine ausreichende Sicherung ihres Volkstums 
erblickt und daher das Paket und damit das 
Angebot abgelehnt. 

Herr Dr. Kreisky hat im österreichisdlen 
Parlament mehrmals erklärt, daß er mit 
diesem Verhandlungsergebnis 1 964 die Lösung 
des Südtirolproblems gefunden zu haben 
glaubte und daß er über die Ablehnung dieses 
Ergebnisses sehr enttäuscht gewesen sei. 

Am 18. 1 .  1 961 erklärte Dr. Kreisky von 
dieser Stelle aus wörtlich :  

"Ich habe damals das Ergebnis von Paris 
den Teilnehmern" - nämlich der großen Süd­
tirolkonferenz in Innsbruck - "in ausführ­
lichster Weise dargelegt. Ich habe die Aspekte 
dargelegt, die eine Ablehnung dieses Ver­
handlungs ergebnisses haben muß. Ich habe 
es damals so ernst gemeint, daß ich den 
Herren . . .  gesagt habe, daß ich glaube, daß 
sich Wesentliches in kommenden Verhand­
lungen nicht mehr erzielen läßt, daß ich als 
Leiter der Verhandlungsdelegation diese Mit­
teilung den Tirolern aus allen Teilen Tirols 
machen muß, daß ich einfach keinen anderen 
Weg sehe, als die Verhandlungen scheitern 
zu lassen oder in ernste Abschlußgespräche 
einzutreten . . .  Ich muß sagen, daß ich beim 
besten Willen keine Hoffnungen mehr machen 
kann, daß wir in zweiseitigen Verhandlungen 
wesentlich mehr erreiChen können. Wir sind 
bis zum äußersten gekommen . . .  Ich habe 
den dort anwesenden Herren die grundsätz-
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liehe Annahme des Verhandlungsergebnisses 
von Paris empfohlen." Soweit Herr Doktor 
Kreisky. Es ist bedauerlich, daß die Soziali­
stische Partei den damaligen Standpunkt ihres 
Vorsitzenden heute nicht mehr wahrhaben 
will. 

Die Ablehnung des Paketes hatte eine halb­
jährige Pause der Expertengespräche zur 
Folge, weil Italien den Standpunkt vertrat, 
daß man entweder alles - also Paket und 
Garantie - annehmen könne, aber keinesfalls 
unter Annahme der gebotenen Garantie neue 
meritorische Forderungen stellen könne. 

Diese Situation hat Dr. Kreisky am 5. August 
1965 in Klagenfurt bestätigt, indem er sagte, 
Osterreich habe das Pariser Ergebnis nicht 
angenommen, sodaß man auch den Italienern 
dasselbe Recht ,einräumen müsse. 

Punkten nicht befriedigen kann, daß vor allem 
eine volle regionale Autonomie für die 
Provinz Bozen nicht erreicht werden konnte. 

Von der OVP wurde immer erklärt, daß 
Osterreich das bilaterale Verhandlungsergeb­
nis nur dann annehmen kann, wenn die ge­
wählten Vertreter der Südtiroler Volksgruppe 
diesem ihre Zustimmung nicht verweigern. 
Ich finde ,es merkwürdig, wenn man uns heute 
daraus einen Vorwurf macht. Eine echte 
Minderheitenpolitik kann nicht ohne Zustim­
mung der Minderheit gemacht werden. (Beifall 
bei der OVP.) 

Dr. Kreisky hat namens der Sozialistischen 
Partei am 1 8. Jänner 1 967 zu diesem Sach­
verhalt im Parlament wörtlich erklärt : "Wenn 
die Mehrheit der gewählten Vertreter der 
Südtiroler diese Summe von Kompetenzen, 
die den Südtirolern ein hohes Maß an Selbst-

Wie aus der heutigen Erklärung der verwaltung einräumen sollen, akzeptiert und 
Bundesregierung hervorgeht, wurden die damit einverstanden ist, dann werden wir 
Expertengespräche Mitte 1 965 wiederaufge- im österreichischen Parlament keinen Anlaß 
nommen. Diese Verhandlungen hatten zur 
Folge, daß bis Juli 1966 verschiedene Verbes­
serungen im Paket erreicht werden konnten, 
daß Italien weitere Zugeständnisse machte. 
Zu diesem Zeitpunkt waren aber die Verhand­
lungen zwischen Osterreich und Italien wieder 
an einer Barriere angelangt, weil nach dem 
Urteil der Südtiroler Vertreter die Zug,eständ­
nisse noch immer unzulänglich waren. 

Der Südtiroler Landeshauptmann Doktor 
Magnago erreichte in direkten Verhandlungen 
mit Rom weitere Verbesserungen, sodaß im 
März 1967 der Parteiausschuß der Südtiroler 
Volkspartei mit knapper Mehrheit beschloß, 
der Landesversammlung die Annahme der 
Gesamtsumme der italienischen Zugeständ­
nisse zu empfehlen, sobald zwischen Oster­
reich und Italien eine wirksame internationale 
Verankerung vereinbart werden kann. Das 
war vor zweieinhalb Jahren! 

Die endgültige Formulierung der italieni­
schen Zugeständnisse hat aber dann noch 
große Schwierigkeiten gemacht und lange ge­
dauert. Die italienische Regierung hat erst 
am 25. Juni 1969 über die bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten im Paket einen 
Beschluß gefaßt. Die Südtiroler Volkspartei 
wurde am 25. September 1969 offiziell vom 
Ergebnis unterrichtet. Sie hat am 22. Novem­
ber, vor drei Wochen, nach eingehender Dis­
kussion die Entscheidung getroffen, das Ver­
handlungsergebnis zu billigen. Das knappe 
Votum zeigt aber sehr deutlich, daß in der 
Südtiroler Volksgruppe das tiefe Mißtrauen 
gegenüber italienischen Zusicherungen noch 
nicht beseitigt werden konnte und daß das 
Paket trotz vieler Zusagen für eine verbes­
serte Autonomie in einigen wesentlichen 

haben, damit nicht ,einverstanden zu sein und 
hier eine Lizitationspolitik zu betreiben. Das 
wäre im höchsten Maße unklug." (Ruf bei 
der OVP: Hört! Hört! - Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Wörtlich meine heutige Erklärung, Herr "Hört I 
Hörtl-Abgeordneter" 1) _ 

"Es scheint also . . .  durchaus möglich zu 
sein, zwischen der Regierung und der Oppo­
sition eine Einigung insofern zu erzielen, 
daß . . .  es bei dem Grundsatz bleibt, daß 
die Mehrheit der gewählten Vertreter der 
Südtiroler hier die Entscheidungen zu treffen 
hat." 

Das heute vorliegende Paket, also die 
Summe der materiellen Zugeständnisse, bringt 
eine wesentliche Erweiterung der Autonomie, 
wenn auch einige der ursprünglichen Forde­
rungen der Südtiroler nicht durchgesetzt wer­
den konnten. Es bringt auch wesentliche Ver­
besserungen gegenüber dem Paket von 1964, 
leider müssen auch einige Verschlechterungen 
zur Kenntnis genommen werden. 

Beim Außenministertreffen in Kopenhagen 
am 30. November dieses Jahres erhielt Oster­
reich vom italienischen Außenminister den 
Text des Paketes offiziell überreicht. Wie die 
offizielle Ubersetzung zeigt, besteht es aus 
dem eigentlichen Text und einer Reihe von 
Präzisierungen. 

Bei diesem Außenministertreffen wurde 
auch klargestellt, daß die italienische Regie­
rung jene zusätzlichen Erläuterungen, welche 
von der Südtiroler Volkspartei in ihrer Uber­
setzung aufgenommen wurden, gebilligt hat 
und daß diese Klarstellungen dem Inhalt des 
Paketes entsprechen. Das hat eben vorhin auch 
der Herr Außenminister bestätigt. 

1006 
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Das Paket wird seitens Italiens aber als 
inneritalienische Angelegenheit angesehen, 
daher gilt offiziell der italienische Text. Es 
kann aber festgestellt werden, daß es durch 
die Erklärungen des italienischen Außen­
ministers keinen meritorischen Unterschied 
zwischen der Südtiroler Fassung und dem 
offiziellen Text gibt, weil die italienische 
Regierung durch Außenminister Moro erklärt 
hat, daß. diese Erläuterungen die Einheitlich­
keit des Pakettextes nicht beeinträchtigen und 
mit dem Inhalt übereinstimmen. 

Das Paket enthält 1 37 Punkte. Für die Be­
urteilung des Wertes dieser einzelnen Punkte 
ist die Frage maßgebend, ob diese Neurege­
lung die Sicherung der Volksgruppe gewähr­
leisten kann, ob die wirtschaftliche Entwick­
lung die Beschäftigung der nachwachsenden 
Südtiroler Jugend sicherstellen kann und ob 
gleichzeitig die Unterwanderung hintan­
gehalten wird. 

Diese Frage läßt sich heute, wie so oft in 
der Politik, nicht eindeutig beantworten. Es 
ist aber zu erwarten, daß durch ein Aus­
schöpfen aller gebotenen Möglichkeiten und 
durch ein Zusammenwirken der einzelnen 
Maßnahmen, sei es auf dem Gebiete des 
Wohnbaues, der Industrieförderung, der be­
reits bestehenden Zuständigkeiten für Stadt­
planung und Raumordnung, sei es durch die 
Mitsprache bei der Arbeitsvermittlung, der 
Industriegründung, sei es durch die Verbes­
serungen auf dem Gebiete des Schulwesens, 
dieses Ziel erreicht werden kann. 

Für den Bestand des Volkstums in Südtirol 
ist die im Paket vorgesehene Einführung des 
ethnischen Proporzes in vielen Bereichen der 
staatlichen und halbstaatlichen Einrichtungen 
von grundlegender Bedeutung. Dieser eth­
nische Proporz räumt den Südtirolern zirka 
zwei Drittel der Posten in den wichtigsten 
Bereichen der Verwaltung, bei Gericht, bei 
Bahn und Post und bei anderen Dienststellen 
ein. Diese deutschen Beamten und Angestell­
ten genießen eine gewisse Garantie, daß sie 
nicht gegen ihren Willen außerhalb der Pro­
vinz versetzt werden können. 

Auf dem Gebiete der Wirtschaft wird die 
Kompetenz der Provinz in verschiedenen 
Punkten erweitert. Für Arbeiten im provin­
ziellen Interesse, wie Straßenwesen und 
Wasserleitungsbau, soll die Provinz zuständig 
werden. Das Verkehrswesen, die Landwirt­
schaft, das Forstwesen und der Wasserbau 
im Bereich der Provinz sollen in die Kompe­
tenz der Provinz übergeführt werden. Die 
Industrieförderung fällt nunmehr ohne Begren­
zung der Betriebsgröße in die Kompetenz der 
Provinz. Diese Bestimmungen sind für die 

wirtschaftliche Entwicklung des Landes von 
großer Bedeutung. Auf dem Gebiete des 
Kreditwesens sollen ebenfalls Verbesserungen 
vorgenommen werden. 

Die vorgesehene Regelung auf dem Gebiete 
der Sprache soll bewirken, daß die Südtiroler 
das Recht erhalten, vor Polizei und Gericht 
in deutscher Sprache auszusagen, in der 
Muttersprache mit Behörden zu verkehren und 
Verträge in Deutsch abzufassen. Auch Behör­
den können in Hinkunft untereinander in 
deutscher Sprache verkehren. 

Auf dem Gebiete des Schulwesens wurde 
eine bessere Regelung gefunden. Die Süd­
tiroler Landesregierung soll nämlich die Er­
richtung deutscher Ptlichtschulen und das all­
gemeinbildende und berufsbildende Mittel­
schulwesen gesetzlich zugewiesen erhalten. 
Die Bestellung der Lehrpersonen und der 
Schulaufsichtsorgane fällt in Zukunft in die 
Kompetenz der Provinz. 

Leider war es auf dem Gebiet von Fernsehen 
und Rundfunk nicht möglich, die Kompetenz 
zur Errichtung eigener Sendeanlagen zu er­
halten. Solche Anlagen wären ein wirkungs­
volles Instrument zur Ubertragung deutsch­
sprachiger Sendungen. Es wurden zwar Ver­
besserungen für die deutschsprachigen Sen­
dungen durch das Staatsfernsehen zugesagt, 
und es ist zu hoffen, daß mehr als bisher 
gute österreichische und deutsche Sendungen 
vom Staatsfernsehen übernommen werden. 

Der soziale Wohnbau soll der Provinz voll­
ständig übertragen werden. Da auch den in 
Südtirol gemeldeten Personen das Vortritts­
recht beim Arbeitsamt zugestanden wird, 
könnte erreicht werden, daß die in Südtirol 
vorhandenen Arbeitskräfte zuerst beschäftigt 
werden und so die Zuwanderung gestoppt 
wird. Der Landesverwaltung soll die Kompe­
tenz für die Uberwachung der Arbeitsämter 
und das Recht zur Kontrolle der Gesetzmäßig­
keit zugestanden werden. Die Tätigkeit der 
Arbeitsvermittlungskommission wird von 
großer Bedeutung sein, weil sie über die Ein­
haltung des Grundsatzes zu waCl�en hat, daß 
den lokalen Arbeitskräften der Vorrang bei 
der Arbeitsvermittlung gebührt. Nur so kann 
die Abwanderung der Südtiroler aus ihrer 
Heimat vermieden werden. Das ist ein drin­
gendes Problem. Es ist zu hoffen, daß die 
Jugend und die von der Landwirtschaft ab­
wandernden Arbeitskräfte harmonisch in die 
Wirtschaft des Landes eingebaut werden 
können. Das ist eine der wesentlichsten Auf­

. gaben für die Zukunft. 

Kein voll befriedigendes Ergebnis konnte 
auf dem Gebiete des Haushaltsrechtes erreicht 

\ 
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werden. Darauf hat aber bereits der Herr die Rechtsfrage zu prüfen, ob das Pariser 
Außenminister verwiesen; ich möchte daher Abkommen erfüllt ist. 
diese Sache nicht wiederholen. 

Die Ubertragung des Niederlassungsrechtes 
an die Südtiroler Landesregierung beziehungs­
weise an die Gemeinden wurde von Italien 
mit dem Hinweis abgelehnt, daß in Europa 
die freie Niederlassung überall gestattet sei. 
Eine solche Antwort kann nicht voll befriedi·· 
gen, weil das Arbeitsrecht mit dem Ansässig­
keitsrecht nicht identisch ist. 

Es ist hingegen von besonderer Bedeutung, 
daß im neuen Autonomiestatut der Ver­
fassungsgrundsatz aufgenommen werden soll, 
daß der italienische Staat den Schutz der 
deutsdlen und ladinischen Volksgruppe als 
nationales Interesse anerkennt. Damit erhält 
die deutschsprachige und ladinische Bevöl­
kerung erstmals eine neue Wertung ihres 
politischen Status innerhalb Italiens. 

Die Frage der Annahme des Paketes mömte 
im mit den Worten des Südtiroler Abgeord­
neten Dr. Riz im italienischen Parlament ab­
schließen: 

"Wie Sie wissen" - sagte er -, "war es 
aum für uns nimt leicht, dem Paket und dem 
Operationskalender zuzustimmen, die in vielen 
Punkten unseren Wünschen nicht gerecht wer­
den. Es fehlen im Paket viele der für eine 
echte Autonomie notwendigen Befugnisse. 
Wenn wir" - die Südtiroler - "diesen Lücken 
und Mängeln zum Trotz mit einer quali­
fizierten Mehrheit unsere Zustimmung zum 
Paket gegeben haben, dann deshalb, weil 
wir überzeugt sind, daß wir auch unsererseits 
Opfer bringen müssen, um einen Schutz der 
Existenz und der Entwicklung der deutschen 
und ladinischen Volksgruppe zu erwirken. Ich 
gehöre zu denen, die darauf vertrauen, daß die 
gegenwärtige Regierung und die künftigen 
Regierungen die Maßnahmen rasch einsetzen, 
sachlich und entsprechend dem Geist der vor­
geschlagenen Lösung durchführen werden." 

Ich glaube, die Osterreichische Volkspartei 
kann diesen Worten des Südtiroler Abgeord­
neten voll zustimmen. 

Nun, Hohes Haus, möchte ich zur Ver­
ankerung des Paketes Stellung nehmen. Die 
Sdlwierigkeit einer wirksamen internationalen 
Verankerung ergibt sich aus der Unvereinbar­
keit des österreichischen und des italienismen 
Rechtsstandpunktes. 

Italien behauptet, das Pariser Abkommen 
erfüllt zu haben. Demnach sind nach seiner 
Auffassung die im Paket enthaltenen Zuge­
ständnisse das Ergebnis einer freien Ent­
schließung. Unabhängig von der Verwirk­
lichung des Pakets sei der IGH zuständig, 

Osterreich vertritt den Standpunkt, daß 
Italien durch Verwirklichung des Pakets "Akte 
der Erfüllung des Pariser Abkommens" setzt, 
weil das Pariser Abkommen nur durch Ge­
währung einer substantiellen Regional­
autonomie erfüllt werden kann. Bereits zu 
Beginn der im Auftrag der Vereinten Nationen 
geführten Verhandlungen hat sich die Unver­
einbarkeit der beiden Rechtsstandpunkte er­
geben. Die Verhandlungen wurden daher von 
allem Anfang an unter Vorbehalt dieser 
Rechtsstandpunkte geführt. 

Aus dem einvernehmlichen Vorbehalt der 
Remtsstandpunkte ergibt sich folgerichtig, daß 
die Gesprächspartner eine juristische Lösung 
nicht tür erreichbar hielten. Der Vorbehalt der 
Rechtsstandpunkte drückt also nichts anderes 
aus, als daß die Gesprächspartner einvernehm­
lich nach einer politischen Lösung für diese 
Meinungsverschiedenheit suchten. 

Eine einwandfreie juristische Verankerung 
könnte nur darin bestehen, daß Italien ent­
weder das Paket als zum Pariser Vertrag 
gehörig bezeichnet oder mit Osterreidl einen 
eigenen Vertrag über das Paket abschließt. 

Es war in den langen Verhandlungen seit 
1 960 nicht möglich, Italien zur Aufgabe seines 
Rechtsstandpunktes zu bewegen. Osterreich 
hatte aus dem Pariser Vertrag keine MöglidJ.­
keit, Italien zur Aufgabe seines Rechtsstand­
punktes zu bewegen, da sich dieser ja auf 
den genannten Vertrag bezieht. OsterreidJ. 
kann nur immer wieder die volle Erfüllung 
des Pariser Vertrages verlangen, weil Italien 
bis jetzt den Südtirolern eine substantielle 
Regionalautonomie verweigert hat. 

Es mußte daher in den schwierigen Ver­
handlungen ein Weg gesucht werden, der 
unter Aufremterhaltung der beiderseitigen 
Rechtsstandpunkte ein Maximum an Simerheit 
dafür bietet, daß Italien das Paket verwirk­
licht, während Osterreich im Falle der Paket­
durchführung den Streit vor den Vereinten 
Nationen für beendet erklärt und tür künftige 
rechtliche Auseinandersetzungen aus dem 
Pariser Abkommen die Zuständigkeit des IGH 
anerkennt. Daraus entwickelte sich der Opera­
tionskalender. 

Im Sinne dieser Uberlegungen hat Oster­
reich also seit 1 964 mit Italien unter Aus­
klammerung der beiderseitigen Rechtsstand­
punkte im Grunde genommen über eine poli­
tische Verankerung verhandelt, obwohl immer 
wieder versucht worden ist, Italien mittelbar 
oder unmittelbar zur Aufgabe seines Rechts­
standpunktes zu bewegen. Der Weg der poli­
tischen Lösung wird in der Resolution des 
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Partei ausschusses der Südtiroler Volkspartei 
vom 2 1 .  Oktober 1 961 auch ausdrücklich ge­
billigt. 

Bei genauer Beurteilung war bereits die 
Verankerungs formel von 1 964 ein Versuch 
einer politischen Verankerung. Denn auch 
damals hätte Italien keine völkerrechtliche 
Verpflichtung zur Durchführung des Paketes 
übernommen. 

Nachdem Italien 1965 seine Zustimmung 
zum Kreisky-Saragat-Vorschlag zurüd(­
gezogen hatte, wurde eine neue Methode 
der Verankerung gesucht und schließlich in 
der Form des sogenannten Operations­
kalenders gefunden. Dieser Operationskalen­
der ist ein Zeitplan, der im wesentlichen aus 
folgenden Elementen besteht: 

Erstens : Durchführung des Paketes durch 
Italien durch Erlassung des Verfassungs­
gesetzes, der einfachen Gesetze, der Durch­
führungsbestimmungen und bestimmten Ver­
waltungsverfügungen, sowie durch den Uber­
gang von Ämtern und Personal auf die Pro­
vinz Bozen. 

Zweitens : Abgabe der österreichischen Er­
klärung, daß der bei den Vereinten Nationen 
anhängige Streit beendet ist. 

Drittens : Abschluß des sogenannten IGH­
Vertrages. Mit diesem Vertrag, der erst nach 
Durchführung des Pakets in Kraft treten wird, 
soll vereinbart werden, daß das Kapitel I, 
"Gerichtliche Beilegung" der Europäischen 
Konvention zur friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten, auch auf solche Streitigkeiten 
Anwendung findet, die Tatsachen oder Ver­
hältnisse aus der Zeit vor Inkrafttreten der 
Streitbeilegungskonvention betreffen. Damit 
ist klargestellt, daß Kapitel I der Europäischen 
Streitbeilegungskonvention auch für das 
Pariser Abkommen gilt. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, daß 
gemäß dem Operationskalender Osterreich 
erst dann die Streitbeilegungserklärung ab­
geben und den IGH-Vertrag in Kraft setzen 
wird, wenn Italien das Paket ordnungsgemäß 
durchgeführt hat. Damit ist sichergestellt, daß 
Osterreich während des Prozesses der Paket­
durchführung nicht nur die Möglichkeit, son­
dern sogar die Pflicht hat, auf politischem oder 
diplomatischem Weg gegen nicht paket­
konforme oder unvollständige Maßnahmen 
Einspruch zu erheben und Korrekturen zu 
verlangen, damit die Durchführung des 
Paketes den enthaltenen politischen Verein­
barungen entspricht. Demnach wird Osterreich 
selber zum Schiedsrichter über die Frage, ob 
das Paket ordnungsgemäß verwirklicht wird. 

Da Italien mit der Durchführung des Pakets 
den ausdrücklichen Zweck. verfolgt, im Sinne 
der Resolutionen der UNO den Streit mit 

Osterreich zu beenden, bietet die Uberprüfung 
der ordnungsgemäßen Paketdurchführung 
durch Osterreich die bestmögliche Gewähr 
für die paketkonforme Verwirklichung der 
italienischen Zusagen. 

Sollte der Operationskalender aus italieni­
schem Verschulden zum Stillstand kommen, 
so gewinnt Osterreich seine volle Freiheit, 
den Streitfall neuerdings vor internationale 
Instanzen zu bringen. Unsere Ausgangs­
position ist dann sicher besser als früher, 
da auf eine im Auftrag der UNO getroffene 
Vereinbarung hingewiesen werden könnte, 
die von Italien gebrochen wurde. 

Was den sogenannten IGH -Vertrag betrifft, 
so ist durch den Operationskalender sicher­
gestellt, daß dieser erst nach Durchführung 
des Pakets in Kraft tritt. Einzelne zu diesem 
Vertrag führende Schritte, nämlich Paraphie­
rung, Unterzeichnung und parlamentarische 
Verabschiedung, sind im Operationskalender 
allerdings schon während der Paketdurch­
führung vorgesehen. Diesen Schritten kommt 
jedoch eine eigenständige Bedeutung nicht 
zu, da sie keine völkerrechtliche Verpflichtung 
begründen, den Vertrag durch Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft zu setzen. 

Die Gerichtsbarkeit des Pariser Vertrages 
durch den IGH stellt also erst eine Gegen­
leistung für die erfolgte Durchführung des 
Pakets dar. Wenn Italien die Leistung - das 
Paket - nicht ordnungsgemäß erbringt, dann 
kann es von Osterreich keinerlei Gegen­
leistung in Anspruch nehmen, der eine even­
tuelle Befassung des IGH erst für die Zeit 
nach erfolgter Paketdurchführung vorgese1?-en 
ist. (Präsident W a 1 1  n e r  übernimmt den 
Vorsitz.) 

Der Wert der Verankerungsformel von 1 964 
soll hier nicht bestritten werden. Es muß 
aber festgehalten werden, daß der _ heutige 
Operationskalender ein ausgewogenes System 
einer politischen Verankerung ist, welche die 
Durchführung des Pakets genauso sicherstellt 
wie die seinerzeitige Kreisky-Saragat-Lösung. 

Es ist bedauerlich, daß das Parlament über 
die heute eingebrachte Entschließung keinen 
einstimmigen Beschluß - oder nach den Aus­
führungen der Freiheitlichen Partei zumindest 
einen solchen mit großer Mehrheit - fassen 
kann. (Abg. Dr. van T o n  g e l: Gar so groß 
wird die Mehrheit nicht sein!) Ich darf hier 
dem Herrn Dr. Kreisky, der einen Entschlie­
ßungsantrag eingebracht hat, in dem die 
Bundesregierung aufgefordert wird, Verhand­
lungen mit Italien aufzunehmen, damit das 
Paket beziehungsweise künftige Streitigkeiten 
aus dem Paket der Gerichtsbarkeit des IGH 
unterworfen werden können, sagen: 
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Herr Außenminister Dr. Kreisky! Das wäre 
sehr schön, wenn Italien solchen Forderungen 
zustimmen würde. In den zehn Jahren der 
Verhandlungen ist das aber nicht geschehen. 
Die echte Judiziabilität des Paketes war auch 
in der Verankerungsformel von Kreisky­
Saragat im Jahre 1 964 nicht enthalten. Die 
OVP sieht im Operationskalender eine brauch­
bare politische Verankerung des Paketes, 
welche die Durchführung des Paketes gewähr­
leisten kann. 

Herr Dr. Kreisky ! Paket und Operations­
kalender sind auch diesmal eine Einheit für 
einen Lösungsvorschlag. Die Osterreichische 
Volkspartei nimmt diesen Lösungsvorschlag 
an. Sie hat daher keine Veranlassung, Ihren 
Antrag zu unterstützen und damit die Ab­
lehnung der vorgesehenen Lösung herbei­
zuführen. 

Herr Dr. Kreisky ! Ich darf noch etwas sagen. 
Es besteht auch keine Notwendigkeit dazu, 
denn wie Sie richtig gesagt haben, ist der 
Operationskalender kein Vertrag. Wenn ein 
Staat eine der vorgesehenen Maßnahmen nicht 
setzt, dann kommt dieser Operationskalender 
zum Stillstand. Die Opposition sagt heute 
nein zum Punkt 4 dieses Operationskalenders. 
Die Opposition verkündet aber überall sehr 
laut, daß sie nach dem 1. März 1 970 die 
Mehrheit im Parlament stellen will. Hätte sie 
also diese Mehrheit, was wir nicht hoffen, 
und stellte sie die Regierung, dann könnte 
sie den Operationskalender zum Beispiel bei 
Punkt 6: Erklärungen vor der UNO, oder 
bei Punkt 8: Unterzeichnung des IGH-Ver­
trages, jederzeit zum Stillstand bringen. Sie 
hätte dann aber auch die volle Verantwortung 
für das Scheitern der Verhandlungen zwischen 
Osterreich und Italien zu tragen, die volle 
Verantwortung für die Folgen, die sich für 
Südtirol ergeben würden, und für die Beein­
trächtigung, welche die Schutzfunktion Oster­
reichs erfahren würde, wenn dieses Verhand· 
lungsergebnis zurückgewiesen würde. 

Herr Außenminister Waldheim hat durch 
sein Verhandlungsgeschick. und durch sein 
hohes internationales Ansehen das derzeitige 
Verhandlungsergebnis, das auf den Ergeb­
nissen aller österreichischen Regierungen seit 
1 960 aufbaut, zustandegebracht. Ich möchte 
dem Herrn Außenminister für seine Arbeit 
danken (Beifall bei deI GVP) und hoffe, daß 
diese Leistung der österreichischen Außen­
politik auch von der Geschichte positiv beur­
teilt wird und in der Geschichte gut bestehen 
kann. 

Den Lösungsvorschlag 1 964 hat Italien nach 
Ablehnung des Paketes durch asterreich 
zurückgezogen. Eine verantwortungsbewußte 
Politik darf sich nicht davon bestimmen lassen, 

welche Lösungen insgesamt vorstellbar sind. 
Sie muß sich mit aller Energie darauf konzen­
trieren, die beste der erreichbaren Möglich­
keiten durchzusetzen. Gerade - das ist aber 
geschehen. 

Als Beweis für diese Behauptung soll zu 
einigen wesentlichen Punkten konkret Stel­
lung genommen werden : 

Erstens : Was geschieht, wenn Italien nur 
Teile des Paketes erfüllt? Ein Verfahren dafür 
sieht der Operationskalender nicht vor i das 
wäre aber ein politischer Streit. Der 1GB 
kann nicht zuständig werden. Osterreich kann 
auf politische Weise auf Rom einwirken und, 
fll] l 3  dies alles fruchtlos sein sollte, die Streit­
beendigungserklärung verweigern. Es be­
stünde damit die Möglichkeit, die Frage wie­
der vor die UNO zu bringen, und zwar mH 
dem zusätzlichen Argument, daß Italien nicht 
gewillt sei, den Resolutionen nachzukommen 
und das vereinbarte Ergebnis einzuhalten. 

Zweitens : Was sind die Folgen, wenn Italien 
das Paket ordentlich erfüllt? Dann hat Oster­
reich die Streitbeendigungserklärung abzu­
geben, und der IGH-Vertrag tritt in Kraft. 
Streitbeendigungserklärung bedeutet, daß der 
bestehende Streit als be endet erklärt wird, 
und zwar der bestehende Streit, der vor der 
UNO anhängig ist. 

Der IGH-Vertrag kann sich zunächst einmal 
nur auf neue Fragen, nicht aber auf den 
gegenständlichen Streit auswirken. Der Opera­
tionskalender stellt nämlich klar, daß Oster­
reich und Italien den bestehenden Streit nicht 
durch den IGH beilegen wollen. Neue Fragen, 
die auftreten können, werden auf ihre Natur 
zu prüfen sein. Selbstverständlich wird Italien 
behaupten, alle neuen Fragen seien rechtliche 

.Fragen, weil sie auf die Auslegung und 
Durchführung eines internationalen Ver­
trages - des Pariser Abkommens - zurück­
gehen. Das bedeutet, daß wir es nach Inkraft­
treten des IGH-Vertrages sicherlich schwerer 
haben werden, neue Fragen als Interessen­
streitigkeiten, also als politische Fragen, zu 
qualifizieren. Aber aussichtslos ist ein solches 
Vorgehen nicht, wenn neue Entwicklungen 
neue politische Maßnahmen erfordern i und 
dann ist j a  das Paket erfüllt. 

Drittens : Gibt asterreich seine Schutz­
funktion auf? 

Hier gibt es nur ein ganz klares Nein. 
N ach Verwirklichung des Pakets wird Oster­
reich den anhängigen Streit für beendet er­
klären, das Pariser Abkommen aber behält 
seine volle Gültigkeit. Inhalt und Zweck des 
Pariser Abkommens sind auf eine dauerhafte 
Verwirklichung der Existenz der Südtiroler 
Volksgruppen gerichtet. Es ist daher nicht 
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möglidl, das Abkommen als ein für allemal 
erfüllt zu bezeichnen. 

Die vierte Frage ist : Kann Ost erreich die 
Interessen Südtirols in Zukunft wirksam ver­
treten, wenn es auf den IGH festgelegt ist? 
Für die Behandlung künftiger Streitigkeiten 
zwischen Osterreich und Italien wird der 
Charakter der Meinungsverschiedenheiten 
maßgebend sein. Nach Durchführung des 
Pakets und Inkrafttreten des IGH-Vertrages 
wird die Zuständigkeit des IGH für juristische 
Streitfragen gegeben sein. Bei politischen 
Streitigkeiten wird es an asterreich liegen, 
die ihm geeignet erscheinenden Wege zu 
beschreiten. asterreich hat bisher mit gutem 
Grund den Standpunkt vertreten, daß Italien 
das Pariser Abkommen nicht ausreichend er­
füllt hat. Sollte die Befassung des IGH einmal 
notwendig werden, dann hat asterreich diesen 
Standpunkt mit Nachdruck. auch vor dem IGH 
zu vertreten. Osterreich hat bisher auf der 
politischen Ebene eine bessere Ausgestaltung 
der Südtiroler Autonomie angestrebt, um im 
Sinne des Pariser Abkommens die Substanz 
und die Entwicklung der Südtiroler Volks­
gruppe zu sichern. Es konnte in den lang­
j ährigen Verhandlungen mit dem Paket ein 
beadltliches materielles Ergebnis erreichen. 
Es wäre unvertretbar, dieses Ergebnis zu 
verwerfen, nur um durch den IGH-Vertrag 
künftige politische Bemühungen asterreichs 
nicht zu belasten, in denen es j a  wiederum 
um nichts anderes ginge als um das Paket. 

Der Weg zu internationalen Gremien wird 
bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
asterreich und Italien wohl erst das letzte 
Mittel sein. Beide Teile werden vorerst eine 
Beilegung von Streitigkeiten nach Möglichkeit 
auf direkter bilateraler Ebene herbeiführen. 

Die fünfte Frage ist : Was kann Osterreich 
tun, wenn Italien nach Verwirklichung des 
Paketes Teile davon wieder rückgängig macht? 
An sich wäre das ein j uristischer Streit. Da 
eine solche Handlungsweise Italiens aber einer 
nachträglichen Veränderung der im Opera­
tionskalender niedergelegten "Geschäfts­
grundlagen", nämlich volle Leistung gegen 
volle Gegenleistung, gleichkommen würde. 
könnte asterreich daraus ohne Zweifel eine 
politische Argumentation gewinnen. Italien 
kann nämlich unsere Leistung nur bei auf­
rechter eigener Leistung in Anspruch nehmen. 

Die sechste Frage, die ich hier habe, wurde 
heute sdlOn beantwortet: Hat Osterreich auf 
die Forderung nach dem Selbstbestimmungs­
recht verzichtet? Das Selbstbestimmungsrecht 
ist ein Recht, das j edem Volk oder j eder 
Volksgruppe direkt selbst zusteht. asterreich 
kann daher auf etwas, was den Südtirolern 
selber zusteht, nicht verzichten. Es hat auch 

nie eine solche Erklärung abgegeben, sondern 
immer wieder auf das große Unrecht hin­
gewiesen, das dem Volke Tirols durch die 
Teilung 19 19  zugefügt wurde. asterreich hat 
dieses Selbstbestimmungsrecht 1 919 und 1 945 
gefordert, es wurde aber den Südtirolern nicht 
zugestanden. Paket und Operationskalender 
sind j etzt genauso wie 1 964 ein gemeinsamer 
Lösungsvorschlag. Die Ablehnung des Opera­
tionskalenders heißt, den gesamten Lösungs­
vorschlag zurückweisen, den Streit auf Kosten 
der Südtiroler verlängern, wenn nicht gar 
verewigen. 

Die gewählten Vertreter der Südtiroler Be­
völkerung haben zum Lösungsvorschlag j a  
gesagt. asterreich kann unter voller Berück­
sichtigung seiner gewährleisteten Schutz­
funktion Paket und Operationskalender nicht 
zurückweisen, ohne dadurch seine künftige 
Handlungsfähigkeit in Sachen Südtirol gefähr­
lich einzuschränken. 

Der Streit über die Rechtsstandpunkte, wel­
che unvereinbar sind, ob nämlich das Pariser 
Abkommen erfüllt ist oder nicht, könnte jahre­
lang weiterdauern und trotzdem unfruchtbar 
bleiben. 

Eine neuerliche politisch e  Befassung der 
UNO wäre nach einer Ablehnung durch Oster­
reich sehr schwierig, besonders dann, wenn 
Italien von sich aus Teile des Paketes ver­
wirklichen würde. Für Osterreich in seiner 
Schutzfunktion wäre dies deshalb gefährlich, 
weil Italien s·ein Angebot optisch wirksam 
in der Weltöffentlichkeit bekanntmachen und 
dann sagen könnte, daß Osterreich ja ein 
so großzügiges Angebot abgelehnt habe und 
daher in seiner Forderung nach einer besseren 
Autonomie für Südtirol unglaubwürdig ist. 

Italien hat vorerst seinen guten Willen für 
eine Verbesserung der Autonomie für Südtirol 
bekundet. Es ist bestrebt, das stark belastete 
Verhältnis beider Staaten zu entschärfen. Es 
hat den letzten noch inhaftiert gewesenen 
Pfunderer, Alois Ebner, bereits freigelassen, 
es hat die etappenweise Aufhebung der 
schwarzen Listen betreffend Einreiseverbot 
angekündigt, es ha t die Prüfung 
einer Amnestie für die Südtiroler Häftlinge 
zugesagt, damit auch diese PJ.'\obleme auf 
individuelle Art in menschlicher Weise b erei­
nigt werden können. Auch die Vermögens­
verhandlungen zwischen Osterreich und 
Italien über die seit dem ersten Weltkrieg 
offene Entschädigung der Grundeigentümer 
in Kärnten und Tirol werden am 15. Jänner 
1970 wiederaufgenommen. Sicher können diese 
italienischen Zugeständnisse nicht maßgebend 
für die Beurteilung der gefundenen Südtirol­
lösung sein. Sie können jedoch ein Symptom 
für eine neue Entwicklung im gegenseitigen 
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Verhältnis beider Staaten sein, für eine Ent­
widclung, die vor allem den Südtirolern 
Nutzen bringen soll. 

Alle Mitglieder dieses Hohen Hauses haben 
in den letzten Tagen zahlreiche Briefe er­
halten, die uns Abgeordnete a.uffordern, Paket 
und Operationskalender abzulehnen, das 
Selbstbestimmungsrecht nicht aufzugeben und 
Südtirol nicht im Stich zu lassen. 

Hohes Haus I Wir Abgeordneten von der 
OVP achten diese Meinungen, weil sie vielfach 
von aufrechten Menschen stammen, denen 
in den letzten Jahrzehnten bitteres Unrecht 
zugefügt wurde, die als Südtiroler ihre ange­
stammte Heimat verlassen mußten. Wir 
wissen uns mit ihnen einig im aufrechten 
Bestreben, der Südtiroler Bevölkerung best­
möglich zu helfen und ihr ihre Existenz im 
eigenen Lande auf Dauer zu sichern. Aus 
diesem Grunde aber und aus der größeren 
Einsicht in die sehr komplizierten Fragen 
und Probleme, Südtirol betreffend, seien sie 
politischer oder rechtlicher Natur, können die 
Abgeordneten der OVP zur vorliegenden Re­
gelung nicht nein sagen, weil dadurch - so 
wie ich glaube deutlich gemacht zu haben -
den Südtirolern ein schlechter Dienst erwiesen 
würde. 

Die OVP bejaht nach gewissenhafter Prü­
fung von Paket und Operationskalender und 
nach reiflicher Uberlegung im vollen Bewußt­
sein der großen Verantwortung, welche wir 
nicht scheuen und nicht scheuen dürfen, die 
gefundene Regelung und gibt der Entsmlie­
ßung ihre Zustimmung. 

Die Abgeordneten der Osterreichisdlen 
Volkspartei im Parlament stellen sich hinter 
diese Entschließung und rufen die ganze 
Bevölkerung, insbesondere die Mitglieder der 
Südtirolverbände, auf, die ganze Kraft auf 
das gemeinsame Ziel zu richten, welches 
heißt : Dauernde Erhaltung der Südtiroler 
Volksgruppe in ihrer angestammten Heimat, 
die Sicherung Tirols auch südlich des Bren­
ners. Die OVP betramtet die Südtirolfrage 
auch als gemeinsames Anliegen aller Oster­
reicher und will dieses Anliegen aus dem 
Parteienstreit heraushalten. Wir erwarten, daß 
auch die anderen Parteien hiezu ihre volle 
Zustimmung geben können, wie sie das auch 
in Tirol getan haben. (Zwischenrufe bei deI 
FPO.) Denn der Punkt 3, meine sehr geehrten 
Herren von der Freiheitlichen Partei, wurde 
in Tirol von allen Parteien, auch von 
Ihrer, angenommen! (Beifall bei der GVP.) 

Wir hoffen, daß Italien die Zusagen für eine 
erweiterte Autonomie, wie sie im Paket ent­
halten sind, vollständig und redlich erfüllt; 
dann sind wir bereit, unsere gegebenen Ver­
sprechungen einzuhalten. Wir hoffen, daß da­
durch viele Kräfte in Südtirol, die bis jetzt für 
den täglichen politischen Kampf eingesetzt 
werden mußten, zum weiteren Ausbau dieses 
Landes und damit zur endgültigen Sicherung 
der Südtiroler Volksgruppe frei werden. 

Möge die Südtirolfrage, im europäischem 
Geiste gelöst, ein Beitrag zur Verständigung 
beider Völker und damit auch zur Einigung 
Europas werden. Wir sollen in Europa nicht 
nur vom Frieden reden, wir sollen echten 
Frieden tun. Und Südtirol ist und bleibt eine 

Ich mödlte hier zum Schluß nodl auf die Frage des europäischen Gewissens und eine 

Entschließung des Tiroler Landtages zu Süd- Frage des Friedens ! (Beifall bei der OVP.) 

tirol verweisen, welche am 25. November in Präsident WaHner: Als nächstem Redner er-
einer Sondersitzung beschlossen wurde. teile ich dem Abgeordneten Horejs das Wort. 

In Punkt 2 richtet der Tiroler Landtag an 
alle Verantwortung trag,enden politismen Ver­
treter und an die gesamte Bevölkerung des 
Landes Tirol diesseits und jenseits des Bren­
ners die eindringliche Bitte, alle noch so 
berechtigten Meinungsversmiedenheiten zu­
rückzustellen und nunmehr einmütig hinter 
der von der Landesversammlung der Süd­
tiroler Volkspartei getroffenen Entscheidung 
zu stehen und ihre Verwirklichung als das 
gemeinsame Ziel zu betrachten, das die An­
strengung aller verdient und erfordert. 

Im Punkt 3 richtet der Tiroler Landtag auch 
an die politischen Parteien Osterreichs und an 
die österreichische Bevölkerung die ernste 
Mahnung, die Frage Südtirol aus dem Streit 
des Tages herauszuhalten und als gemein­
sames österreidlisches Anliegen zu betrachten 
und zu behandeln. 

Abgeordneter Horejs (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes I-Iaus ! Der Herr Bundeskanzler hat in 
seiner soeben abgegebenen Regierungserklä­
rung zum Ausdruck gebracht, daß die öster­
reichische Bundesregierung bereit ist, den 
Streit mit Italien über die Gewährung der 
nach dem Pariser Vertrag von 1 946 verein­
barten Autonomie für Südtirol zu beenden und 
dazu die im sogenannten Paket an die Süd­
tiroler gemachten Zugeständnisse als aus­
reicr..end zu betrachten und die Durchführung 
derselben einem aus 18 Punkten bestehenden 
Operationskalender zu unterwerfen, der be­
reits im Gange ist und dessen Punkt 4 die 
nun abgegebene Regierungserklärung dar­
stellt. 

Hohes Haus ! Ich werde zu den Verteidi­
gungsreden der Redner der Osterreichischen 
Volkspartei wie auch zu jener des Herrn Mini-
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sters im Verlaufe meiner Ausführungen Ste·
l- der UNO ausgefolgt. Minister Waldheim 

lung nehmen. mußte sich von diesem belehren lassen, daß 
Ich möchte dazu namens meiner Fraktion sich das Paket bereits seit zwei Wochen in 

feststellen, daß der von der Regierung Klaus den Händen des Südtiroler Landeshauptman­
eingeschlagene Weg einmalig ist, denn es nes befindet. Rückfragen in Bozen bestätigten 
wurde der Außenpolitische Ausschuß mit dies, und Minister Waldheim mußte seine 
dieser für Osterreich und unsere Südtiroler Rede in eine mildere Ausdrucksweise kleiden. 
Minderheit so eminent wichtigen Angelegen­
heit nicht befaßt und nicht einmal informiert 
und die Angelegenheit dort nicht zur Diskus­
sion gestellt. 

Mag sein, daß es dabei unangenehme 
Fragen gegeben hätte, aber die Regierung 
hätte wenigstens den Schein wahren können, 
das Parlament zu achten, dessen Aufwertung 
Herr Vizekanzler Dr. Withalm im Wahlkampf 
1 966 so eindringlich versprochen hat. Die 
Regierung, die sonst so viel von Information 
hält und für das, was sie Information nennt, 
Millionenbeträge ausgibt, hat es nicht der 
Mühe wert gefunden, den zuständigen Aus­
schuß über ihre Absichten und den Inhalt 
ihrer mit Italien getroffenen Vereinbarungen 
zu informieren. Er charakterisiert aber den 
Wert dieses Abkommens aus der Art der 
Behandlung durch das Hohe Haus. Es gibt 
nichts mehr zu beschließen oder zu ratifizieren, 
wie es bei verbindlichen völkerrechtlichen 
Verträgen verfassungsmäßig vorgesehen ist, 
sondern nur mehr zur Kenntnis zu nehmen. 

Hohes Haus I Die Südtiroler leiden derzeit 
darunter, daß nicht nur die Democristiani, 
sondern auch die Osterreichische Volkspartei 
den italienischen Standpunkt vertritt. Wir 
müssen feststellen, daß seit dem Ausscheiden 
Dr. Kreiskys aus der Bundesregierung die 
Mitglieder des Außenpolitischen Ausschusses, 
zumindest jene der Oppositionsparteien, über 
den Stand der Südtirolverhandlungen, wenn 
man von jener Information des ehemaligen 
Außenministers Dr. Tonbe absieht, die dieser 
einige Tage vor seinem Ausscheiden aus der 
Bundesregierung über seine konkludenten 
Handlungen gegeben hat, nicht mehr in Kennt­
nis gesetzt wurden. 

In der Zeit der monocoloren Regierung 
wurden ja die Verhandlungen auf geheim­
diplomatischer Ebene abgeführt, sodaß die 
Mitglieder des Außenpolitischen Ausschusses 
sich zu ihrer Information der internationalen 
Presse bedienen mußten. Diese Diplomatie war 
sogar so geheim, daß es bei der General­
versammlung der Vereinten Nationen am 
25. September dieses Jahres beinahe zu einer 
Blamage unseres Herrn Außenministers ge­
kommen wäre, da dieser in einer scharf ge­
haltenen Rede die endliche Ausfolgung des 
Pakets durch die italienische Regierung urgie­
ren sollte . Der Text dieser Rede wurde vorher 
wie üblich dem italienischen Botschafter bei 

Nun, da wir das Ergebnis der Verhandlun­
gen in Händen haben, sieht man - und es 
geht auch aus der Regierungserklärung her­
vor -, daß man auf der Regierungsseite 
keinen Anlaß zu einer Euphorie wie. 1946 
hat, als man den damaligen Außenminister 
Dr. Gruber nach Abschluß des Pariser Ver­
trages als den Befreier Südtirols feierte und 
ihn im Triumphzug nach Innsbruck geleitete. 

In der Art und Weise, wie die Verhand­
lungen mit Italien jetzt abgeschlossen wur­
den, kann man sich des Eindrucks nicht er­
wehren, daß dies mit Blickrichtung auf den 
1 .  März 1 970 geschehen ist. Die Regierung 
Klaus braucht einen außenpolitischen Erfolg. 
Ob es ein Erfolg ist, wird erst die Zukunft 
erweisen. Wir glauben jedoch nicht daran. 

Am 22. November dieses Jahres hat die 
Landesversammlung der Südtiroler Volks­
partei nadl dramatischen Beratungen das 
Paket mit den Ermächtigungen für die 
Provinzialautonomie an die Provinz Bozen 
sowie den Operationskalender mit einer 
knappen Mehrheit von 52,9 Prozent der 
Stimmen angenommen. Diese Zustimmung er­
folgte aber nicht aus der Uberzeugung einer 
guten Lösung, sondern eher unter dem Druck 
der Drohung des Obmannes der Südtiroler 
Volkspartei, der behauptete : "Wenn es zu 
einer Ablehnung kommt, dann ist eines auf 
jeden Fall siCher, daß alles das, was mühsam 
aufgebaut worden ist, nun zum Abbruch 
kommt und daß die Verhandlungen gescheitert 
sind." (Abg. S t a u  d i n g e r: Hatte er rechtf) 
Diese Stellungnahme wurde noch durch die 
Rücktrittsdrohung Magnagos untermauert. 

Die Gegner der Annahme des Paketes waren 
fast ebenso stark wie seine Befürworter. Rech­
nen wir aber noch die Anhänger der Sozialen 
Fortschrittspartei, die bei den letzten Wahlen 
3,6 Prozent der Stimmen erhielt und sich 
ebenfalls gegen Paket und Operationskalen­
der aussprach, dazu, dann hat weder das 
Paket noch der Operationskalender eine 
Mehrheit in der Südtiroler Bevölkerung ge­
funden. 

Hohes Haus l Aber auch die Bundesregie­
rung verfügt nur mehr über eine knappe 
Mehrheit in diesem Hause, in der österrei­
chischen Bevölkerung, bei den Wählern hat 
sie diese längst verloren. Trotzdem bringt 
sie diese eminent wichtige Angelegenheit hier 
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in ihren letzten Tagen noch zu einem 
schluß. 

Ab- I dieser ist auch nur dieser Text angenommen 

Das neue Abkommen mit Italien, wenn man 
es überhaupt als solches betrachten kann, da 
es in keiner Weise völkerrechtlich verankert 
ist, ist wert, nüchtern betrachtet zu werden. 
Es gibt namhafte Völkerrechtler und Exper­
ten, die aus sachlichen Erwägungen auf Grund 
ihrer Erkenntnisse und Erfahrungen den von 
den beiden Regierungen vertretenen Argu­
menten sehr kritisch gegenüberstehen. 

Unsere Vorbehalte richten sich einmal gegen 
das Paket. Wir stehen auf dem Standpunkt, 
daß der Inhalt des Pakets, also die Summe 
der Zugeständnisse an die Südtiroler, in 
erster Linie deren Angelegenheit ist und wir 
daher auch ihre Zustimmung zur Kenntnis 
nehmen. 

Der Landeshauptmann von Tirol hatte am 
28. Oktober zu einer Informationskonferenz 
die Abgeordneten des Tiroler Landtages, des 
National- und Bundesrates in den I IGrillhof" 
eingeladen. Dort wurden uns zwei Pakettexte 
vorgelegt. Der eine Pakettext war die amtliche 
Ubersetzung des italienischen Textes durch 
das Außenministerium, d er andere Text ein 
Heft mit der Ubersetzung durch die Südtiroler 
Volkspartei und den Fußnoten, die Landes­
hauptmann Magnago darin angebracht hat. Es 
war eine Uberraschung, daß auf einmal zwei 
Pakettexte vorgelegen sind. Nicht einmal der 
Herr Landeshauptmann von Tirol hat dami t 
gerechnet. 

Es wurde auch festgestellt, daß die heiden 
Texte im wesentlichen voneinander abwichen 
und auch verschiedene Fußnoten aufwiesen. 
Landeshauptmann Wallnöfer mußte deshalb 
nach Bozen rückfragen lassen, welcher Text 
nun gilt, und erhielt die Erkiärung, daß die 
Ubersetzung der Südtiroler Volkspartei mit 
ihren Fußnoten allein gültig ist und Landes­
hauptmann Magnago durch hohe römische 
Beamte ermächtigt worden sei, zur Interpre­
tation des Textes weitere Fußnoten anzu­
bringen. Bei der Landesversammlung erklärte 
aber da:!1.n Landeshauptmann Magnago, er 
wäre durch den italienischen Ministerpräsi­
denten Rumor dazu ermächtigt worden. 

Hohes Haus! Auf meine Frage im Finanz­
und Budgetausschuß bei der Behandlung des 
Kapitels Äußeres an den Herrn Außenmini­
ster, welcher Pakettext nun wirklich gilt, er­
klärte dieser, daß selbstverständlich einzig 
der italienische Text Gültigkeit habe. Dieser 
Text wies aber die zusätzlichen Fußnoten in 
der Magnano-Ubersetzung nicht auf. Landes­
hauptmann Magnago hat jedoch der Landes­
versammlung seinen Pakettextmit seinen Fuß­
noten zur Annahme unterbreitet, und von 

worden. Die Annahme des Paketes wurde 
noch in der Weise untermauert, daß man 
erklärte, eine Änderung des Textes durch die 
italienische Regierung würde die Annahme 
des Paketes rückgängig machen. 

Am 30. November fand in Kopenhagen ein 
Treffen der Außenminister Moro und Vl,Tald­
heim statt, bei dem nun Einigung über die 
Fußnoten erzielt wurde. Außenminister Wald­
heim hat laut "Tiroler Tageszeitung" am 
1 .  Dezember erklärt, daß es gelungen sei , 
sich auf eine gemeinsame Kompromißinter­
pretation des Südtirolpaketes zu einigen, die 
sowohl der österreichischen als audl der 
italienischen Auslegung Rechnung trägt. Eine 
österreichische Auslegung hat es ja an sich 
nie gegeben, denn die Auslegungen waren 
die der Südtiroler Volkspartei und die der 
italienischen Regierung. Also gab es doch 
zwei Texte und zweierlei Auslegungen, ob­
wohl der Außenminister wenige Tage vorher 
erklärte, daß die italienische Fassung authen­
tisch ist. Also Auslegungsschwierigkeiten. ehe 
die Maschinerie des sogenannten Operations · 
kalenders in Gang gesetzt worden ist. 

In der Regierungserklärung sagt nun der 
Herr Bundeskanzler, daß der italienische Text 
des Pakets, bestehend aus den gleichwertigen 
Teilen, Maßnahmen und Präzisierungen, maß · 
gebli::h ist und daß sich die Erläuterungen, 
die der Südtiroler Landeshauptmann der 
Landesversammlung gegeben hat, aus dem 
Sinn des Pakets ergeben und meritorisCh 
damit übereinstimmen. Diese Behauptung hat 
in den Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
01. Leitner und auch des Herrn Außenmini­
sters noch einmal durchgeklungen. Ich möchte 
aber sagen, daß diese Behauptungen falsch 
sind, daß diese Behauptungen nicht stimmen. 
Es gäbe danach nur ein Paket. Die Uber­
setzung, die uns Abgeordneten zugegangen 
ist, wei cht aber auch dem Sinn nach erheb­
lich, besonders was die Fußnoten betrifft, zu 
deren Anbringung Magnago angeblich berech­
tigt war, ab. 

Ich darf darauf hinweisen, daß in Punkt 1 
des Paketes zu den nationalen Interessen, die 
Verfassungsrang genießen, in bei den Texten, 
also auch in den gültigen Text, der uns im 
grünen Heft vorliegt, eingefügt wurde "in 
welchen jenes des Schutzes der örtlichen 
Sprachminderheiten inbegriffen ist." 

Magnago interpretiert auf Seite 56 seines 
Heftes dies mit den Worten: "Der Begriff 
,minoranze linguistiche locali' bedeutet deut­
sche und ladinische Volksgruppen." In den 
uns vorliegenden Präzisierungen fehlt dieser 
Begriff. Damit ist die Möglichkeit gegeben, 
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da in nahezu allen Gemeinden Südtirols die 
Italtener die örtlichen Sprachminderheiten bil­
den, daß Gesetze und Verordnungen, die der 
italienischen Minderheit widersprechen, jeder­
zeit durch den Verfassungsgerichtshof aufge­
hoben werden können. Somit wird bereits 
durch Punkt 1 des Paketes dieses nicht zu 
einem Schutzorgan der Südtiroler, sondern der 
italienischen Minderheit. 

Ich kann weiters darauf hinweisen, daß 
eine Fußnote, nach der sich die Bürgermeister 
der örtlichen Stadt- und Landpolizei bedienen 
können, das heißt, diesen gegenüber weisungs­
befugt sind, und auch den Gemeindewadl­
männern die Eigenschaft eines Funktionärs 
der öffentlichen Sicherheit zuerkannt wird, 
ebenfalls im gültigen Text nicht enthalten ist . 

Bezüglich des ethnisdlen Proporzes auf 
Seite 38 des Textes Magnagos, wonach es 
keine unterschiedliche Behandlung der Staats­
bürger der einen oder anderen Sprachgruppe 
geben darf, ist im offiziellen Text, der uns 
vorliegt, nichts enthalten. 

Auf Seite 1 1  wurde die offizielle Fußnote 
dunn Magnago dahin gehend ergänzt, daß 
der Südtiroler Alpenverein Sdmtzhütten in 
der Grenzzone, die dem Militärservitut unter­
worfen ist, bauen kann. Diese Ergänzung ist 
ebenfalls im offiziellen Text nid'lt mehr ent­
halten. 

Auch eine Fußnote, die sich mit den 
Gemeindesekretären befaßt und besagt, daß 
die diesbezügliche Formel des Paketes aus­
schließt, daß die derzeitigen in der Stammrolle 
des Staates sich befindlichen Gemeinde­
sekretäre ad personam dort verbleiben kön­
nen, ist ebenfalls im offiziellen Text in den 
Präzisierungen nicht mehr enthalten. So wer­
den wahrscheinlich die Gemeindesekretäre, 
die ortsdefinitive italienische Staatsbeamte 
sind, wohl der Weisungshoheit der Gemein­
den unterstellt, aber auf ihren Posten verblei­
ben können. 

Dies, Hohes Haus, ist eine kleine Auslese 
von Gegenüberstellungen des Magnago­
Paketes zum offiziellen Text, von dem der 
Herr Bundeskanzler behauptet hat, daß sie 
meritorisch übereinstimmen. 

Es konnte überdies festgestellt werden, 
daß der nun von der österreichischen Bundes­
regierung angenommene Text des Paketes in 
wesentlichen Punkten von den bilateral zwi­
schen Osterreich und Italien im Jahre 1 967 
erarbeiteten Verhandlungsergebnissen ab­
weicht. Das Paket von 1 967 wurde damals vom 
Parteiausschuß der Südtiroler Volkspartei 
unter der Voraussetzung einer wirksamen 
internationalen Verankerung gebilligt. Aus 
dem Vergleich mit dem neuen Text ergibt 

sich aber, daß wichtige Bestimmungen, die in 
den bilateralen österreichisch-italienischen 
Verhandlungen ausgearbeitet wurden, nun in 
die weniger verbindlichen Präzisierungen 
übertragen worden sind. 

Ich möchte mich dazu nicht in Einzelheiten 
verlieren, aber es sind eine Reihe wesent­
licher Verschlechterungen vorgenommen wor­
den. So zum Beispiel wurde die schriftliche 
Zusage Roms in den Verhandlungen Moro -
Magnago aus 1 967, wonach die Durchführungs ­

bestimmungen zum Verfassungsgesetz binnen 
zwei Jahren ausgearbeitet werden sollen, eine 
Zusicherung, die Bestandteil des Verfassungs­
gesetzes und Ergänzung des Artikels 95 des 
bestehenden Statutes sein sollte, in die unver­
bindlichen Präzisierungen abgesetzt. 

Die im Verfassungsgesetz vorgesehene Be­
stimmung, das bereits 1964 festgelegte Prin­
zip , daß das Sanitätspersonal doppelspraehig 
sein muß, worauf die Südtiroler begreiflicher­
weise ganz besonderen Wert legen, wurde 
im Hauptteil ebenfalls gestrichen und nur im 
Anhang geeignete Gesetzesbestimmungen in 
Aussicbt gestellt. 

Auch die Lösung der Frage der Gemeinde­
sekretäre, die , wie bereits erwähnt, in Süd­
tirol Staatsbeamte sind und verfassungsgesetz­
lieh in die Abhängigkeit der Gemeinden über­
gehen sollten, wurde in die einfachen Ge­
setze übertragen. Damit scheint es möglich 
zu sein, daß dieses Gesetz überhaupt erst 
erlassen wird, wenn die allgemeine Entstaat­
lichung der Gemeindesekretäre erfolgt. 

Eine ausgesprochen undemokratische Be­
stimmung bildet die Einschränkung der 
Budgethoheit des Bozner Landtages für das 
Provinzbudget durch die Anwendung eines 
Vetorechtes der italienischen Minderheit auch 
in jenen Fällen, wo keine ethnische Diskrimi­
nierung erfolgt ist. Damit kann jede wichtige 
Entscheidung des Südtiroler Landtages von 
den Italienern abhängig gemacht werden 
oder die Tätigkeit der Landesverwaltung über­
haupt blockiert werden. Dieses Vetorecht wird 
nunmehr auch auf die Region ausgedehnt, 
wobei nach dem Wortlaut des neuen Statuts 
die Minderheit des Bozner Landtages, das 
heißt die italienischen Landtagsabgeordneten, 
auch gegen die Haltung der Südtiroler zum 
Regionalbudget ein Einspruchsrecht haben. 
Wir finden, daß ein Vetorecht gegen ein 
Budget nach nationalen Grundsätzen über­
haupt ein Unding ist und in keinem Staat 
Europas, vielleicht der ganzen Welt, üblich 
ist. 

Die Südtiroler Mehrheit wird in der Schlich­
tungsinstanz des Verwaltungsgerichtshofes in 
eine Parität verwandelt, wobei der Präsident 
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dieser Instanz ein vom Staatspräsidenten er­
nannter Richter, also ein Italiener, sein wird. 

Hohes Haus ! Im Herbst 1964, also unter 
Außenminister Dr. Kreisky, wurde die Schaf­
fung eines Kontaktorgans zwischen der Pro­
vinz Bozen und der italienischen Regierung 
vereinbart, das den Zweck haben sollte, "die 
Bevölkerung Südtirols immer mehr an der 
sozialen und politischen Entwicklung der ita­
lienischen Demokratie auf einer Ebene voller 
Gleichberechtigung mit der ganzen Nation 
teilnehmen zu lassen".  Das heißt, im Rahmen 
dieser Kommission sollte es der Südtiroler 
Volksgruppe dem italienischen Staat gegen­
über ermöglicht werden, beim Auftreten neuer 
Probleme diese in direktem Kontakt vorzu­
bringen und zu bereinigen. 

Im neuen Text wurde diese Zweckbestim­

mutig der Kommission, die nun den "Proble­
men der Provinz Bozen" gilt, vollständig ver­
ändert. Sie lautet nun: "Die Kommission hat 
zur Aufgabe , die mit dem Sdmtz der örtlichen 
Sprachminderheiten und mit der weiteren kul­
turellen, sozialen und wirtschaftlichen Ent­
wicklung der Bevölkerung Südtirols beson · 
ders eng zusammenhängenden Probleme zu 
prüfen, mit dem 'Ziel, ein friedliches Zusam­
menleben auf der Grundlage der vollen Gleich­
heit der Rechte und Pflichten sicherzustellen." 
Aus einer Kommission zum Schutz der Inter­
essen der Südtiroler Minderheit soll eine 
Kommission werden, die dem Staat die Mög­
lichkeit gibt, ständig auch dort und dann ein · 
zugreifen, wo ein solches gesetzlich nicht vor­
gesehen oder begründet ist, und dies voraus­
sichtlich zugunsten der italienischen örtlichen 
Minderheit unter der Formel des friedlichen 
Zusammenlebens. Damit dürfte diese Kommis­
sion , die für die Südtiroler einen gewissen 
Schutz im Falle unvorhergesehener kommen­
der Entwicklungen darstellen sollte , zu einem 
Instrument der Italiener werden. 

Die Reihe solcher Verschlechterungen ließe 
sich noch weiter fortsetzen, doch di.e wenigen 
aufgezeigten Beispiele zeigen, wie fragwürdig 
der Text des Paketes, den der Herr Bundes­
kanzler für die Lösung der Probleme unserer 
Landsleute in Südtirol hält, in Wirklichkeit 
ist. 

Eines der Hauptanliegen der Südtiroler war 
die Durchführung des ethnischen Proporzes in 
den Ämtern der Verwaltung. Herr Dr. Scrinzi 
hat schon erwähnt, daß durch die Bestimmun­
gen des Paketes zu erwarten war, daß zirka 
1 3.000 bis 1 5 .000 Posten für die Südtiroler zur 
Verfügung stehen werden, und zwar in der 
Weise, daß die Aufteilung der öffentlichen 
Dienstposten im Verhältnis ein Drittel zu zwei 
Drittel erfolgen soll. Durch die Ausklamme­
rung verschiedener Ämter wurde diese Mög-

lichkeit, Posten zu besetzen, weitgehend ein­
geschränkt und wird nun auch weiterhin da­
durch eingeschränkt, daß die Erreichung dieses 
Verhältnisses schrittweise durch NeueinsteI­
lungen im Zusammenhang mit der Verfügbar­
keit der Stellen erfolgen soll, die sich wie 
immer in den einzelnen Stammrollen ergeben 
werden ; und zwar durch Tod, freiwillige Ver­
setzung, Amtsversetzungen, Demissionen und 
Versetzungen in den Ruhestand. Man kann 
sich ein Bild von der Art der Durchführung 
dieser Bestimmung des Paketes machen, wenn 
man weiß, daß auf diese Weise j ährlich ledig­
lich höchstens 1 00 bis 150 Stellen zu besetzen 
sein werden ; also ein Warten auf den Tod. 
Auf diese Weise würde der ethnische Proporz 
in etwa 30 Jahren durchgeführt sein. Dazu 
wird es j edoch nicht kommen, da eine Ver­
schiebung des Proporzes in der Verschiebung 
des Anteiles der beiden Bevölkerungsgruppen 
vorgesehen ist. Und die Verschiebung geht 
ziemlich rasch vonstatten. So stieg in den sechs 
Jahren von 1 961 bis 1 967 der Anteil der ita­
lienischen Bevölkerung in Südtirol von 128.271 
auf 153.948, also um 25.677 Personen, während 
die Südtiroler Bevölkerung im gleichen Zeit­
raum nur von 232.71 7  auf 237.58 1 ,  also nur 
um 4864 anstieg. 

Und nun zum Operationskalender. Dieser 
soll ein Ersatz für einen völkerrechtlich ver­
bindlichen Vertrag darstellen, wie ihn die 
Kreisky-Saragat-Vereinbarung des Jahres 
1 964 darstellte. Dieser Vertrag wäre damals 
völkerrechtlich wirksam gewesen und sah 
eine Schiedskommission vor, die in der Lage 
gewesen �äre, rechtlich verbindliche Entschei­
dungen zu treffen. 

Herr Dr. Fiedler hat in seinen Ausführungen 
darauf hingewiesen, daß diese Schiedskommis­
sion nur fünf Jahre wirksam gewesen wäre 
und nur eine Feststellungskompetenz gehabt 
hätte. 

Hohes Haus l Was die Feststellungskompe­
tenz betrifft, so muß man doch sagen, daß 
jeder Gerichtshof, auch bei uns der Verwal­
tungsgerichtshof oder der Verfassungsgerichts­
hof, auch nur Feststellungskompetenzen hat, 
j edoch mit der Auflage, in seinen Entschei­
dungen darzulegen, was zu geschehen hat, um 
den Rechtsstreit zu bereinigen und auch dafür 
Sorge zu tragen, daß man sagt, was geschehen 
muß. 

Ich darf dabei das Buch - vielleicht die 
beste Dokumentation - "Diplomatie um Süd­
tiIOI" von Karl Heinz Ritschel zitieren, einen 
der besten Kenner der ganzen Materie. Rit­
schel schreibt in seinem Buch :  

"Der wesentliche Effekt des im S chiedsver­
trag verankerten Notenwechsels besteht also 
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darin, daß Osterreich innerhalb einer Frist 
von 5 Jahren nach Inkrafttreten des Schieds­
vertrages jederzeit durch eine Klageerhebung 
bei der Schiedskommission die Erfüllung der 
italienischen Zusagen erzwingen kann, ohne 
hiebei beweisen zu müssen, daß diese italieni­
schen Zusagen auch durch das Pariser Ab­
kommen selbst gedeckt sind. 

Sollte nach diesem Zeitraum von 5 Jahren 
eine bereits durchgeführte italienische Zusage 
widerrufen werden, steht es asterreich jeder­
zeit frei, die Einhaltung dieser Zusage aus dem 
Titel des Pariser Abkommens vor der Schieds­
kommission einzuklagen (dann allerdings mit 
dem notwendigen Beweis, daß die Zusage 
dur�h die Bestimmungen des Pariser Abkom­
mens gedeckt ist) oder den für beendet erklär­
ten Streit über die Durchführung des Pariser 
Abkommens wiederaufzunehmen. " Also Rit­
schel schreibt : " . . .  jederzeit durch eine Klage ­
erhebung bei der Schiedskommission die Er­
füllung 

. 
der italienischen Zusage erzwingen 

kann . . .  " 

Idl darf auch noch selbst, und zwar aus dem 
"Südtiroler Ruf", der Zeitung der Union für 
Südtirol, zitieren, und zwar stammt dies aus 
dem September 1 966, in der Dr. Tonbe, der 
damalige Außenminister, eine Erklärung abge­
geben hat, in der es heißt:  

"Im Artikel XII wurde eine Vertragsdauer 
von acht Jahren" - also für die Klagbarkeit 
des Pariser Vertrages und der anderen damit 
im Zusammenhang stehenden Fragen - "in 
Aussicht genommen, wobei der Vertrag auto­
matisch hätte verlängert werden können, wenn 
er nicht von einer der Regierungen sechs 
Monate vorher gekündigt worden wäre."  

durch fünf Jahre für das Paket der neuen 
Autonomiemaßnahmen. In der Schiedsgerichts­
fähigkeit des Pakets sieht Toscano keine Inter­
nationalisierung, da das Schiedsgericht nur 
Feststellungsbefugnisse gehabt hätte. Anschei­
nend hat davon der Herr Außenminister eben­
falls keine Kenntnis gehabt, sonst hätter er 
sachlicherweise auch darauf Bezug nehmen 
müssen. 

Mit der Ablehnung des Paketes am 8. Jän­
ner 1 965 durch die Südtiroler, die darin zuwe­
nig Zugeständnisse sahen, fiel auch die inter­
nationale Verankerung. Beide Außenminister 
der Regierung Klaus, Tonbe und Waldheim, 
waren nicht in der Lage, völkerrechtlich ver­
bindliche Verträge durchzusetzen. Das, was 
uns hier als -Operationskalender vorgesetzt 
wird, ist völkerrechtlich völlig unbedeutend 
und unverbindlich. Es gibt keine Instanz, die 
in Fragen der Erfüllung des Paketes zuständig 
wäre und einen Schiedsspruch fällen könnte. 
Ob das neue Paket gegenüber den Verhand­
lungsergebnissen Dr. Kreiskys das hält, was 
sich die Südtiroler mit der Ablehnung vom 
8. Jänner 1 965 erwartet haben, bleibt dahin­
gestellt. Tatsache ist, daß asterreich einen 
IGH-Vertrag, der die Klagbarkeit des Pariser 
Vertrages beinhaltet, bereits 1 959 hätte haben 
können. 

Der Völkerrechtslehrer Universitätsprofes­
sor Dr. Ermacora schreibt unter dem Titel 
"Opera tionskalender - Ein zweisdmeidiges 
Schwert - Keine wirksame internationale 
Verankerung" in der katholischen Wochen­
zeitung "Der Volksbote" vom 25. Oktober die­
ses Jahres, die eher der Regierungspartei nahe­
steht, seine Meinung wie folgt - gestatten 
Sie, daß ich einen Auszug daraus verlese -: . 

Ich darf dazu weiter noch den früheren ita-
lienischen Botschafter und Berater der italie- "Bei Beurteilung des Operationskalenders 

nischen Kommission, den Berater des italie- muß man berücksichtigen, daß die Idee des 

nischen Außenministers Professor Toscano OK von italienischen Juristen und Diplomaten 
geboren wurde. Der OK scheint einfach zu 
sein ; er ist aber in ·Wahrheit ein mit großer 

zitieren, der in seinem Buch schreibt: 

" . . .  bei der ausführlichen Behandlung der Sachkunde erarbeitetes und durchdachtes, poli­
Außenministerkonferenz vom 7.  September tischen Zwecken dienendes Instrument. Um 
1 964 und des Treffens Kreisky-Saragat vom seine wahre Bedeutung voll zu erkennen, 
1 6. Dezember 1 964 zu, daß Osterreidl ein muß man sich in die Gedanken der italieni­
Recht hat, Garantien zumindest für den Erlaß schen Juristen und Diplomaten hineinverset­
der zwischen Osterreich und Italien verein- zen. Dies vorausgesetzt, ist zum OK 
barten Autonomiemaßnahmen durch das italie- folgendes zu bemerken : 
nische Parlament zu erhalten." Er betont wie-
derholt und auf das entschiedenste, daß Sara­
gat einem Beschluß der italienischen Regie­
rung folgte und keineswegs aus eigener In­
itiative zu weit ging, als er im Dezember 1 964 
die Einsetzung eines Schiedsgerichts anbot,  
das durch acht Jahre mit den völkerrechtlich 

1 .  Die Idee des OK wurde in die Diskussion 
geworfen, nachdem Italien eine internationale 
Verankerung abgelehnt hat, und zwar:  

es wurde ein Vertrag über das Paket abge­
lehnt; 

üblichen Möglichkeiten der Verlängerung für es wurde das Projekt einer Zuständigkeits­
alle bilateralen Verträge einschließlich des erklärung für den IGH, über das Paket zu ent­
Pariser Abkommens zuständig sein sollte, scheiden, abgelehnt; . . .  
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3. Der IGH-Vertrag spielt heute d i e  große 
Rolle im OK. Er ist das zwei schneidigste 
Schwert, dem sich Osterreich je zu unter­
werfen hätte. 

4. Wenn man die Interpretationsgewandt­
heit der italienischen Juristen und Diplomaten 
in den österreichisch-italienischen Beziehun­
gen über Südtirol seit 1 9 1 8  verfolgt und man 
erkennt, daß Italien heute ein geradezu ent­
scheidendes Gewicht auf diesen Vertra

"
g legt, 

so fällt dabei auf: 

daß der IGH-Vertrag gar nicht absolut 
notwendig wäre, um Streitigkeiten aus dem 
Pariser Abkommen vor den IGH zu bringen; 

daß der IGH gerade jenes Mittel gewesen 
ist, das anzuwenden sich die österreichischen 
und Südtiroler Politiker im Zuge der UN­
Verhandlungen heftig gesträubt haben; 

daß durch die Anerkennung des IGH im 
Operationskalender" . . . asterreich "aner­
kennt, daß es unter den im Art. 33 der UNO­
Satzung erwähnten friedlichen Mitteln, auf die 
die Resolution 1 497 verweist (§ 2) , nur mehr 
ein Mittel gibt, das künftige Streitig­
keiten aus dem Pariser Abkommen (dazu ge­
hört nach österreichisdler Version auch die 
Durchführung oder Nichtdurchführung des Pa­
kets) schlichten kann: den IGH. 

5. Das alles würde, wenn das Paket ein 
echter Vertrag wäre und zudem inhaltlich voll 
und ganz befriedigen würde, nicht das 
Schlimmste sein, weil man dann mit dem IGH 
tatsächlich eine edlte Garantie hätte, daß das 
im Paket Anerkannte auch völkerrechtlich 
durchsetzbar wäre. Nun aber kann das Paket 
nicht als Vertrag angesehen werden, 
da Italien sich seinen Rechtsstandpunkt vor­
behält. Ein Vertrag kommt aber nur bei Uber­
einstimmung der Willenserklärung zustande. 

6. Unter der österreichischen These, daß das 
Paket eine Durchführung des Pariser Abkom­
mens ist, gibt man mit dem Ja zum Opera­
tionskalender zu erkennen, daß man jede Strei­
tigkeit aus dem Pariser Abkommen vor den 
IGH bringen will und daß man damit darauf 
verzichtet, mit einer solchen Streitigkeit poli­
tische Instanzen - sei es des Europarates, 
sei es der UNO - zu befassen . . .  

Es spielt also überhaupt keine Rolle, wo im 
Operationskalender die Paraphierung, Ratifi­
zierung und der Abschluß des IGH-Vertrages 
zu stehen kommen, es spielt überhaupt keine 
Rolle, wann die Streitbeendigungserklärung 
abzugeben ist oder ob sie abzugeben ist ; 
entscheidend ist das Ja zum Operationskalen­
der. 

8. Der italienische Jurist und Diplomat sowie 
Politiker werden dieses Ja so auszulegen wis­
sen, daß jeder Versuch, die Südtirolfrage . . .  
vor die Vereinten Nationen zu bringen, nach 
menschlichem Ermessen von vornherein schei­
tern muß. 

9. Durch das Ja zum Operationskalender 
wird . . .  das Ja dazu gegeben, daß mit dem 
Paket die Forderung auf eine weitergehende 
Autonomie, als sie jetzt im Paket festgelegt 
ist, erschöpft ist. Mit dem Ja zum OK hat 
man bestätigt, daß alles weitere eine juristi­
sche Frage sein soll . . .  " 

Zum Abschluß schreibt Professor Ermacora: 

, , 1 2.  Der Operationskalender hat nichts mit 
einer Garantie oder mit einer wirksamen inter­
nationalen Verankerung zu tun, von der noch 
im Jahre 1967 die Rede war und wie sie von 
allen beteiligten österreichischen und Südtiro­
ler Politikern verstanden wurde. Der Opera­
tionskalender ist nichts anderes als der Preis 
dafür, daß man ein Paket verspricht. Dieses 
Versprechen wird mit dem Zugeständnis Oster·· 
reichs erkauft, die Angelegenheit Südtirol zu 
juridifizieren. Nach menschlichem Ermessen ist 
durch das Ja zum OK der Weg vor die politi­
schen Organe dann, wenn das Paket nicht 
erfüllt werden würde . . .  absolut versperrt." 

Uni versitätsprofessor Dr. Ermacora hatte 
auch gestern im Fernsehen in der "Frage der 
Woche" ganz eindeutig erklärt, daß der Opera­
tionskalender kein Instrument ist, auf dem 
man spielen kann. Professor Ermacora bringt 
in seinen Ausführungen zum Ausdruck, daß 
der IGH-Vertrag in Wirklichkeit eine Vor­
leistung für die Aufgabe unserer Schutzfunk­
tion für unsere Südtiroler Landsleute dar­
stellt. 

Es erscheint daher als eine Demagogie, wenn 
in der Regierungserklärung von heiliger 
Pflicht - man soll den Begriff "heilig" in sol­
chen Zusammenhängen nicht strapazieren -, 
die Schutzfunktion weiterhin wahrzunehmen, 
gesprochen wird, da es keine Möglichkeit 
mehr gibt, eine solche wahrzunehmen. Der 
Operationskalender ist daher in Wahrheit 
keine Sicherung zur Durchführung des Pake­
tes, sondern eine Kapitulation vor dem ita­
lienischen Standpunkt, daß der Pariser Ver­
trag bereits erfüllt ist. 

Alle Erklärungen der Regierung, die Süd­
tiroler weiterhin in Schutz zu nehmen, sind 
scheinheilige Phrasen, weil es keine Möglich­
keit mehr gibt, weil man bereits verzichtet 
hat. 

Hohes Haus l Der Operationsklalender sieht 
in seinem Punkt 13 die Abgabe der öster­
reichischen Schlußerklärung innerhalb von 
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50 Tagen nach Erlassung der letzten Durch­
führungsbestimmungen und Austausch , der 
Ratifikationsurkunden am Tage vor Ablauf 
dieser Frist vor. 

In der Entschließung der Südtiroler Volks­
partei, die der Annahme des Pakets und des 
Operationskalenders zugrunde lag, stellt der 
Parteiausschuß fest, daß es für ihn selbstver­
ständlich ist, daß Osterreich die vorgesehene 
Schluß erklärung nur dann abgeben wird, wenn 
auch nach dem Gutachten der Südtiroler Ver­
treter das Paket mit allen seinen Maßnahmen 
durchgeführt ist. 

Ich habe in den Beratungen des Finanz- und 
Budgetausschusses den Herrn Außenminister 
darüber befragt, ob dieser Punkt der Ent­
schließung der Südtiroler Volkspartei für die 
Regierung als eine zwingende Voraussetzung 
für die Abgabe der Schlußerklärung zu be­
trachten ist. Der Herr Minister erklärte, daß 
es selbstverständlich sei, daß vor Abgabe 
der Schlußerklärung ein Gutachten der ge­
wählten Südtiroler Vertreter eingeholt wird. 

Die Regierungserklärung bekennt sich je­
doch nicht eindeutig dazu. Es heißt nur mehr, 
daß der Abgabe der Streitbeendigungs­
erklärung Konsultationen und Kontakte mit 
den Südtiroler Vertretern vorausgehen wer­
den. Von einem Gutachten, daß die Maß­
nahmen des Pakets als durchgeführt zu be­
trachten seien, ist nicht mehr die Rede . Kann 
man in dieser Zeit - die Laufzeit des Opera­
tionskalenders ist mit zirka vier Jahren vor­
gesehen - das Paket überhaupt als durch­
geführt betrachten, wenn zum Beispiel die 
Durchführung des ethnischen Proporzes, der 
von den Südtirolern als der harte Kern des 
Pakets betrachtet wurde, wahrscheinlich J ahr­
zehnte dauern wird? 

Hohes Haus ! Wir Sozialisten haben uns 
immer auf den Standpunkt gestellt, daß über 
die Summe der Maßnahmen, die Italien zur 
Erfüllung des Autonomieversprechens, das 
bereits 50 J ahr-e alt ist, an die Südtiroler 
leisten muß, diese als die Betroffenen selbst 
zu bestimmen haben. Unter diesem Gesichts­
punkt haben wir auch die negative Entschei­
dung über die Kreisky-Saragat-Verein­
barungen von 1964 zur Kenntnis genommen. 

Was jedoch die Garantie der Durchführung 

Möglichkeit zur Erfüllung dieser Verpflich­
tung, die in der Regierungserklärung als 
heilig angesprochen wird, zu nehmen. 

Holtes Haus l Es ist immer erklärt worden, 
daß es bei der Erfüllung der Verträge nicht 
um den Buchstaben, sondern um den Geist 
der Erfüllung geht. Unsere Besorgnisse sind 
nicht aus der Luft gegriffen, sie werden auch 
von namhaften Blättern der internationalen 
Presse geteilt. Darf ich Ihnen nur einen Aus­
zug aus der Zeitung "Publik", einer sehr ange­
sehenen deutschen Zeitung, vom 28. Novem­
ber - ich zitiere aus dem Bundespresse­
dienst - vortragen. Da heißt es : 

"Die ,Südtiroler Volkspartei' hat trotz 
massiven Widerstandes aus ihren eigenen 
Reihen den apodiktisch angebotenen Kompro­
mißvorschlag Italiens angenommen, entweder 
etwas oder gar nichts zu erhalten: ,Friß, Vogel, 
oder stirb ! '  Sie hat sich mit dem hinge­
worfenen Brocken einer Teilautonomie be­
gnügt und 1 30 detaillierte Konzessionen akzep­
tiert, um dafür auf das Ganze zu verzichten." 

"Magnago hat das ,Paket' , weil seine For­
mulierung ungenügend . oder irreführend war, 
mit Randbemerkungen versehen, die seiner 
Meiriung nach nun Textbestandteil sind und 
damit Garantie für die Verwirklichung im 
Sinne Südtirols. Das schon allein scheint 
Selbstbetrug und kostet Rom ein kühles 
Lächeln. Denn international gilt nur der Text 
der Italiener, der jetzt angenommen ist, und 
nicht, was sich an marginalem Wunschtraum 
darin befindet." 

Es heißt dann weiter: "Und schon das trägt 
den Keim eines neuen Konfliktes in sich." 

"Wien hat als Schutzmacht ausgespielt und 
anerkannt, daß Südtirol juridisch wie politisch 
eine ,inneritalienische' Materie ist. Es hat sich 
jede Möglichkeit genommen, auch nur die 
jetzt verheißene Teilautonomie vor inter­
nationalen Gremien oder im bilateralen Ge­
spräch zu verfechten. Nur der Gerichtshof 
im Haag, der Entscheidungen, . . .  in den 
meisten Fällen vermeidet, bleibt letzte Instanz. 
Die internationale Verankerung dessen also, 
was Rom jetzt versprochen hat - sie war 
die älteste und wichtigste Bedingung Süd­
Urols und Osterreichs -, ist, wie so vieles, 
ins Wasser des Tiber gefallen." 

betrifft, so ist -es unter Wahrnehmung unserer Also Bedenken über Bedenken. Sie gelten 
auferlegten Verpflichtung als Schutzmacht für allerdings nicht für die Mehrheit des Hohen 
die österreichische Minderheit in Südtirol die Hauses.  Blickridltung 1 .  März 1 970 geht vor. 
Aufgabe Osterreichs, diese auch tatsächlich zu Die Regierung hat immer bestritten, daß der 
erfüllen. Wir sind in Sorge darüber, daß die Streit mit Italien etwas mit dem Veto Italiens 
Mehrheit dieses Hauses bereit ist, mit der zum Abschluß eines EWG-Vertrages zu tun 
Annahme dieses Operationskalenders, vor hatte. Es erscheint nun eigenartig, mit welcher 
dem so namhafte Völkerrechtler wie Professor Eile Italien sofort nach der Paraphierung des 
Ermacora eindringlich warnen, uns selbst die IGH-Vertrages durdl Osterreich sein Veto zu-
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rückgezogen hat. Ich berufe mich dabei auf 
Klaus Emmerich, der damals in seinem 
Fernsehkommentar aus Brüssel vom Oster­
reichtag gesprochen und dort erklärt hat, daß 
Italien sein Veto gegen eine Assoziierung 
Osterreichs mit der EWG aufgegeben hat. 

wenn Italien auf einer Annexion Deutsm­
Südtirols besteht, ist jene enge Freundschaft 
zwischen Italien und Deutsch-Osterreich, die 
das Ziel meines Strebens gewesen war, auf 
absehbare Zeit nicht möglich. Der italienisdte 
Imperialismus zwingt uns also, neue Bahnen 
zu betreten. Aber auf diesem neuen Wege zu 
führen, glaube ich nicht der rechte Mann zu 

Hohes Haus I Wir warnen davor, Südtirol 
wieder als ein Schacherobjekt zu benützen, 
wie es in der leidvollen Geschichte dieses sein." 

Volkes - wie der Herr Bundeskanzler im Herr Dr. Leitner hat in seinen Ausführungen 
Eingang seiner Regierungserklärung erwähnt auch erwähnt, daß man sich im italienischen 
hat - geschehen ist. Die dunklen Punkte der Abgeordnetenhaus 1 9 1 9  gegen die Annexion 
Vergangenheit, Hohes Haus, gehen in die ausgesprochen hat und darunter auch die 
Jahre der Ersten Republik zurück, und der Sozialisten beziehungsweise darunter auch 
Herr Dr. Leitner hätte nicht das Jahr 1 939 Sozialisten gewesen seien. (Der P r ä  8 J d e n  t 
zu strapazieren brauchen. Bereits 1 927 depo- übernimmt wieder den Vorsitz.) Ich kann dazu 
nierte der damalige Bundeskanzler Dr. Seipel erklären: Bei der Debatte über die Ratifikation 
hier im Parlament die Erklärung, solange der des Annexions-Dekrets am 9. August 1 920 
Minderheitenschutz nicht ein allgemeiner in der italienischen Kammer stimmten die 
Völkerrechtsgrundsatz sei, bleibe die Behand- Sozialisten mit 48 Stimmen bei 1 70 Ja-Stim­
lung der Südtiroler eine interne, Angelegen- ' men gegen die Einverleibung Südtirols - also 
heit Italiens. Diese Meinung wurde noch im nur die Sozialisten -, doch ihre Anträge auf 
Juni 1 928 vertraglich untermauert. Italien hat Volksabstimmung statt Annexion, auf Ziehung 
diesen Rechtsstandpunkt bis heute bei- einer Grenzlinie südlich des Brenners und auf 
behalten, und die Mehrheit des Hauses ist Schaffung von zwei getrennten Provinzen 
bereit, ihn heute de facto anzuerkennen. 1 930 wurden nacheinander von einer großen Mehr­
wurde mit Schober ein Freundschaftsvertrag heit abgelehnt. Das zu dieser Sache. 

Ich möchte aber auch darauf hinweisen, daß 
es in Italien, in der Republik Italien, die 
Sozialisten, die Sozialdemokraten gewesen 
sind, die auch dort für eine gänzliche Auto­
nomie für Südtirol eingetreten sind, und daß 
es letzten Endes der Sozialdemokrat Paolo 
Rossi gewesen ist, der in der 1 ger­
Kommission entscheidende Arbeit geleistet 
hat. Auch der britische Außenminister Bevin 

und 1 934 unter Dollfuß der berüchtigte Drei­
bundvertrag zwischen dem faschistischen 
Italien, Ungarn und Osterreich geschlossen. 
Damals, Hohes Haus, stellte Mussolini als 
Dank dafür im Februar seine Truppen an den 
Brenner. Er stellte sie im Juli 1 934 an den 
Brenner, bereit, bei Bedarf in Osterreich ein­
zumarschieren, um das faschistische Regime 
zu schützen. Den Höhepunkt allerdings 
brachte der Aussiedlungsvertrag zwischen 
Hitler und Mussolini. 

gab seinerzeit eine derartige Stellungnahme 
ab , als er in der Rede vor der Friedens­

Hohes Haus l Wir Sozialisten können hier konferenz am 8. Oktober 1 946 - Bevin war 
völlig unbefangen darüber reden, weil wir 
in jeder Phase dieser leidvollen Geschichte 
- lesen Sie die stenographischen Protokolle 
dieses Hauses - vorbehaltlos für die Be­
lange der Südtiroler eingetreten sind. 

Otto Bauer, der damalige Staatssekretär für 
Auswärtige Angelegenheiten, hat 1 9 1 9  sein 
Amt mit der Erklärung zurückgelegt : 

"Ich konzentrierte daher meine Bemühungen 
darauf, zu einer direkten Verständigung mit 
Italien über Deutsch-Südtirol zu gelangen, 
über die einzige Frage, die trennend zwischen 
Italien und uns steht . . .  Leider sind diese 
Bemühungen gescheitert. Am 8. Juli 1 9 1 9  
hat mir Prinz Borghese, der italienische Be­
vollmächtigte in Wien, mitgeteilt, die italieni­
sche Regierung sei nicht in der Lage, sich auf 
eine Diskussion einzulassen, die die voll­
ständige Souveränität des Königreiches Italien 
über das Alto Adige in Frage stellen würde. 
Damit war meine . . .  Politik gescheitert. Denn 

damals Außenminister der britischen L.bouT­
Regierung - sagte : 

"Wir waren niemals sehr glücklich darüber, 
eine deutschsprachige Minderheit bei Italien 
zu belassen. Wir legten großen Wert darauf, 
daß die italienische Regierung alles tun sollte, 
um die Minderheitsrechte der deutsch­
sprachigen Südtiroler zu wahren und damit 
der Kritik zu begegnen, daß dieses Gebiet aus 
ethnischen Gründen an Osterreich zurück­
gegeben werden müßte, trotz der wichtigen 
wirtschaftlichen Gründe, die dafür sprechen, 
daß es bei Italien verbleiben soll . . .  Wenn 
die deutschsprachigen Bewohner Italiens er­
kennen, daß sie ihr Leben in ihrer eigenen 
Weise leben können, dann wird die so ge­
schaffene friedliche Atmosphäre die nationale 
Bitterkeit mildern." 

Hohes Haus I Wir haben uns auch dazu 
bekannt, daß unsere Republik die Aufgabe 
hat, die Schutzfunktion für die österreichiscbe 
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Minderheit in Südtirol wahrzunehmen, und 
sind auch jederzeit bereit, sie zu erfüllen. 

In der Erkenntnis, daß durch den vor­
liegenden Operationskalender diese Funktion 
nicht zu erfüHen ist, sondern im Gegenteil 
deren Ende bedeutet, lehnen wir aus Sorge um 
die Zukunft der Südtiroler den Antrag der 
OVP zur Regierungserklärung ab . (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident (der inzwischen wieder die Ver­
handlungsleitung übernommen hat) : Zum 
Wort gemeldet ist der Abgeordnete Feter. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Wir Freiheitlichen 
haben durch den Abgeordneten Dr. Scrinzi 
schwerwiegende und begründete Bedenken so­
wie Vorbehalte gegen die Regierungserklä­
rung, das Paket und den Operationskalender 
angemeldet. Dies veranlaßte den OVP-Ab­
geordneten Dipl.-Ing. Leitner, uns eine Ver­
leumdung der deutschen Volksgruppe in Süd­
tirol zu unterstellen. Ich weise diesen unbe­
rechtigten Vorwurf des Sprechers der Oster­
reichischen Volkspartei mit aller Entschieden­
heit und auf das sd1ärfste zurück! (Zustim­
mung bei deI FPO.) 

Der Herr Abgeordnete Leitner bezichtigte 
uns Freiheitliche des mangelnden Patriotis­
mus. (Abg. Dr. B a  s s e t  t i: Umgekehrt war 
es: ihI bezichtigt uns!) Nein! Lesen Sie bitte 
nach. (Abg. Dr. B a  s s e t t i: Umgekehrtl) Ich 
habe den Protokollauszug hier. Lesen Sie 
bitte nach, Herr Bassetti. Aus Leitners Mund 
wurden wir Freiheitlichen des mangelnden 
Patriotismus bezichtigt. (Abg. Dr. B a s s  e t t i :  
Wir wurden von den Freiheitlichen bezichtigtl) 

Meine Damen und Herren, das ist aber nicht 
Leitners Geschoß, sondern das ist die offizielle 
Diffamierungs- und Sudellinie der Oster­
reichischen Volkspartei den Freiheitlichen 
gegenüber. (Abg. O f e n b ö e  k: Sie besudeln 
sich selber!) Jetzt komme ich auf diese Diffa­
mierungslinie der Osterreichischen Volks­
partei an Hand von Beweisen zu sprechen. Hier 
ist der Beweis. (Abg. Dr. K r  a n z 1 m a Y I: 
Wo?) Das hier (einige bedruckte Blätter vor­
weisend) ist er, Herr Abgeordneter Kranzl­
mayr. Das sind die Ringbucheinlageblätter für 
die OVP-Funktionäre, die im Wahlkampf 1 910 
eingesetzt werden. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das 
kennen wir ja!) Da ist der Beweis ! Diese 
Broschüre ist Ihnen, den Funktionären der 
Osterreichischen Volkspartei ausgehändigt 
worden. (Abg. W e i k h a r t : Kranzlmayr 
kennt es nicht?! - Abg. Dr. K r  e i s  k y: Sind 
Sie kein Funktionär?) In jenem Teil ,  den Sie, 
Herr Dr. Withalm, oder Staatssekretär a.  D. 
Pisa den Freiheitlichen gewidmet haben, heißt 
es: "FPO = antiösterreichisch'" (Abg. M e  1-

t e  r: Diese Verleumder! Diese schwarzen Ver­
leumder!) Das, meine Herren der Osterreichi­
schen Volkspartei, ist die offizielle Lesart 
Ihrer Funktionärsinformation für den Wahl­
kampf 1 970. 

Herr Dr. Kreisky, die Diffamierung Ihnen 
ad personam gegenüber ist ebenso enthalten 
wie gegenüber der Sozialistischen Partei 
Osterreichs. (Abg. Dr. K r  e j s k y: Ich kenne 
sie schon! Wir kennen es, wir werden schon 
noch darüber reden!) Nur Dreck, Herr Wit­
halm, nur Schmutz haben Sie der österreichi­
schen Offentlichkeit für das Jahr 1 970 zu 
bieten! (Zustimmung bei FPO und SPt). -
Abg. S e k a n  i n a: Das ist eine Regierungs­
partei! - Weitere Zwischenrufe bei FPO und 
Spt).) 

Präsident: Aber meine Damen und Herren ! 
Vielleicht beruhigen wir uns jetzt wieder. 
(Anhaltende Zwischenrufe.) Am Wort ist der 
Abgeordnete Peter. (Abg. S e k a n i n a zur 
OVP: Die Verleumder sitzen in euren Reihen! 
- Der P r ä  s i d e n  t gib t das Glocken­
zeichen.) 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Dem Ab­
geordneten Dr. Kreisky widmet die Sudel­
küche der Osterreichischen Volkspartei, 
repräsentiert durch den Staatssekretär a. D. 
Pisa, folgende Passage: 

"Dr. Kreisky ist kein qualifizierter Außen­
politiker. Er hat in seiner siebenjährigen Amts­
zeit als Außenminister weder die Südtirol­
noch die EWG-Frage lösen können. Kreisky" 
- so heißt es weiter im Sudelblatt der Oster­
reichischen Volkspartei "brachte als 
Außenminister Osterreichs Neutralität in 
Mißkredit." 

Dreck !  Schmutz ! Verleumdung! Diffamie­
rung! - das ist das Konzept des Dr. Hermann 
Withalm der Osterreichischen Volkspartei für 
die Nationalratswahl 1 970. (Lebhafte Zustim­
mung und Zwischenrufe bei FPO und SPO. -
Der P r ä  s i d e n  t gib t  das Glockenzeichen. 
- Anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident: Meine Damen und Herren! (An­
haltende Zwischenrufe.) Jetzt spreche wieder 
ich einmal! Meine Damen und Herr-en! Ich 
würde ersuchen, sich auf allen Seiten zurück­
zuhalten, weil bei der Eskalation von Beleidi­
gungen am Ende ja nur ein Ballawatsch her­
auskommt. (Lebhafte Zwischenrufe bei FPO 
und SPO. - Der P I  ä s i d e n  t gibt erneut 
das Glockenzeichen.) Ich spreche zu allen 
Seiten I (Abg. L i  b a 1: Das ist eine Verleum­
derparteif) Herr Abgeordneter Libal ! (Abg. 
L i  b a 1: Das ist eine Verleumdung, was da 
geschrieben wird! - Der P r ä  s i d e n  t gibt 
neuerlich das Glockenzeichen.) Ich bin hier 
nicht parteiisch, meine Damen und Herren, 
sondern ich richte meine Ermahnung nach allen 
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Präsident 
Seiten. Am Wort ist der Abgeordnete Peter. 
(Abg. Dr. van T o n  g e 1:  Und wer hat be­
leidigt?) Wir reden über Südtiroll 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Herr Prä­
sident Dr. Maleta l Ich bitte Sie nur um eines. 
Ich bitte Sie als den Vorsitzenden dieses 
Hohen Hauses - und als den spreche ich 
Sie jetzt an - nur um eines : um Gerechtigkeit. 
Seien Sie jetzt bitte nicht der Bundesobmann 
des Arbeiter- und Angestelltenbundes der 
Osterreichischen Volkspartei, sondern der 
Präsident des Nationalrates ! (Stürmische Zwi­
schenrufe bei der OVP. - Abg. H a  r t J: 
Frechheit, sowas! - Abg. Dr. W i t h a I m; 
Das hat sich noch keiner getraut! - Lebhafte 
anhaltende Zwischenrufe. Abq. lng. 
K. H o f  s t e t t e r: Demokratie lernen!) 

Präsident: Meine Damen und Herren I (An­
haltende lebhafte Zwischenrufe bei der OVP. 
- Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glocken­
zeichen.) Meine Damen und Herren ! Bitte 
lassen Sie mich . . . (Anhaltende Zwischenrufe 
bei der OVP.) Meine Damen und Herren!  
Lassen Sie mich selbst dazu Stellung nehmen. 
Ich bitte die Volkspartei, sich jetzt zurück­
zuhalten. Ich glaube, ich habe in meiner Amts­
führung jederzeit bewiesen, daß ich mich ob­
jektiv zu sein bemühe. Ich ersuche nur um 
eines : den Präsidenten des Hauses - und 
das hat einen tiefen Grund in Verfassung und 
Geschäftsordnung - nicht in die Polemik ein­
zubeziehen. Ich werde mich bemühen, und 
die anderen sollen sich auch diesbezüglich 
bemühen. (Zwischenrufe bei der OVP.) Er­
ledigt / 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Ich beuge 
mich selbstverständlich vor der Würde des 
Präsidenten. (Ruf bei der OVP: Das hät te 
Ihnen früher einfallen sollen!) 

Präsident: Bitte, ich ersuche um Ruhe. 
.. -"?"'-"-.�-: - '  

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Ich bitte 
um Verständnis dafür, meine Damen und 
Herren des Hohen Hauses, daß ich niemanden 
beleidigt habe und daß ich das, was in­
zwischen bereits für das Protokoll festgehalten 
ist, unmißverständlich aufrechterhalte. (Abg. 
Dr. K r  a n z 1 m a y r: Das ist eine Fredz­
heitl) Denn im zitierten Funktionärsmit­
teilungsblatt der Osterreichischen Volks­
partei steht:  "FPO = antiösterreichisch" I Und 
für diese Diffamierung ist das angemessen 
und angebracht, was ich vorhin zum Aus­
druck brachte. (Zustimmung bei der FPO.) 

Wenn die Osterreichische Volkspartei 
glaubt, uns freiheitlichen Abgeordneten das 
Recht abzusprechen . . .  (Abg. H a  r t 1: Redet 
doch über Südtirol, nicht über die Volkspartei! 
- Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herrenl Am Wort ist der 
Abgeordnete Peterl (Abg. H a  r t 1: Bitte um 
Entschuldigungl) 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Idl werde 
zur Sache kommen, wenn ich es für notwendig 
erachte, Herr Abgeordneter. (Gelächter bei der 
avp. - Abg. M e  1 t e  r: Auf Ihre Verleum­
dungen muß man ja eingehen!) 

Wenn ein Abgeordneter der Oster­
reichischen Volkspartei uns im Zusammen­
hang mit der Südtiroldebatte unterstellt, wir 
würden die SüdtiroIer verleumden, dann 
haben wir das Recht, dazu Stellung zu nehmen, 
dann überlassen Sie es unserer Beurteilung, 
wie wir uns dazu äußern. Die Redner der 
OVP können sich ja anschließend dazu wieder 
äußern und dazu Stellung nehmen. 

Herr Abgeordneter Leitner hat in seinen 
Ausführungen zum Ausdruck gebracht, daß 
sich mehr als 44 Prozent der Delegierten der 
Südtiroler Volkspartei mit Paket und Ope­
rationskalender nicht einverstanden erklärt 
haben. Glauben Sie nicht, meine Damen und 
Herren, daß es das gute Recht eines frei ge­
wählten Abgeordneten des österreichischen 
Nationalrates ist, dieser Meinung eines maß­
geblichen Teiles der Südtiroler hier in diesem 
Hohen Haus Ausdruck zu verleihen? Sie ver­
treten die Auffassung der Regierungspartei, 
wir die der freiheitlichen Opposition. Wir 
haben dazu Stellung zu nehmen und wollen 
unserer Meinung Ausdruck verleihen, daß Sie 
sich bezüglich Paket und Operationskalender 
genauso irren werden, wie sich 1 946 ein von 
der OVP gestellter Außenminister im Zusam­
menhang mit dem Pariser Abkommen ebenso 
grundlegend geirrt hat. 

Ich darf auf einen Satz zurückkommen, den 
der Herr Außenminister heute formuliert hat. 
Er sagt wörtlich : "Es ist heute doch billig, 
zu sagen, daß alles schlecht ist, was damals 
geschaffen wurde."  Das bezog sich auf 1 946. 
Herr Bundesminister Dr. Waldheiml Sie 
können doch das nicht vergessen haben, was 
im Zusammenhang mit dem Pariser Abkom­
men in die Geschichte eingegangen ist. Weil 
ich genau geahnt habe, wie sich die Diskus­
sion entwickeln wird, werde ich das, was ich 
zum Jahre 1 946 und zum Versagen des da­
maligen Außenministers zu sagen habe, nicht 
mit eigenen Worten formulieren, sondern an 
Hand des politischen Nachlasses des inzwi­
schen verewigten Bundespräsidenten Dr. Adolf 
Schärf zum Ausdruck bringen. Das werden 
Sie wohl an Argumenten gelten lassen. 

Zugleich darf ich an das erinnern, was mein 
Parteifreund Dr. Scrinzi schon sagte. Er unter­
strich, daß die Repräsentanten des ersten 
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Peter 
Jahrzehnts der Zweiten Republik, ob sie von 
der Osterreichischen Volkspartei oder von der 
Sozialistischen Partei Osterreichs gestellt 
wurden, in der Zeit der Besatzung einen uner­
hörten Mut in staatspolitisch entscheidenden 
Fragen bewiesen haben. Wenn Sie heute nach­
lesen, wie sowohl die Repräsentanten der 
Osterreichischen Volkspartei als auch die der 
Sozialistischen Partei Osterreichs für Südtirol 
eingetreten sind, dann ist es einfach unver­
ständlich, daß man s iCh mit einer so weichen, 
mit einer so nachgiebigen Haltung begnügen 
kann, wie sie durch die derzeitige Alleinregie­
rung der Osterreichischen Volkspartei bekun­
det wird. 

Gerade das ist es, was uns Freiheitliche 
schmerzt, weil diese kompromißbereite Hal­
tung, diese Haltung der Nachgiebigkeit inner­
halb weniger Jahre zu ähnlichen Fehlentwick­
lungen führt, wie die Ereignisse des Jahres 
1 946 bereits geführt haben. 

Dieses uneingeschränkte Selbstlob, Herr 
Bundesminister, ist es, das mich so sehr an 
Ihren heutigen Ausführungen gestört hat. Ich 
rede nicht davon, daß Paket und Operations­
kalender vom Sprecher der OVP, Dr. Fiedler, 
sozusagen als epochaler Erfolg hingestellt 
worden sind. Darüber möchte ich nicht dis­
kutieren. Das ist eine derartige Ubertreibung, 
daß man zur Tagesordnung übergehen kann. 
Aber daß jener Minister, der derzeit für die 
Außenpolitik dieser Republik verantwortlich 
ist, der Meinung ist und es so darlegt, als ob 
alles gut gehen würde, das wage ich namens 
der freiheitlichen Abgeordneten mit allem 
Nachdruck zu bezweifeln. 

Wenn Sie Ihre früheren und heutigen Aus­
führungen nachlesen, Herr Bundesminister, 
dann werden Sie auch feststellen müssen, wie 
sehr sich Ihre eigene SpradlIegelung in der 
Zeit Ihrer Amtsführung geändert hat. Sie 
wurden uns seinerzeit, als Sie in dieses 
Kabinett eintraten, als der über den Parteien 
stehende Fachminister präsentiert, als den wir 
Sie auch respektiert haben. Man sagte und 
betonte von der Osterreichischen Volkspartei 
immer wieder, Dr. Waldheim gehöre j a  gar 
nicht der Regierungspartei an. Er sei wirklich 
der über den Parteien stehende Fachminister. 

Von diesem Standpunkt aus nehmen wir zu 
lhrem Werk, dem Paket und dem Operations­
kalender, Stellung, aber auch zu dem, was 
Sie heute in der Debatte meinem Parteifreund 
Dr. Scrinzi vorgeworfen haben: "Sie haben der 
OVP eine Vielzahl von Wortbrüchen vorge­
worfen; Sie haben dann keine konkreten Bei­
spiele genannt", sagten Sie zu Scrinzi. (Abg. 
Dr. K I a n  z 1 m a y r: Sie, nicht erl) Nein, ich 
habe wörtlich zitiert. Das sagte Dr. Waldheim 

in der Debatte Wort für Wort. (Abg. Doktor 
K I a  n z 1 m a y r:  Ja, ja, stimmt sdlonl) 

Ich hätte erwartet, daß Sie namens der 
Bundesregierung vom Platze des Ministers 
aus argumentieren. Sie haben aber heute wie 
ein Sprecher der Regierungspartei, wie ein 
Abgeordneter der Osterreichischen Volks­
partei formuliert. (Abg. M e  1 t e  r: Mit Ge­
nehmigung des Präsidenten I) Das befremdet 
uns. Daraus folgern wir : Dr. Waldheim ist 
jetzt OVP-Minister, er ist nicht mehr der über 
den Parteien stehende Fachminister. Dann ist 
wenigstens die Sprachregelung klar. Dann 
wissen wir, wie wir dran sind. 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi wird auf das 
Thema der Wortbrüche heute noch eingehen. 
Wie etwa auf jene Gailtaler Bauern, die auf 
die Entschädigung für ihre Almen heute noch 
warten und die man mit den Verkehrswerten 
von 1939 abzufinden beabsichtigt, oder wie 
etwa die Bauern von Pontafel, die ihre Höfe 
verloren haben und die schon 30 Jahre auf 
die Entschädigung warten. 

Nun zu der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers. Wortlaut und Geist des 
Paketes, so führte der Regierungschef aus, 
sind wichtige Bausteine für Europa. Ob sich 
Wortlaut und Geist des Paketes, auf weite 
Sicht gesehen, tatsächlich als wesentliche Bau­
steine des europäischen Fundaments erweisen 
werden, das bedarf erst noch des Beweises. 
Das Paket vorerst auf der Grundlage der 
Behauptung, auf der Grundlage der Annahme. 

Der vom Herrn Bundeskanzler zum Aus­
druck gebrachte Optimismus ist meines Er­
achtens nicht gerechtfertigt. Dr. Klaus geht 
von Hypothesen aus, die erst der Bewährungs­
probe bedürfen. Daher ist der Optimismus der 
OVP nach Ansicht von uns Freiheitlichen nicht 
gerechtfertigt. Ein Optimismus, der von der 
Vergeßlichkeit getragen ist und der die leid­
vollen Erfahrungen der österreichischen Süd­
tirolpolitik bewußt ignoriert, dient den Süd­
tirolern nicht. 

Diesem unangebrachten OVP-Optimismus 
stellen wir Freiheitlichen einen nüchternen 
Realismus entgegen. 

Ich stehe nicht an zu erklären: Wir würden 
zum gegebenen Zeitpunkt mit Genugtuung 
zur Kenntnis nehmen, wenn wir uns irren 
sollten, wenn die Geschichte uns beweisen 
sollte, daß wir uns geirrt haben und daß die 
OVP-Alleinregierung recht behalten hat. Aber 
nach den Erfahrungen, auf die mein Fraktions­
kollege Scrinzi heute verwiesen hat, spricht 
alles dagegen, daß Sie, meine Herren der 
OVP-Mehrheitspartei und der OVP-Allein­
regierung, remt behalten. 
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Aber so zu argumentieren, als wäre unser 
freiheitliches Nein zur Regierungserklärung, 
zum Paket und zum Operationskalender bloße 
Rechthaberei, geht an den Tatsachen vorbei. 
Weder Chauvinismus noch Nationalismus be­
seelt uns. Wir wollen eine aufgeschlossene, 
eine freundschaftliche europäische Lösung auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung. Ich 
glaube aber, daß das Prinzip der Gleichberech­
tigung schon an der Wiege des Paketes zum 
Nachteil asterreichs und damit zum Nachteil 
der Südtiroler verletzt ist. 

Es ist die echte Sorge von uns Freiheitlichen, 
daß der österreichischen Bundesregierung von 
1 969 derselbe Fehler widerfährt, der der Bun­
desregierung von 1 946 passiert ist. 

Darf ich an jene gemeinsame Plattform 
erinnern, die am 4. März 1 959 hier in diesem 
Hohen Hause von allen drei Parteien ge­
schaffen wurde. So ich mich genau entsinne, 
haben damals sogar die Kommunisten dem 
Südtirol-Resolutionsantrag ihre Zustimmung 
gegeben. Ich glaube, die Antragsteller waren 
Herr Altbundeskanzler Dr. Gorbach, damals 
Dritter Präsident des Nationalrates, Abgeord­
neter Dr. Neugebauer von der SPO, Abge­
ordneter Dr. Gredler von der Freiheitlichen 
Partei und Abgeordneter Koplenig für die 
Kommunistische Partei. In dieser Ent­
schließung vom 4. März 1 959 heißt es unter 
anderem: Der Nationalrat fordert die Bundes­
regierung auf, alles zu unternehmen, um die 
volle Erfüllung des Gruber-de Gasperi-Ab­
kommens zu verwirklichen. - Die volle Er­
füllung l 

Um diese Forderung nach der vollen Er­
füllung, die wir alle gemeinsam gefordert 
haben, geht es. Mit der heutigen Diskussion 
ist die Frage verbunden, ob diese volle Er­
füllung des Gruber-de Gasperi-Abkommens 
künftig mit Hilfe von Paket und Operations­
kalender gewährleistet ist. Wir Freiheitlichen 
bezweifeln das mit allem Nachdruck. Wir 
glauben nicht, daß die derzeitige und daß 
kommende Bundesregierungen in der Lage 
sein werden, mit Hilfe des Paketes und des 
Operationskalenders der Entschließung von 
1959, von der bis zur Stunde keine Fraktion 
abgerückt ist, zu entsprechen. 

Wir geben gerne zu, daß in Detailfragen 
ein Fortschritt erzielt wurde. Wir sind auch 
der Meinung, daß eine stark erschütterte Ver­
trauensgrundlage zwischen asterreich und 
Italien eine Verbesserung erfahren hat. Wir 
sind von dem Gedanken erfüllt, diese sich neu 
anbahnende Vertrauensgrundlage nicht nur 
zu erhalten, sondern mit allen Kräften aus ­
zubauen. Daß in der gegebenen Situation auch 
ein entscheidender Schritt getan wurde, um 

Extremismen jeder Art abzubauen, ist ebenso 
erfreulich und wird von j edem verantwor­
tungsbewußten Politiker mit Nachdruck unter­
strichen. 

Wurde aber die neue Verhandlungs­
grundlage garantiemäßig genug abgestützt? 
In der Frage der Garantien und Sicherheiten 
gehen eben die Meinungen zwischen den 
Oppositionsfraktionen und der OVP-Regie­
rungsmehrheit auseinander. 

Dieser Vorbehalt ist kein krankhaftes Miß­
trauen, sondern eine echte Besorgnis, der man 
Ausdruck verleihen muß, wenn man der ge­
meinsamen, über den Parteien stehenden Sache 
Südtirol dienen will. Prüft man heute an Hand 
der Regierungserklärung, was der Bundes­
kanzler von heute z u  1 946 und was Dr .  Adolf 
Schärf in einem Buch zum Pariser Vertrag 
sagte, so ergibt sich eine entgegengesetzte 
Beurteilung des Gruber-de Gasperi-Abkom­
mens. 

Der Herr Bundeskanzler spricht heute in 
seiner Regierungserklärung vom Pariser Ab­
kommen als dem Minderheitenschutzvertrag. 
Er fährt dann in der Regierungserklärung fort: 
"Dieser Minderheitenschutzvertrag brachte 
erstmals eine Wendung zum Besseren, dodl 
erwies er sich in seiner Durchführung nicht 
als ein voll wirksames Instrument." Der 
Pariser Vertrag erwies sich bis heute, Herr 
Bundeskanzler, als untaugliches Instrument. 

Ich habe mit großem Interesse nachgelesen, 
wie sehr sich die Sozialistische Partei Oster­
reichs im Jahre 1 946 genauso wie die Oster­
reichische Volkspartei die Südtirolfrage hat 
angelegen sein lassen. Es wurde damals von 
der SPO eine "Denkschrift über Osterreich" 
verfaßt und den führ�nden Labour-Politikem, 
dem Premierminister Attlee, dem Außen­
minister Bevin und dem Staatssekretär Hynd, 
übermittelt. In dieser "Denkschrift über Oster­
reich" ist über Südtirol eine sehr interessante 
Stelle in Punkt 12 enthalten. Mit allem Nach­
druck wurde der Versuch unternommen, eine 
Entscheidung über - wie es wörtlich heißt -
Deutsch-Südtirol erst nach Anhörung Oster­
reichs herbeizuführen. 

Die österreichischen Politiker, vor allem 
Dr. Adolf Schärf, versuchten bei den Briten 
Verständnis für eine Volksabstimmung in 
Südtirol für die Rückkehr Südtirols zu Oster­
reich zu finden. Darüber hinaus forderte die 
sozialistische "Denkschrift über Osterreich" 
die Entsendung einer alliierten Kommission 
nach Südtirol, um die Tatbestände objektiv zu 
überprüfen und das Referendum vorzu­
bereiten. 

Zu diesem Zeitpunkt war Osterreich vier­
fach besetzt ! Wir Jüngeren haben die Pflicht, 
den Mut dieser Osterreicher - sie waren 
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vom freiheitlichen Gesichtspunkt aus unsere 
Gegner - vollinhaltlich zu respektieren. (Abg. 
Dr. P i  t t e r m a n  n: Peter, damals gab es 
nicht einmal das revidierte Kontrollab­
kommen/) Alle Achtung und allen Respekt vor 
dieser Haltung. Aber wenig Achtung und 
keinen Respekt, meine Herren der OVP­
Regierungsmehrheit, vor der weichen Haltung, 
die diese OVP-Alleinregierung im befreiten 
Osterreich zu Südtirol eingenommen hat. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Der harte Vorwurf, der im Raum stehen 
bleibt, Herr Bundesminister Waldheim, ist der, 
daß es sich diese Bundesregierung in der Süd­
tirolfrage zu leicht gemacht hat. 

Dr. Adolf Schärf führt in seinem Buch über 
das erste Jahrzehnt der Zweiten Republik 
unter anderem aus : "Als Dr. Karl Gruber aus 
Innsbruck auf den Ballhausplatz kam, erklärte 
er, er betrachte es als seine Lebensaufgabe,  
Südtirol wieder zu Osterreich zurückzu­
bringen. "  

Damit wird unterstrichen, daß die Oster­
reichische Volkspartei ursprünglich genau die­
selbe Absicht hatte wie die Sozialistische 
Partei Osterreichs: nämlich Südtirol zu Oster­
reich zurückzuführen. Wer heute das Wort 
Selbstbestimmungsrecht in den Mund nimmt, 
bekommt gleich eine Zensur als "verantwor­
tungsloser Politiker". 

Weiters fährt Dr. Adolf Schärf im Buch 
"Osterreichs Erneuerung" fort : "Das, was er­
reicht wurde, das sogenannte Gruber-de 
Gasperi-Abkommen . . .  vom 5. September 
1 946, ist recht bescheiden . . .  Dr. Gruber 
schloß ab, als . . .  noch anderes zu holen ge­
wesen wäre."  

Für das Jahr 1 946 macht Dr .  Adolf Schärf 
der österreichischen Außenpolitik zwei grund­
legende, aber schwerwiegende Vorwürfe : den 
Vorwurf, daß es dem damaligen Außen­
minister Dr. Gruber nicht gelungen ist, zwei 
Chancen zu nützen, nämlich Südtirol besser 
unter Dach und Fach zu bringen, und die 
erste sich für den Staatsvertrag bietende 
Chance nicht genützt zu haben. 

Zur Unterzeichnung des Pariser Vertrages 
führt Dr. Adolt Schärf auf Seite 133 seines 
Buches etwas sehr Interessantes an, das man 
in der historischen Stunde der Südtiroldebatte 
in Erinnerung rufen darf. 

"Als nämlich der fertige Text" des Pariser 
Vertrages "am nächsten Tag von einem 
italienischen Diplomaten einem Engländer 
übergeben wurde, glaubte dieser, es handle 
sich um den neuesten italienischen Vorschlag 
und er wollte Veränderungen dazu anregen ;" 
wurde aber "aufmerksam gemacht, daß es sich 

bereits um etwas Fertiges handle", an dem 
nicht mehr gerüttelt werden könne. "So 
gratulierte der britische Vertreter, der den 
österreichischen Standpunkt weiterhin zu 
unterstützten bereit gewesen war, dem 
Italiener zu seinem Erfolg. Es scheint" - so 
fährt Dr. Schärf weiter fort -, "Dr. Gruber 
hat bei der Abfassung des Abkommens nicht 
deutlich genug erkannt, daß die Eingliederung 
von Deutsch-Südtirol in die der Mehrheit nach 
italienische Region von Südtirol den Wert des 
Abkommens beträchtlich herabmindert." 

Herr Außenministerl Wir wollen Osterreich, 
aber auch die deutsche Volksgruppe in Süd­
tirol davor bewahren, daß die unter Ihrer 
Leitung stehende Außenpolitik in einer histori­
schen Stunde Osterreich und Südtirol gegen­
über genauso versagt, wie es 1 946 der Fall 
war t 

Man muß auch daran erinnern, daß die 
I taliener kurze Zeit nach dem Abschluß des 
Pariser Vertrages einen großen Triumph ge­
feiert und mit Stolz darauf verwiesen haben, 
wie leicht es ihnen gefallen ist, mit den Oster­
reichem fertig zu werden. Am augenfälligsten 
hat der italienische Triumph in jener Wahl­
rede Ausdruck gefunden, die de Gasperi an­
läßlich der Wahlen am 1 1 .  November 1952 
in Bozen gehalten hatte, in der er ausführte : 
"Es war wirklich mein, und nur mein Werk, 
daß Südtirol auf Grund des Gruber-de Gasperi­
Abkommens für Italien gerettet wurde." 

So de Gasperi 1 9521 Analysiert man das , 
so heißt es, daß wir 1 946 eine große Chance 
vertan haben. 

Ich verweise noch einmal nachdrücklich auf 
Dr. Adolf Schärfs Meinung zum zweiten kar­
dinalen außenpolitischen Problem des Jahres 
1 946, nämlich der sich für den Staatsvertrag 
erstmalig bietenden Chance, die Außen­
minister Dr. Gruber auch vertan hat. Darauf 
werde ich morgen beim Kapitel Außenpolitik 
näher eingehen. 

Auch auf den Vorwurf, den wir Freiheit­
lichen gegenüber der derzeitigen österreichi­
schen Außenpolitik immer wieder erheben und 
aufrechterhalten, nämlich falsche Schwer­
punkte zu setzen, den UNO-Schwerpunkt zu 
überbetonen und den Europa-Schwerpunkt zu 
vernachlässigen, werde ich morgen näher ein­
gehen. 

Gerade die Tiroler Abgeordneten der Oster­
reichischen Volkspartei hielten es heute für 
angebracht, die Abgeordneten des National­
rates mit allem Nachdruck zu mahnen, diese 
Frage aus dem Parteienstreit herauszuhalten. 
Meine Herren von der OVP: Dieses Appells 
hätte es nicht bedurft! Ich halte es aber für 
notwendig, Sie, die Tiroler Abgeordneten der 
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Osterreichischen Volkspartei, an die Protest­
resolution des Tiroler Landtages vom 4. Juli 
19 19  mit allem Nachdruck zu erinnern. Darin 
heißt es : 

"Der verfassunggebende Tiroler Landtag 
erklärt in dieser Stunde, in welcher über das 
Schidtsal dieses Landes auf der Friedens­
konferenz verhandelt wird, das deutsche und 
ladinische Tirol von Kufstein bis Salurn er­
hebt die unbedingte Forderung, daß seine Ein­
heit und sein Selbstbestimmungsrecht gewahrt 
werden." (Abg. M e  1 t e l: Das waren Pa­
trioten!) 

Weder Sie, die Tiroler Abgeordneten der 
OVP, noch Sie, Herr Landeshauptmann von 
Tirol, wollen davon heute noch etwas wissen ! 
Wer Sie, Herr Landeshauptmann von Tirol, 
gestern im Fernsehen hörte, der war bestürzt, 
wie aus dem kampfstarken und einst so 
kompromißlosen Verfechter der Sü'dtirolbe­
lange, Herrn Okonomierat Wallnöfer, der­
selbe Kompromißpolitiker weicher Art gewor­
den ist, wie wir ihn jetzt hier auf dieser 
Regierungsbank in der Person des Außen­
ministers vor uns haben! Nichts mehr von all 
dem ist den "OVP-Herren" Tirols in Erinne­
rung, was sie seinerzeit den Südtirolern ver­
sprod:.en haben. (Abg. S o  r 0 n i e  S: Das ist 
eine unfaire Art, hier Landesl1auptmann 
Wallnöfer anzugreifen, der sich nicht verant­
worten kann im Haus! Das sollte ein anderer 
machen!) 

Präsident: Am Wort ist der Abgeordnete 
Peter. (Neuerliche Zwischenrufe.) Also bitte! 

Abgeordneter Peter (foltsetzend): Ich be� 
diene mich jetzt, um Herrn Gruber zu be­
ruhigen, jener "Stärke",  die der damalige 
Dritte Präsident des Nationalrates - ich bitte 
um Entschuldigung, Herr Altbundeskanzler­
Dr. Alfons Gorbach am 4. März 1 959 aufge­
wendet hat. Ich bin damals als junger MensCh 
in der Loge gesessen - ich bitte um Ent­
schuldigung, wenn ich wieder da hinauf ge­
deutet habe - und habe diese Rede mit all.er­
größtem Interesse verfolgt. Noch heute habe 
ich den tiefen Eindruck in Erinnerung, den 
diese Rede damals in mir wachgerufen hat. 
Sie, Herr Altbundeskanzler, forderten am 
4. März 1959: "Die Provinz Bozen muß aus 
der Regionalverwaltung mit der italienischen 
Provinz Trient herausgenommen werden; eine 
weitere Zuwanderung von Italienern in die 
Provinz Bozen ist zu unterbinden." 

Ich habe aus Ihrer Südtirolrede nur dies.e 
zwei Forderungen ausgewählt, um an Hand 
derselben zu überprüfen, wie es die jetzige 
Bundesregierung mit jenen Forderungen ge­
halten hat, die die Osterreichisdle Volkspartei 
im Jahre 1 959 selbst erhoben sowie postuliert 
hat und an denen sie bis heute nicht ge­
rüttelt hat. (Zwischenruf des Abg. M e  1 t e l.) 
So könnte man die eindrucksvolle Südtirol­
rede des Herrn Altbundeskanzlers Dr. Gor­
bach aus dem Jahre 1 959 Satz für Satz zitieren 

Präsident: Idl möchte ersudlen, Herr Abge- und nidlt mit freiheitlidlen Argumenten, son­
ordneter, sich nicht an die Galerie zu wenden, dem mit OVP-Argumenten die Fragwürdigkeit 
weil sich die Galerie ja nicht an der Debatte des Paketinhaltes und des Operations­
beteiligen darf! (Abg. S 0 r 0 n i e  s: Bravo/) kalenders unter Beweis stellen. 

Abgeordneter Peter (fortsetzend): Dann I .Aber idl versage es mir. Ich verweis� jedo� 
wende ich mich eben Churdlill zu und dem, mit allem Nachdruck darauf und bItte dIe 
was er 1 946 zu Südtirol gesagt hat. (Heiter- Abgeordneten der Regierungspartei um Ver­
keil.) ständnis dafür, daß es geradezu die Pflicht der 

Oppositionsabgeordneten dieses Hohen Churchill sagte im Unterhaus : , ,\Varum wird Hauses ist, in dieser Stunde für die deutsche den Bewohnern dieses gebirgigen und sdlönen Volksgruppe in Südtirol mehr zu verlangen Landes, des Landes Andreas Hofers nicht e
,
r- als die Vertreter der österreichischen Bundes­laubt, ein Wort über ihre eigene Zukunft fur . d It l 'e  rn erhalten haben sich selbst zu sprechen?" Weiter führte I 

regIerung von en a 1 ne . 

Churchill aus : "Warum kann es in Südtirol Es ist unsere Pflidlt, meine Damen und 
nicht ein faires und freies Plebiszit unter Auf- Herren der Regierungsmehrheit,  für jene 
sicht der großen Mächte geben?" Als Oppo- große Opposition Sprachrohr zu sein, die 
sitionsführer hat Churchill dieselbe wohl- innerhalb der Südtiroler Volkspartei in einer 
wollende Haltung eingenommen, wie die demokratischen Mehrheitsentscheidung unter­
Labour-Politiker sie in der Südtirolfrage legen ist und die diese Mehrheitsentscheidung 
gegenüber den österreichischen Belangen ein- respektieren wird. Wir Freiheitlichen werden 
genommen haben. Ob er sie allerdings tat- heute oder morgen in diesem Hohen Hause 
kräftig und nachdrücklich genug zum Ausdruck audl zu jenen gehören (Zwischenruf des Abg. 
gebradlt hat, wie es notwendig gewesen wäre, Dr. G r u b e r), die in einer demokratischen 
lasse ich dahingestellt sein. (Abg. Doktor Mehrheitsentscheidung unterliegen werden. 
G I  u b e r: DeI hat auch so stark geredet wie Auch wir werden diese Entscheidung respek­
Siel - Abg. H a b  e I l: Gruber, das wal tieren! Aber diese GrundeinsteIlung . . . (Abg. 
daneben! - WeiteIe Zwischenrufe.) S t e i n  e I: Tu dir nicht,s an!) Nein ! Tu dir 
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nichts an, Herr Abgeordneter Dr. Gruber . . .  
(Abg. Dr. G r u b e r: Ich habe überhaupt 
nichts gesagt! - Heiterkeit. - Ruf bei der 
avp: Das war der Sleiner!) Der Abgeordnete 
Steiner ist der neue außenpolitische Referent 
der OVP I Wir werden ihn als Spezialbericht­
erstatter beim Kapitel Äußeres erleben. Der 
darf dreinreden, das nehme ich zur Kenntnis. 
(Abg. S t e i n  e r: Sie dürfen noch reden!) Das 
lasse ich mir auch nicht von Ihnen verbieten, 
Herr Steinerl (Abg. S t e i n  e r: Sie müssen 
nicht mit der Peitsche kommen! - Abg. Dok­
tor G r u b e r: Nich t  zu überheblich sein! -
Weitere Zwischenrufe. - Abg. S t e  i n e  r :  
Sie verstehen davon scheinbar einen 
Schmarren!) 

Präsident (das Glockenzeidzen gebend): 
Also, meine Damen und Herren, am Wort ist 
der Abgeordnete Peter l (Weitere Zwischen­
rufe.) 

Abgeordneter Peter (fortsetzend) : Ich traue 
dem Herrn Abgeordneten Steiner sicher zu, 
daß er weiß, was ein Schmarren ist! Weiter 
ist dazu nichts zu sagen. (Heiterkeit. - Abg. 
M 0 8  e r: Einen Kaisersdzmarren! - Abg. 
K 0 n i r: Einen aVP-Sdzmarren! - Abg. 
H a  r t 1: Den müßt ihr essen, da erstickt ihr 
dabei!) Herr Steiner kann sich aussuchen, ob 
es ein Kaiserschmarren oder ein Semmel­
smmarren sein soll. Ich weiß nicht, ob er 
monarchistischen Vorstellungen huldigt. 
(Neuerliche Heiterkeit.) 

Der Herr Bundeskanzler räumt in seiner 
Regierungserklärung ein, daß die Rechtsbasis 
von 1 946 umstritten ist. Auf Grund dieses 
Eingeständnisses des Herrn Bundeskanzlers 
muß ich die Frage aufwerfen, inwieweit die 
Re<htsgrundlage des Paketes tragfähiger ist. 
1 946 ist das Haus Südtirol auf Grund des 
Gruber-de Gasperi-Abkommens auf ein 
schwankendes Fundament gestellt worden. Ich 
befürchte, daß die OVP-Alleinregierung 1 969 
ein schlemtes Material für den Bau des Ober­
geschosses verwendet hat. Wenn ich Universi­
tätsprofessor Ermacora folge, so sprach er 
gestern in der "Frage der Woche" von einem 
"Gentlemen's-Agreement ohne Sicherheiten". 
Diese Charakterisierung ist treffend. 

Notgedrungen gab der Herr Bundeskanzler 
in der heutigen Regierungserklärung zu, daß 
um die Durchführung des Pariser Vertrages 
ein permanenter Streitzustand zwischen Italien 
und Osterreich vorhanden ist, von dem die 
Bundesregierung glaubt, daß sie ihn mit Hilfe 
des Paketes erfolgreich beenden kann. Wir 
Freiheitlichen befürchten, daß der Streit durch 
das Paket nicht beendet, sondern ad infinitum 
fortgesetzt wird. 

hh habe nun an den Herrn Außenminister 
folgende klare Frage zu stellen: Wird mit 

dem Paket die volle Selbstverwaltung der 
deutschen Volksgruppe in Südtirol im vollen 
Maße gewährleistet - ja oder nein? Ich 
glaube nicht, daß ein einziger Abgeordneter 
dieses Hohen Hauses guten Gewissens be­
haupten kann, daß mit dem Paket die volle 
Autonomie erreicht wird. Wie vage, wie un­
sicher alles ist, geht eindringlich aus der 
Regierungserklärung des Herrn Kanzlers her­
vor. Er sagte : Innerhalb von 45 Tagen muß 
der Entwurf für das Verfassungsgesetz ein­
gebracht werden, und innerhalb eines Jahres 
sind dann die Entwürfe für jene Durch­
führungsgesetze einzubringen, die mit ein­
facher Mehrheit durch Italiens Parlament zu 
beschließen sind. Die Gesetzentwürfe, Herr 
Bundeskanzler, werden nach menschlichem Er­
messen in diesen Fristen eingebracht. Wann 
und ob das Verfassungsgesetz und die Durch­
führungsgesetze durch Italiens Volksvertre­
tung zum Besdlluß erhoben werden, darüber 
sind weder Sie, Herr Kanzler, noch Sie, Herr 
Außenrninister, in der Lage, uns Abgeordne­
ten, der österreichischen Offentlichkeit und der 
Südtiroler Volksgruppe Aufschluß zu geben! 

Trotzdem glauben Sie, daß das Werk, das 
Sie heute oder morgen mit den Stimmen der 
OVP-Regierungsmehrheit unter Dach und 
Fach bringen, ein gutes Werk sei. Herr Bun­
deskanzler, Sie sprechen ja heute selbst nur 
von der Gewährung einer "substantiellen 
Regionalautnomie". Nirgendwo scheint in 
Ihrer heutigen Regierungserklärung das Wort 
von der vollen uneingeschränkten Autonomie 
auf. Wollen Sie daher über das, was wir 
bereits wissen, hinaus so freundlich sein, uns 
zu erklären, wie "substantiell" denn diese 
"substantielle Regionalautonomie" tatsächlich 
ist. Darüber steht eine umfassende und be­
friedigende Erklärung bis zur Stunde aus. 

Es ist kein leichtfertiges, sondern ein be­
sorgtes Nein, das wir Freiheitlichen heute zum 
Ausdruck bringen. Der OVP-Alleinregierung 
wäre am Ende dieser Gesetzgebungsperiode 
mehr Realismus und weniger Optimismus an­
gestanden. 

Wie es Italien mit Verträgen hält, ist durch 
meinen Fraktionskollegen Dr. Scrinzi bereits 
nachdrücklich unter Beweis gestellt worden. 
Ich gehe daher nicht weiter darauf ein. 

Paket und Operationskalender sind das un­
erfreulichste Erbe, das die OVP-Allein­
regierung Osterreich hinterläßt. Paket und 
Oper

-
ationskalender sind nicht geeignet, die 

Südtirolfrage in einem fortschrittlichen euro­
päischen Geist zu lösen. Paket und Operations­
kalender sind nicht geeignet, der deutschen 
Volksgruppe in Südtirol j ene Garantien und 
Sicherheiten zu gewährleisten, die Voraus­
setzung dafür sind. daß die deutsche Volks� 
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gruppe ohne Schaden leben und tiberleben 
kann. Aus diesen Gründen lehnen wir Frei­
heitlichen Regierungserklärung, OVP-Ent­
schließung, Paket und Operationskalender 
ab i (Beifall bei der FPo.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Außenminister. Im erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Hohes Haus ! Ich möchte 
nur kurz zu einigen Vorbringen Stellung 
nehmen, vor allem im Zusammenhang mit 
jenen Kritiken und Vorwürfen, die seitens 
des Herrn Abgeordneten Peter erhoben wur­
den. Er hat darauf verwiesen, daß er sich 
gewundert habe, daß ich das Pariser Ab­
kommen gelobt hätte. Im mömte hier folgen­
des feststellen: 

Ich bin der Meinung, daß man auch in der 
Außenpolitik fair vorgehen soll, und ich bin 
der Meinung, daß uns bisher nichts Besseres 
als das Pariser Abkommen zur Verfügung 
steht. Ich glaube, wir alle wissen, daß das 
Pariser Abkommen keine Ideallösung war und 
auch weiterhin nicht sein wird, sonst hätten 
wir ja nicht die Streitigkeiten, denen wir uns 
bisher gegenübersahen. Aber wir müssen doch 
andererseits zugeben - ich gebrauche aus­
drücklich das Wort "zugeben" -, daß das 
Pariser Abkommen eben das damals bestmög­
liche war, was unter der damaligen Situation 
zustandezubringen war. Wir waren, wie Sie 
richtig gesagt haben, ein besetztes Land, und 
wir haben keine Machtmittel in der Hand 
gehabt; alles, was wir tun konnten, war eben 
verhandeln. 

Aber vergessen wir doch nicht, meine 
Damen und Herren, daß es gerade das Pariser 
Abkommen war, das uns auch die Basis für 
unser Vorgehen bei den Vereinten Nationen 
gesChaffen hat. Das ist eine Wahrheit, eine 
Tatsache, die heute gern übersehen wird. Ich 
war damals bei diesen Ausei.nandersetzungen 
in New York anwesend, und ich weiß, wie 
schwer es war, diesen Punkt überhaupt auf 
die Tagesordnung zu bekommen. Glauben Sie 
mir: es gelang nur auf Grund des Pariser 
Abkommens ! Ich will es gar nicht in den 
Himmel loben, das fällt mir gar nicht ein, 
weil wir nüchterne Realisten sind, aber man 
darf audl niCht in das andere Extrem ver­
fallen, daß man jetzt sagt, das Abkommen sei. 
niChtswürdig, das Abkommen sei das Schlech­
teste, was man zustandebringen konnte! -
Wo wären wir heute, wenn wir das Ab­
kommen nicht hätt�n? 

Nehmen Sie den Fall an, es hätte das Pariser 
Abkommen nicht gegeben. Da hätten wir 
wahrscheinlich diesen Punkt gar nicht auf die 
Tagesordnung der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen gebracht, denn er wurde 
nach langem Kampf überhaupt nur unter Hin­
weis auf das Pariser Abkommen, also auf 
diesen einzigen internationalen Vertrag, der 
uns hier zur Verfügung steht, in die Tages­
ordnung aufgenommen. Das sage nicht ich 
allein, sondern da gibt es noch viele Herren 
und Damen, die damals in der österreichischen 
Delegation waren und die das jederzeit be­
weisen können. Wir sollen uns doch die Dinge 
nidlt selbst schwerer machen, als sie ohnedies 
schon sind ! 

Das sind Tatsachen, meine Damen und 
Herren, die man nicht weg leugnen kann. Ich 
möchte das nur feststellen, Herr Abgeordneter 
Peter. Nicht daß Sie glauben, daß ich Ihre 
Bemerkungen mißverstanden hätte. Aber ich 
möchte Ihnen nur sagen, daß damals offenbar 
nicht mehr zu haben war, aber daß jedenfalls 
dieses damals erzielte Ergebnis für uns die 
Basis aller weiteren internationalen Sdlritte 
gewesen ist. Es war die Basis dafür, daß wir 
die Vereinten Nationen damit befassen konn­
ten, daß wir die Resolutionen der Jahre 1960 
und 1 9 6 1  zustandegebracht haben, die uns ja 
auo,., wie schon gesagt, nur eine Bestätigung 
dieses Rechtstitels aus dem Pariser Abkom­
men gebracht haben. 

Es gab immer wieder die Bezugnahme auf 
das Pariser Abkommen von der internationa­
len Seite her. Das, glaube ich, sollten wir 
nicht unterschätzen, denn es war, ist und wird 
auch weiterhin die Basis für unser inter­
nationales Auftreten für Südtirol sein, die 
Basis für die Schutzfunktion, meine Damen 
und Herren, die wir in all den Jahren und 
auch in Zukunft auf der Grundlage dieses 
Abkommens ausüben werden. 

Ich möchte zu Ihrer Bemerkung, Herr Abge­
ordneter, daß ich als Fachminister hier geant­
wortet habe, nur eines sagen: Selbstverständ­
lich muß ich erwidern, wenn man Dinge fest­
stellt, die einfach nicht den Tatsachen ent­
sprechen. Ich glaube, das muß man auch einem 
Fachminister zubilligen, daß er dann die Dinge 
so beantwortet, wie er es aus der Kenntnis 
der Materie heraus für richtig hält. (Beifall 
bei der OVP.) 

Sie haben auch, Herr Abgeordneter, in Ihren 
weiteren Ausführungen von der Frage der 
vollen Erfüllung des Pariser Abkommens ge­
sprochen. Sicherlich, das ist ein sehr rele­
vanter Hinweis, aber ich möchte Ihnen dazu 
folgendes sagen: Wir haben nie behauptet, 
daß das Paket a 1 1  e Maßnahmen zur Erfül­
lung des Pariser Abkommens beinhaltet. Wir 
haben immer nur davon gesprochen, daß das 
Paket Maßnahmen der Erfüllung des Pariser 
Abkommens darstellt. Also wir haben nie das 
Wort "alle" gebraucht. Wenn sich im Zuge 
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der DurChführung dieses Lösungsplans heraus­
stellen sollte, daß Maßnahmen von Italien 
nicht gesetzt werden, die nach unserem Dafür­
halten notwendig sind, die nach unserem 
Dafürhalten dem Operationskalender bezie­
hungsweise dem Paketinhalt entsprechen, 
dann ziehen wir selbstverständlich die Konse­
quenzen daraus. 

Hier komme ich zu einem wesentlichen 
Punkt, meine Damen und Herren, den ich mir 
nochmals mit allem Nachdruck festzustellen 
erlaube : Wir geben nichts aus der Hand. Wir 
versuchen, diese Maßnahmen für Südtirol an­
laufen zu lassen, und sind bereit, am Schluß , 
wenn alles erfüllt ist, die Streitbeendigungs­
erklärung abzugeben, die Erklärung, daß der 
Streit über das Pariser Abkommen, der vor 
den Vereinten Nationen anhängig ist, beendet 
ist. Wir geben also im Verlaufe des Kalenders 
nichts aus der Hand, und auch was den IGH­
Vertrag betrifft, so wird dieser ja auch erst 
zum Schluß mit der Streitbeendigungser­
klärung ratifiziert beziehungsweise erst dann 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer­
den. 

Wir sind also bis zum Schluß der Phase 
dieser vier Jahre, die für die Verwirklichung 
dieses Paketes vorgesehen sind, immer in der 
Lage, zu kontrollieren, und erst wenn wir 
selbst die Uberzeugung gewonnen haben, 
wenn wir als Schiedsrichter entschieden haben, 
daß erfüllt wurde, und zwar selbstverständlich 
in Konsultationen mit den Südtirolern, erst 
dann werden wir die Streitbeendigungs­
erklärung abgeben. Ich glaube, daß das doch 
wesentlich sicherer für uns ist - und ich 
gebrauche das \,y ort "sicherer" -, denn wenn 
immer wieder die internationale Garantie, der 
Mangel des Vertragscharakters erwähnt wird, 
dann, meine Damen und Herren, kann ich nur 
sagen : Mir ist es doch viel lieber, wenn ich 
selbst entscheiden kann, ob der Partner er­
füllt hat, als wenn ich zu -einer dritten Instanz 
gehen muß, die womöglich gegen mich ent­
scheidet, und ich an diese Entscheidung ge­
bunden bin. ICh glaube, eine bessere Siche­
rung gibt es einfach nicht. (Beifall bei der 
OVP.) 

Was aber ist die Alternative? Ich ließe 
mich gerne belehren, daß das, was wir hier 
zustandegebracht haben, nicht das Richtige ist. 
Aber idl muß gestehen, daß mir noch niemand 
eine Alternative gesagt hat. Auch die Alter­
nativen, die in Südtiroler Kreisen selbst, 
damals von der Opposition, vorgebracht 
wurden, waren keine Alternativen. Denn es 
wird doch niemand im Ernst glauben, daß 
Italien von sich aus die Paketmaß­
nahmen verwirklichen wird. Wenn es etwas 
verwirklicht, dann vielleicht j ene Dinge, die 

nicht unbedingt für die Südtiroler von 
essentieller Bedeutung sind. Aber das führt 
noCh zu keiner wirklichen Hilfe für die Süd­
tiroler. 

Wir haben die echte ernste Sorge, meine 
Damen und Herren, daß die Substanz der 
Südtiroler verlorengeht, und wir haben lange 
genug gewartet. Wenn wir jetzt nicht Hilfe 
schaffen, wenn wir nicht durch das Anlaufen 
des Operationskalenders diese mehr als 
1 30 Kompetenzen den Südtirolern zusätzlich 
verschaffen, dann ist die ernste Gefahr ge­
geben, daß die Substanz der Südtiroler tat­
sächlich verlorengeht. 

Ich betone nochmals : Es ist für mich selbst­
verständlich, daß man diesen Weg geht, weil 
man damit den Südtirolern helfen kann und 
gleichzeitig selbst nichts aus der Hand gibt. 
Entweder es wird erfüllt, dann wird in zirka 
vier Jahren die Streitbeendigungserklärung 
von uns abgegeben werden, oder es bricht 
zusammen, weil die Italiener nicht erfüllen. 
Aber dann haben wir nichts aus der Hand 
gegeben, dann sind wir eben dort, wo wir 
heute sind, und es wird der Streit wieder 
von neuem aufleben, und wir haben selbst­
verständlidl jeden Weg zu den Vereinten 
Nationen und zu anderen internationalen 
Instanzen offen. 

Schließlich und endlich darf idl, Herr Abge­
ordneter, noch auf etwas verweisen. Sie haben 
Churchill zitiert und die Tatsache, daß sich 
Churchill in so positiver Weise für Südtirol 
eingesetzt hat. Ich darf hier erinnern, es war 
nicht nur Churdlill, es waren auch andere 
internationale Politiker, die sich in den posi­
tivsten, schönsten Worten - ich lege den 
Schwerpunkt auf "Worten" - für Südtirol 
eingesetzt haben. Aber als es dann zu den 
Taten kam, meine Damen und Herren, haben 
diese schönen Worte nicht mehr gewirkt, im 
Gegenteil, sie wurden plötzlich vergessen, und 
Osterreich wurde allein gelassen. Historische 
Tatsache ist jedenfalls, daß uns international 
niemand geholfen hat in all den Jahren. Sogar 
jene, die sich sonst immer als unsere Freunde 
erwiesen haben, haben uns nicht geholfen. 
Es ist daher selbstverständlich, daß w i r  im 
Rahmen der uns gegebenen Möglichkeiten den 
Südtirolern helfen müssen und daß wir uns 
eben leider nicht auf Versprechungen oder 
auf schöne Worte anderer internationaler 
Politiker verlassen dürfen. 

In diesem Zusammenhang eine Richtigstel­
lung : Es wurde der Eindruck erwedd - nicht 
hier in der Debatte, sondern vor einigen 
Monaten in der Presse im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung von Dokumenten des 
State Department in Washington -, daß 
damals in den Jahren 1 946/47 sehr wohl die 

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 68.  Sitzung - 15. Dezember 1969 14477 

Bundesminister Dr. Waldheim 

Möglichkeit bestanden hätte, Südtirol zurück­
zubekommen. Es wurden Interviews mit den 
damals maßgeblichen Experten des State 
Department gezeigt, mit dem Italienreferen­
ten, der erklärt hat, Südtirol müsse bei 
Italien bleiben, und mit dem Osterreich­
referenten des State Department, einem Bot­
schafter, der übrigens in Wien sehr bekannt 
war und der gesagt hat, Südtirol müsse zu 
Osterreich zurückkommen. Aus diesen Inter­
views und aus diesen Erklärungen und Doku­
menten wurde dann die Vermutung abgeleitet, 
Osterreich hätte damals Südtirol zurückbe­
kommen können. 

Aber, meine Damen und Herren, was nicht 
in diesen Berichterstattungen enthalten war, 
ist die Tatsache, daß der damalige Außen­
minister Dean Acheson mit di esen zwei Mei­
nungen konfrontiert wurde und 'lugunsten 
Italiens entschieden hat. Das ist die historische 
Wahrheit. Es war also nicht der Fehler Oster­
reichs, daß in den Jahren 1 946/47 Südtirol 
nicht zu uns zurückgekommen ist, sondern der 
maßgebende Außenminister der Vereinigten 
Staaten hat, konfrontiert mit zwei völlig ver­
sdliedenartigen Meinungen , sich zugunsten 
Italiens und zuungunsten Osterreichs ausge­
sprochen. Das möchte ich in diesem Zusam­
menhang erwähnen, weil ich es zur riCt�tigen 
Einschätzung der Situation für zweckmäßig 
halte. 

Herr Abgeordneter! Meine Damen und 
Herren I Ich möchte abschließend folgendes 
sagen : Natürlich sind wir uns bewußt ,  daß 
es sich beim Operationskalender nid1t um 
einen Vertrag handelt, ich könnte auch der 
Redltsmeinung Professor Ermacoras so und 
so viele andere Rechtsmeinungen gegenüber­
stellen. Das ist eine · Tatsache, wir haben sie 
bei den Akten; aber ich bin der Meinung, 
daß wir mit diesem Operationskalender die 
größtmögliche Sidlerheit dafür erlangt haben, 
daß das, was versprochen wird, auch einge­
halten wird. Und wenn es nicht eingehalten 
wird, dann erfolgt von unserer Seite keine 
Gegenleistung und wir haben aUe Wege zu 
internationalen Instanzen offen. (Lebhafter 
BeiialJ bei der OVP. - Von der Galerie wer-

Abgeordneter Dr. Bassetti: Bevor ich auf 
Südtirol zu spredlen komme, halte ich es für 

notwendig, dem Herrn Kollegen Peter eine 
Antwort auf seine unqualifizierbaren Angriffe 
auf unseren Landeshauptmann zu geben. 
Kollege Peter! Sie hielten es für notwendig, 
hier unseren Landeshauptmann als Verzichts­
politiker anzugreifen. (Abg. P e t e I: Genauf) 
Wir weisen diesen Vorwurf mit Entrüstung 
zurück.. (Starker Beifall bei der OVP.) Wir 
brauchen nicht Sie als Oberösterreicher in 
Tirol ,  um über unsere eigenen Persönlidl­
keiten ein Urteil zu fällen. Bleiben Sie in 
Ihrem Lande l (Zwischenrufe.) Abgesehen 
davon, Kollege Peter, daß es unfair ist, hier 
jemand anzugreifen, der nicht in der Lage 
ist, sich hier zu verteidigen - ganz abge­
sehen davon möchten wir Tiroler hier ganz 
klipp und klar feststellen : Die Verdienste und 
die Bemühungen unseres Landeshauptmannes 
in Sache Südtirol sind überragend und wer­
den in Tirol von der gesamten Bevölkerung 
einmütig gewürdigt. (Neuerlicher lebhafter Bei­
fall bei der OVP.) Und seine patriotische Hal­
tung, Kollege Peter, ist über allen Zweifel er­
haben und wird auch in Tirol von keiner ein­
zigen politischen Partei und von keinem einzi­
gen politischen Funktionär angezweifelt. (Neu­
erlicher Beifall bei der OVP. - Abg. M e  1-
t e  r: Er spricht nur zur Galerie, Herr Präsi­
dent!) Nur etwas, Kollege Peter. (Lebhafte 
Zwischenrufe und Gegenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Ich bitte jetzt 
wieder um Ruhe . (Weitere anhaltende Zwi­
schenrufe.) Meine Damen und Herrenl Ich 
bitte Sie j etzt, sich zurückzuhalten I Ich bitte 
um Ruhe auf allen Seiten. (Unruhe.) Sie kön­
nen ja schreien, alle zusammen, dann werde 
ich die Sitzung unterbrechen, bis sich wieder 
alles beruhigt hat. (Abg. Dr. P j t t e  r m a n n: 
Seilr richtig!) 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend) : Das 
Bemühen unseres Landeshauptmannes, ver­
ehrter Kollege Peter, geht dahin, das Los der 
Südtiroler heute zu erleidüern. Dabei helfen 
ihm keine Kraftparolen und Kraftmeierei, son­
dern er muß schauen, wie er unter den 

den Flugzettel in den Sitzungssaal gestreut Gegebenheiten fertig wird, was er an Mög-
und Parolen ausgesprochen.) lichkeiten für Erleichterungen finden kann, 

Präsident: Ich werde die Galerie räumen denn er trägt Verantwortung zum Unterschied 
lassen, wenn da oben keine Ordnung ist. von Ihnenl (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Bleiben Sie als Sonderlehrer an Ihrer Schule 
Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete und unterweisen Sie Minderbegabte, aber 

Dr. Bassetti. Ich erteile es ihm. nicht Tiroler l (Zustimmung bei der OVP. _ 

Abgeordneter Dr. Bassetti (OVP) : Herr Prä- Zwischenrufe bej der FPO und Gegenrufe 

sidentl Hohes Haus l (Unruhe im Saal.) bei der OVP.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Am Präsident: Meine Damen und Herrenl Ich 
Wort ist der Abgeordnete Dr. Bassetti. bitte das Hohe Haus, sich wieder etw.as zu 

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 107

www.parlament.gv.at



14478 Nationalra.t XI. GP. - 168. Sitzung - 15 .  Dezember 1969 

Präsident 

beruhigen I Meine Damen und Herren! Am 
Wort ist der Abgeordnete Dr. Bassetti. (Abg. 
Dr. van T o n g e l : Aber nicht mehr lange!) 
Ich bitte sich jetzt zurückzuhalten! 

Abgeordneter Dr. BassetU (fortsetzend) : 
Hohes Haus ! Im bedaure, daß ich an der 
Spitze meiner Ausführungen einen derartigen 
Angriff zurückweisen mußte. (Abg. Gertrude 
W 0 n d r a c k: Der Bürgermeister Marek hat 
sich von euch beschimpfen lassen müssen!) 
Ich hatte vor, in einer vernünftigen und 
ruhigen Art über das Problem Südtirol zu 
sprechen, das fürwahr kein Problem eines 
Streites zwischen uns sein sollte. Ich glaube, 
obwohl wir jetzt schon in versc.hiedene Details 
dieser Frage eingetreten sind, daß es doch 
notwendig ist, daß wir wiederum etwas 
Prinzipielles feststellen, damit wir nicht Ge­
fahr laufen, vor lauter Bäumen nicht mehr 
den Wald zu sehen. 

Gestatten Sie mir daher elmge prinzipielle 
Feststellungen zum Südtirolproblem. Es ist 
für einen Tiroler und aud:l für einen Oster­
reicher - Sie haben die Kundgebung auf 
der Galerie soeben erlebt - schwer, vom 
Standpunkt des reinen Verstandes aus in der 
Frage Südtirol zu einer Lösung Stellung zu 
nehmen, die zwar - und das hoffen wir -
die Lage der Südtiroler im abgetrennten 
Landesteil verbessert, das Unrecht von 
Saint-Germain aber nicht zu beseitigen vermag. 
Auch der Hinweis auf noch viel größeres 
Unrecht in der Welt, das nicht beseitigt wer­
den kann, ist für uns in dieser Situation 
durchaus keine Erleichterung. Keine Erleichte­
rung deshalb, weil man von uns fordert, sich 
hier Realitäten zu beugen, Realitäten zu er­
kennen. In Sache Südtirol heißt realistisch 
denken müssen, zu einer bitteren Einsicht 
kommen. Nämlich zur Einsicht, daß keine der 
Weltmächte bereit war und auch bereit ist, 
uns dieses Land wieder zurückzugeben. 

Wenn man von uns in der Sache Südtirol 
realistisches Denken verlangt, dann heißt das 
auch erkennen müssen, daß heute die erreich­
bare Autonomie, die von Italien schon anläß­
lich der Abtrennung dieses Landes vor 
50 Jahren versprodlen wurde und nun mit 
einer 50jährigen Verspätung kommen soll, 
nidlt mehr die ursprüngliche Autonomie sein 
kann, nämlich eine Autonomie für die deutsch­
sprachigen Südtiroler, eine Autonomie für die 
Südtiroler, die dieses Land durch viele Jahr­
hunderte bewohnten und kultivierten. In der 
Zwischenzeit hat eine großangelegte und 
brutal durchgeführte faschistische Italianisie­
rungsaktion, die in einer faschistischen, 
nationalsozialistischen Landesvertreibung der 
Südtiroler ihren Höhepunkt fand, in diesem 

Land die ethnischen Verhältnisse völlig ver­
ändert. 

Meine Damen und Herren! Nun wird 
wiederum von uns eine realistische Einsicht 
verlangt, nämlich die Einsicht, daß die Folgen 
dieser faschistischen Entnationalisierung und 
Italianisierung nicht mehr rückgängig gemacht 
werden können und daß daher die von Italien, 
von seiner Regierung und von seinem Parla­
ment erreichbare Autonomie wiederum nur 
ein Kompromiß sein kann. Ein Kompromiß 
zwischen dem notwendigen Schutz der Süd­
tiroler, des Südtiroler Volkstums, und dem 
Wunsche Italiens nadl einer Form des fried­
lichen Zusammenlebens der Sprachgruppen in 
Südtirol. 

Hier aber muß Osterreich in Erfüllung des 
Pariser Abkommens von Italien für Südtirol 
eine Autonomie verlangen, die den deutsch­
sprachigen Südtirolern neben der Gleich­
berechtigung auch die Erhaltung ihrer 
völkischen Eigenart, ihrer Existenz, ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklungsmöglicbkeiten in 
ihrem angestammten Heimatland sichert. 

Mit dieser Forderung aber bleibt Oster­
reich mehr oder weniger auf den guten Willen 
Italiens angewiesen. Denn es steht leider 
einzig im Ermessen eines souveränen Staates, 
in diesem Falle des souveränen Italiens, in 
welchem Ausmaß und in welcher Form, in 
welcher konkreten Gestaltung er dieser Forde­
rung zu entsprechen gewillt ist. Es wäre 
utopisch zu glauben, daß es eine inter­
nationale Instanz gäbe, die bereit oder in 
der Lage wäre, in innerstaatliche Angelegen­
heiten einzugreifen. Am besten ist das er­
sichtlich am Beispiel Biafra und Nigeria, wo 
eine solche Intervention zur Rettung von 
Menschenleben bitter notwendig wäre. 

Osterreich kann daher nach Lage der Dinge 
- ob uns das nun gefällt oder nicht gefällt -
eine Lösung des Südtirolproblems nur im Ein­
vernehmen und mit Zustimmung Italiens 
finden. Für jeden Realisten wird daher die 
mögliche und erreichbare Lösung in jener 
Formel liegen, die sowohl den Südtirolern 
Eigenart, Lebensraum, Existenz und Entwick­
lung sichert, . als auch das friedliche Zusam­
menleben der Sprachgruppen ermöglicht. 
Jedes extreme Wunschdenken, sei es nun 
unseres, wie es von Kolleg,en Scrinzi ausge­
drüdct wurde, oder sei es das italienische, ist 
hier leider irreaL 

Da man das Südtirolproblem weder durch 
ein Zurückdrehen der Geschichte noch im 
nationalen Sinne lösen kann, muß eine Lösung 
in einem neuen Geist gesucht werden, nämlich 
im Geiste des friedlichen Zusammenlebens 
zweier Völker, im Geiste der von uns allen 
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angestrebten europäischen Einigung. Auch das 
ist heute sogar vom Kollegen Peter zum Aus­
druck gekommen (Abg. M e  1 t e  r: Was heißt 
"sogar"?) 

Sollte es Osterreich und Italien gelingen, 
in beiderseitiger ehrlicher Absicht und mit 
festem Willen für Südtirol gemeinsam eine 
solche, alle befriedigende Formel zu finden, 
dann würde damit eine Tat gesetzt, die nicht 
nur den Menschen in Südtirol zum Segen 
gereichte, sondern die darüber hinaus auch 
Modellfall für ein künftiges vereintes Europa 
sein könnte. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wir sind uns dabei bewußt: Für eine solche 
Lösung braucht es viel guten Willen, braucht 
es einen großen, allseitigen Vertrauensvor­
SdlUß und braucht es auch eine Reihe von 
Voraussetzungen. Fürs erste müßte auf beiden 
Seiten Sdlluß gemacht werden mit einem 
intoleranten Nationalismus. Der nationale 
Haß und die nationalen Ressentiments müssen 
abgebaut werden. Der Nationalismus hat 
schon ganz Europa in ein Chaos gestürzt, 
er bedroht heute auch Südtirol. 

Opfer, vor denen wir uns in Ehrfurcht ebenso 
verneigen wie vor allen Blutopfern der un­
seligen Weltkriege, der Sinn dieser Opfer 
kann aber bestenfalls in der Befreiung des 
italienischsprachigen Trentino von der öster­
reichischen Herrschaft gefunden werden, aber 
der Sinn dieser Opfer kann niemals und sicher 
nicht in der Errichtung einer italienischen 
Fremdherrschaft über das deutsche Südtirol 
liegen. (Beifall bei der OVP.) 

Soll das Südtirolproblem in einem neuen 
Geist gelöst werden, dann darf Italien den 
Besitz dieses Landes nicht als wohlverdiente 
Kriegsbeute betrachten wollen, sondern muß 
im Besitz und in der Verwaltung dieses 
Landes ein völkerrechtliches Mandat im Geiste 
der europäischen Einigung erfüllen. Nur so 
ließe sich, wenn überhaupt, seine Anwesen­
heit in diesem Lande moralisch begründen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Lösung des Südtirolproblems hat auch 
eine tiefe und nicht zu unterschätzende 
psychologische Seite. In einem okkupierten 
Land, in dem die Stammbevölkerung durch 
viele Jahrhunderte als freie Menschen lebte 

Auf unserer Seite müssen wir - so schwer und sich selbst regierte, verletzen nationale 
es uns auch ankommen mag - wenigstens Machtdemonstrationen des Siegers den natür­
seelisch über das Unrecht der gewaltsamen lichen Stolz des Unterworfenen. Solche Situa­
Abtrennung Südtirols hinwegkommen. Ich tionen schüren nur Haß, führen zu Widerstand 
glaube, daß wir schon mit dem vorliegenden und zu Zusammenstößen, die dann aber nicht 
Verhandlungs'ergebnis einen guten Schritt zu aus der Welt geschafft werden können da­
einer solchen Versöhnung unsererseits getan durch, daß der Sieger mit Hilfe der Staats­
haben. Es liegt in ihm ein gerüttelt Maß an macht den Unterlegenen zum Smweigen 
Uberwindung und an Vertrauen als Vorschuß- bringt und ihn zum Alleinsmuldigen stempelt. 
leistung unsererseits. Italien seinerseits müßte 
den Südtirolern, die aus bitterer Erfahrung Hohes Haus l Mit Paket und Operations-

mißtrauisch sind, nunmehr rasch und laufend kalender wollen Osterreich und Italien nam 

sichtbare Beweise liefern, daß sie keine _ auch j ahrelangen Verhandlungen, an deren Zu­

keine versteckte _ Entnationalisierung und standekommen - und wir stehen nicht an, 
das ehrend und anerkennend zu erwähnen -Italianisierung mehr zu fürmten haben. 

Nationalistisme Sieges feiern und nationale Dr. Kreisky einen entscheidenden Anteil 

Machtdemonstrationen auf Südtiroler Boden hatte, einen neuen Versuch zur Lösung der 

reißen immer wieder kaum vernarbte Wunden Südtirolfrage im europäischen Geiste mit 

auf. friedlichen Mitteln unternehmen. Unbeschadet 
der unterschiedlichen Rechtsstandpunkte soll 
hier ein Weg gefunden werden, den Beginn 
einer völlig neuen Ära in der Frage Südtirol 
einzuleiten. Dies aber kann nur sein, wenn 
die Neuordnung der Kompetenzen für die 
Südtiroler eine sichere Basis gibt, auf der das 
Mißtrauen gegenüber Rom abgebaut und an 
dessen Stelle sich ein wachsendes Vertrauen, 
ein friedliches Zusammenleben der Sprach­
gruppen in gegenseitiger Toleranz und Ver­
ständnis, und schließlich ein gemeinsames 
Miteinander entwi<kelt, so etwas wie eine 
kleine Zelle Europas. 

Meine Damen und Herren! Aum das 
offizielle Italien müßte es im Geiste einer 
Versöhnung und der europäischen Verbrüde­
rung fortan unterlassen, die Besitznahme Süd· 
tirols mit nationalistischen und emotionellen 
Argumenten rechtfertigen zu wollen. Der 
italienische Appell - den wir unlängst erst 
wieder hörten - an die Unverletzlichkeit 
internationaler Verträge ist nicht überzeu­
gend, wenn diese Verträge als Diktat und 
unter Mißachtung des Selbstbestimmungs­
rechtes zustande gekommen sind. (Zustim­
mung bei der OVP.) Osterreich und Südtirol geben - und 

Das offizielle Italien beruft sim auch auf dessen sind wir uns bewußt - mit ihrem 
die 600.000 Blutopfer, die es für seine Ja zu den Vereinbarungen einen großen, aber 
nationale Same erbracht hat. Der Sinn dieser notwendigen Vertrauensvorsmuß an Rom, 
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nicht etwa, weil OsterreiCh und Südtirol zu­
folge der Machtverhältnisse in der Welt keine 
andere Wahl haben, sondern weil SChluß sein 
soll mit Haß und Gewalt, weil ein Anfang für 
ein völlig neues Verhältnis in Südtirol ge­
setzt werden soll und weil vielleicht gerade 
hier in Südtirol unter dem geschichtlichen 
Zwang und im Schmelztiegel zweier großer 
europäischer Kulturkreise der Ansatzpunkt 
einer europäischen Entwicklung, eines vorge­
lebten kleinen Europa liegen kann. 

Aber ob solch wünschenswerte Entwicklung 
in Südtirol nun auch tat.sächlich eintritt, ob 
dieser Vertrauensvorschuß an Rom dort auch 
im guten Sinne genützt wird, hängt nun 
praktisch ausschließlich von Italien ab. Nun 
muß sich zeigen, wieweit auCh das souveräne 
italienische Parlament bei der Beschlußfassung 
über die notwendigen Verfassungs- und ein­
fachen Gesetze von einem kleinlichen nationa­
len Standpunkt sich zu befreien vermag und 
ob man dort über den nationalen Schatten 
zu springen und siCh zu einer Lösung im 
europäischen Geiste durdlzuringen vermag. 

Der Erfolg des vorliegenden Paketes wird 
sicherlich auch von der praktischen Anwen 
dung und Auslegung der neuen Autonomie­
befugnisse abhängen, er wird davon abhän­
gen, ob und inwieweit eine auch heute noch 
existente faschistisch-nationalistische Büro ­
kratengruppe in Rom Einfluß auf die praktische 
Anwendung erhält. Unsere Mahnung an Rom, 
das Vertrauen der Südtiroler nicht abermals 
zu enttäusChen, kann nicht ernst und eindring­
lich genug ausgesprochen werden, denn das 
Nein einer relativ starken Gruppe Südtiroler 
Funktionäre soll Rom eine Warnung sein. Es 
ist in der Mehrheit nicht ein Nein zu einem 
ehrlichen Zusammenleben, es ist vielmehr ein 
Nein geboren aus Skepsis, aus Enttäuschung 
und auch aus Sorge, aufs neue in eine 
juristische Falle zu geraten. 

Rom hat nun Gelegenheit, bei der Durch­
führung des Pakets seine ehrlichen Absichten 
unter Beweis zu stellen. Wir wollen nicht 
zweifeln, daß es dies rückhaltlos und in einem 
neuen Geiste tun wird. Osterreich aber wird 
darüber wachen und vor der UNO den Streit 
erst dann für beendet erklären, wenn die 
letzte Maßnahme dieses Paketes in Südtirol 
vollzogen ist. 

Uber den Inhalt des Pakets möchte ich mich 
nicht verbreitern. Einmal, weil es schon durdl 
die Vorredner genügend erörtert wurde, und 
zum anderen, weil es uns genügen sollte, 
wenn die Verantwortlichen und mit den Ver­
hältnissen in Südtirol ungleich besser ver­
trauten Vertreter des Südtiroler Volkes nach 
langen und zähen Verhandlungen mit Rom 
und nach eingehender Beratung es mehrheit-

lich angenommen haben. Die Befürworter 
dieser Annahme verhehlen nidlt, daß eine 
Reihe von Wünschen offen ist, aber dennodl 
empfehlen sie seine Annahme, weil mit der 
Ablehnung das gesamte mühselig erreidlte 
und nom nie so umfangreiche Verhandlungs­
ergebnis wieder hinfällig wäre und Südtirol 
auf unabsehbare Zeit in den Status quo ante 
zurückverfiele. Und was dann? Der Partner 
für neue Verhandlungen ist doch immer 
wieder nur Rom ; ein Nein zum derzeitigen 
Paket kann daher nur eine Spekulation auf 
ein anderes Paket sein. Das kann ein besseres, 
es kann aber audl ein schlechteres Paket sein. 
Und es kann unter Umständen auf lange Zeit 
auch gar kein Paket sein. 

Wer es aber ablehnt, als verantwortlidler 
Führer ein Hasardspiel auf Kosten seines 
Volkes zu treiben, wer nicht glaubt, daß die 
Zeit für die Südtiroler arbeitet, wer die Ohn­
madlt internationaler Organisationen kennt 
und wer die Chancen unseres Streites, sei es 
vor einem politisdlen oder sei es vor einem 
juristischen internationalen Forum, abzu­
wägen vermag angesichts anderer ungelöster, 
weit größerer Streitfragen-- in der Welt, der 
wird ja sagen müssen zu diesem .Paket. Er 
wird die Zustimmung empfehlen, noch dazu, 
wenn er es im Bewußtsein tut, daß mit dem 
Verhandlungsergebnis ein Maximum erreicht 
und alles Wesentliche für den Bestand und 
die Entfaltung der Südtiroler, besonders seiner 
Jugend, gesichert ist. 

Und schließlidl, meine Damen und Herren, 
ist dieses Ja zu diesem Paket lür die Süd­
tiroler ja kein Sdllußpunkt, sondern es soll 
ein Beginn, ein Anfang, eine Ausgangsbasis 
sein. Es soll und darf ja gar kein starres 
Vertragswerk sein, denn zu keiner Zeit wird 
ein Vertragswerk als vollkommen gelten 
können und für alle Zukunft vor- und aus­
gesorgt haben. Die ständige Entwicklung allen 
Daseins des mensdllichen Lebens, der Gesell­
schaft, der Technik, der Wirtsrnaft wird stets 
neue Probleme schaffen, alte Probleme hin-­
fällig machen, starre Paragraphen müssen 
überwunden werden, immer wieder wird ein 
zeitgemäßes Agiornamento notwendig sein. 
Dazu braucht es aber in Südtirol mehr 
als anderswo den Geist der Verständigung 
und des gegenseitigen Vertrauens. 

Und um diesem Geist den Weg zu bereiten, 
um ein neues Beginnen in die Wege zu leiten, 
um in einer Zeit, die die alte immer mehr 
überwindet, Frieden und Zufriedenheit ein­
ziehen zu lassen in einem Lande. das uns 
sehr am Herzen liegt, geben wir unser Ja 
zu diesem Vertrag, wir geben es, weil das 
Nein in unseren Augen nach reiflicher Prü­
fung ein nodl größeres Wagnis wäre. (Abg. 
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G r a t  Z: Eine Frage: Zu welchem Vertrag, 
Herr Kollege, geben Sie die Zustimmung?) 
Sie haben recht : zu diesem Verhandlungs­
ergebnis. Wir geben es, weil das Nein in 
unseren Augen nach reiflicher Prüfung ein 
noch größeres Wagnis wäre, ein \A/agnis, das 
wir vor allem gebenüber der Jugend dieses 
Landes nicht verantworten können. Wir geben 
unser Ja jetzt, da es fällig ist, weil wir nicht 
an einem Versäumnis sChuldig werden wollen. 

Sollte es einmal, vielleicht auch als Folge 
eines gefestigten Vertrauensverhältnisses in 
Italien eine für die Südtiroler aufgeschlos­
senere Regierung und ein für sie aufgeschlos­
seneres Parlament geben, kann dieses Ja von 
heute, in dem unser Vertrauen und unser 
guter Wille zum Ausdruck kommen, Italien 
nicht nur nicht hindern, sondern eher be­
stärken, noch weitere Konzessionen zu 
machen. 

Wir geben weiters unsere Zustimmung, weil 
die vorliegende pragmatische Lösung auch uns 
nicht hindert, weitere Akte der Durchführung 
des Pariser Abkommens mit Italien zu ver­
handeln, wenn im Zuge der wirtschaftlichen, 
sozialen und gesellschaftlichen Entwicklung 
neue angepaßte Maßnahmen zum Schutze der 
Minderheit im Sinne des Pariser Abkommens 
notwendig werden sollten. In solchen Fällen 
wird es sich aber erweisen, daß nicht nur 
der Budlstabe, sondern auch der Geist maß­
geblich ist, in dem ein Vertrag geschlossen 
wird. 

Schließlich geben wir unser Ja, weil wir 
am Beispiel Zypern für Südtirol kein Vorbild 
und keine Lösung sehen können. Wir geben 
das Ja im Wissen, daß unsere Südtiroler nicht 
ein Reservat und nicht eine chinesische Mauer 
brauchen, sondern eine feste Basis und eine 
offene Straße in die Zukunft. (Beifall bei der 
avp.) 

neten Dr. Kreisky sprechen. Dr. Kreisky hat 
hier ein Nein nicht zum Paket, sondern zum 
Operationskalender gesprochen. Er weiß aller­
dings sehr gut, daß damit praktisch ein Nein 
zum gesamten Verhandlungsergebnis ge­
sprochen ist. Denn Paket und Operations­
kalender sind ebenso global aufzufassen, wie 
es seinerzeit 1964 bei Ihrer Lösung, Doktor 
Kreisky, der Fall war. Sie wissen, daß der 
Operationskalender eine pragmatische Lösung 
ist, mit dessen Hilfe man unter Wahrung der 
Rechtsstandpunkte, die ja divergierend sind, 
einfach versucht, die Zugeständnisse Italiens 
zu verifizieren, egal unter welchem Titel sie 
gegeben werden. Man setzt sich damit gar 
nicht auseinander. Wir glauben, daß es eine 
notwendige Maßnahme im Sinne des Pariser 
Abkommens ist, die Italiener erklären, das 
Pariser Abkommen erfüllt zu haben und nur 
noch eine freiwillige zusätzliche Handlung zu 
setzen. Es wird also hier ein beiderseitiges 
Geben vereinbart, die Italiener erbringen eine 
Leistung in Form des Paketes, und wir er­
bringen eine Leistung nach dem Operations­
kalender in Form des IGH-Vertrages und der 
am Schluß abgegebenen Streitbeendigungs­
erklärung. Wenn man nun einen Teil ver­
ändert - der Herr Außenminister hat das 
schon zum Ausdruck gebracht -, fällt natür­
lich das Ganze. 

Sie sagen nein zum Operationskalender, 
verehrter Dr. Kreisky, weil er keine wirk­
same Verankerung darstellen würde, zumin­
dest nicht eine so wirksame Verankerung, 
wie 1 964 die Lösung von Ihnen konzipiert 
war. 

Nun gestatten Sie mir, daß ich am Lack 
der Verankerung 1 964 doch etwas kratze. 
Denn diese Verankerung erweist sich, wenn 
man sie genau unter die Lupe nimmt, als 
Scheinverankerung. Ich werde bemüht sein, 
Ihnen diesen Beweis nun zu führen, wiewohl 
ich davon überzeugt bin, daß Sie selbst schon 
genau die Qualität dieser Verankerung ken-

Wir geben dieses Ja im ehrlichen Wollen 
und im Vertrauen auf den ebenso ehrlichen, 
aufrichtigen Willen Roms, das Paket wort- nen. 
und sinngetreu durchzuführen. Wir geben es, 
weil mit dem Vertrag nicht ein Ende, sondern 
ein Anfang gemacht werden soll, ein Anfang 
in einem neuen Geist. 

Hohes Hausl Niemand von uns kann mit 
Sicherheit sagen, ob dieser Versuch gelingen 
wird. Aber ebensowenig kann man mit 
Sicherheit sagen, daß er mißlingen wird. In 
einem solchen Falle aber entscheidet der 
Optimismus, der Mut zum Wagnis, denn: Nur 
wer wagt, kann auch gewinnen I 

Gestatten Sie mir, noch zu einzelnen Aus­
führungen Stellung zu nehmen, die hier von 
Vorrednern gemacht wurden. Ich möchte zu­
nächst zu den Ausführungen des Abgeord-

Es wurde zwischen Ihnen und Saragat im 
Jahre 1 964 ein Schiedsgericht vereinbart, und 
zwar auf die Dauer von fünf Jahren, ver­
längerbar auf weitere fünf Jahre. Dieses 
Schiedsgericht war primär für das Pariser Ab­
kommen zuständig. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Auch für das Paketf) Moment: primär für das 
Pariser Abkommen zuständig. (Abg. Doktor 
K l e i  s k y: Für alle Streit/ragen!) Sie haben 
dann mit einem Brief - ich habe das hier, nur 
keine Sorge ' - beziehungsweise in einem 
Briefwechsel den Vorschlag gemacht, bei Ab­
gabe der österreichischen Streitbeendigungs­
erklärung am Anfang mögen die Italiener 
bereit sein, auch das Paket diesem Schieds-
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gericht zu unterstellen, und zwar um ein Fest­
stellungsurteil zu . . .  (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Von A bis Z unrichtig! Es ist nur traurig, 
daß ein Tiroler Abgeordneter nicht weiß, was 
da drin gestanden hat! Es ist traurig, daß Sie 
das 

-
nicht wissen/) Dr. Kreiskyl So billig 

kommen Sie hier nicht wegl (Beifall bei der 
OVP.) Sie sind zwar ständig bei den Ver­
handlungen gewesen; ich hatte nicht die Ehre 
oder das Glück, dabei zu sein. Aber schließ­
lich und endlich sind ja verschiedene Sachen 
aufgezeichnet. Sie hatten einen Entwurf. All 
das waren ja nur Vertragsentwürfe ; wir sind 
uns ja auch darüber klar, daß die ganze 
Lösung 1 964 in keiner Weise von den Regie­
rungen approbiert war, aber sie war weit­
gehend vorbereitet. Ich zweifle nicht, daß sie 
die italienische Approbierung zumindest in 
der Regierung gefunden hätte. (Abg. Doktor 
K r  e i 8 k y: So wird ja zuerst immer zwischen 
Außenministern verhandel t! - Abg. H a  a s: 
Sie haben heute ja Kreisky einmal SChOll 
gelobtI) 

Damit wir uns richtig verstehen : Was heute 
hier als Verhandlungsergebnis vorliegt, ist auf 
weiten Strecken die Konzeption und auch das 
Verhandlungsergebnis von Dr. Kreisky. (Ruf 
bei der SPO: Außer dem OperationskalenderJ) 
Auch der Operationskalender ist im Jahre 
1 965, nachdem die Italiener nicht mehr bereit 
waren, auf die Lösung eines Schiedsgerichtes 
einzugehen beziehungsweise sie zu verein­
baren, unter seiner Außenministerschaft gei­
stig konzipiert worden. Es tut uns nur sehr 
leid, daß der verehrte ehemalige Außenmini -
ster heute plötzlich davon abspringt. Wir 
haben das ungute Gefühl, daß das eine per­
sönliche Entscheidung ist, daß Dr. Kreisky, 
wenn er nicht (auf Dr. Kreiskys Abgeord­
netenplatz weisend) hier, sondern (auf die 
Regierungsbank zeigend) dort säße, alles in 
Ordnung befinden würde. (Lebhafter Beifall 
bei der OVP. - Abg. Dr. K r  e i s  k y: Unter 
diesen Umständen verzichte ich auf jedes Lob 
von Ihnen! Es ist beschämend, von Ihnen 
gelobt zu werden! Beschämend empfinde ich 
es, daß Sie mich loben!) Ich habe nur be­
dauert, daß Sie abspringen. Ich werde Ihnen 
noch sagen, daß das Abspringen in keiner 
Weise sachlich zu begründen ist. (Neuerlicher 
Beifall bei der OVP. - Abg. Dr. - K r e  i s k y: 
Jetzt sagen Sie einmal, was Sie wissen!) 

Sie haben geschrieben: Die österreichische 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
solche Garantie - des Paketes . . . (Abg. 
P r  e u ß 1 e r: Der Kranebitter soll reden, nicht 
der Bassettil) Wer hier spricht, bestimmen 
nicht Sie, Kollege ! (Abg. Dr. K r  a n  z 1 m a y r: 
Das werdet nicht ihr bestimmen! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren I Jeder kann sidl 
noch zum Wort melden. (Weitere Zwischen­
rufe.) Jetzt Schluß mit diesen Zwischenrufen 
von einem Berg zum andern! (Heiterkei t.) 

Abgeordneter 1;)r. Bassettl (fortsetzend): Es 
heißt hier, die österreichische Bundesregierung 
vertraue j edoch darauf, daß die italienische 
Regierung dem Wunsdle der österreidlischen 
Regierung nach voller Sicherstellung hinsicht­
lidl der Durchführung der oben erwähnten 
Maßnahmen Rechnung tragen wolle. Gemeint 
ist das Paket. - Es heißt weiter, die öster­
reichische Bundesregierung sei der Auffas­
sung, daß eine solche Garantie - j etzt kommt 
es - ohne Präjudizierung der beidseitigen 
Rechtsstandpunkte praktisch vorgesehen wer­
den könnte. - Das Wort "praktisch" ist in 
diesem Zusammenhang sehr wichtig. Dann ist 
von Artikel III Abs. 2 die Rede. In diesem 
Schiedsgerichtsverfahren ist unter Absatz 2 
in zwei Zeilen vorgesehen, daß auch andere 
Streitfälle diesem Schiedsgericht unterbreitet 
werden sollen. - Das wäre also für das 
Paket gedacht. Ich zitiere weiter: "Zu diesem 
Zwecke regt sie an, daß unter Bezugnahme 
auf Artikel III Abs. 2 des Schiedsabkommens 
das im vorerwähnten Abkommen vorgesehene 
Gericht darüber entscheiden kann, ob die von 
der italienischen Regierung in der Erklärung 
vom" - das wäre wieder das Paket - "ange­
kündigten Maßnahmen durchgeführt worden 
sind." 

Hier steht kein einziges Wort, daß sie 
erzwingbar sind. (Abg. Dr. K l e i  s k y: Sie 
verstehen ja nichts davon!) Dochl Kollege 
Horejs sagte erzwingbar, Sie selbst waren 
klug genug, sich zu hüten, zu sagen, daß das 
Schiedsgerichtsurteil das Paket erzwingbar ge­
macht hätte . (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Von einem 
Notenwechsel haben Sie nichts gehört?) Sie 
waren klug genug, es nicht zu sagen, weil Sie 
wissen, daß es ein reines Feststellungsurteil 
über das ganze Paket gewesen wäre; das 
haben Sie den armen Horejs sagen lassen. 
(Zustimmung bei der OVP.) So sieht es aus ! 
(Abg. G r a t  z: Eine Frage: Hat der IGH 
einen GerichtsvolIzieher zur Durchsetzung 
seiner Urteile?) Nein, er kann aber Leistungs­
urteile erlassen (Abg. G r a t  z: Davon kann 
man sich etwas abschneiden!), während das 
nur Feststellungsurteile sind. Zumindest ist 
ein Leistungsurteil mehr als ein reines Fest­
stell ungsurteil. 

Jetzt kommen wir zum springenden Punkt : 
Wie hätte in der Praxis das Schiedsgericht 
des Dr. Kreisky für die Südtiroler ausgesehen? 
Dieses Schiedsgericht hätte das Paket für fünf 
Jahre - ursprüngliCh. nur vier Jahre, dann 
fünf Jahre - judiziert. Es hätte im Klagefall 
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nur feststellen dürfen, ob die Maßnahmen 
durchgeführt sind oder nicht. Ein reines Fest­
stellungsurteil. Ich glaube, Herr Dr. Kreisky, 
darüber sind wir uns einig. (Abg . G r a t  z;  
Gar nichts Besseres? - Abg. Dr. K r e i s  k y: 
Wer tut es jetz t?) Wir reden jetzt von Ihrem 
Schiedsgericht. 

Jetzt exerzieren wir die einzelnen Fälle 
durch. Nehmen wir an, daß wir innerhalb der 
fünf Jahre - was sehr problematisc..; ist -
eine Klage beim Schiedsgericht hätten ein­
bringen können. Es ist deswegen problema­
tisch, weil Sie genau wissen, daß die Durch­
führung all dieser Maßnahmen eines Paketes 
mindestens drei bis vier Jahre in Anspruch 
nimmt. - Gut l Wir hätten dann ein oder 
zwei Jahre Zeit gehabt, eine solche Klage 
einzubringen. 

Herr Dr. Kreisky! Nehmen wir an, daß wir 
mit dieser Klage beim Schiedsgericht recht 
bekommen hätten; das heißt, das Schieds­
gericht hätte festgestellt : Jawohl, Italien ist 
hier schuldig, weil es die Maßnahmen des 
Paketes nicht durchgeführt hat. Dann hätten 
wir ein Feststellungsurteil gehabt, mit dem 
wir zur UNO oder zu irgendeiner Institution 
hätten spazieren gehen können. Wer hätte 
uns geholfen, dieses Feststellungsurteil zu 
verifizieren? (Abg. G r a t  z: Dart ich Ihnen 
eine Frage stellen?) Wir hätten einen sehr 
guten Titel gehabt, aber den Südtirolern wäre 
in keiner Weise geholfen gewesen. (Abg. 
P a  y: Was hat er je tz t?) 

Aber was noch schlimmer gewesen wäre 
- das hier ist nämlich noch der "beste" Fall, 
jetzt kommt es -: Nehmen Sie an, daß die 
Klage abschlägig beschieden worden wäre. 
Das heißt, das Feststellungsurteil wäre zu­
gunsten Italiens ausgegangen. Was wäre dann 
gewesen? (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das passiert 
bei jedem Rich ter!) Selbst wenn es ein Fehl­
urteil gewesen wäre, Kollege Dr. Kreisky, 
hätten Sie bereits die Streitbeendigungser­
klärung am Anfang abgegeben, und wir 
hätten nicht einmal zur UNO gehen können. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. G I  a t z : 
Darf ich jetz t  eine Frage stellen? Nur eine 
kleine Frage: Was beweisen Sie eigentlich?) 
Moment, ich möchte meine Fälle zuerst durch­
exerzieren, dann unterhalte ich mich mit 
Ihnen. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das hat Ihnen 
aber keiner vom Außenministerium erklärt, 
denn so dumm ist dort niemand!) Ich weiß, 
daß Ihnen das nicht angenehm ist, aber bleiben 
Sie ruhig sitzen I 

Herr Dr. Kreiskyl Was wäre gewesen, wenn 
die fünf Jahre bei diesem Schiedsgericht abge� 
laufen wären? Was wäre gewesen, wenn nach 
den fünf Jahren Italien entweder noch gar 

nicht erfüllt hätte oder Teile revoziert hätte? 
Sie hätten die Streitbeendigungserklärung 
schon am Anfang bei der UNO abgegeben, 
und ein Schiedsgericht würde es nicht mehr 
geben. - Dann hätten die Südtiroler durch 
die Röhre schauen können. So war Ihre Ver­
ankerung. (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Ist ja alles nicht wahr!) Ich 
weiß schon, daß das "nicht wahr" ist. (Zwi­
schenrufe. - Der P r ä  s i d e n t gibt das 
Glockenzeichen.) 

Sie könnten, gäben Sie das zu, nicht immer 
mit der Gloriole herumgehen, ein Schieds­
gericht geschaffen zu haben, das ein I 1\Vunder­
ding" für die Südtiroler gewesen wäre. (Abg. 
P a  y: Demagogel - Abg. Dr. K r  e j 8 k y: 
Warum hat das der Dr. Waldheim nach mir 
haben wollen? Sie haben gesagt: Es war nicht 
zu bekommen! Warum haben Sie es haben 
wollen?) Verehrter Dr. Kreiskyl (Abg. 
G r a t z: Sagen Sie nicht: Verehrter!, wenn 
sie dann schimpfen!) Sie wissen ganz genau, 
was man haben möchte. Sie haben heute mit 
Ihrem Entschließungsantrag das gewünscht, 
was Sie allerdings nie erreicht haben und 
was für uns alle allerdings sehr wünschens­
wert wäre. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. K l e i  8 k y: Warum denn?) 

Sie haben mit diesem Entschließungsantrag, 
der so harmlos klingt, nicht mehr und nicht 
weniger verlangt als den Abschluß eines Ver­
trages j das heißt, das Paket in einen Vertrag 
mit Italien zu kleiden und diesen Vertrag 
beim IGH nicht nur auf vier Jahre, sondern 
auf Dauer klagbar zu machen. Sie haben 1 964 
weder einen Vertrag noch eine dauernde 
Judiziabilität, noch ein Leistungsurteil, son­
dern ein reines Feststellungsurteil zustande 
gebradlt. Damit haben Sie sich zufrieden ge­
geben. (Bravo!-Rute und Zustimmung bei deI 
OVP. - Abg. Dr. K r  e i s  k y: Aber gehen 
Sie!) 

Noch etwas, verehrter Dr. Kreiskyl Der 
Preis für dieses Schiedsgericht - das Sie 
Schiedsgericht nennen, es ist aber nur ein 
SCheiu,sdliedsgericht, also eine üble Augen­
auswischerei, bei der die Südtiroler die 
Dummen gewesen wären -, der Preis, den 
Sie für dieses Sdliedsgericht bezahlt haben, 
war sehr hoch: 1 .  ein Paket, das durchaus 
noch nicht ausreichend war j 2. die Streit­
beendigungserklärung am Anfang, bevor 
Italien überhaupt erfüllt hat j 3. ein zeitlich 
beschränktes Schiedsgericht, nur mit Fest­
stellungsurteil, kein Zwang, wie Kollege 
Horejs hier gemeint hat ; 4. eine Zeit, die in 
fünf Jahren abläuft. (Abg. Dr. K l e i  s k y: 
Warum hat Dr. Waldheim das noch urgiert?) 
Ja - neinl (Rufe bei der SPO: Ja - nein/ -
Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 
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Das sind billige Zwismenrufel Wenn Sie keine mich gerichtet, wieso im dann Dr. Kreisky 
intelligenteren Zwischenrufe wissen, dann tun loben konnte. 
Sie mir sehr leid. (Zustimmung bei der OVP.) Ich wiederhole Ihnen noch einmal : Das ge-

Wir sind uns hier alle einig, daß der Ideal­
fall ein Vertrag und ein Schiedsgericht wäre. 
(Abg. H a  a 8: Na alsdann!) So, wie Sie das 
versudlt haben, hat es auch Ihr Nachfolger 
versucht. Er hätte sein Amt vernachlässigt, 
wenn er es nicht auch versucht hätte. Sie 
wissen aber ganz genau, wie wenig es erreich­
bar ist. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Ach so?) Sie 
haben es sich nadl sechs

· 
Jahren eigener 

Außenministerschaft heute nur sehr billig ge­
mamt. Wir hätten das zu verlangen, was Sie 
nie erreicht haben und wovon Sie wissen, 
daß es nie zu erreichen ist. (BeifaIl bei der 
OVP. - Abg. Dr. Hertha F i r  n b  e r g: Aber 
es war doch etwas Gutes! - Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Warum hat Dr. \A/aldheim die­
selbe Lösung urgiert? - Abg. K 0 s t r 0 u n: 
Das schlechte Gewissen spricht aus Ihnen! -
Abg. P e t  e r: Warum haben Sie Kreisky heute 
gelobt? - Weitere Rufe und Gegenrufe bei 
OVP und SPO.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Ich muß Sie jetzt 
wieder einmal aufmerksam machen, ein bisserl 
Ruhe zu wahren! Es sind nur mehr 1 5  Minuten 
nach der Parteienvereinbarung. 

Abgeordneter Dr. Basselti (fortsetzend) : 
Geben Sie ein wenig acht ! Sie scheinen ent­
weder schwer von Begriff oder schwerhörig 
zu sein. (Abg. W e i k h a r t: Damit machen 
Sie sich keinen guten Dienst! - Abg. 
P r o  b s t: Sie erschweren so oft alles/ - Zwi­
schenrufe der Abg. S t e i n  i n g e r  und 
P r  e u ß 1 e r.) 

Präsident (neuerlich das Glockenzeichen 
gebend) : Lassen Sie mich jetzt einmal zu 
Wort kommen! (Neuerliche Rufe und Gegen­
rufe bei OVP, SPO und FPO.) Meine Damen 
und Herren! Ich ersuche einen Moment um 
Ruhe und Aufmerksamkeit. Ich ersuche sowohl 
den Redner wie auch alle Abgeordneten, sich 
in der Ausdrucksweise etwas zurückzuhalten. 
Auch der Redner. (Weitere ZwischennIfe bei 
der SPO.) Keine Kommentare zu meiner Er­
klärung. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend): Ich 
bedaure diesen Ausdruck.. (Abg. K 0 s t r 0 u n: 
Sie wollen gut machen, was Sie gemacht 
haben!) 

Präsident: Abgeordneter Kostroun! Lassen 
Sie das jetzt ! 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend) : Ich 
mömte nur sagen, daß es nicht sehr leicht 
ist, hier ohne Reaktion zu bleiben, wenn auch 
Sie Ihrerseits sich nicht entsprechend zurück­
halten. Aber bitte, Sie haben eine Frage an 

samte Verhandlungs ergebnis - es war ein 
Glücksfall, daß man später zum Paket noch 
etwas dazubringen konnte -, die Grund­
konzeption und auch die Konzeption für den 
Operationskalender sind weitgehend das gei­
stige Eigentum von Dr. Kreisky. Ich bin über­
zeugt, säße heute Dr. Kreisky nicht hier, son­
dern dort (der Redner weist auf die Regie­
rungsbank), würden Sie alle mitsammen ja 
sagen. (Bravo/-Rufe und Beifall bei der OVP.) 
Das ist etwas, was uns hier enttäuscht. (Abg. 
W e i k h a  r t: Aber die OVP nein! - Ironi­
sche Heiterkeit bei der OVP. - Abg. W e i k­
h a  r t: Haben Sie beinahe getan! - Weitere 
Rufe und Gegenrufe bei OVP und SPO.) 

Präsid,enl: Nach all den Selbsterkenntnissen, 
meine Damen und Herren, die letzten zehn 
Minuten bitte um Aufmerksamkeit. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend): Es 
tut mir leid, ich wollte mit dem Kollegen 
Scrinzi noch ein paar Worte sprechen. Ich 
kenne den Kollegen Scrinzi an sich als einen 
sehr ruhigen, überlegten Redner, und wir 
waren außerordentlich überrascht über die 
Aggressivität, die er heute hier an den Tag 
gelegt hat. (Abg. Dr. S c  r i n z i: Der Weih­
rauch des Herrn Dr. Fiedler hat mich be­
nebe1t!) Auf so ausfällige Bemerkungen wie 
Verrat und Kapitulation möchte ich nicht ein� 
gehen, denn die Sache Südtirol steht uns doch 
zu hoch, als daß wir uns hier auf den Boden 
parteipolitischer, demagogischer Unterhaltun­
gen begeben wollen. 

Aber ich möchte etwas klarstellten, Kollege 
Scrinzi. (Abg. P r o  b s t:  Jedesmal rutscht er 
aus, der Bassetli!) Nun, in Fuß am war ich 
noch nicht, Kollege Probst! (Abg. L i  b a I: 
Aber Sie haben den Rechnungshof verleumdet! 
Das waren auch Sie, mit der Gartenlaube!) 
Nur mit dem Unterschied, daß ich mich dafür 
entschuldigt habe und Sie das anscheinend 
nicht tun! (Beifall bei der OVP.) 

Kollege Scrinzi! Ich achte es, daß Sie seiner­
zeit, als die Austreibung der Südtiroler vor 
sich ging, so wie Sie uns hier mitteilten, sich 
dagegen gewehrt haben und sogar dafür ins 
Gefängnis gegangen sind. Hut ab vor einer 
solchen Haltung! Aber etwas möchte ich Sie 
bitten, etwas können wir nicht zulassen: Wir 
können nicht zulassen, daß Sie und Ihre Partei 
sich hier sozusagen zu patentierten Vertretern 
Südtirols aufspielen und uns, die Volkspartei, 
als Verräter an Südtirol so stillschweigend 
hinstellen wollen. (Abg. Dr. van T o n  g e l: 
Wer hat das gemacht? Wer hat jemand einen 
Verräter genannt?  - Abg. M e  1 t e r: Sie 
haben das Gefühl dafürl) 
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Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend) : 

Und, Kollege Scrinzi, was Sie an Wünschen 
für Südtirol hier deponiert haben, sind unser 
aller Wünsche. Nichts schöner als die Erfül­
lung all dieser Dinge, die Sie hier genannt 
haben! Aber der Unterschied ist der : \lVir 
müssen versuchen, unter den gegebenen 
Realitäten für Südtirol das Maximum heraus­
zuholen. Sie tragen hier einfach unerfüllbare 
Wünsche in der Pose eines Kämpfers für 
Südtirol vor. 

festgestellt, daß dieses Nein, das von den 
Südtirolern gesprochen worden ist, ein Nein 
aus Sorge ist. Ich habe appelliert an die 
Römer, an die Italiener, den Vertrauensvor­
schuß zu rechtfertigen und den neuen Beginn 
ehrlich zu meinen. 

Sie sagen nein, weil die nationalen Belange 
zuwenig sichergestellt sind; Sie sagen nein, 
weil der Operationskalender keine ausrei ­
chende Sicherung gibt ; S i e  sagen schließlich 
und endlich auch nein, weil die IGH-Bindung 
damit verbunden wäre und weil das für das 
Pariser Abkommen das Ende bedeuten würde. 

Sie vertreten aber auch hier Ansichten, die Nun, zum Operationskalender ist schon sehr 
sich in sich widersprechen, Kollege Scrinzi . viel gesprochen worden. Mit Rücksi cht auf 
Sie haben nämlich selber bezweifelt, daß die Zeit möchte ich mich da nicht weiter ver· 
dieses Paket im römischen Parlament über- lieren. 
haupt eine Genehmigung finden wird, daß es 
überhaupt dort durchgehen wird. Offenkundip 
scheint es au :::h Ihnen so zu gehen wie mir, 
ich habe auch die Pressestimmen und di(' 
Erklärungen der einzelnen Parteienvertreter 
im römischen Parlament gelesen, offen­
kundig ist den Vertretern verschiedener 
italienischer Parteien dieses Paket für die Süd­
tiroler bereits zuviel. Gleichzeitig aber, fas t 
in demselben Atemzug, fordern Sie ein noch 
besseres Paket, fordern Sie sogar einen Ver· 
trag, das Paket als Vertrag und noch seine 
Verankerung I Ja glauben Sie denn im Ernst, 
daß,  wenn schon dieses magere und von Ihnen 
angezweifelte, weil zu inhalts arme Paket in 
Rom nicht durchgehen soll , glauben Sie, daß 
dann mehr durchgeht? (Abg. Dr. S c  r i n z i :  
Die Berufung auf völkerrechtliche Gepflogen­
heit ist für Sie natürlich Pose! V/je regeln 
sich denn die Beziehungen zwischen den 

Staaten anders als durch Verträge?) Ja, aber 
zu Verträgen gehören immer zwei, und wenn 
Sie den Zweiten zum Vertrag nicht bekommen, 
wer hilft Ihnen, ihn zu zwingen? Wir würden 
liebend gern heute schon einen Vertrag unter­
schreiben, wenn wir einen Vertrag unter­
schreiben könnten, wenn die Italiener dazu 
bereit wären. Denn so gescheit wie Sie sind 
wir auch, daß wir ein Mehr lieber einstecken 
als ein Weniger! (Beifall bei der avp.) 

Sie haben sich hier zu den großen Nein­
Sagern aufgespielt. Sie sagen nein zum 
Operationskalender, Sie sagen nein zum 
Paket; die Sozialisten sagen wenigstens nur 
nein zum Operationskalender. (Abg. Doktor 
K 1 e i n  e r: Was hat  denn die Minderheit in 
der SVP gesagt? - Abg. P r o  b s t: 48 Pro­
zent!  52 Prozent haben dafür gestimmU) 
Dr. Kleiner, ich habe es schon gesagt : Sie 
scheinen aber nicht im Hause gewesen zu 
sein. (Abg. Dr. K l e i  n e r: 0 ja, ich war die 
ganze Zeit hier!) Dann bedaure ich es, daß 
ich es noch einmal sagen muß, aber ich habe 

Zum IGH-Vertrag möchte ich Ihnen nur 
folgendes sagen, Dr. Scrinzi : Wenn wir keinen 
lGH-Vertrag abschließen, dann haben wir 
edlerdings auch kein Paket. Wir können dann 
ZVlar wieder zur UNO gehen, wir können auch 
zu anderen politischen Institutionen gehen . 
Diese werden uns - und wir haben die Er­
fahrung wieder postwendend zurück­
schicken und werden sagen : Macht es euch 
mit den I talienern selber aus ! Denn keine 
dieser internationalen Organisationen ist 
bereit, sich in diesen Streit einzumischen und 
einem Staat konkrete Dinge aufzuerlegen . 
(Abg. DI. K r  e i s  k y: Aber der Herr Außen­
minister sagt doch, er kann dort immer hin­
gehen! Sie hät ten bei ihm zuhören müssen!) 
o ja ,  wir können, aber, Dr. Kreisky, mit dem 
gleichen Erfolg, mit dem wir 1 960 und 1 96 1  
hingegangen sind! Wir hatten uns dazumal 
erhofft, daß uns die UNO hilft. (Abg. Doktor 
K [ e j s k y: Das war auch nichts?) Seien wir 
alle miteinander ehrlirn : Wir waren glücklich, 
d aß Sie die Idee ge faßt haben, und wir sind 
alle mitgegangen. Was war aber bei der UNO ? 
Wir haben keine meritorische Hilfe, keine 
Entsd:eidung gegen Italien bekommen, son­
dern die UNO hat uns gesagt : Macht euch 
den Streit selber aus, sucht ein anderes fried­
liches Mittel oder geht zum 1GB ! Ein Mandat 
hat sie uns gegeben. Und glauben Sie, daß 
sie morgen anders sprechen würde ? Genau 
dasselbe Schicksal würden wir wieder erleben ! 
(Zus timmung bei der avp. - Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Aber das hat doch auch Doktor 
Waldheim als Erfolg bezeichnet! Das haben 
doch Sie auch gelobt!  Und der Herr Bundes­
lwnzler hat es gelobt!) Herr Dr. Kreisky, ich 
möchte mich - Sie wissen schon - nicht 
äußern zu dem, was Sie j etzt gesagt haben, 
sonst müßte ich ein Adjektiv gebrauchen, das 
nicht am Platz ist. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Was 

weiß ich? Jedenfalls ein bißehen mehr! -
Abg. G r a t  z: Außern Sie sich!) 

1008 
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Wenn wir also den IGH-Vertrag, Doktor 
Scrinzi, nicht abschließen, dann haben wir 
die Situation, daß wir zwar frei sind in der 
Wahl unserer Mittel, für Südtirol einzutreten, 
aber nirgends die Instanz finden, die uns 
hilft. Letzlieh werden wir wieder zu den 
Italienern rückverwiesen werden und müssen 
es mit denen selber ausmachen. (Abg. G r a t  z:  
Das ist  ein Wirtshausargument: Ich will mich 
nicht äußern!) 

Wenn wir aber j etzt den IGH-Vertrag ab­
schließen (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Und was 
bekommen Sie beim IGH?), dann haben wir 
ein Paket, und wir haben einen Operations­
kalender, mit dessen Hilfe wir überwachen 
können, daß dieses Paket durchgeführt wird. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das unterliegt nicht 
dem IGH!) Wir haben ein Paket und wir 
haben jetzt einen IGH-Vertrag. Verehrter 
Dr. Kreisky! Sie sprechen hier wider besseres 
Wissen! Ich bedaure, daß Sie so billige Ein­
würfe und Zwischenrufe machen !  Ich bedaure 
es ! (Beifall bei der OVP. - Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Herr Präsident! Wider besseres 
Wissen!) 

Wissen Sie, was wir an dem IGH-Vertrag 
haben? Das Pariser Abkommen ist nunmehr 
beim IGH einklagbar. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Das Pariser Abkommen auch!) Wir haben uns 
ohnedies lange Zeit überlegt, ob man zum 
IGH gehen soll, vor 1 960, mit dem Pariser 
Abkommen. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Wider 
besseres Wissen!) Das Pariser Abkommen 
wäre mit dem IGH-Vertrag, den wir hier ein­
gehen, und auch erst dann eingehen, wenn 
das Paket erfüllt ist, beim IGH anhängig ge­
macht. Stimmt das nicht? (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Nein, das stimmt nicht!) Gut. 
Bitte nehmen Sie zu Papier: Das stimmt nicht. 
Da werden wir uns dann unterhalten. (Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: So wie Sie es sagen nicht! -
Abg. G r a t  z: Man hat den Eindruck, Sie 
wissen nicht mehr, wovon Sie sprechen! -
Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 
Das ist billig, verehrter Dr. Kreisky, das ist 
sehr billig ! Aber ich bin gerne bereit, mich 
mit Ihnen im Kreise von Juristen zu unter­
halten. Und dann wiederholen Sie die These, 
daß es nicht stimmt, daß wir das Pariser Ab­
kommen beim IGH . . . (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Das Paketl) Wer sagt "das Paket"? Wer? 

Drehen Sie das Wort nicht um! Das Pariser 
Abkommen ! 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
mache darauf aufmerksam, daß in zwei 
Minuten die Sitzung unterbrochen wird. (Abg. 
L u k a s: Zwei Minuten! Länger vertragen wir 
den Bassetti nicht mehr!) 

. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend) : 
Wenn Sie mir zwei Minuten gönnen, Herr 
Präsident, mache ich weiter. 

Meine Herren von der FPO ! Haben Sie sich 
die Folgen des Nein überlegt? Ein Nein heißt, 
daß der Vertrag scheitert. (Abg. G r a t  z:  Was 
für ein Vertrag?) Richtig, das Verhandlungs­
ergebnis. Wir haben dann nur zwei Möglich­
keiten: Wir können wieder von vorne begin­
nen bei der UNO oder direkt mit den 
Italienern. (Abg. G r a t  z: Was für ein Ver­
trag scheitert?) Bei der UNO beginnen heißt, 
auf die Italiener verwiesen werden, das heißt, 
auf einem Umweg wieder dorthin zu kommen, 
wo wir jetzt schon sind, nur müssen wir dort 
von vorne wieder beginnen. (Abg. G r a t  z :  
Was tür ein Vertrag scheitert, bitte? Sie haben 
gesagt: Der Vertrag scheitertf) Verehrter Herr 
Gratz ! Der Lapsus linguae ist juristisch . . .  
(Abg. G r a t  z :  Nein, das machen Sie bewußt, 
daß Sie vom Vertrag sprechen!) Aber reden 
Sie doch nicht! (Abg. G r a t z: Das ist eine 
bewußte Irreführung der Oltentlichkeitl) Wenn 
Sie mich bei der Schlinge fangen wollen, dann 
rutschen Sie aus ! Denn das ist ja das 
Essentielle, daß wir keinen Vertrag haben! 
(Abg. G r a t z: Sie rutschen doch die ganze 
Zeit aus!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herren! Es ist 21 Uhr. Es 
wird bis morgen eine Beruhigung eintreten. 

Ich unterbreche die Sitzung bis morgen, 
Dienstag, den 16 .  Dezember, um 9 Uhr. Nach 
Wiederaufnahme der Verhandlungen wird in 
der Erledigung der Tagesordnung fortgefahren. 
Nach Erledigung der Tagesordnung wird nach 
einer kurzen Unterbrechung eine weitere 
Sitzung abgehalten. 

Die Sitzung ist u n t e r b  r 0 e h e n. 

Die Sitzung wird um 21 Uhr unterbrochen 
und am Dienstag, den 16. Dezember 1 969, um 
9 Uhr wieder aufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 16. Dezember 1969 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. Zur Verhandlung steht 
die Erklärung des Bundeskanzlers. 

Wir fahren in der Debatte fort. Am Wort 
ist der Abgeordnete Dr. Bassetti. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend): Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich wollte gestern 
noch einige Worte zu den Ausführungen der 
Freiheitlichen Partei sprechen. Meine Herren 
der Freiheitlichen Partei l Wir nehmen die Be­
denken, die seitens der FPO in der Südtirol-

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)66 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 68. Sitzung - 16. Dezember 1 969 14487 

Dr. Bassetti 

frage hier deponiert wurden, durchaus ernst, 
sofern sie sachlich, realistisch und nicht aus­
fällig sind. Es ist ja auch unsere Sorge, daß 
wir für die Südtiroler ein Maximum an Kom­
petenzen, ein Maximum an Selbstverwaltung 
erreichen wollen. 

Wogegen wir uns verwahren und ver ­
wahren müssen, ist, daß Sie hier Forderungen 
aufstellen, die zwar für Südtirol sehr wün­
schenswert sind, die aber - und das wissen 
Sie selbst - leider nicht durchsetzbar sind, 
und daß Sie dann die Regierung und die 
Regierungspartei der Kapitulation und der 
Verzichtspolitik bezichtigen, wenn sich die Un­
durchführbarkeit dieser Forderungen erweist. 
Darin erblicken wir ein unseriöses, demago­
gisches und parteipolitisches Spiel auf dem 
Rücken der Südtiroler. (Abg. M e  1 t e r: Ei, 
eil - Abg. M e  i ß 1: Das ist Demagogie! Er 
fängt schon wieder an!) 

Kernpunkt Ihres Neins, meine Herren der 
Freiheitlichen Partei, ist die in Ihren Augen 
ungenügende Absicherung der nationalen Be ­
lange der Südtiroler Volksgruppe. Auch wir 
hätten gern mehr Kompetenzen für Südtirol 
erreicht, wiewohl wir das Erreichte durchaus 
nicht unterschätzen wollen. Wie Sie wissen, 
haben die verantwortlichen Südtiroler Funk­
tionäre, auch die höchsten Spitzenfunktionäre, 
diesem Ergebnis zugestimmt. (Abg. M e  1 t e r : 
Weil sie niemand hinter sich in dieser Regie­
rung haben!) Dieses Votum muß uns auch hier 
maßgeblich sein. 

Sie müßten uns in Ihrer Kritik und in Ihrer 
Forderung nach einem Mehr zumindest sagen 
können, wie und wo man das erreichen kann. 
Glauben Sie etwa im italienischen Parlament? 
Kennen Sie die nationalen Haßtiraden, die 
jetzt am 3. und 4. Dezember im römischen 
Parlament anläßlich der Behandlung der 
Regierungserklärung in der Sache Südtirol 
dort vom Stapel gelassen worden sind? Wollen 
Sie Kostproben hören, meine Herren? (Abg. 
M e  i ß 1: Haben wir!) Alle Sprecher aller 
italienischen Fraktionen haben ausnahmslos 
erstens von der Unantastbarkeit der Brenner­
grenze gesprochen, zweitens, daß kein Ver­
trag bezüglich dieser Paketmaßnahmen mit 
Osterreich abgeschlossen werden darf, und 
drittens, daß das Südtirolproblem unter keinen 
Umständen internationalisiert werden darf. 
(Abg. M e  1 t e  r: "Europäische Gesinnung" ist 
das!) Das sind die Realitäten im römischen 
Parlament, auf dessen Votum wir leider 
- leider! - angewiesen sind. 

Und dann, meine Damen und Herren, wenn 
Sie das Votum der Rechtsextremisten gelesen 
haben: Italie.n habe mit diesem Pakt SüdtiroJ 
und die Italiener in Südtirol verraten. Und 
daß es die größte Dummheit war, hat einer 

gesagt, daß man diese 80.000 Optanten wieder 
nach Italien zurückgelassen habe. Ein anderer 
hat vorgeschlagen, daß man für jeden Terror­
akt in Südtirol Optanten ausweisen solle. So 
sind die Realitäten im römischen Parlament. 
Ich bedaure, daß der Abgeordnete Dietl heute 
nicht im Hause ist, er könnte es Ihnen be­
stätigen. (Abg. G r a t  Z: Er kann ja nicht mit­
reden!) Aber er könnte mit Ihnen im Couloir 
sprechen. 

Diese nationalen oder diese radikalen 
nationalistischen Haßtiraden sollen uns doch 
belehren, daß es höchste Zeit ist, daß sich 
nun die Kräfte der Mitte sammeln, hüben und 
drüben zusammenfinden, um eine dauerhafte 
und befriedigende Lösung für Südtirol zu 
finden. Ich stehe nicht an zu erklären, daß wir 
es aufs aufrichtigste bedauern, daß sich die 
große Sozialistische Partei in Osterreich ab­
seits stellt, im Gegensatz zu Italien, wo die 
sozialistischen Parteien für eine befriedigende 
Lösung in Südtirol an vorderster Front stehen. 
(Abg. M e  i ß J: Das ist keine Koalitions­
gesinnung!) 

Haben Sie, meine Damen und Herren der 
SPO und FPO, sich auch die Folgen Ihres 
Neins für Südtirol überlegt? Nein heißt, ent­
weder direkt oder auf Umwegen über die 
UNO wieder mit Italien neu verhandeln zu 
müssen. Nein . heißt, daß bis auf weiteres 
keine Besserung der Lage in Südtirol ein­
treten kann. Nein heißt, daß unter Umständen 
auch auf lange Zeit kein Verhandlungsergeb­
nis erzielt werden kann. 

Meine Damen und Herren! Man kann die 
Dinge drehen und wenden wie man will (Abg. 
M e  i ß 1: Das tun Sie eben!), man wird direkt 
oder auf Umwegen in der Sache Südtirol 
immer wieder beim italienischen Partner 
landen und mit Italien verhandeln müssen_ 
Das ist die Realität. Nein heißt daher, mi t 
dem Schicksal der Südtiroler Hasard spielen. 

Was riskieren Sie denn schon mit dem 
Ja? Nichts weiter als den Versuch, die Lage 
der Südtiroler mit diesen vorhandenen, zuge ­
sagten Verbesserungen der Italiener sofor1 , 
heute schon, zu verbessern. Sollte es sein , 
daß die Italiener diese Zusagen nicht ein­
halten, was ist dann schon passiert? Der 
Operationskalender steht still, und wir haben 
die Situation, die wir heute haben. Wir haben 
uns gar nichts vergeben. (Abg. M e  i ß 1: Wo 
ist dann ein Fortschri tt?) 

Natürlich, man kann nein sagen, aber dann 
müßte man auch Alternativen bringen, aber 
solche Alternativen, die auch realisierbar 
sind, die verwirklichbar sind. 

Man kann aber auch nein sagen, meine 
Herren, weil man sich aus der Verantwortung 
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heraushalten will. Abe r  in der Sache Südtirol 
ist auch das Nein mit Verantwortung be­
laden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte es 
noch einmal wiederholen: Osterreich und Süd­
tirol geben mit ihrem Ja zu den Verein­
barungen EHnen großen, aber notwendigen 
Vertrauensvorschuß an Rom. Nicht etwa, weil 
Osterreich und Südtirol zufolge der Weltlage 
und der Machtverhältnisse in der Welt keine 
andere Wahl hätten, sondern weil Schluß sein 
soll mit Haß und Gewalt, und weil ein Anfang 
für ein völlig neues Verhältnis in Südtirol 
gesetzt werden soll, und weil vielleicht gerade 
hier in Südtirol, unter dem geschichtlidlen 
Zwang und im Schmelztiegel zweier großer 
europäischer Kulturen, weil vielleicht gerade 
hier der Ansatzpunkt einer europäischen Ent­
wicklung, eines vorgelebten kleinen Europas 
liegen kann. 

Ob eine solche wünschenswerte Entwicklung 
in Südtirol nun auch tatsächlich eintritt, 00 
dieser Vertrauensvorschuß , den wir an Rom 
geben, dort auch in gutem Sinne genützt wird, 
hängt nun praktisch ausschließlich von Italien 
selber ab. Nun muß sich zeigen, wie weit auch 
das souveräne römische Parlament bei der 
Beschlußfassung über die notwendigen Ver­
fassungs- und einfachen Gesetze von einem 
kleinlic1:.en, nationalen Standpunkt sich zu be­
freien vermag, ob man dort in der Lage ist, 
über den nationalen Schatten zu springen und 
sich zu einer Lösung im europäischen Geiste 
aufzuraffen. 

Der Erfolg des vorliegenden Paketes wird 
sicher auch von der praktischen Anwendung 
und Auslegung der neuen Autonomiebefug­
nisse abhängen; er wird davon abhängen, ob 
und inwieweit eine auch heute noch in Italien 
existente faschistisch-nationalistische Büro­
kratengruppe in Rom Einfluß auf deren prak­
tische Anwendung erhält. 

Deshalb unsere Mahnung an Rom, das Ver­
trauen der Südtiroler nicht abermals zu ent­
täuschen. Diese Mahnung kann nicht erns t 
und eindringlich genug ausgesprochen wenlen. 
Das Nein einer relativ starken Gruppe Süd­
tiroler Funktionäre soll Rom eine Warnung 
sein. Es ist in der Mehrheit nicht ein Nein 

- zu einem ehrlichen Zusammenleben, es ist 
vielmehr ein Nein, geboren aus Skepsis, Ent­
täuschung und auch aus Sorge, aufs neue in 
eine juristische Falle zu geraten. 

Rom hat nun Gelegenheit, bei der Durch­
führung des Paketes seine ehrlichen Absichten 
unter Beweis zu stellen. Und wir wollen nicht 
zweifeln, daß es dies rückhaltlos und in einem 
Geiste der -Loyalität tun wird. Osterreich aber 
wird über die Durchführung des Paketes 

wachen im Sinne des vereinbarten Operations­
kalenders und vor der UNO den Streit ers t 
für beendet erklären, wenn die letzte Maß­
nahme des Paketes in Südtirol auch erfüllt 
ist. 

Uber den Inhalt des Paketes wurde schon 
eingehend gesprochen. Ich glaube, es sollte 
uns genügen, wenn die verantwortlichen und 
mit den Verhältnissen in Südtirol besser ver­
trauten Vertreter des Südtiroler Volkes nach 
langen und zähen Verhandlungen mit Rom 
und nach eingehender Beratung es mehrheit­
lich angenommen haben. Die Befürworter der 
Annahme haben nicht verhehlt, daß eine 
Reihe von Wünschen noch offen ist, empfehlen 
aber dennoch seine Annahme, weil mit der 
l\.blehnung das gesamte, mühselig erreichte 
und noch nie so umfangreiche Verhandlungs­
ergebnis wieder hinfällig wäre und Südtirol 
auf unabsehbare Zeit in den S tatus quo ante 
zurückfiele. Und was dann, meine Herrschaf­
ten? Der Partner für Neuverhandlungen ist 
doch immer wieder nur Rom ! 

Ein Nein zum derzeitigen Paket kann daher 
nur eine Spekulation auf ein anderes Paket 
sein. Dieses andere Paket kann ein besseres, 
es kann aber auch ein schlechteres und es 
kann unter Umständen auf lange Zeit gar kein 
Paket sein. 

Wer es also ablehnt, als verantwortlicher 
Führer für ein Volk ein Hasardspiel auf 
Kosten seines Volkes zu treiben, wer nicht 
glaubt, daß die Zeit für die Südtiroler arbeitet, 
wer die Ohnmacht internationaler Organi­
sationen kennt, wer die Chancen unseres 
Streites, sei es vor einem poli tischen oder 
vor einem juristischen internationalen Forum, 
abzuwägen vermag, eine Ohnmacht, die sich 
erweist angesichts anderer, ungelöster und 
weit größerer Streitfragen in der Welt, der 
muß ja sagen zum Paket und muß seine Zu­
stimmung empfehlen, noch dazu, wenn er es 
im Bewußtsein tun kann, daß mit  dem Ver� 
handlungs ergebnis , wenn nicht das Optimum, 
so doch ein Maximum erreicht wurde und 
alles vVesentliche für den Bestand und die 
Entfaltung der Südtiroler Volksgruppe, beson­
ders seiner Jugend, gesichert ist. 

Und schließlich ist dieses Paket für die Süd­
tiroler kein Schlußpunkt. Ja es soll und darf 
gar kein starres Vertragswerk sein. Denn zu 
keiner Zeit wird ein Vertragswerk als voll­
kommen gelten können und für alle Zukunft 
vor- und ausgesorgt haben. Die ständige Ent­
wicklung allen Daseins, der Gesellschaft, der 
Technik und der Wirtschaft wird stets neue 
Probleme schaffen, alte hinfällig machen. 
Starre Paragraphen müssen überwunden wer­
den; immer wieder wird eine zeitgemäße An­
passung notwendig sein. Dazu braucht es in 
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Südtirol aber mehr als anderswo den Geist 
der Verstii,ndigung und des gegenseitigen Ver­
trauens. (Abg. M e  1 t e I: Mit den HaßtiIaden 
in Rom!) 

Um diesem Geiste den \l'leg zu bereiten, um 
einen neuen Beg inn zu machen in einer neuen 
Zeit, die die alte immer mehr überwindet, 
um Frieden und Zufriedenheit einziehen zu 
lassen in einem Lande, das uns sehr am 
Herzen liegt , geben wir unser Ja zu diesem 
Abkommen. Wir geben es, weil das Nein in 
unseren Augen und nach reiflicher Prüfung 
ein noch größeres Wagnis wäre, ein Wagnis , 
das wir vor allem der Jugend dieses Landes 
gegenüber nicht verantworten könnten. Wir 
geben unser Ja jetzt, da es fällig ist, weil wir 
nicht schuldig werden wollen an einem Ver­
säumnis. 

V\fir geben weiters unsere Zustimmung , wei l 
die vorliegende pragmatische Lösung uns nicht 
daran hindert, w2itere Akte der Durchführun�r 
des Pariser Abkommens mit Italien zu ver · 
handeln, wenn im Zuge der wIrtschaftlichen 
sozialen und gesellschaftlichen Entwicklung 
neue, angepaßte h1aßnahmen zum Schutze dei' 
Minderheit im Sinne des Pariser Abkommens 
notwendig werden sollten. In solchen Fällen 
aber wird sich erweisen, daß nicht nur d(; �' 
Buc.tlstab e, sondern auch der Geist wesentlich 
ist , in dem ein Vertrag ges chlossen wüd.  

"Das ist  der Fluch von unserm edlen Haus, . 
Auf halben Wegen und zu halber Tat 
Mit halben Mitteln zauderhaft zu streben . 
J a  oder nein - hier ist kein Mittelweg'" 

(Zwischenrufe des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 

Sie haben gestern durch den Beitrag Ihres 
ersten Sprechers nicht etwa hier deponiert, 
daß Sie mit der nun präsentierten Lösung 
wirklich einen Weg der Kapitulation beschrit­
t.en haben. Ich wiederhole, Sie können sagen : 
Es blieb uns kein anderer Weg. Das hätten 
wir noch akzeptiert. Aber wenn Sie das 
gestern noch durch Ihren ersten Spred1er loben 
und durch Ihre weiteren Sprecher verteidigen 
lie ßen, dann v�ar es eben notwendig, sehr 
harte Dinge zu sagen. 

Heute hat der Herr Abgeordnete Bassetti 
in einem Anfull von Selbsterkenntnis doch 
immerhin zugegeben, daß wir ernste Bedenken 
vorgebracht haben , daß man sie zur Kenntnis 
nähme , um natürlich gleich fortzusetzen, daß 
es billige Wahldemagogie auf dem Rücken 
der Südtiroler sei, die wir hier betreIben. 

Herr Dr. Bassetti ! Ich verstehe ja ,  daß Ihre 
Partei V/ert darauf gelegt hat, daß gerade 
die TiroleI' Abgeordneten hier geschiossen 
au imcuschieren. Ich nehme an, es kommen noch 
e j nige . Ich nehme an, es kommen auch. j ene, 
denen man in den letzten Jahren das Sprechen 
h er an diesem Pult zu diesem Thema offen-

Und schließUch, meine Da.men und Herren : 
sichtlich untersagt hat. (Widerspruch bei deI 

Wir geben unser Ja, weil wir am Beisp i e ' (JVP. - Abg. DI. B a  s s e t  t i :  Beweisen Sie Zyperns oder Nordirlands für Südtirol kein 
Vo 'b i ld d k ;  t 1 l ' ht:> L " 1 n , ' elle Behauptung! - DeI P I  ä s i  d e n t gib t 

I .  un _eIne aug lC � o s u , .c se nen . r " ' . ) . 
kölne W ' ,· fehen d" J . \Vi � cl (' '.,U8 ulOGWnZeIchen. Ich habe Ihnen hIer .. n . 14 � -' as a 1m , ssen , a ) r l  � " . Ih D 1 . b d unsere Südtiroler nicht ein Reservat und nicht : '- l un g �sa�t .  re 

. . 
emo 

;
uahe 1 e  t v�n em 

eine Chinesische Mauer, sondern eIne fes ! ;:: I' ; ) :l1/:; tand: aaß 
.
e� fur vIeles , .. �as SIe t,:n, 

B asis un d e ' ne offe St ' ß . d' Z 1e . -.' ,elCccr keme gencntsordnungsmaßIgen BeweIse 
c .. I. • ne .. l a  e 111 le U , •. 11 n, . 

" " , hl ' 1 b . h ß '  h 
brauchen. \lVir geben dieses Ja in ehrlicilem ?D L. l)�S sc Ie 3t a �r m� , t

. 
aus, da :Vlr se r 

Wo' le d '  V t f d b 
VIel WIssen, was WH mUH vor Gencht be-l n U!l 1m er rauen au en e enso . 
weisen könnten. (Abg. 0 f e n b ö  c Je DIe ei1rlichen '.Villen Roms, das Paket wort- uns 

auch sinngetreu durchzuführen. Wir geben e':; 
weil mit di esem Abkommen nicht ein Ende . 
sondern ein Anfang gemacht werden soU, ein 
Anfang in einem neuen europäis chen Geiste . 

Hohes Haus 1 ],-·hemand von uns kann mit 
Sicherheit sagen, ob dieses Wagnis gelingen. 
wird. Aber Sie können mit ebens owe�'1ig 
Sicherheit sagen, daß es miß1.ingen v"ird. In 
einem solchen Falle aber entscheidet irr 
Leben der Optimismus, der Mut zum Wagnis. 
Den�.1 nur wer wagt, kann auch ge'winnen ) 
(Beifall bei der OVP.) 

Pi'�sident: Zum \Alort gemeldet ist der Ab· 
geordnete Dr. ScrinzL Jeh erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Me�ne Damen und Herren!  Es klingt 
so wunderbar der Schluß : "Nur wer wagt, gc:­
wlnnt ! " Erlauben Sie mir, daß idl hier etwa:; 
nüchterner mit Grillparzer sage : 

Freihei tlichen hüren immer das Gras wachsen! 
- Der P r ä  s i d e n  t gib t erneut das Glocken-
zeichen.)  Wir werden ja noch Gelegenheit 
haben, darauf zurückzukommen. Wir werden 
sehr genau prü fen, was der Abgeordnete 
�ranebitter , der sich gestern ja aus eigenem 
oder über Weisung aus der Rednerliste 
s treichen ließ . . .  (Abg. R e g e n s b u r g e r : 
lilas heißt ,,vleisung" ? Bei uns gib t es keine 
"'Veisungen!) Das steht noch offen, ich habe 
Alternativen offengelassen, die Sie ja offen­
sichtlich in der Südtirolfrage nicht haben. Ich 
h::> be gesammelt, was dieser Abgeordnete im 
� =clU3e ZlU Südtirolfrage zu sagen hatte, und 
:ch kO'1nte ihm imm.er zustimmen. Ich bin 
neugierig , ob er sich unter das Kaudinische 
J ocil seiner Partei heute beugen wird müssen 
lJad auch seinerseits diese Kapitulation gut­
heißen wird. Das warten wir noch ab. (RuJ 
bei deI OVP: Tun Sie nicht hetzen!) Wer 
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hetzt hier? Wer hat heute hier damit ange­
fangen, daß das, was wir hier zu sagen 
haben, Demagogie auf dem Rücken der Süd­
tiroler ist? (Abg. R e  g e n  s b U I g e l : Das 
war es ja! - Abg. Anton S c h I  a g  e I: Das 
hat Kreisky gestern gesagt! - Abg. L i  b a 1: 
Geh, Schlager, sei ruhig!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 
Also, meine Damen und Herren, fangen wir 
nicht schon wieder in der Früh mit den hef­
tigen Auseinandersetzungen an ! Ich bitte, 
meine Damen und Herren ! (Anhaltende 
Zwischenrufe.) Der Redner ist am Wort ! 

Abg€ordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Wer 
hat die Sprecher der Opposition als Hasar­
deure bezeichnet? Das ist billig, meine Damen 
und Herren. Ich habe nicht gehört, daß sich 
bisher ein Sprecher ernstlich zum Beispiel mit 
der Frage der Ansässigkeit auseinandergesetzt 
hätte, ernstlich mit der Frage befaßt hätte : 
Was bedeutet es, daß die Arbeitsvermittlung 
nicht in die autonome Kompetenz der Provinz 
Südtirol gerät. Welcher Sprecher hat zur Frage 
des Meldewesens Stellung genommen? Davon 
habe ich nichts gehört. 

Dann haben wir gehört : Man kann dieses 
Problem Südtirol nicht mit einem starren Ver­
tragswerk meistern und lösen. Herr Dok­
tor Bassetti - ganz Ihrer Meinung! Aber Sie 
haben das genaue Gegenteil getan, Sie haben 
unter dem Druck Italiens das Problem zu 
einem j uridischen gemacht ; Sie haben genau 
das getan, wovor hier an diesem Pult vor 
zehn Jahren Ihr Abgeordneter Gschnitzer ein­
dringlich gewarnt und in einer einstündigen 
Rede begründet hat, warum wir nicht zum 
IGH gehen dürfen. Genau das ist geschehen, 
und Sie haben mit dieser Kapitulation auch 
einen beachtlichen Erfolg null und nichtig ge­
macht, den die österreichische Politik und die 
österreichische Diplomatie im Jahre 1960 vor 
der UNO erzielt hat, nämlich daß gegen das 
Bemühen Italiens, die Frage Südtirol zu einer 
juridischen zu machen, dokumentiert und ein­
stimmig beschlossen und bescheinigt wurde, 
daß es s ich in Südtirol um ein politisches 
Problem handelt. Und nach diesen Debatten 
war es wiederum der Staatssekretär 
Gschnitzer, der Abgeordnete Ihrer Partei, der 
hier begründet hat, welch entscheidender Er­
folg es war, welche Schwierigkeiten zu über­
winden waren, um in der zuständigen Kom­
mission der UNO diesen österreichischen 
Standpunkt durchzusetzen. 

Da hätte man ja auch kapitulieren können. 
Man hat nicht kapituliert ! Man hat sich be­
müht, für den österreichischen Standpunkt 
Unterstützung zu gewinnen. Es ist in einem 
harten, zähen Ringen gelung€n, Schritt für 
Schritt einen Staat nach dem anderen für 

unsere Auffassung und gegen den italieni­
schen Standpunkt zu gewinnen ; und es war 
dann möglich, daß Italien - denn Italien hat 
mitgestimmt, es war ein einstimmiger Be­
schluß - erstens bescheinigt hat, daß der an­
hängige Streitfall ein Streitfall aus dem Gru­
ber-de Gasperi-Abkommen ist ; und zweitens 
hat Italien zugestimmt, daß es hier um ein po­
litisches und nicht um ein juridisches Problem 
geht. Das haben Sie mit einem Federstrich 
null und nichtig gemacht. 

Das ist ja unser Einwand : daß insbesondere 
dieses insuffiziente Vertragswerk, das am 
5. September 1 946 in Paris zustande kam, 
nicht geeignet ist, judifiziert zu werden. 
V/arum? - Das hat gestern der Sprecher der 
Sozialisten, Herr Dr. Kreisk�-, ganz klar be­
gründet: weil in diesem Abkommen so wenig 
juridische Substanz ist, daß ein formal judi­
fizierender Gerichtshof natürlich von vorn­
herein wenig damit anfangen kann, sodaß die 
Gefahr besteht, daß, wenn Italien auf der 
Basis dieses Vertrages den IGH aktivieren 
kann, ihm von diesem IGH bescheinigt wer­
den könnte : Es ist alles erfüllt, was damals 
vereinbart wurde. 

Es ist heute der Geist beschworen worden, 
man erwartet, daß Italien diese - es sind 
weder Vereinbarungen, es sind weder Ver­
handlungsergebnisse, es sind Kontakte, wie 
ja Ihre Regierungserklärung sagt - Kontakt­
ergebnisse dem Geiste nach erfüllt. 

Und dann mußten Sie sagen oder glaubten 
mich belehren zu müssen, ob ich nicht gelesen 
hätte, was die römische Kammer bei der 
Debatte aus diesem Anlaß zu sagen hatte. 
Es sind nicht meine Worte ; Sie, Herr Doktor 
Bassetti, haben den Begriff der nationalisti­
schen Haßtiraden gebraucht. Mir war das 
nichts Neues. Ich hatte die Originalprotokolle 
der Debatte längst gelesen, als Sie glaubten, 
mich hier darüber belehren zu müssen. Ich 
habe sie auch hier, ich werde Ihnen später 
noch einiges daraus zitieren. 

Da frage ich mich : Ist das nun das Unter­
pfand, das uns eine Gewährleistung darstellt, 
daß diese "Vereinbarung" dem Geiste nach 
j e  erfüllt werden könnte? Das werden Sie 
doch selber nicht behaupten wollen! 

Herr Dr. Bassetti! Sie haben mit Emphase 
gestern meinen Parteifreund Peter quasi zur 
Ordnung rufen zu müssen geglaubt, weil er 
es unternommen hat zu sagen, daß auf dem 
Marsch der Kapitulanten auch der Tiroler 
Landeshauptmann zu finden war. Sie haben 
also gemeint, man könne einen, der sich nicht 
zur Wehr setzen kann, nicht angreifen. Das 
ist eine sehr billige Methode. Es gibt sehr 
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viele Leute, die hier angegriffen werden - ich nichts zu reden haben. Das gilt offensichtlich 
könnte Ihnen Beispiele genug dafür bringen - nicht für Sie, Sie Ober-Oberösterreicher. 
und die sich hier nicht unmittelbar zur Wehr (Heiterkeit. - Abg. Dr. G r u b e  r: Sie 
setzen können. Aber wenn der Tiroler Landes- können mir das Wort hier nicht verbieten!) 
hauptmann Außenpolitik macht, dann muß er 
es zur Kenntnis nehmen, daß wir ihn hier 
kritisieren werden, dann muß er zur Kenntnis 
nehmen, daß wir zum Beispiel kritisieren, daß 
er schon vor einem halben Jahr - ich glaube, 
es war heuer im März in einer Fernsehsen . 
dung, als die Verhandlungen, die "Kontakte ",  
nach Ihrer Version, mitten im Gange waren ­
erklärt hat : Er sei der Uberzeugung, das 
Maximum ist schon erreicht, das Optimum 
ist schon da. (Zwischenrufe bei der avp. -
Abg. G r u n  d e m  a n n: Er ist der Landes­
hauptmann!) Das bestreite ich nicht, aber dann 
muß er es auch dulden, daß er hier kritisiert 
wird. Das fordere ich. (Ruf bei der avp: In 
diese Situation kommen Sie nie!) Das habe 
ich nicht behauptet. Aber dann können Sie 
nicht in Anspruch nehmen, daß er unter einen 
Glassturz kommt und daß er als Tiroler 
Nationalheiligtum etwa hier verehrt wird. 
(Neuerliche Zwischenrufe bei der OVP. - Der 
P r ä  s i  d e n  t gibt das Glockenzeichen.) Wir 
werden den Tiroler Landeshauptmann auch in 
Zukunft kritisieren. Er war es ganz entschei­
dend, der eine Debatte im Tiroler Landtag 
entgegen den Zusicherungen, die gegeben 
waren, vor dem 22. November verhindert hat. 
f\Viderspruch bei der avp. - Abg. L a  n d­
m a n n: Der Obmännerrat hat das entschieden, 
nicht der Herr Landeshauptmann!) Er hat es 
mit Ihrer Hilfe verhindert. Sie haben doch die 
absolute Mehrheit in diesem Landtag und Sie 
haben natürlich ein Interesse daran gehabt 
die Südtiroler vor ein Alles oder Nichts zu 
stellen. Deshalb haben Sie diese Debatte ver­
hindert. Ihr Landeshauptmann wird zur Kennt­
nis nehmen müssen, daß wir uns das hier zu 
kritisieren erlauben. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i  l­
n e  r: Warum ist Ihr Veltleter Mader bei deI 
letzten Konferenz nicht hingegangen? - Abg. 
DI. van T o n  g e l: Das werden Sie gleich 
hören! - Abg. R e g e n s b u I g e I : Weil Sie 
ihn zurückgepiifien haben!) Das werden Sie 
sofort hören. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Am 
Wort ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. Meine 
Damen und Herren, es kann sich jeder heute 
noch zum Wort melden. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Ich 
weiß nicht, Herr Abgeordneter Regensburger, 
ob Sie seinerzeit gepfiffen haben und auf wen 
Sie gepfiffen haben. In unserer Partei wird 
nicht gepfiffen, das können Sie zur Kenntnis 
nehmen. (Abg. DI. G I  U b e l: Sie sind deI 
HauptpfeifeI! - Der P I  ä s i d e n  t gib t das 
Glockenzeichen.) Sie haben doch gestern 
dokumentiert, daß die Oberösterreicher hier 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Vielleicht hemmen wir uns jetzt etwas mit 
diesen Zwischenunterhaltungen! (Abg. W e  i k· 
h a  r t: Bitte das mehr auf die rechte Seite zu 
sagen!) Ich habe vergessen, jetzt auf die linke 
Seite zu schauen. (Abg. A. P i e  h 1 e I: Das 
passielt abeI öfter! - Zwischenruf des Abg. 
Dr. G I  u b e l.) 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (Jortsetzend) : Sie 
sind offensichtlich auch mit Blindheit ge­
schlagen, Herr Abgeordneter Gruber. (Abg. 
Dr. K r  a n  z I m a y r: Das ist schon wieder 
eine Frechheit! Seien Sie nicht so überheblich! 
- Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Meine Damen und Herrenl Am Wort ist der 
Abgeordnete Dr. Scrinzi !  

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : 
Eines ist notwendig, Herr Staatsanwalt : Daß 
man Ihnen und Ihrer präpotenten Art, hier 
Zwischenrufe zu machen, über das Maul fährt. 
Nehmen Sie das zur Kenntnis I (Neuerliche 
Zwischenrufe bei der avp.) 

Präsident: Bitte jetzt keinen Streit um den 
Zwischenrufproporz. (Abg. L i b  a 1: Die OVP 
slört die Sitzung! - WeiteIe Zwischenrufe bei 
rIeI OVP. - Abg. DI. G o r b a c h: Nur 
wei ter!) 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Ich 
bin dabei, sobald Ihre Fraktion gestattet, daß 
ich weiterrede. (Neuerliche lebhafte Zwischen­
rufe.) 

Es ist das Stichwort gefallen: warum Herr 
Dr. Mader nicht an der Besprechung der Nord­
und Südtiroler und der Vertreter des Außen­
ministeriums in Tirol teilgenommen hat. (Abg. 
DI. B a  s s e t  t i: Weil er nicht durfte!) Sie 
wissen das also besser als wir. (Abg. 
R e  g e n  s b u r  g e r: Sie weIden wahrschein­
lich nUI den ersten Teil seines Briefes an 
den Landeshauptmann zi tieren! Zi tieren Sie 
aber auch den zwei ten Teil des Briefes!) Un­
besorgt. Ich werde den ganzen Brief zitieren, 
wenn Sie es für notwendig erachten. (Neuer­
liche Zwischenrufe bei der OVP.) Unbesorgt! 

Präsident: Das ist ja klargestellt. Am Wort 
ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi l  

Abgeordneter Dr.  Scrinzi (fortsetzend) : Viel­
leicht läßt man mich einmal weiterreden. 

Wir haben beim Tiroler Landeshauptmann 
darauf gedrungen, daß eine Zusage, die den 
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Südtirolern gegeben war, daß der Tiroler und der OVP? - Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Landtag zu der Frage zeitgerecht Stellung Schon gemeldet, warten Sie ein bisserl! � 

nehmen werde, eingehalten wird, und wiJ vVej t�re Zwischenrufe.) 
haben darauf gedrungen, daß vor der Entschei­
dung in Meran der Tiroler Landtag Stellun�J 
bezieht. Sie haben das mit der Begründung 
abgelehnt, man wolle die Entscheidung nicht 
beeinflussen. (Abg. Dr. B a  s s e t  t i :  Na und? 
- Abg. Dr. K r  a n z 1 m a y r :  Das ist doch 
sicherlich richtig!) Das ist eine Version, die 
ich Ihnen nicht nehmen kann. Ob das politisch 
richtig ist, werden Sie mir zu kritisieren er­
lauben. Ich kritisiere es, weil ich der Meinung 
bin, hier schweigt der Tiroler Landtag, dort 
droht der Südtiroler Landeshauptmann mit 
Rücktritt, und in dieser Situation haben die 
tausend Delegierten zu entscheiden. 

Man kann doch eine solche Situation a.uch 
anders sehen. Das ist doch auch eine negative 
Form der Beeinflussung. Es mußte doch das 
Gefühl der unermeßlichen, der allein zu tra·· 
genden Verantwortung für diese Delegierten 
überstark werden und das Gefühl entstehen : 
alles oder gar nichts. (Abg. Dr. K r a n z 1-
m a y r: Wäre es anders gemach t worden, 
hätten Sie das Argument umgedreht!  - Abg. 
Dr. B a s s  e t l i :  Die Südtiroler brauchen 
keinen Vormund! Die wissen schon, was sie 
zu tun haben! - Der P r ä  s i d e n  t gibt 
das Glodr.enzeichen.) Vor allem braud1.e ich 
keinen hier, Herr Dr. Bassetti. (Abg. Do.t:­
tor M u s  s i 1: Dos wäre seh r notwendig!) 

Pcä5ident: Also, meine Damen und Herren : 
JedEr kann hier seine Meinung sagen un< 
muß zur Kenntnis nehmen, daß das gleich8 
Recht jeder hat ! 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Herr 
Abgeordneter Dr. Mussil ! Sie verstehen sicher­
lich mehr von elen Gewinnspannen des Han­
dels u.nd der vVirtschaft. (Abg. Dr. !VI u s s i 1 :  
Gott  sei Dank!) Von d e r  Entmündigungsord­
nung verstehe wieder ich mehr. Lassen Sie 
sich das gesagt sein. (Beifall bei der FPO. -
Abg. Dr. M u s  s i 1: Aber beantragen kann 
ich es!) 

Aber vielleicht erlauben Sie mir, daß ich 
nun zu dem komme, was ich Ihnen gerne 
erläutert hütte. Ich habe l-::einen Grund, z u  
verscbweigen, warum wir es  für richtig er­
a chtet haben, daß Mader an dieser Bespre ­
chung nicht teilgenommen hat. (Abg. Doktor 
K I a  11 z J m a y r : "Wir es Iür richtig erachtet 
hab en" !  - Abg.  Dr. G r u  b e r :  Das heiß i 
also: Br konnte nicht aJJejn entscheiden!) Wir 
sind eine deE10kratische Partei (ironische 
ffeiterJ�eit bei der OVP), bei uns werden 
solche Dinge diskutiert, und dann treffen wir 
eben Entscheidungen. Bei Ihnen scheint es 
anders zu sein, ich weiß es nicht. (Abg. lng. 
K u  n s t: Wie ist das mit dem Kranebit ter 

Präsident: Meine Damen und Herren, lassen 
Sie doch diese Zwischenunterhaltungen. Am 
Wort ist Dr. Scrinzi, der nächste ist ohnehin 
Abgeordneter Kranebitter. (Abg. W e i k­
h a  r t: Na also! - Abg. Dr. B r o d  a: 
" War ten auf Kranebitter" !) 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Der 
Abgeordnete Mader hat in seinem Schreiben 
an den Landeshauptmann darauf hingewiesen, 
daß er nicht erkennen kann, welchen Sinn 
eine solche Kontaktnahme im Angesicht der 
Faits accomplis, die Sie geschaffen haben, 
llilben soll, und daß er sich deshalb nach 
Fühlungnahme mit seinen Parteistellen in 
VJ'ien nicht in der Lage sehe, teilzunehmen. 
Er hat den Landeshauptmann ersucht, das 
dieser Versammlung bekanntzugeben. 

Was haben wir erlebt'? Das liegt ja ganz 
auf der Linie Ihres Ringbuches, von dem wir 
gestern einige Kostproben gegeben haben. 
Wir haben gehört , daß er aus wahltaktischen 
Uberlegungen quasi von der Parteizentrale 
abkommandiert wurde. Das ist Ihre Variante. 
Die vVahrheit ist anders, und Herr Landes­
hauptmann Vvallnöfer hat sich hergegehen, 
dieser Verleumdung Vorpaß zu leisten. (Zwi­
schenruf des Abgeordneten Dr. B a  s s e t  t i.) 
Genauso war das, denn er hätte als Landes­
:-i anptm ann nichts anderes zu tun brauchen, 
a�s den Brief des Herrn Dr. Mader zu verlesen, 
'.'ras er nicht getan hat. Der Protest des Herrn 
u' L j'v1ader an den Landeshauptmann ist 
schon ergangen. Nehmen Sie das zur Kenntnis. 
(A.bg. R e  g e n s b u r  g e r: Er hat sich für 
Dr. Mader geniert, deswegen hat er ihn nicht 
verlesen!) 

Präsident (das Glod{enzeichen gebend): 
Schluß jetzt! Es ist der Abgeordnete Doktor 
Scrinzi am Wort, es kann sich doch wirklich 
jeder zum V"Tort melden. Es soll jeder vor der 
eigenen Tür kehren. 

Abgeordneter Dr. Scdnzi (fortsetzend) : Dann 
s ! el le idl noch etwas fest :  Die Verantwortung 
tür das , was in der österreichischen Außen­
politik geschieht , trägt dieses Haus hier und 
tragen die auf die österreichische Verfassung 
vereidigten Abgeordneten. Es ist also keine 
Frage, wer hier im Haus zu diesem Thema 
3U reden berufen ist. Auf keinen Fall hier 
im Haus der Landeshauptmann von Tirol. Das 
nehmen Sie zur Kenntnis !  

Sehen Sie : Angesichts dieser Fakten, an­
gesichts dieser infamen Verleumdungen - in­
famen Verleumdungen! -, die Sie als wahl­
taktische Anweisungen an Ihre Funktionäre 
hinausgeben, wobei Sie sich nicht scheuen, 
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sie drucken zu lassen, erwarten Sie von uns, etwas anderem reden! Sehr riehtig! Einvel­

daß wir nun Anträgen beitreten, die Sie vor- s tanden!) Nein, Nein ! Ich will hier eine histo­
legen. wonach die Frage Südtirol aus dem [ i s che Äquidistanz herstellen . und dann 

Parteienstreit auszuklammern sei. Nachdem ffiiissen wir auch vom J ahr 1 930 reden , wo es 
Sie Ihre Schmutzkübel augeschüttet hab en, emen österreichisch-italienischen Freund­

sollen wir uns dann dazu bekennen, daß I SchiiHsvertrag gab . mit der gegen den Beschluß 
diese Frage aus dem Parteienstreit auszu- dieses Hauses enthaltenen Anerkennung der 

klammern wäre ! (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  let z !  ßrennergrenze beziehung sweise mit dem 
ist die Katze aus dem Sack! - Ruf bei der Verzicht auf Südtirol. 
OVP: Wer hat den Schmutzkübel ausge­
gossen? - Wei tere Zwischenrufe. � Der 
P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.} 

Am 7.  Feber 1 933 hat der damalige Gesandte 
Schüller der Dollfuß-Regierung bei Mussolini 
vorgesprochen. "Vas er gesagt hat, ist in Archi-

Kapituliert haben Sie ! Wir haben das Rin�r- : ven niedergelegt. Ich muß es hier m it Geneh­
buch noch da. und ich kann noch einiges , I ]T'.19 nö1g c: es Herrn Präsidenten verlesen, und 
was Sie in diesem Ringbuch als Ihren poUi- l zV'I ar weil ich ge gen Simplifizierungen und 
schen Stil gegenüber den Oppositions part e�cn ! Ihre eige ntlichen Absichten bin. Sie wollten 
entwickeln, präsentieren. (Abg. Dr. H a u  s e r :  i j a  ni cht eine n historischen Beitrag zum Süd­
Herr Dr. Scrinzi! Wie schaut denn der Sieg i � ifo' prob lem leisten, Sie wollten auf uns als 
aus ? Der Sieg, den Sie erreichen wellen ?  - : c3 �A Scbuldigen hinweisen. Hören Sie also an, 
Abg. M e  1 t e  r:  Jedenfalls lieine . Verleum.- i wüs der Gesandte SchiHIer d.es damaligen 
dungen, Herr Dr. Hauser! - 'liVel tere ZW 1 - : Dundeskanzlers Dollfuß gesagt hat : 
schenruie. - Der P r ä  s i d e n  t gibt neuer- i , . .. . . . . . 
lieh das Glockenzeichen.) I "Um me osterrelchlsch-Itallelllschen Be-

. : z iehungen noch enger gestalten zu können • 

.. 
J�. Her,I , Dr. . Haus:r :_ Ich war bIsher , ge- : btte er den Regierungsche f,  ihm ein Wort 

notIgt , ml�n mit Z':lschenru.fen vo n. Ange- i über Alto Adige zu erlauben. Er wisse , daß 
ordnet�n I�re� FraktlO� a1:s8m

.
anderz�setze�. die SJ tuation in Alto Adige gut sei . "  - Na, 

O
.
�enslchthch .lst man Ja mch:' mteresSlert , zu 'vo' ie gut d ie war, hätte ich Ihnen aus eigener horen , was WIr noch zu dem I hema zu sagt<l i ErtaL,uwJ erzählen können und ebenso Zehn� 

haben, denn sonst würden Sie mir j a  zuhbren  . .  ;�ausenc�e ven Südtirolern. _ "Daß nach zehn 
(Abg. Dr. B a  s s e t  t i :  Sachlich!) "Sachl i ch" , :  Jüluen faschistischen Regimes die altoate ­
sagen Sie • .  nachdem Sie uns als Hasar�ieure . •  :-; : nist Le Bevölkerung VÖlÜg in den itaJieni­
n�chdem SIe . .  u�s als

. 
De�nagogen dU: (,I � '� l  :;(" ' C'Jl ;:;ta atsverband e ingegliedert sei. Er bitte 

Rucken der Sudtlroler b ezeIchnen. Dann S 0 ' ; � :; ,"1U"i;�c!ljj('ßlich die Aufmerksamkeit des italieni­wir hier sachlich sein? Das ist ja sehr b i lli�I ' . ' :: ', en ;<.egierungsdIefs für e i nige mögliche Zu-
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. D r . 3 Ci s- ' 

0est:',nd�lisse kulturellen Charakters,"  
s e t  t i . )  

Sehen Sie,  ich habe noch etwas ,  es ist  e i n : Meine Damen und Herren, warum zitiere 
sachlicher B eitrag . Er wird Sie j a wieder zu : i cn das ? 'Heil es eine Bestätigung dessen ist.  

Zwischenrufen veranlassen, fürchte ich. Es ' vras ich gestern schon einleitend gesagt habe.  

war de� Zwischenruf
. 

des -::-bge o�dneten D�k- I ;:l�:lti�'�l j�� -;- un d ich ylaube" wir alle, n
.
�rm�en 

tor Halder. Al so emen ;:>Chlj ] c1 lgen a;:l U��· . fkO> u , t  u e _ cm Bedaüern ZI,T Kenn en ' ",  ltud 
Situation b aben wir - oder Sie -- ia SClWI'. � :',ölll1cn e3 nicht gutheißen - seit 1 :) 1 5  
festgestellt :  Das ist der Herr Dr. Jcreisk{ . :�dLa(':-teToL i ek t  der Pohtil� geworden. Ich hilbe 

Früher war es also Bitler. Und i ch ,  s2E:st- I r' ll'�n nlc11t nnLe i stel l t  - das We'f Z"I,ViclT auch 

verständlich. Das kam j a  aus der Interpunk · 8i,1e sehr fer!lsehwirksame Ul1ters teUung - .  

tion herilUS. daß Sie nic�1t Patrioten selen. Ich h a1;e nur 
Nun bitte : Ich habe , glaube ich, 11 ; er Ull l �Ü?,- Oemeint, dclß die Lösung - und düs v{ied<�r­

) ' o : e  i.ch noch einmal - - ,  die Sie .letzt an-
;� ; f';km, k 8 �ne solche ist, welclle den elEe'IDen-
1 2ren und vitale�1 lnterec;sen S ü cltiro] s dient, 
'T::ld habe zum Ausdruck �r9brach L ,  daß ich 
gl at'.;)e ,  es gübe a:1d2re und bessere Lösungen. 
(Ab). ur. J{ C! u s e  r:  Auch errejchbafe �') Auch 
e�feic11JJJ.le j  (Abg. JJr. H a u  s e I: Etlrlören 

verständlich deponiert , wie meine I-jdl �"J.n�l �n 
dieser l:�.rage damals vrar. Ich brLl uc(; p es Tl IC  ::". 
zu 'Iviederhole:'.l. (Abg. Dr. H a i d e ;' ;  Also!) 
Aber, Herr Dr. Haider , wenn Sie sc;tOn cl . \:O�t 
reden : Sie haben mich unterbrocflen in ei ner,; 
Teil der Rede, wo ich zu begründen vcrsuc:lt 
habe, warum wir keinen Gruntl hal 1c�l ,  Ii:i1 i. : (c ;1 Sie im;!) 
im Jahre 1 969 besonderes Vertwuen entg eq 2n-
zubringen. Da haben Sie es für notwendig be- Ich muß noch einmal wiederholen - wenn 
funden, auf das J ahr 1 939 zurückzublen:len. es TIm zwei Alternativen gibt -: Der Stärkere 

Schauen Sie : Wenn wir das tun woll en,  I setzt sich im poli tischen Leben auf alle Fälle 
dann müssen wir einige Jahre weiter zurüe1<:.- durch;  die Politik des Schwächeren kann nur 
gehen. (Abg. Dr. H a i  d e I: Aha, nur VOll darin be stehen, daß er mehr oder weniger 
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dankbar, mit mehr oder weniger tiefen Ver- Rechtes durch Willkür ersetzt und an Stelle 
beugungen entgegennimmt, was ihm der der tiefeingewurzelten Gefühle der direkt 
Stärkere zu gewähren bereit ist. Dann sparen Interessierten die Gewalt sprechen läßt. Der 
wir uns solche strapaziösen Einrichtungen wie Leidensweg dieser Menschen dauert schon zu 
dieses Parlament, dann sparen wir uns unseren lange. Ihnen muß das Wort erteilt werden. 
großen diplomatischen und politischen Appa- Ihnen steht das endgültige Urteil über ihr 
rat. Schicksal zu. ' 

Ich verkenne nicht - am allerwenigsten 
ich, das darf ich wohl sagen, weil ich mit 
dieser Südtirolfrage wirklich seit Jahrzehnten 
beschäftigt bin, nicht immer in der glück 
lichsten Form, das gebe ich zu - und glaube 
nicht - ich bin nicht so pessimistisch -, 
daß es nicht möglich sein muß und kann, 
daß ein kleiner Staat, nur gestützt auf 
Recht, nur gestützt auf Verträge, nur gestützt 
auf den Geist des Völkerrechtes, nur gestützt 
auf den Geist der friedlichen Zusammenarbeit, 
der so oft hier beschworen wurde, 
imstande ist, eine gerechte und billige 
Lösung herbeizuführen, eine Lösung, die 
Italien selbstverständlich für sich bean­
sprucht und beansprucht hat, erfolgreich 
beansprucht und durchgesetzt hat gegen 
einen der Siegerstaaten des letzten Welt­
krieges, nämlich in der Triestfrage gegen 
Jugoslawien. 

Sie nötigen mich, zu zitieren, was in diesem 
Zusammenhang etwa Italien gemeint hat, was 
Pella zur Triestfrage gesagt hat. Es wäre 
ihm nur völlig zuzustimmen ' "  (Zwischenruf 
des Abg. Dr. H a i  d e I. - A bg. P e t e r : 
HaldeI, hören Sie auf mit 1 9391 Fangen Sie 
nicht schon wieder an! - Abg. Dr. H a i  d e r : 
Ich habe nUI gesagt, daß eI die Kurve gUl 
genommen hat! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 
Meine Damen und Herren!  Lassen wir dieses 
traurige Kapitel der Ersten Republik mit 
gegenseitigen Vorwürfen jetzt. (Abg. P e t  e r: 
Er darf anfangen!) Ich bitte jetzt!  Wir sind 
ja keine kleinen Kinder, wer angefangen hat ! 
Ich möchte jetzt sagen : Es mögen sich alle 
zurückhalten und dieses schwere Kapitel der 
Vergangenheit sein lassen. Die einen wie die 
anderen! (Weitere Zwischenrufe. Der 
P I  ä s i d e n  t gib t erneu t  das Glockenzeichen.) 
Bitte Schluß ! 

Abgeordneter Dr. 5crinzi (fortsetzend) : Ich 
zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 
also Pella. Mit Recht hat Außenminister Figl 
sich auf dieses Pella-Wort im Haus im Zu­
sammenhang mit der Südtirolfrage berufen. 
Und er hat hier Pella zitiert. Ich widerhole 
es. 

"Ich führe seine Worte an" - so hat der 
damalige Außenminister Figl eingeleitet -: 
" ,Imperialismus ist  es ,  wenn man die grund­
legenden ethnischen Grundsätze verneinen 
will, wenn man die klare Anwendung des 

Das hat Pella 1 954 zur Triestfrage gesagt. 
Das Leid dieser Menschen war groß. Was die 
Dauer anlangte, hat es damals neun Jahre 
gedauert. Im gleichen Zeitpunkt hat das Leid 
der Südtiroler 36 Jahre gedauert." 

Figl hat fortgesetzt: "Diese Worte sprach 
Außenminister Pella in seiner großen Parla­
mentsrede am 13. September 1 953 für die 
Italiener in Triest. Er berief sich dabei auf 
die Anwendung jener Grundsätze, welche 
nicht nur die Basis des Rechts und der inter­
nationalen Moral darstellen, sondern in feier­
lichen Dokumenten, an welche zweckmäßigerl 
weise erinnert werden soll, beredten Aus­
druck finden : die Atlantik-Charta, die Satzung 
der Vereinten Nationen, welche auch Jugo­
slawien unterzeichnet hat." 

Soweit die damalige Erklärung des italieni­
schen Außenministers. Nur ein Wort dazu 
- sagt Figl -: "Die Satzung der Vereinten 
Nationen hat auch Italien unterzeichnet." 

Figl hat damals an das geglaubt, woran 
auch wir gla.uben, an etwas geglaubt, das allein 
rechtfertigt, daß wir in diesen internationalen 
Gremien sitzen, im Europarat, in der UNO 
und in ähnlichen internationalen Zusammen­
schlüssen: daß eine neue Ordnung der Welt 
auf der Basis des Rechtes, auf der Basis der 
Respektierung von geschlossenen Verträgen, 
a.uf der Grundlage der Grundsätze des Völker­
rechtes beruht. 

Ich gebe Ihnen recht : Es ist viel geschehen, 
seit diese feierlichen Erklärungen gefaßt und 
diese Verträge unterschrieben und diese 
Institutionen geschaffen wurden, was uns zum 
Skeptizismus veranlassen sollte. Aber wenn 
Sie resignieren, wenn Sie aufgeben, dann, 
meine Damen und Herren, ziehen Sie 
aud1 die weiteren Konsequenzen, dann ist 
es schade um jeden Schilling, den wir für die 
Mitarbeit und die Tätigkeit in diesen Gremien 
ausgeben. 

Ich muß das noch einmal auch in Ihrem 
Interesse und im Interesse einer Entschärfung 
dieser Auseinandersetzung von gefühls­
mäßigen VJertungen sagen: Wir haben Ihnen 
nicht mangelnden Patriotismus vorgeworfen. 
Das heißt, wir bestreiten Ihnen nicht das 
Recht, daß Sie erwägen: Welche Maßnahmen 
in Südtirol, welche Handlungen oder Unter­
lassungen sind vertretbar, um andere nach 
Ihrer Meinung vorrangigere Ziele zu beför-
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dem. Das ist sicherlich Ihr politisches Recht, 
aber dann erlauben Sie es auch uns, daß wir 
von einer anderen politischen Wertskala aus 
eben diese Ihre Maßnahmen hier im Hause 
hart kritisieren I (Beifall bei der FPtJ.) 

Meine Damen und Herren von der OVP ! 
Nicht jeder, der mit Ihren politischen Auf­
fassungen nicht übereinstimmt, ist deswegen 
kein österreichischer Patriot. Das ist nämlich 
etwas, was Sie uns hier wiederholt schon 
vorgeworfen haben. Das ist nicht der Ausfluß 
einer Emotion, wo man nachher hergeht und 
mit HändeschüUeln die Dinge wieder berei­
nigt.  "Venn man Ihr Ringbuch anschaut, dann 
sieht man : Hinter diesen Zwischenrufen ist  
System, ist  eben das System der politischen 
Diffamierung des Gegners ! 

Ich gebe zu : Ich habe gestern ganz hart 
gesagt :  Wenn uns in diesem Zusammenhang 
eine Regierung erklären muß, es gibt keine 
Alternative als die Kapitulation - so wie 
wir es meinen, daß es sich um eine solche 
handelt - vor der Ubermacht des Gegners, 
vor all den Vorteilen, die er selbstverständ­
lidl ins Feld zu führen hat, dann trete die 
Regierung zurück! 

Ich darf - auch hier nicht um Emotionen 
wachzurufen, sondern nur um historische 
Fakten in Erinnerung zu rufen - an den 
sozialistischen Außenminister OUo Bauer er­
innern. Kennen Sie seinen erschütternden 
Brief, den er an Renner geschrieben hat, als er 
zur Kenntnis nehmen mußte, daß die österrei­
chische Friedensdelegation in Saint-Germain 
kapitulieren m ußte, und zwar auch kapituliert 
hat, um das Opfer Südtirol zu bringen? Bauer 
hat gesagt - ich zitiere ihn sinngemäß -: 
Ich verschließe mich nicht, daß die Delegation 
vor großen Schwierigkeiten steht und daß 
sie ihre Gründe gehabt haben wird, ihre 
Unterschrift unter dieses Friedensdiktat zu 
setzen. Aber mit meinen Auffassungen von 
den Aufgaben eines österreichischen Außen­
ministers in der Südtirolfrage ist eine solche 
Handlung nicht vereinbar, und ich ziehe die 
Konsequenzen und trete zurück ! - Es war 
insbesondere ein Akt der Demonstration 
gegen jene , die dieses Vertragswerk diktiert 
haben. Darüber besteht auch heute kein 
Unterschied in der Weltmeinung, daß dieses 
Vertragswerk die Quelle von so viel Unglück 
war, das über uns alle in den folgenden 
Jahren und Jahrzehnten gekommen ist. 

Darum treten wir auch in der Südtirolfrage 
im Interesse einer Regelung, die nicht schon 
wieder die neuen Komplikationen, Gefahren 
und Explosionen in sich schließt, für eine 
saubere und eine klare Regelung ein und 
sind der Meinung, besser wäre gewesen, 
diesen Weg so lang zu gehen, bis er zum 

Erfolg führt, ehe man eine solche Kapitula­
tionsurkunde unterschreibt. 

Ich sage noch einmal - ich komme dann 
in diesem Zusammenhang auch auf die Aus­
führungen des Herrn Außenministers noch 
zurück - :  Es muß doch einen Grund haben 
- ich wiederhole es -, daß Italien zwei 
Jahre lang darum gerungen hat, die IGH­
Paraphierung an die erste Stelle dieses so­
genannten Operationskalenders zu bringen! 
Oder wollen Sie uns wirklich unterstellen zu 
glauben, daß nur eines völlig bedeutungslosen 
ineffektiven optischen Erfolges willen Italien 
so sehr darauf bedacht war, das zu tun? 

Es ist ja nicht unsere originäre Auffassung 
- ich verweise noch einmal darauf -: Sie 
werden doch den Kanonikus Gamper nicht 
verdächtigen, daß er ein Chauvinist war oder 
daß er aus der Basis einer parteipolitischen 
Einstellung heraus die Südtirolfrage gesehen 
hat. Gamper hat, solang er gelebt hat, ich 
möchte sagen bis zum letzten Atemzug, vor 
der Falle des IGH gewarnt I Und Gschnitzer 
hat das hier im Haus zu wiederholten Malen 
getan und es als berufener Rechtslehrer aus­
führlich begründet. 

Heute hat der Abgeordnete Bassetti - ich 
war einen Augenblick lang bereit zu glauben, 
um die Debatte in ein etwas ruhigeres Ge­
wässer zu bringen - damit eingeleitet, daß 
er anerkannt hat, wir haben Bedenken vor­
gebracht, die man sich sehr wohl zu Herzen 
nehmen werde, über die man durchaus disku­
tieren könne. Gestern hat der zweite SpreCher 
der OVP damit eingeleitet, daß er gesagt hat, 
ich habe hier eine Wahl- und Parteirede ge­
halten. Er hat gesagt : Wir verleumden - wirf ,  
ich ! ,  hieß das also gestern - die Ver­
treter Nord- und Südtirols, die sich für 
diese Regelung mit knapper Mehrheit ausge­
sprochen haben. Ja, meine Damen und Herren, 
ich habe gestern schon gesagt: Ich bin nicht 
der Meinung, daß Sie durch Ihr Ja zum Paket 
und zum Operationskalender die fast 45 Pro­
zent jener Südtiroler Delegierten, die geglaubt 
haben, nein sagen zu müssen, verleumdet 
haben. Ich glaube auch nicht, daß Sie die 
Zehntausende von Südtirolern, die diese 
Lösung nicht gutheißen, mit Ihrem Ja ver­
leumdet haben. Sie haben das uns unterstellt. 

Und nun eine Frage: Ich glaube, es ist in 
den letzten 20 Jahren hier im Hause kaum 
einmal ein Gegenstand behandelt worden, der 
zu so massiven Interventionen der Bevölke­
rung, von Einzelpersonen, von Verbänden ge­
führt hat, wie gerade die Südtirolfrage. Wie 
ist es dann? Wenn die Union für Südtirol, 
die uns in Aufrufen beschwört, der Bergisel­
Bund, der uns in Interventionen bestürmt, der 
Freundeskreis Südtirols, also Menschen, die 
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aus e iner zweifels fre ien idealistischen Haltung kanzlers durchzuführen. Ich weiß selbstver­
in den schweren vergangenen und künftigen ständlich, daß Sie nach der Verfassung im 
Jahren, wie wir sagen müssen, versucht haben, Rahmen Ihrer eigenen Ministerverantwortlich­
durch ihren Einsatz, durch ihr Opfer die Lage keit nach bestem Wissen und Gewissen han­
der Südtiroler zu lindern, insbesondere die deIn, aber ich weiß auch, wie weit diese Ihre 
Lage der politischen Häftlinge zu erleichtern, Handlungsfreiheit einfach durch Fakten ein­
wenn alle diese Verbände Bedenken vorbrin- geschränkt ist, und respektiere das auch .  Aber 
gen, wenn alle diese Verbände warnen , sind wenn Sie sich mit der OVP identifizieren, 
auch das Verleumder in Ihren Augen, Herr Herr Bundesminister, dann müssen Sie - was 
Dr. Leitner? Oder sind die von mir nach Herrn gar nicht meine Absicht war - auch zur 
Regensburger zur Räson gepfiffen? Ich glaube, Kenntnis nehmen, daß ich der Bundesregie­
hiM kommt doch eine echte Sorge zum Aus- rung und der OVP in diesem Zusammenhang 

druck. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i t n e r : Das Wortbrüche vorwerfe und einige davon gleich 
habe ich gestern auell gesagt, daß ·wir diese begründen werde. 
Sorge anerkennen, Herr Kollege, wenn Sie Meine Damen und Herren ! Unsere große au/gepoßt haben!) Sie haben gesagt, daß ich Sorge seit Jahren war ja immer die - und 
hier eine Pa�t

l
eire �e geha�e.n habe, eine \Nahl� . das Gruber-de Gasperi�Abkommen im rede, daß 1m dl� Pro-.;:,tlmmer verl,eu�md� L ,  gleichen Gegenstand und das damalige Vor­habe, und heute �st ges�gt wOTden� ,��I: �nr ! gehen hat diese Sorge j a  ausreichend begrün­

D:ma?ogen �u.f aem Rucken der �uuhr��e,_ � !  de t _, daß man die Volksvertretung. vor hIer smd. Das 1st gesagt worden. (Ang. Dl! .. . ! vollendete Tatsachen stellen werde WIe es lng. Dr. L e i t r:- e � : Sie re�en heute an�eTS ! nun inzwischen geschehen ist. Wir' beraten als �est:rn!) Nem, l�h r�de n.lcht �nders . (J.ibg. i ja nicht über etwas, was wir entscheidend 
Z e 1 1 1 1  n g e r: WIr smd Ja nIcht von der i ändern könnten, ohne daß diese Bundes­
O"��I .daß wir j

.
eden Tag an�er8 Tede�!) Ich ; regierung vor der Weltöffentlichkeit nicht 

p:a�lslere nur eme ganze ReIhe von Dmgen, i endgültig das Gesicht verlieren würde, wa<.) 
dIe Ich gestern gesagt habe. . . I ich persönlich gar nicht bedauern würde. Nicht 

Und nun, meine Damen und Herren, el111ges i Os terreich würde das Gesicht verlieren, Oster­
z�. 

d�m, was der Herr �undesminister fi.�r .�ns - ! reich hat noch nicht gesprochen, Osterreich 
wartlge AngelegenheIten von der. Mmls lcr- : sitzt hier auf den Bänken, nicht da oben auf 
bank aus gesagt hat. Ich stehe �lCh.t an Z'.l I der Regierungsbank. Ich habe ge.fürchtet, daß 
erklären, daß ich immer der Memung '.var, :, Sie dieses Osterreich erst dann zu \!\fort 
in einem auf gegenseitigem Respekt beruhen·- kommen lassen, wenn vollendete Tatsachen 
den guten persönlichen Verhältnis zmn HeG"D. geschaffen sind. 
Außenminister zu sein. Herr Außenmin lsteri  i T '  h b '  - B ; " .- 1 "/ ' 1 
I ;t... h ' . k '  W t . 'j '. �, 1 - + 0 ' V\ Ir . a en In unser en e,.trugen zun, h.apüe. 

Cl! aoe mIt eInem or - IC.l !la u e .. .1e1..t v_ · A' Cl • h b b , . h '  . R d d f h ' l '  1 : . ' liberes, "\fIr a en a, er aUeLl In za lretchen meIne e e arau In nOCtl emma.� naCtig c - i . , r 

1 Ih t �t 11+ d R S '  I , ,,.T t : Anfragen versucht, dI'e RegIerung lestzu-
esen - nen un er", e 0, a�J le "c as v , 0 1' : - "'1 d ß d � ' !  t 1. ;  h S' b ho "  h " t  J·h � t , ·  t J 1t d n " i . I llag ,_ n , a J a,:, nlCtl gesCll,e t. 1e waren ge roc _n aoten, . neU un eI S e .  , ,al) ,;:" e :  - 1 . h 'ß · ·h ·  I '  A . .. . . b h ·· · · .  b I etama s, le WOl J es me .t emma llTI ugen-hier formhch Wel�mngen gege en .aUen, a, er 

I bI ' ! . h 1 b b h '  ht R -. ß . J . . l '  1 ' t � 
. h f ICt\., lC 9 au e a er, noe nlc essoI t-Ich mu )te ml CLl natur letl ffil L.WISC en1'u en . . t b ' cht d h" I t d ß S· , 1 t d ß : 1l11nlS er, was a er nl aran Inc er c, a zur Wehr setzen, als le Gavon reue en, a )  

1 kl Z d' d H 1 ' d • r h" b ' ll ' b. '  , t � .. : .  _are usagen, le em ause ner von e r  I ch  s ozusagen ler mit 1 Igen " .. Hhlmerr b.1 
I 

n ·  B d k I b ,. i . h h ' b1 ß' B ' ü.eglerung, vo:n un es �anz er gege en wur-vorgegangen ware, Gaß IC ler 0 erraup- d ' t  d . t . 
V h . d S ·· d  

, .. S ' h 1 • r I en, IDl em J e  zlgen orge en In er u -tungen aufgestellt natte. 1e d,)en sle,. � .  F b ' d schützend vor die OVP gestellt, Sie haben clro_Hage ge - rocnen wur en. 

gestern wörtlich gesagt : Sie haben cler OVP I Am 8. Feber 1 967 habe ich mit einer ent­
eine Vielzahl von �ortbrüdlen vor?e�:orfen, s�r�c:hendeil Präambel folLge�de Fra�en an. den 
Sie haben dann kem konkn:tcs BelspIel ge · I Her rn Bundeskanzler be trerfend dw Halmng 
nannt. - l'-.·-1ir ist jedenfalls nicht bewußt, dcß ' der Bundesregierung in der Südtirolfrage 
wir in irgendeiner Phase der Verhandlungen 11 gerichtet. 
unser 'V/ort gebrochen hätten. Wir haben ganz , , 1 . Ist die Bundesregierung bereit,  die inter-
im Gegenteil und so weiter. - nationale Absicherung des Abkommens mit 

Herr Bundesminister, ich bekenne hier, ich I ItaliGl1 a ls dessen integrierenden B2s ;'andteil " '  
habe bisher keinen Anlaß gehabt , Ihnen per- 1 - nämlich des Abkommens "zu fordern 
sönlich irgendwelche unlauteren, fahrlässigen : und der Volksvertretung das Verhancllungs­
Absichten oder Handlungen zu unterstellen; i ergebnis vor der Unterzeichnung eines solchen 
wirklich nicht. Ich schätze Sie als Diplomaten, I Abkommens zur Beratung und Beschluß ­
ich weiß, daß Sie es hier als beamteter Minister fassung vorzulegen?" 

keineswegs leicht haben, die Aufträge eIes Antvlort des Bundeskanzlers am 7 .  April : 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Vize- "Die Bundesregierung bejaht diese Frage. "  
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Ich glaube nicht, daß Sie es sich j etzt so i Abgeordnete Leitner herauskommen und be­

einfach machen und sagen können, es ist I haupten, daß es nicht stimme, oder der Herr 

ja kein Abkommen unterschrieben worden. I Abgeordnete Kranzlmayr, der im Augenblick 

Das ist nämlich auch eine Möglichkeit, sich I nicht da ist, widersprechen. 

hier des Vorwurfs gebrochener Versprechen Meine Damen und Herren!  Es gab 1 967 
zu entziehen. Aber für jeden, der - was Sie eine ganze Reihe von sehr konkreten An­
jetzt von den Italienern fordern - nicht nach lässen, die es uns angezeigt erschienen ließen, 
dem Buchstaben, sondern nach dem Geiste , mindestens durch eine Debatte der Beratenden 
nach der Absicht der Frage und nach dem Versammlung des Europarates oder durch eine 
Geist und der Absicht der Antwort geht, Beratung in der Südtirol-Subkommission auf 
heißt das ganz klar : Wir werden dem Hohen Italien einen moralischen Druck auszuüben. 
Haus die Dinge, die wir in Südtirol zu unter- Sie waren anderer Meinung ; das ist Ihr gutes 
nehmen gedenken, zur Beratung vorlegen. Recht. 
Das haben Sie aber nicht getan. Wir beraten 
jetzt Punkt 4 des Operationskalenders. Sie 
erwarten unsere Zustimmung in einem Zeit­
punkt, wo Sie bereits die Weichen gestellt 
haben. 

Herr Bundesminister! Sie wissen : Ich habe 
�n diesem Zusammenhang darauf verwiesen, 
daß in einem noch viel komplexeren, schwieri­
geren und exp:os�veren Streitfall, im Nahost­
l:.onflikt, durchaus gle.ichzeitig auf mindestens 

Frage zwei : "Ist die Bundesregierung bereit, drei Ebenen verhanc:�_elt und versucht wird, 
den Inh;:tlt des ausgehandelten ,Paketes' de:m diesen gefährlichen Streit beizulegen. Ich habe 
Nationalrat zur Beratung vorzulegen?" gesagt : Ich sehe nicht ein, warum man das 

Antwort des Herrn Bundeskanzlers am 

7. April 1 967 : "Die Bundesregierung ist dazu 
bereit. " 

Ja, na türlich, wir könnten jetzt eine Debatte 
über das Paket beginnen, aber ohne jede 
pol itische Bedeutung und Wirksamkeit,  denn 
Sie haben inzwischen den Operatiol1skalendw 
in Gang gesetzt und Sie haben Ihr Ja zum 
Operations:�a1ender bereits ausgesprochen 
und ich glaube nicht, daß Sie es hier wider­
rufen werden oder widerrufen könnten. Das 
ist nur e i n  e s der Dokumente, die ich in 
diesem Zusammenhang vorlegen möchte. 

Es i s t  noch eine Reihe von solchen Doku-
. menten da. Es wird an Ihnen liegen, ob Sie 
das wahrmachen, was der Abgeordnete 
Bassetti gesagt hat, daß Sie unsere Aus­
führungen als einen Beitrag werten, der wirk­
lich aus der echten Sorge um Südtirol kommt, 
oder ob Sie fortfahren, uns der Demagogie 
und ähnlicher Dinge zu zeihen. Das ist nicht 
an Sie , Herr Bundesminister, sondern an die 
Bank der Regierungspartei gerichtet. 

Ich werde dann weitere Dokumente vor­
legen. Schließlich werde ich Ihnen die Gedächt­
nisprotokolle über die zahlreichen in diesem 
Zusammenhang von mir mit Ihrem Amts­
vorgänger geführten Aussprachen, Herr 
Bundesminister Dr. Waldheim, vorlegen. 

Ich habe mich genötigt gesehen, in einem 
anderen Zwischenruf zu sagen, daß Sie uns 
in unserem ständigen Bemühen, auch die 
europäischen Instanzen in der Südtirolfrage 
unabhängig von den Expertenkontakten zu 
mobilisieren, gehindert haben. Sie haben ge­
sagt, das sei eine Behauptung, dafür gebe es 
keinen Beweis. Auch aus diesem Kapitel nur 
zwei Dinge. Dann kann vielleicht der Herr 

nicht auch in der Südtirolfrage tun kann. 

;\1s ich im September 1 967 vor dem Europa­
l at d�s Vlort ergreifen wollte, hat mir die 
o VP-Dele:;ation über W eisung aus "Wien 
- ich -will vorerst nicht sagen , woher diese 
'.'lei sung kam, jedenfalls kam sie allS Wien; 
auch dafür kann ich die Beweise vorl egen, 
ich kann den N amea nennen - die Vvort­
ergreifung dadurch unterbunden, daß man mir 
c�en Sitz nicht eingeräumt hat, der mir dort 
zusteht. Herr Abgeordneter Kranzlmayr! Ich 
rufe Sie ais Zeugen an. S timmt das ? (Abg. 
Dr. K r  a n  z 1 m a y r: So ist es auch gerade 
nicl1 t!) Auch gerade nicht! (Abg. Dr. K r  a n z 1-
m a y r: Sie müssen auch die Besprechungen, 
die damals innerhalb deI Delegation statt­
gefunden haben, envälmen!) Dann werde ich 
die Kollegen aus der sozialistischen Fraktion 
als Zeugen aufrufen. 

Sie haben es mir über Weisung aus Wien 
(Abg. DI. K I a n z 1 m a Y I :  Absolut falsch!) 
:nit der Begründung, die Erör terung der Süd­
tirolfrage würde zu einer Klimaverschlechte­
rung führen - damals war Tonch': noch der 
Meinung, wir stünden vor dem Abschluß -, 
in undemokratischer \Aleise unmöglich ge­
macht, dort als Abgesandter zu sprechen. Sie 
haben es selber bedauert. 

Sie wissen, daß diesem VorfaU dann eine 
:eratung der Delegation gefolgt ist, bei wel­
cher ganz klar und unmißverständlich fes t­
gelegt wurde , daß ein solches Vorgehen künf­
tig nicht mehr möglich ist. (Abg . Dipl.-Ing. 
Dr. L e i  t n e  r: Haben wir im Jänner 1 968 
gemeinsam die Südtirolfrage im EUIoparat 
behandelt?  Das war damals vorb ereitet von 
allen drei Parteien! - Abg. M e  1 t e  r: Er 
schreit immer dazwischen!) Laßt ihn nur! Er 
kommt genau in meine Gasse ! 
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Wie war es? Sitzung der Beratenden Ver­
sammlung im Jänner 1 968 : Im Bemühen, von 
uns aus eine gemeinsame Linie . . .  (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. L e i t n e r macht eine Hand­
bewegung.) Lassen Sie mich doch einmal 
reden, Herr Dr. Leitnerl (Ruf bei der OVP: 
Er redet eh kein WortI) Er hat schon wieder 
angesetzt. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Am 
Wort ist der Abgeordnete Dr. Scrinzi. (Abg. 
Robert G r a f: Nein! Er hat nur gegähnt! Sie 
verwechseln das!) Also vielleicht lassen wir 
diese tiefgründige Debatte über Gähnen und 
dergleichen! Am Wort ist Dr. Scrinzi. 

demokratischen und europäischen Geist dieses 
Landes sehr spricht -, die von der Beratenden 
Versammlung mit den Stimmen der Italiener 
für Südtirol eingesetzte Subkommission da­
durch handlungsfähig zu machen, daß Italien 
seine Mitglieder dorthin entsendet. Für den 
Fall, daß es gelingen sollte oder gelingen 
würde, die Subkommission in irgendeiner 
Weise in Aktion zu bringen, mindestens in 
der Form, daß sie mit einem Zwischenbericht 
über den Stand der Verhandlungen befaßt 
würde, sind wir übereingekommen, nicht in 
der Beratenden Versammlung zu reden, weil 
es uns dort genauso wenig wie hier darauf 
ankam, einen optischen Erfolg zu erzielen, 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend) : Wir sondern weil es uns vielmehr darum ging, 

haben im Bemühen, in der Südtirolfrage vor I für Südtirol etwas zu erreichen. Für den 

dem Forum des Europarates möglichst ge- anderen Fall war vereinbart, daß alle drei 

schlossen aufzutreten . . . (Abg. Dr. K r  a n  z 1- Parteienvertreter das Wort ergreifen. 

m a y r: Jetz t  sagen Sie es!) Die armen Ange- Ich habe mich mit Ihrem Bundesrat Goess 
und auf der anderen Seite mit Herrn Abgeord­
neten Czernetz - es kann auch Abgeordneter 
Gratz gewesen sein; das weiß ich im Augen­
blick nicht - bemüht, die Sub kommission 
sozusagen flottzumachen. Wir sind kläglich 
gescheitert. Das brauche ich nirnt näher auszu­
führen. 

klagten, die jemals einen so ungeduldigen 
Staatsanwalt hatten I - Gedulden Sie sich 
doch einen Moment, Herr Dr. Kranzlmayr! 
Wir haben im Bemühen, im Europarat als 
österreichische Delegation in der Sache Süd­
tirol geschlossen aufzutreten, eine Vorbespre­
chung in Innsbruck empfohlen, die dann, was 
ich dankbar anerkenne, auch die Zustimmung 
des Herrn Außenministers gefunden hat. 
Bundesrat Goess und ich waren es, die dieses 
Gespräch initiiert hatten. Alle drei Fraktionen, 
glaube ich, waren vertreten. Es war der 
Tiroler ' "  (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i  t n e  r: 
Uns haben damals die Sozialistische Partei 
und die FPO gehindert, an der Konferenz 
teilzunehmen! - Abg. G r a t  z: Wir sind nicht 
dazu da, Ihre Mehrheit zu garantieren!) Sie 
irren sich! (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i t n e  r: 
Nein!) Das war an einem anderen Kalendertag, 
aber vielleicht kommt der Herr Abgeordnete 
Gratz noch darauf zu sprechen. 

An dieser im Jänner stattgefundenen Bera­
tung haben alle Parteienvertreter teilgenom­
men. Sie stand allerdings unter dem Unstern 
schwerer Schneefälle;  der Außenminister ist 
mit einer Verspätung von etlichen Stunden 
gekommen. Herr Außenminister! Sie erinnern 
sich :  Sie mußten, glaube ich, im Unterinntal 
auf PKW umsteigen und auf diese Weise 
anreisen. Das war eine Panne, und diesen 
Schneefall haben nicht die Freiheitlichen ver­
ursacht; das kann ich Ihnen versichern. 

In dieser Besprechung wurde der Modus 
procedendi genau festgelegt, unter welchem 
wir in der Beratenden Versammlung das Wort 
ergreifen würden. Ich fasse zusammen. Es 
standen zwei Dinge zur Debatte : Unser erstes 
Anliegen war, eine Zusage seitens der 
Italiener zu erreichen, die Subkommission 
- auch ein Verhalten Italiens, das für den 

Daraufhin fand eine Beratung statt, in wel­
cher eine Depesche aus Wien vorlag. In dieser 
Depesche wurde dringend ersucht, die Süd­
tirolfrage in der Beratenden Versammlung 
nicht anzuschneiden. Man stand wieder einmal 
sozusagen fünf Minuten vor der Lösung : 
Jänner 1968. Seither sind zwei Jahre ver­
gangen. Als ich dann gesagt habe : Meine 
Herren! Jetzt tritt der zweite Teil unserer 
Innsbrucker Vereinbarung in Kraft, j etzt 
müssen wir reden! ,  haben Sie es zuerst ab­
gelehnt. Erst, ich muß hier sagen, meine 
Drohung - so haben Sie es offensichtlich 
empfunden -, daß ich dann eben allein reden 
werde und daß allenfalls die Kollegen der 
Sozialistischen Partei reden werden, hat Sie 
veranlaßt, dann doch zu dieser Vereinbarung 
zu stehen. Irn sagte : Wollen Sie warten, daß 
wir dort gewissermaßen von Italienern zuge­
deckt werden und daß die Delegierten der 
Regierungspartei Osterreichs schweigen? Auf 
diese Weise haben wir die Südtiroldebatte 
erzwingen müssen. Sehen Sie, davon habe ich 
gestern geredet. Ich bin gerne bereit, wenn 
Sie behaupten, daß das nicht richtig ist, wei­
tere Beweise dafür vorzuleg·en. 

Herr Bundesminister I Sie haben mir gestern 
auch etwas unterstellt, was ich zumindest 
nicht in der Form gesagt habe, wie Sie es 
in Ihrer Replik vorgebracht haben. Ich hätte 
nämlich gesagt, daß Sie auf die Regional­
autonomie verzichtet hätten. Das habe ich 
nicht gesagt. Ich habe nur ausgeführt, daß Sie, 
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insbesondere wenn man die Streitbeendi­
gungserklärung betrachtet - die dem Hause 
bisher nicht vorgelegt wurde -, mit dieser 
bescheinigen, daß das Gruber-de Gasperi­
Abkommen nur mehr der Judikatur des IGH 
unterliegt und daß Sie, natürlich mit Vor­
behalten, aber faktisch den italienischen Stand­
punkt vertreten, den Moro al s Ministerpräsi­
dent - auch das kann ich Ihnen hier 
zitieren - in seiner Regierungserklärung 
1 966 in der römischen Kammer wiederum 
unterstrichen hat, daß das Gruber-de Gasperi­
Abkommen, in dem uns die Regional­
autonomie für die Provinz Bozen zugesichert 
war , erfüllt sei. Ich habe das gar nicht so 
behauptet, wie Sie es gesagt haben. 

Aber Sie, Herr Bundesminister, haben den 
Beweis für eine von mir nicht aufgestellte 
Behauptung erbracht. Denn Sie haben dann 
ausgeführt, nicht erst die jetzige Regierung 
habe die Forderung auf Regionalautonomie 
nicht mehr gestellt. Nun überlasse ich es dem 
Urteil des einzelnen zu sagen, daß im Ver­
zichten auf etwas oder der Verzicht, etwas 
zu fordern, ein fundamentaler Unterschied sei. 
Ich finde nur -,-- sollte ich Sie gestern richtig 
verstanden haben -, daß Sie selbst damit 
ausgedrückt haben, daß das Thema der echten 
Regionalautonomie von Ihnen dort nicht mehr 
zur Diskussion gestellt wurde. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich gleich noch 
einmal daran erinnern, daß das Nichtvorlegen 
der zwar mit Italien und den italienischen 
Parteien vereinbarten Streitbeendigungserklä­
rung eine Mißachtung des Hohen Hauses 
darstellt. Denn Sie wissen nach den von 
Ihnen gepflogenen Kontakten, daß diese 
Streitbeendigungserklärung ein integrierender 
Bestandteil dessen ist, was Sie mit Rumor 
und Moro ausgehandelt haben. 

Nun kommt der nächste Punkt. Sie haben 
versucht - das ist auch in Meran gesche­
hen -, das schwerwiegende Haushaltsveto, 
mit dem ich mich gestern auseinandergesetz t 
habe, in seiner Bedeutung dadurch zu ent­
schärfen, daß Sie sagten, daß es das reziproke 
Veto in der Region gibt. 

Ich sehe davon ab, was Pasquali, der ehe­
malige DC-Bürgermeister von Rom, in diesem 
Zusammenhang im Trientiner Regionalrat ge­
s agt hat. Er stellte sich auf den Standpunkt, 
der im übrigen auch von österreichischen 
Staats- und Völkerrechtslehrern geteilt wird, 
daß sich die Auslegung dieses Kapitels über­
haupt nicht auf ein Regionalveto, sondern auf 
ein Veto der Provinz Trient bezieht. Pasquali 
sagte in diesem Zusammenhang, daß dieses 
Veto nur den sprachlichen Minderheiten ein­
geräumt werde. Da es aber in der Provinz 
Trient keine sprachliche Minderheit, sondern 

nur unterschiedliche Parteien, soziologische 
Gruppen und so weiter gebe, sei es von 
vornherein absurd anzunehmen, es könne auch 
für die Provinz Trient gelten. 

Ich darf auf die ausführlichen rechtlichen 
Meinungsäußerungen von Dr. Benedikter, der 
auf dem Gebiet sicherlich ein Fachmann ist, 
von Brugger und Alsaß verweisen, die sich 
mit dieser Frage sehr eingehend beschäftigen. 

Nun glaube ich auch nicht, daß es der 
richtige Weg zur Beendigung eines Streitfalles 
ist, wenn man die Auseinanders etzungen zwi­
schen ethnischen Gruppen auf zwei so frag­
würdige Instrumente, wie es das Vetorecht 
ist, stellt. Davon haben wir klassische und 
aktuelle Beispiele. Ich darf an die verhängnis­
volle Rolle des Vetos etwa im Weltsicher­
heitsrat erinnern. Ich glaube nicht, daß dieses 
Vetorecht dort ein wesentliches Element zur 
Entwiddung von Frieden und Gerechtigkeit 
in der Welt darstellt. 

Sie haben auf einen schwerwiegenden Ein­
wand, daß das ganze Paket keine Feststellung 
darüber enthält, wer zu dieser Minderheit 
gehört, kein Wort erwidert. Sind die Vor­
gänge in der Gemeinde Burgeis und ähnliches 
völlig Ihrer Aufmerksamkeit und der Auf­
merksamkeit Ihrer Experten entgangen? Hat 
man vergessen, mit welchen Manipulationen 
man hier mit allen Mitteln versucht, diese 
Bestimmungen zu unterlaufen? Daß "Sto&­
italiener" plötzlich zur ethnischen Minderheit 
der Deutsch-Südtiroler gehören? Das Paket 
enthält keine Festlegung darüber. 

Herr Bundesminister! Sie haben gesagt : 
Wir geben nichts aus der Hand. Wir haben 
die Streitbeendigungserklärung quasi als die 
Atombombe in der Hand. - Was ist diese 
Streitbeendigungserklärung? Natürlich legt 
Italien Wert darauf, auch vor der Weltöffent­
lichkeit bescheinigt zu bekommen, daß kein 
Streit mehr anhängig ist. Aus propagandisti­
schen, optischen Gründen ist das gewiß für 
Italien durchaus ein Ziel. Es hat aber keines­
wegs die Bedeutung, daß Italien bereit ist, da­
für eine echte Gegenleistung zu erbringen. Das 
ist wenigstens unsere Auffassung. 

Worum geht es Italien und den Italienern? 
Ich unterscheide hier sehr genau zwischen 
der italienischen Regierung und einzelnen 
italienischen Parteien und dem italienischen 
Volk. Mit dem italienischen Volk haben wir 
keine wesentlichen Differenzen. Das wird j eder 
feststellen können, der mit Italienern Kontakte 
hat. Ich habe eine ganze Reihe von freund­
schaftlichen Kontakten mit Italienern. Ich habe 
schon gestern zum Ausdruck. gebracht, daß 
ich nicht der Meinung bin, es handle siro 
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hier um einen Streit zwischen Völkern, 
sondern es handelt sich hier um die Rückzugs­
gefechte chauvinistischer Nationalisten, welche 
bezüglich des Südtirolproblems glauben , ihre 

innenpolitische Suppe in Italien kochen zu 
müssen. 

Sie haben gesagt : Wir geben nichts aus 
der Hand. "Vir haben im Punkt 1 die IGH­
Paraphierung . Später haben wir dann die 
Unterzeichnung des IGH, wobei Sie ja zur 
Kenntnis nehmen können, daß es wahrschein­
lich für diese Unterzeichnung in einem kom­
menden Parlament keine Mehrheit mehr geben 
wird. 

Wir geben aber etwas anderes aus der 
Hand : das ist die Zeit. Haben wir im Gruber­
de Gasperi-Abkommen durch den Verzicht 
auf klare Definition der territorialen Grenzen 
des autonomen Gebietes etwas aus der Hand 
gegeben , was sich noch heute verhängnisvoll 
auswirkt, so geben wir mit Ihrem Operations­
kalender etwas aus der Hand, was sich noch 
viel schwerwiegender auswirken wird. 

Meine Damen und Herren! Sie haben mit 
Recht gesagt, Italien habe es im Operations­
kalender übernommen, binnen 45 Tagen die 
Vorlage für das Verfassungsgesetz einzu­
bringen . Sie haben mit Recht gesagt, Italien 
habe es übernommen, dann binnen Jahresfrist 
die einfachen Gesetze einzubringen. Und Sie 
haben angedeutet , man rechn e,  man erwarte 
- und auch Moro hat das zum Ausdruck ge­
bracht -, daß es eines Zeitraumes von vier 
bis fünf Jahren bedürfe, bis dann das Pake t 
durchgeführt sei. 

Meine Damen und Herren! Wer die italie­

nische Verfassungswirkllchkeit, wer alle Mög­
lichkeiten , alle advokatischen Tricks kennt, 
mit denen man in Italien die Gesetzwerdung 
verhüten kann, der wird auch in dieser Frage 
- ganz abgesehen davon, daß es keine Ver­
einbarung darüber gibt : ist in der und der Zeit 
durchzuführen, sondern nur zwei Termine :  
wann ist einzubringen - doch nicht verkennen 
können, daß wir den Zeitfaktor als ein ganz 
entscheidendes Instrument aus der Hand ge­
geben haben. 

Wir werden in der kommenden Legislatur­
periode schon Gelegenheit haben, uns darüber 
auseinanderzusetzen. 

Warum ist der Zeitfaktor so bedeutend? 
Weil in diesen vielen, vielen Jahren, die 
selbst bei gutem Willen Italiens die Durch­
führung des Paketes und die Verifizierung 
des Operationskalenders braucht, die italie­
nische Unterwanderung fortgeht. 

Darf ich Ihnen hier noch einmal nur zwei 
Zahlen nennen. Es betrifft die Zunahme der 
beiden Bevölkerungsteile von 1 951 bis 1 967. 

Sie wissen, die deutsche Volksgruppe, eine 
heute vorwiegend bäuerliche Bevölkerung , ist 
eine sehr geburtenstarke und geburtenfreudige 
Volksgruppe. Trotzdem - wie sieht die Bilanz 
aus? Die italienische Zunahme in diesem Zeit­
raum plus 19.389, deutsche Abnahme minus 
2 1 . 1 27. 

Infolgedessen bin ich der Meinung, daß 
wir mit der Unterlassung einer Terminisie­
rung, bis zu welchem Zeitpunkt diese un­
zureichenden Maßnahmen durchzuführen sind, 
einen schweren Faktor unberücksichtigt ge­

lassen haben, etwas aus der Hand gegeb en 

haben, was wahrscheinlich schwer gutzu­
machen ist. 

Sie haben noch etwas anderes unternommen. 
Das ist so ein bißchen untergegangen. Das 
war eine weitere Kapitulation, das war eine 
weitere Demütigung. Wir wissen ja, daß 
ursprünglich in der Regierungserklärung eine 
Distanzierung Osterreichs vom Terrorismus 
enthalten sein sollte. Osterreich und dieses 
Hohe Haus haben nie ein Hehl daraus ge­
macht, daß es die Anwendung der Gewalt 
als kein Mittel zur Lösung von Streitfällen, 
die zwischen benachbarten kultivierten und 
zivilisierten Völkern anhängig sind , betrachtet. 

Wir haben sagen müssen, daß der Ausbruch 
des Widerstandes nach all dem unsagbaren 
Leid, das diese Volksgruppe seit 1 9 1 8  durch­
gemacht hat, verständl ich ist. Was aber keines­
wegs bedeutet, daß wir deshalb das Mittel 
der Gewalt empfohlen haben, was keineswegs 
bedeutet, daß wir verkannt hätten, daß dieser 
Streitfall von gewissen ausländischen Kräften 
dazu benützt wurde , den Sprengstoff im freien 
Europa zu vermehren und die Spannungen 
zu erhöhen. 

Dazu hat das österreichische Parlament sich 
oft genug geäußert. Mir ist aber nicht er­
innerlich, daß etwa von den Italienern ver­
langt wurde, Italien solle sich von Terror­
akten der Italiener distanzieren. Kein Wort 
über Ebensee ; ja noch mehr - auch das soll 
hier gesagt werden, und auch dafür habe ich 
die Fotokopien der einschlägigen Dokumente 
und die Tatzeugen zur Hand, sie sitzen 
auf der Galerie . 

Als das Attentat in Ebensee, das also dem 
verdammenswerten Angriff auf der Porze­
scharte um Jahre vorausging, gesetzt wurde, 
ein Attentat, dem nur durch Zufall 30 Kinder 
lebend entgangen sind, und als die ersten 
Untersuchungen eingeleitet wurden , hat ein 
Zeuge - der sitzt auf der Galerie, und es 
ist im Bologneser Prozeß gegen die Attentäter 
aktenkundig - die österreichischen Kriminal­
behörden auf die Spuren der Attentäter ver­
wiesen. Er hat das italienische Fahrzeug und 
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er hat das Kennzeichen dieses Fahrzeuges 
bezeichnet. Diese Spuren haben Sie nicht 
verfolgt. Wissen Sie, was Italien, dem wir 
ja dann mit Recht Säumigkeit vorgeworfen 
haben bei der Verfolgung dieser Attentäter 
- sie hatten sich ja in der Zwischenzeit bis 
auf einen längst ins Ausland abgesetzt -, 
in der Anklageschrift, was der italienische 
Staatsanwalt dazu sagte : Die österreidlisdle 
Kriminalpolizei wurde von einem unmittel­
baren Zeugen auf die Spuren der Attentäter 
hingewiesen. Aber sie hat es bewußt unter­
lassen, diese Spuren zu verfolgen - ich 
zitiere hier den italienischen Staatsanwalt -, 
weil es ihr darauf ankam, den Befreiungs­
ausschuß für Südtirol mit diesem Verbrechen 
zu belasten. 

Sie wissen, wir haben hier im Hause wieder­
holt Gelegenheit gehabt, auf eine fragwürdige 
Zusammenarbeit von Konfidenten und auch 
von Vertretern der Staatspolizei auf diesem 
Gebiet hinzuweisen, und wir haben die Frage 
erheben müssen, ob das mit den Grundsätzen 
eines Rechtsstaates noch vereinbar ist. Aber 
auch unter dieses Kaudinische Joch haben Sie 
sich gebeugt, allerdings nicht in der Form, 
daß Osterreich in einer Regierungserklärung 
- das mutet man einem souveränen Staat 
zu - sich von Terrorakten distanziert, für 
die diese Regierung nicht verantwortlich ist. 
Sie haben es in Form einer Anfrage getan. 
Nach unserer Meinung ist das mit der Würde 
und mit dem Ansehen eines souveränen freien 
demokratischen Staates nicht vereinbar. 

Meine Damen und Herren I Unser Resumee 
in dieser Situation. Es ist doch unbestritten, 
daß es zwei Pakete gibt. Ich bitte, jetzt genau 
zuzuhören. Natürlich weiß ich - und die 
Regierung hat ja dem zugestimmt -, es gibt 
nur ein authentisches Paketj es liegt hier 
in italienischer Sprache. 

Uber ein zweites Paket, das nicht mit diesem 
identisch ist - und ich habe die Fotokopien 
der Briefe, die in diesem Zusammenhang ge­
wechselt wurden und die der Landesversamm­
lung in Meran vorenthalten wurden -, in dem 
nur ein Teil der Fußnoten enthalten ist, wurde 
in Meran abgestimmt. Wir haben zwei Rechts­
standpunkte wie seit 1 948. Wir haben eine 
Kompromißformel über die Auslegung, die in 
Kopenhagen erzielt wurde, und wir haben 
dazu - ich will es nicht wiederholen, es liegt 
im Original der italienischen stenographischen 
Protokolle hier vor - die verbindlichen Er­
klärungen der berufenen italienischen Spre­
cher, des Ministerpräsidenten, der damit Moro 
derogiert, wonach es nur einen authentischen 
Text und eine authentische Auslegung gibt, 
das ist die der Kammer und dem Senat vor­
gelegene. Wir haben ein Paket und einen 

Operationskalender, der mit der knappen 
Mehrheit von 52,9 Prozent der gewählten 
Südtiroler Vertreter mit zahlreichen Vor­
behalten - auch das darf nicht verkannt 
werden, wenn Sie sich die Entschließung der 
Landesversammlung in Erinnerung rufen -
angenommen wurde. Wir haben die 
Annahme einer allgemeinen politischen Er� 
klärung in der italienischen Kammer und im 
Senat, in der Kammer mit einer faktischen 
Stimmenzahl von 36 Prozent der dort Stimm­
berechtigten. Wir werden bald einen Ent­
schließungsantrag hier haben, der, wie schon 
gesagt, die von Italien geforderte Annahme 
einer Regierungserklärung ersetzen soll, mit 
einer Mehrheit von 5 1 ,5 Prozent. Wir haben 
keine internationale Verankerung, nicht die 
Spur einer solchen, und wir haben eine Zu­
stimmung Osterreichs, eine Streitbeendigungs­
erklärung, in der vor der Weltöffentlichkeit 
bescheinigt werden soll, daß der aus dem 
Gruber-de Gasperi-Abkommen sich �rge­
bende Streitfall erledigt ist. Sie kennen j a  
den Wortlaut der beiden Resolutionen - sie 
sind ja identisch, die 6 1 er war ja nur eine 
Wiederholung. Das bedeutet ja  diese Erklä­
rung, denn diese nimmt Bezug auf den Streit­
fall aus dem Gruber-de Gasperi-Abkommen. 
Sie kennen das Memorandum, das die Süd­
tiroler Minderheit, die in Meran unterlegen 
ist, Ihnen dazu unterbreitet hat. 

Herr Bundeskanzler I Sie wissen, was dazu 
der Senator Brugger bei der Besprechung in 
Innsbruck. gesagt hat. Sie können dom nicht 
sagen, daß das Bedenken sind, die nicht 
schweres Gewicht haben. 

Wir haben ein Paket, mit dem wir nicht 
mehr Maßnahmen zustimmen, die dem Schutz 
der deutschen und ladinischen Minderheiten 
im 50-Millionen-Staat Italien dienen. Sie wis­
sen, das letzte Komma aus der alten Präambel, 
die dies noch einmal im 67er-Paket festgelegt 
hat, ist ausradiert worden. Jeder Bezug auf 
das Staatsganze ist peinlich vermieden wor­
den, sondern wir haben misure, wir haben 
Maßnahmen, die Italien trifft, um das fried­
liche Zusammenleben in einem Lande zu ge­
währleisten, in dem, wenn das die Lösung 
ist, die über das SchiCksal Südtirols ent­
scheiden wird, vorauszuberechnen ist, daß 
diese deutsche seit über 1 000 Jahren ansässige 
Mehrheit des Landes - sie betrug 1 9 1 8  

97 Prozent - bald eine Minderheit sein wird. 
Eine Minderheit in jenem Lande, in dem 
heute noch ein Siegesdenkmal steht mit den 
Liktorenbündeln, mit jenen Beilen, unter 
denen Tirol nach Reut-Nicolussi Jahrzehnte 
gelebt hat. Ein Siegesdenkmal, auf dem heute 
noch steht, daß Italien in dieses Land gekom­
men sei, um Kultur, Sitte und Sprache zu 
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bringen. Das ist das Südtirol Walthers von 
der Vogelweide, das ist das Südtirol Oswald 
von Wolkensteins, das ist das Südtirol, wo 
ein Michael Gaismayr erster Vorkämpfer der 
Bauernbefreiung war. Das ist das Südtirol 
des Andreas Hofer, der gegen einen der 
ersten großen Diktatoren dieses Kontinentes 
sich erhoben hat. Das ist auch das Südtirol 
des Dr. Noldin, des Kanonikus Gamper und 
nicht zuletzt eines Reut-Nicolussi. 

Sie haben mit Recht gesagt, wir haben 
Grund, Sorge zu haben nach den Tönen, die 
in der römischen Kammer angeschlagen wur­
den. Aber es ist nicht nur das allein. Es ist 
jenes Südtirol, wo vor wenigen Monaten 
Italien es für nötig befunden hat, in einer 
provozierenden Demonstration seine Truppen 
aufmarschieren zu lassen. Nicht im befreiten 
Triest, im unterworfenen, im annektierten 
Südtirol ist das geschehen! 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das 
Hohe Haus und Südtirol haben Grund, diesem 
Tag und dieser Abstimmung mit tiefer Sorge 
entgegenzusehen. (Beifall bei der FPO.) 

schläge die gegenwärtig besterreichbare 
Garantie dafür, daß diese Maßnahmen Italiens 
zugunsten der Südtiroler Volksgruppe effek­
tiv werden. (Beifall bei der OVP.) 

Der Operationskalender stellt durch seine 
schrittweise Durchführung auch eine politische 
Absicherung internationaler Art dar. Warum? 
Weil wir uns bei Nichterfüllung seitens 
Italiens alle Wege zu internationalen Organi­
sationen offengehalten haben und diese Wege 
uns auch offenstehen. 

Der Vertrag über die Abänderung des Euro­
päischen Streitbereinigungsabkommens ist 
ein integrierender Bestandteil des Operations­
kalenders. Selbstverständlich wird dieser Ver­
trag zur gegebenen Zeit der souveränen Be­
urteilung und Beschlußfassung durch dieses 
Hohe Haus zugeführt werden. 

Die zweite Frage, die ich am 7. April 1961 
zu beantworten hatte, lautete : 

"Ist die Bundesregierung bereit, den Inhalt 
des ausgehandelten ,Paketes' dem National­
rat zur Beratung vorzulegen?" 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort 

der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es ihm. vom 7. April diese Bereitschaft dazu erklärt. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Herr Abgeord­
neter Scrinzil Sie haben in Ihrer Wortmel­
dung schon gestern von Wortbrüchen der 
Bundesregierung gesprochen und heute den 
Beweis dafür angetreten. Sie haben in zwei 
Punkten der Bundesregierung einen Wort­
bruch im Zusammenhang mit einer Anfrage­
beantwortung vom April 1 967 vorgeworfen. 
Und zwar soll dieser Wortbruch anläßlich der 
Beantwortung der ersten und der zweiten von 
Ihren vier Anfragen mit Datum 8. Februar 
1 961 erfolgt sein. 

Ich darf in Erinnerung rufen, wie Ihre erste 
Anfrage lautete. 

"Ist die Bundesregierung bereit, die inter­
nationale Absicherung des Abkommens mit 
Italien als dessen integrierenden Bestandteii 
zu fordern und der Volksvertretung das 
Verhandlungs ergebnis vor der Unterzeichnung 
eines solchen Abkommens zur Beratung und 
Beschlußfassung vorzulegen 1" 

Die Bundesregierung hat diese Frage bej aht. 
Es heißt in der Anfragebeantwortung zu 
Punkt 1 :  "Die Bundesregierung bej aht diese 
Frage. "  

Nun stelle ich hiezu fest : Die Bemühungen 
der Bundesregierung waren immer auf eine 
wirksame internationale Verankerung, wie sie 
der Parteiausschuß der Südtiroler Volkspartei 
gefordert hatte, gerichtet. Die Bundesregierung 
sieht in der politischen Absicherung der gegen­
wärtig zur Diskussion stehenden Lösungsvor-

Ich meine nun, daß auch in der Handlungs­
weise der Bundesregierung in der gegen­
wärtigen Situation kein Wortbruch zu dieser 
Antwort zu erkennen ist. Im Gegenteil. Das, 
was damals angekündigt worden ist, liegt 
heute dem Hohen Hause zur Beratung und 
Beschlußfassung vor. Es liegen Entschließungs­
anträge vor, über die das Hohe Haus abstim­
men wird. Einer davon wird auch das Bera­
tungsergebnis des heutigen Tages zur Be­
schluß fassung bringen. 

Uber das Paket hat dieses Hohe Haus eine 
originäre Beratung nicht durchzuführen. Das 
Paket ist woanders ausgehandelt worden. Aber 
die Beurteilung dieses Pakets ist in den Be­
ratungen gestern und heute in ausführlicher 
\'I/eise, nicht zuletzt ausführlich durch Sie, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, durchge­
führt worden. Es ist also auch diese Frage 
bej ahend beantwortet. Unsere Bejahung hat 
heute und gestern hiemit ihre Bestätigung 
erhalten. 

Ich muß daher namens der Bundesregierung 
diesen ungeheuerlichen Vorwurf, daß wir hier 
mit Wortbrüchen vorgegangen seien, auf das 
sChärfste zurückweisen. (Lebhafter Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Kranebitter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kranebitter (OVP) : Hohes 
Parlament unseres Vaterlandes !  In den 22 Jah­
ren, in denen ich durch das Vertrauen der 
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Wahlberechtigten meiner Heimat und des gan­
zen Landes in diesem Hohen Hause am Bau 
des neuen Osterreich mitarbeiten und das 
Wohl des österreichischen Volkes fördern hel­
fen durfte, haben jedes Jahr maßgebliche füh­
rende Persönlichkeiten unseres Staates und 
Volksvertreter aus allen politischen Parteien 
auch zum ungelösten Südtirolproblem Stellung 
genommen. Jede dieser Stellungnahmen war 
ein Beweis der hilfsbereiten Treue zu Süd · 
tirol und der brennenden Sorge um den Schutz 
der Lebenssicherheit und der Kultur seines 
Volkes. 

Nun ist es so weit, daß die vielen Bemü-­
hungen der offiziellen Anwälte Südtirols die 
Frucht eines konkreten Vorschlags zur Lösung 
des Südtirolproblems gezeigt haben. Der Herr 
Bundeskanzler hat dem Hohen Haus hierüber 
einen Bericht erstattet, über den nun als Auf­
takt zur Abstimmung die Diskussion abge­
führt wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren des Hohen 
Hauses ' Sie werden wahrscheinlich nicht er­
staunt sein, daß bei dieser Debatte auch ich 
mich zum Wort gemeldet habe. Denn es ist 
den meisten von Ihnen bekannt, daß ich als 
Bundesobmann des Bergisel-Bundes Oster­
reichs und als Vater der Union für Südtirol 
stets eine Lösung des Südtirolproblems im 
Sinne des Selbstbestimmungsrechtes erstrebte. 
Allerdings immer in entschiedener und kom-

. promißloser Ablehnung der Waffen der Ge­
walt. 

Ich scheue mich auch nicht, Ihnen und der 
Offentlichkeit heute bekanntzugeben, daß ich 
mich in den letzten Jahren auch angetrieben 
fühlte, in vielen Tausenden von geistigen 
Arbeitsstunden und Einsätzen die Vorausset­
zungen für ein Volksbegehren für Südtirol in 
Osterreich zu schaffen, das den Weg zur Ver­
wirklichung einer Lösung des Problems im 
Sinn des Selbstbestimmungsrechtes bereitet 
hätte. Die Durchführung des Volksbegehrens 
für Südtirol in Osterreich wäre dann aktuell 
geworden, wenn die Mehrheit der Delegierten 
zur Landesversammlung der Südtiroler Volks­
partei Paket und Operations�alender abge­
lehnt hätten. Das Mühen um die Anbahnung 
eines Volksbegehrens für Südtirol war der 
Grund, weshalb ich in den letzten Jahren hier 
im Hohen Haus zum Südtirolproblem nicht 
gesprochen habe. Ich hätte gegen die Stimme 
meines Herzens sprechen müssen. Das habe 
ich nicht zustande gebracht. 

Nun hat die Mehrheit der Vertreter des Vol­
kes von Südtirol am denkwürdigen 22. No­
vember 1 969 dem Paket und dem Operations­
kalender die Zustimmung gegeben. Im römi­
schen Parlament haben die Vertreter der Oppo-

sition in der Südtiroler Volkspartei auch das 
Ja zu dieser Lösung gesagt. 

Die Grundsätze der Demokratie verpflich­
ten nun auch mich, die Entscheidung der Süd­
tiroler zu respektieren, so wie sich die Führer 
der Opposition in der Südtiroler Volkspartei 
als Demokraten dem Mehrheitswillen gebeugt 
haben. (Beiiall bei der OVP.) So gebe auch 
ich - nicht unter dem Druck meiner Partei, 
sondern aus freiem Entschluß, wenn auch 
nicht mit frohem Herzen - dem Bericht und 
dem Lösungsversuch meine Zustimmung. 

Ich stelle aber ausdrücklich fest, daß aum ich 
die Leistungen aller Persönlichkeiten, die an 
der Erarbeitung dieses Lösungsvorschlags in 
Vergangenheit und Gegenwart mitgewirkt 
haben, respektvoll anerkenne. Denn sie konn­
ten auf Grund des Vertrages von Paris nur 
eine möglichst gute Autonomie für Südtirol 
im italienischen Staat erstreben. Und sie haben 
den Verhandlungspartnern Italiens die höchst­
möglichen Zugeständnisse abgerungen. 

Eine besondere Anerkennung gebührt dem 
Landeshauptmann Wallnöfer von Tirol, der 
mit vorbildlichem Verantwortungsbewußtsein, 
mit einer heißen Liebe zu Südtirol und mit 
einer leuchte�den Hilfsbereitschaft im Mühen 
um die Anbahnung einer möglichst guten Lö­
sung vorangegangen ist. (Beifall bei der OVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren des Hohen 
Hauses !  Der Herr Bundeskanzler hat im letzten 
Teil der Regierungserklärung festgestellt: 
"Der österreichischen Bundesregierung ist be­
wußt, daß es in unserem Land, vor allem in 
Tirol, bittere Erinnerungen gibt, die in der 
Geschichtserfahrung begründet sind. Die Bun­
desregierung glaubt sich j edoch mit dem öster­
reichischen Volk in der Auffassung einig, daß 
die Geschichte nicht Gefühle der Verfremdung 
oder gar der Feindschaft verewigen darf . . .  " 

Bundeskanzler Dr. Klaus konnte diese Uber­
zeugung auch im Namen des Tiroler Volkes 
zum Ausdruck bringen. Auch das Volk von 
Tirol wünscht, daß der unglückselige Geist 
der nationalen Abneigung zwischen Italien 
und Osterreich abgebaut und daß der Geist 
der Achtung und der Freundschaft zwischen 
heiden Völkern entfaltet werden möge. 
Dieser Wunsch wird durCh das einmütige Ja, 
das alle Verantwortlichen unseres Landes zu 
diesem Lösungsversuch sagen, eindrucksvoll 
offenbar. 

Mehrere Abgeordnete haben gestern einige 
historische Tatsachen aus der Leidens­
geschichte Tirols in die Erinnerung des Hohen 
Hauses gerufen. Ich fühle mich in dieser 
Stunde aber auch noch verpflichtet, Ihnen, sehr 
geehrte Volksvertreter - mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten -, in einer kurzen 
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Aufklärung die ganze erschütternde Größe und 
Tragik des Südtirolproblems vor Augen zu 
führen. Dies deshalb, damit , Sie das große 
Opfer ermessen können, das das Volk von 
Tirol vor 23 Jahren durch das Ja zum Pariser 
Vertrag gebracht hat. Meine Aufklärung wird 
Sie aber auch überzeugen, daß das Volk von 
Tirol in allen Teilen des zerrissenen Landes 
durch das Ja zu diesem Lösungsversuch um 
des Friedens willen ein neues Opfer bringt. 

Die Vermittlung dieses Rückblicks auf die 
tragischen Geschehnisse vor 50 Jahren kann 
keine Komplikationen auslösen, weil damals 
die derzeitigen Staatsmänner Italiens noch 
keine Verantwortung für den italienisdlen 
Staat und für die Entscheidungen seiner Füh­
rung getragen haben und weil ich durch mein 
Ja zum Lösungsversuch meinen Beitrag zur 
Verbesserung der Beziehungen zwischen Ita­
lien und Osterreich leiste. 

Hohes Haus ! Das Südtirolproblem wurde 
schon am 26. April 19 15  gezeugt. Damals hat 
in London eine Geheimkonferenz stattgefun­
den, an der die Siegermächte des ersten Welt­
krieges, die Staaten Frankreich, England, Ruß­
land und Italien, vereint waren. Bei jener 
Konferenz hat sich Italien durch seine Ver­
treter bereit erklärt, das abgelegte Neutrali ·  
tätsgelöbnis zu brechen, Osterreich den Krieg 
zu erklären und in den Rücken zu fallen, wenn 
es als Lohn dafür Südtirol bis zum Brenner 
bekommt. 

An jenem Tag wurde ein Geheimvertrag 
abgeschlossen, in dem die genannten Sieger­
mächte Italien diesen Lohn garantiert haben. 

Bald nach dem Unglückstag des 26. April 
1915  hat Italien die Fackel des Krieges gegen 
Osterreich geschleudert. Der Kriegserklärung 
Italiens folgte die Offensive des italienischen 
Heeres gegen die Felsenburg Tirol. Aus zu­
verlässigen Geschichtsquellen wissen wir, daß 
in den ersten Wochen des italienischen Feld­
zuges die Tiroler Standschützen Südtirol mit 
den Standschützen Vorarlbergs gegen eine 5-
bis 8fache Ubermacht siegreich verteidigt 
haben. Erst dann war es möglich, Teile der 
österreichisch-ungarischen Armee von den an­
deren Kriegsschauplätzen abzuziehen und zur 
Verteidigung Südtirols einzusetzen. 

Aus der Geschichte jenes Freiheitskampfes, 
der drei Jahre lang gedauert hat, geht hervor, 
daß die eingesetzten Truppen mit den Stand­
schützen das bedrohte Land mit einem so 
beispiellosen Heldenmut und mit einer so 
leuchtenden Heimatliebe und Opferbereitschaft 
verteidigt haben, daß beim Befehl zum Waffen­
stillstand und zur Räumung Südtirols kein 
einziger italienischer Soldat auf dem Boden 
-Südtirols gestanden ist. (Beifall bei der OVP. 

- Abg. Dr. B a  s s e t  t i :  Das ist die Ant­
wort! - Abg. M e 1 t e r: Nein, Herr Dr. Basset­
ti! Mein Vater ist auch dort unten gestanden! 
Zeigen Sie nicht so mit dem Finger herüber, 
das ist eine Unverschämtheit! - Präsident 
Dipl. -Ing. W a l  d b r u n  n e r, der inzwischen 
den Vorsitz übernommen hat, gibt das Glok­
kenzeichen.) 

Im Herbst 1 965 hat in Innsbruck ein Geden­
ken an den Einsatz der Kaiserjäger im Jahre 
19 15  zur Verteidigung Südtirols stattgefunden. 
Dort wurde der Offentlichkeit bekanntgegeben, 
daß bei der Verteidigung Südtirols allein 
nahezu 20.000 Kaiserjäger und unter ihnen 
800 Kaiserjägeroffiziere ihr Leben für dieses 
Land und für die Einheit Tirols hingegeben 
haben. Und wenn man die Toten aus allen 
damals eingesetzten Truppenkörpern zusam­
menzählt, dann kommt eine erschreckende 
Zahl von Menschen zusammen, die ihr Leben 
hingaben für dieses Land und für das Ideal 
der Einheit Tirols. Es dürfte in diesem Hohen 
Haus kein Abgeordneter sitzen, der im Kreis 
seiner Vorfahren nicht einen Landesverteidi·· 
ger aufzeigen könnte, der sein Leben für Süd­
tirol und für die Einheit Tirols hingegeben 
hat. 

Uber den Waffenstillstand schrieb der ehe­
malige Landeshauptmann-Stellvertreter Prof. 
Dr. Gamper in einem Leitartikel: Der dunkel­
ste Punkt in jenen Tagen war der Waffen­
stillstand vom 3. November 1918, der in Padua 
abgeschlossen wurde. Er begann für die Trup­
pen Italiens volle 36 Stunden später als für 
die österreichischen Truppen. In dieser Zeit 
konnten die Italiener ohne jede Gegenwehr 
350.000 österreichische Soldaten gefangen­
nehmen, von denen Tausende in der Gefan­
genschaft gestorben sind. (Abg. Dr. S e I  i n z i: 
Das war auch ein Operationskalender!) Es war 
zweifellos so, daß sich in jenen Stunden der 
Geheimvertrag von London auszuwirken be­
gann. 

Manchmal hört man den Vorwurf: Hätten 
sich die Tiroler in jenen letzten Kriegstagen, 
den Kärntnern gleich, gegen die Besetzung 
Südtirols durch Italien und gegen die Abtren­
nung Südtirols gewehrt, dann wäre auch Süd­
tirol noch bei Osterreich. 

Zu diesem Vorwurf darf ich sagen : Die Tiro­
ler haben drei Jahre lang mit Hilfe der öster­
reichischen Truppen Südtirol unter größten 
Blutopfern verteidigt. In jenen Stunden wäre 
ein Weiterkämpfen ein unverantwortliches 
Hinopfern weiterer wertvoller Menschen ge­
wesen, weil der Geheimvertrag von London 
Wirkkraft erlangt hatte. 

Und dann kam der 1 0. September 1 9 1 9, der 
schwarze Karfreitag Tirols. An diesem Tag 
haben die Sieger des ersten Weltkrieges im so-
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genannten Friedensvertrag von Saint-Germain 
die furdübare Unrechts tat der Einverleibung 
Südtirols in den italienischen Staat vollzogen. 
Der wehe Aufschrei aller Tiroler und Tirole­
rinnen im Süden und Norden und Osten des 
Landes und die flammenden Proteste der füh­
renden Persönlichkeiten konnten die grausame 
Zerreißung des Leibes des Tiroler Volkes und 
Landes nicht verhindern. Die Sieger mußten 
Italien den versprodlenen Lohn bezahlen. 
(Abg. Dr. S c  r i n z i: Judaslohn!) 

Hohes Haus l Ich habe vom schreienden Un­
recht der Zerreißung des Leibes des Tiroler 
Volkes gesprochen. Die Berechtigung dieses 
Ausspruchs beleuchten folgende historische 
Tatsachen, die wiederum aus zuverlässigsten 
Geschichtsquellen stammen. 

Das Volk von Tirol war schon ab dem 
7. Jahrhundert südlich und nördlich des Bren­
ners in Charakter, Sprache und Kultur eine 
Einheit. Vom 1 3. Jahrhundert an war Tirol 
auch eine politische Einheit mit einem ausge­
prägten demokratischen Leben. Die Bauern 
Tirols wurden von der Leibeigenschaft nicht 

Den Leidensweg, den das Volk von Tirol 
in der Zeit der Herrschaft des Faschismus 
gehen mußte, brauche ich Ihnen nicht vor 
Augen zu führen. Ein Ereignis aus der ersten 
Nachkriegszeit, auf das gestern auch schon 

hingewiesen wurde, muß ich aber noch in die 
Erinnerung rufen. 

Im Jahre 1 946 haben alle wahlbere<htigten 
Südtiroler und Südtirolerinnen eine Eingabe 
an die österreichische Bundesregierung unter­
schrieben, in der ihr sehnlicher Wunsch nadl 
der Wiedervereinigung Südtirols mit Tirol und 
asterreich zum Ausdruck. gebracht war. Das 
unerbittliche Nein der Mächtigen der Welt 
zum einmütigen Herzenswunsch nach der Wie­
dervereinigung Südtirols mit Tirol und Oster­
reich war eine der bittersten Enttäuschungen, 
die die Südtiroler und das gesamte Volk von 
Tirol erleben mußten. So mußte eine führende 
Persönlichkeit Südtirols - es war beim Lan­
desparteitag der Osterreichischen Volkspartei 
in Klagenfurt - die erschütternden Worte 
aussprechen: "Wir Südtiroler können nicht 
sagen, wir haben ein Vaterland." 

erst vor 120 Jahren, sondern schon vor mehr Durch diesen Lösungsversuch wird nun dem 
als 600 Jahren befreit. Die frühe Bauernbefrei- Volk von Südtirol wenigstens eine nicht un­
ung war mit der veredelnden Kraft der Reli- wesentliche Ausweitung seiner Freiheitsrechte 
gion die entscheidendste Voraussetzung für und damit auch eine Verbesserung seiner Exi­
die Entfaltung der einmalig schönen und hoch- stenzsicherheit zuteil, obwohl ihm die Ver­
stehenden Tiroler Dorf- und Bauernkultur. selbständigung der Provinz Bozen in Gesetz-

Es wurde gestern schon gesagt : Vom g�bung 
.. 

u�d Verwaltung und d
.amit ein echter 

1 3. Jahrhundert an gab es in Tirol auch schon ! wlrkk�aft.lg
er Schutz versagt bheb und obwohl 

eine Landesgesetzgebung, in der die Vertreter den SudtIIo
.
le�n

. auch das Re�t zur Lenkung 

der Bauernschaft mit ebenbürtigen Rechten der Industnahsierung der HeImat vorenthaI­

neben den Vertretern des Adels, der Kirche ten wurde. 

und der Bürger Sitz und Stimme hatten. Hohes Haus ! Ich beschließe meine Rede 
Das Volk von Tirol war zwar nach der Zahl zunächst mit einer persönlichen Feststellung 

seiner Menschen eine kleine Volksfamilie. Es ! - idl unterstreiche : persönliche Feststel­
ist aber eines der ältesten Kulturvölker Euro- : lung -: 
pas. Tirol kann auch auf die Stufe der ältesten Wenn ich nun dem Bericht des Herrn Bun -
Demokratien Europas gestellt werden. deskanzlers und damit dem Paket und dem 

Der Herr Universitätsprofessor und Staats­
sekretär Dr. Gschnitzer - er lebt nicht mehr, 
aber er ist nach wie vor in diesem Hohen 
Haus als eine Größe hoch geachtet - hat 
einmal gesagt und geschrieben: "Wenn ein 
Volk es verdienen würde, als Nation gewertet 
zu werden, dann wäre es das Volk von Tirol ! "  

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun habe 
ich Ihnen die erschütternde Größe und Tragik 
der Zerreißung des Leibes des Tiroler Volkes 
vor Augen geführt. Die Unrechtstat war umso 
größer, weil jener Teil des Landes und Volkes 
Italien einverleibt wurde, von dem das ganze 
Land seinen Namen hat, von dem vor 600 Jah­
ren der Anstoß ausging, daß Tirol mit Oster­

reich vereint wurde und in dem der große 
Freiheitskämpfer Andreas Hofer geboren 
wurde und gewirkt hat. 

Operationskalender als Demokrat meine Zu­
stimmung gebe und wenn ich nochmals das 
Mühen der offiziellen Vertreter Südtirols und 
die Frucht ihrer Arbeit für Südtirol in Hodl­
achtung anerkenne, so vermag ich diesen Lö­
sungsversuch im Hinblick. auf die Größe des 
Unrechts der Zerreißung Tirols nicht als eine 
"endgültige Lösung" und auch nicht als eine 
Lösung im europäischen Geist zu werten. Sie 
ist nach meiner Auffassung nur ein Schritt zu 
einer gerechteren Lösung. 

An diese persönliche Feststellung füge ich 
vor meinem Scheiden aus dem österreichischen 
Parlament einen Ausdruck der Zuversicht, den 
mir mein Herz diktiert: 

In meinem Herzen lodert unauslöschlidl die 
Flamme der Hoffnung, daß die Mächtigen der 
Welt früher oder später die Größe und Tragik 
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des Unrechts der Zerreißung Tirols erkennen 
und zur Einsicht gelangen werden, daß das 
Südtirolproblem aus dem Topf der Minder­
heitenprobleme herausgenommen und im Sinn 
des Selbstbestimmungsrechtes gelöst werden 
muß. 

Osterreich müßte dann bereit sein, in einem 
neuen Staatsvertrag zwischen Italien und 
Osterreich folgende Garantien zu übernehmen, 
die ich in meinem Vorschlag zu einem Volks­
begehren für Südtirol in Osterreich angeregt 
habe. Es müßte bereit sein, 

erstens die Garantie zu übernehmen, nach 
der Wiedervereinigung des deutschsprachigen 
Teiles Südtirols mit Tirol und Osterreich - die 
die Südtiroler nach meiner Uberzeugung nach 
wie vor wünschen - der italienischen Minder­
heit im deutschsprachigen Teil Südtirols im 
höchstmöglichen Ausmaß die Menschenrechte 
zu gewährleisten ; 

zweitens die Garantie zu übernehmen, daß 
alle Investitionen Italiens im Raum des 
deutschsprachigen Südtirol ihre Rentabilität 
für den italienischen Staat beibehalten, sodaß 
die Rüdegliederung nicht die geringsten wirt­
schaftlichen und sozialen Erschütterungen 
ün italienischen Staat auslösen würde ; und 

drittens alle Ablösefragen im Geist der Ge­
redltigkeit zu lösen. 

Hohes Haus ! Ich sehe im Geist in der Ferne 
den Tag aufsteigen, an dem zunächst in Inns­
bruck und dann in der Bundeshauptstadt Wien 
das Fest der Wiedervereinigung Tirols gefeiert 
werden kann, das Fest, an dem das Volk von 
Südtirol in einem Triumphzug, wie ihn die 
Geschichte noch nie zu verzeichnen hatte, 
heimkehren darf nach Tirol und Osterreid1! 
Ich sehe. wie an diesem Tag die Menschen 
aus dem italienischen Volk und aus dem 
Volk von Osterreich mit Tränen der Freude 
in den Augen sich die Hand reichen zur Be­
gründung einer wahren, einer tiefen, einer 
dauernden Freundschaft, die nur aus dieser 
großen Geremtigkeitstat kommen kann. Erst 
dann, wenn die Gerechtigkeitstat der Wieder­
vereinigung zustande kommt, könnte die 
Menschheit aufatmen aus der beglückenden 
Uberzeugung : Nun ist der Geist der Gerech­
tigkeit lebendig und wirksam geworden, aus 
dem allein eine familienhafte Gemeinschaft 
der Völker und der wahre Weltfriede erblühen 
kann. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner: Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Wald­
heim. Idl erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß 

ich zu einigen Fragen, die im Laufe der heuti­
gen und gestrigen Diskussion gestellt wurden, 
kurz Stellung nehme. 

Ich darf vielleiCht zuerst eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Horejs beantworten, die 
er gestern in seinem Diskussionsbeitrag ge­
stellt hat, nämlich die Frage, wie es damals 
in New York zuging, als die Frage meiner 
Erklärung vor den Vereinten Nationen zur 
Diskussion stand. 

Ich darf hier folgendes erklärend fest­
stellen : NatürliCh hat Landeshauptmann 
Magnago den Entwurf des Paketes ge­
habt; das war auch uns bekannt. Aber 
es war jener Entwurf des Paketes, bei 
dem noch nicht alle Interpretationen geklärt 
waren. Erst nach Klärung dieser Interpreta­
tionsfrag'en, über die das Hohe Haus ja hin­
länglich informiert wurde, konnte das Paket 
offiziell übergeben werden. Ich möchte aber 
hier folgendes bestätigen: Natürlich ist es 
richtig, daß ich die Absicht hatte, in meiner 
damaligen Rede eine sehr scharfe Aufforde­
rung an Italien zu richten, dieses Paket ras me­
stens dem Landeshauptmann von Südtirol zur 
Verfügung zu stellen. Es war in all den Jahren 
immer üblich, daß diese Texte vorher den 
Partnern zur Verfügung gestellt werden. Das 
ist auch in diesem Falle geschehen. Ich kann 
mit Genugtuung vermerken, daß der Paket­
text am darauffolgenden Tag Landeshaupt­
mann Magnago in der endgültigen Form über­
geben wurde. Es ist also sicherliCh nicht ein 
Zeichen österreichischen Nachgebens, wie es 
verschiedentlich in der Debatte behauptet 
wurde, sondern ganz im Gegenteil ein Zeichen 
unserer Härte gewesen, daß wir die endliche 
Ubergabe des Paketes, und zwar die zeit­
gerechte Ubergabe des Paketes erreicht haben. 

Nun erlauben Sie mir, zu den Ausführungen 
des Abgeordneten Dr. Scrinzi Stellung zu neh­
men. Der Herr Abgeordnete hat unter ande­
rem festgestellt, daß wir in allen Punkten 
nachgegeben hätten und daß die Italiener zwei 
Jahre um die Paraphierung des IGH-Ver­
trages als ersten Punkt des Operationskalen­
ders gerungen hätten. 

Herr Abgeordneter Scrinzi ! Ich kann Ihnen 
dazu nur sagen, daß das nicht zutreffend is t. 
Wir haben zwei Jahre und länger um diese 
Vereinbarung gerungen - nicht nur um den 
1GB-Vertrag, sondern vor allem um jene 
Dinge, die uns ganz besonders interessiert 
haben. Der Operationskalender weist in erster 
Linie eben jene Punkte auf, die uns wichtig 
erscheinen, nämlich die Erlassung eines neuen 
Verfassungsgesetzes, mit dem das Autonomie­
statut ausgeweitet, und zwar bereichert wird 
um mehr als 1 30 Kompetenzen für die Süd­
tiroler, 1 5  einfaChe Gesetze und eine ganze 
Reihe von Durchführungsbestimmungen. 
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Ich glaube also nicht, daß man behaupten 
kann, daß das keine wirklichen Zugeständ­
nisse sind. Wenn eine Minderheit zusätzlich 
mehr als 1 30 Kompetenzen erhält, kann man 
doch nicht ernstlich behaupten, daß wir in 
allen Punkten nachgegeben haben. Ganz im 
Gegenteil : Ich möchte feststellen, daß es eben 
ein echter Kompromiß war, bei dem beide 
Teile Konzessionen machen mußten, aber daß 
es gerade wir waren, die immer wieder ver­
sucht haben, unsere Wünsche durchzusetzen, 
was uns auch weitgehend gelungen ist. Ich 
möchte also zu diesem Punkt feststellen, daß 
der Operationskalender ohne jeden Zweifel 
ein faires Kompromiß darstellt und Osterreich 
durchaus nicht mehr nachgegeben hat als die 
italienische Seite. 

Ich möchte in dies-em Zusammenhang auch 
noch einen anderen Aspekt erwähnen. Es wird 
immer Kritik geübt, daß wir den IGH-Vertrag 
akzeptieren. Einerseits wird also der IGH 
schlecht gemacht und als unzulänglich hinge­
stellt, und auf der anderen Seite wünscht man 
eine juristische Verankerung für das Paket. 
Ich kann also nur die Frage stellen, wo hier 
die Logik bleibt. Entweder sind internationale 
Rechtsinstanzen schlecht, dann müßte das 
gleiche auch für ein internationales Schieds­
gericht gelten, wie man es für das Paket ver­
langt, oder nicht. 

Herr Abgeordneter Scrinzi, Sie haben audl 
erwähnt, daß offenbar meine Handlungsfrei­

h-eit beschränkt war. Ich möchte hier erwähnen 
(Abg. Dr. S c  r i n z i: . .  , pilichtgemäß erwäh­
nen!) und im Zusammenhang mit den Verhand­
lungen über den Operationskalender bezie­
hungsweise über die Südtirollösung mit aller 
Deutlichkeit feststellen, daß ich völlig frei war, 
daß mich niemand in irgendeiner Weise be­
hindert hat. Ich hätte ein solches Eingreifen 
auch nie akzeptiert. Ich kann Ihnen versichern, 
daß üh voll und ganz hinter diesem Ergebnis 
stehe. 

Sie, Herr Abgeordneter Scrinzi, haben auch 
erklärt, daß ich die Tätigkeit der österreichi­
schen Delegierten im Europarat behindert 
hätte. Vielleicht haben Sie das hinsichtlich 
anderer Herren gemeint. Ich möchte jeden­
falls nachdrücklich feststellen, daß von meiner 
Seite nie eine Behinderung der Tätigkeit der 
österreichischen Delegierten zum Europarat in 
dieser Frage erfolgt ist. Das würde auch meine 
Kompetenz weit überschritten haben, das steht 
einem Außenminister gar nicht zu. Die Herren 
Abgeordneten sind vollkommen unabhängig 
und frei und konnten auch im Europarat so 
vorgehen, wie sie es für richtig gehalten 
haben. Aber ich habe dankbar Ihre Feststel­
lung zur Kenntnis genommen, Herr Abgeord­
neter Dr. Scrinzi, daß ich damals die Diskus-

si on im Plenum des Europarates durchaus ge­
billigt und auch für richtig gehalten habe. Es 
wurden daher Vorwürfe gemacht, die nicht 
mit den Tatsachen im Einklang stehen. 

Eine andere Frage, die im Laufe der Dis­
kussion verschiedentlich aufgeworfen wurde, 
ist jene der Regionalautonomie. Ich bedauere, 
daß hier offenbar ein Mißverständnis ent­
standen ist. Ich möchte es daher aufklären. 
In der gestrigen Debatte hat der Herr Abge­
ordnete Dr. Kreisky festgestellt - ich zitiere 
aus der Erklärung -: Unsere Zielsetzung war 
daher immer die Selbstverwaltung des Süd­
tiroler Volkes in einer eigenen Region Süd­
tirol. 

Ich habe versucht, dazu Stellung zu nehmen, 
und möchte das heute noch präzisieren. Schon 
1963 bestand im Rahmen der Südtiroler Volks­
partei eine Entscheidung darüber, daß man 
sich mit dem Weiterbestand der bisherigen 
Region unter der Bedingung einverstanden 
erkläre, daß die für die Sicherung der Ziele 
des Pariser Abkommens erforderlichen Befug­
nisse auf die Provinz übergehen. Das ist j a  
genau das , was wir mit diesem Plan versuchen. 
Schon die 1 9er-Kommission ging mit Zustim­
mung der Südtiroler von dieser Grundlage 
aus. Sämtliche Verhandlungen mit Italien ab 
1964 wurden auf derselben Grundlage geführt. 
Es ist also nicht zutreffend, daß erst jetzt im 
Zusammenhang mit den Bemühungen der letz­
ten zwei Jahre auf das Verlangen nach Regio­
nalautonomie für die Provinz Bozen verzich­
tet wurde, sondern wir haben in all diesen 
Jahren seit 1964 auf dieser Basis operiert, 
nämlich die Ubertragung von Kompetenzen 
der Region auf die Provinz Bozen, um damit 
eine Anreicherung der Autonomie der Provinz 
Bozen zu erreiChen. Ich bin der Meinp.ng, daß 
es wichtig ist, diese Punkte aufzuklären, da 
hier offenbar Mißverständnisse vorliegen. 
(Abg. M e  1 t e r: Weil Sie nicht richtig zuge­
hört haben, Herr Minister! - Widerspruch 
bei der OVP.) 

Ich glaube, daß es meine Pflicht ist, wenn ich 
feststelle, daß Mißverständnisse bestehen, 
diese aufzuklären. Ich glaube , daß dies meinen 
und den Pflichten jedes SpreChers entspriCht. 
(Neuerliche Zwischenrufe. - Präsident Dipl.­
Ing. W a l  d b r u n n e r gibt  das Glockenzei­
chen.) 

Es wurde auch über die grundsätzliche Frage 
der internationalen Verankerung gesprochen 
und Kritik geübt. Ich möchte zu dieser Frage 
folgendes feststellen: Für den Pariser Vertrag 
wird im Falle der Durchführung dieser Rege­
lung in Zukunft der Internationale Gerichts­
hof herangezogen werden können, oder auch 
wieder die UNO. Es wird sich danach richten, 
ob es sich um rechtliche, also um juristische, 
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oder um politische Fragen handelt. Für das 
Paket besteht selbstverständlich die politische 
Absidlerung. Hier liegt keine juristische Ab­
sicherung vor, sondern eben die politische Ab ­
sicherung dadurch, daß wir, wenn das Paket 
nicht erfüllt wird, den Weg zu den Vereinten 
Nationen offen haben. 

Wird das Paket erfüllt, dann gibt es keinen 
Streit, und dann gibt es keine Veranlassung, 
zu einer internationalen Instanz zu gehen. 
Ich bin der Meinung, daß hier also sehr wohl 
in sehr umsichtiger Weise für eine Absiehe­
rung Vorsorge getroffen wurde. 

Nun norn ein Wort zur Europäischen Streit­
beilegungskonvention, da auch diese Frage 
immer wieder im Laufe der Diskussion auf­
geworfen wurde. Gestatten Sie mir, daß ich 
Ihnen dazu eine Expertise zur Kenntnis bringe, 
die von zuständiger Seite erstellt wurde. Hier 
heißt es folgendermaßen: 

"Es ist ein Merkmal der Europäisrnen Streit­
beilegungskonvention" - und diese wurde ja 
hier erwähnt -, "daß sie für Rechtsstreitig­
keiten . . .  eine gerichtliche Beilegung durch 
den IGH vorsieht. In Fällen, die - wie das 
Südtirolproblem - sowohl Rechtsfragen als 
auch Interessenstreitigkeiten umfassen, hat 
jede Streitpartei die Möglichkeit, noch vor 
Beginn des Vergleichs- und Schiedsverfahrens 
eine rein rechtliche Entscheidung des IGH 
über die Rechtsfragen herbeizuführen." - Das 
kann also auch Italien machen. - "Nach dieser 
Entscheidung des IGH allenfalls noch verblei­
bende Interessenstreitigkeiten können einem 
Vergleichsverfahren und einem anschließen­
den Schiedsverfahren unterzogen werden. Im 
Vergleichsverfahren ist eine Lösung nur im 
beiderse!tig·en Einvernehmen der Streitteile 
möglim." - Auch das möchte ich nachdrück­
limst feststellen. - "Im Schiedsverfahren wird 
zwar grundsätzlich nach Billigkeit, also nach 
allgemeinen Gerechtigkeitserwägungen, geur­
teilt, doch muß das Schiedsgericht die Ent­
scheidungen des IGH über die Rechtsfragen 
berücksichtigen. Dies bedeutet" - meine 
Damen und Herren -, "daß infolge der prä­
judizierenden Wirkung der IGH-Entscheidun­
gen dem Schiedsgericht für die Anwendung 
allgemeiner Gerechtigkeitserwägungen prak­
tisch kein Spielraum mehr zur Verfügung 
steht. " 

Im halte es für wichtig, diese Aspekte dem 
Hohen Haus zur Kenntnis zu bringen, damit 
Klarheit über die Möglichkeiten, die in dieser 
Europäischen Streitbeilegungskonvention ge-
geben sind, herrsmt. 

. 

Nun noch ein Wort zur Terminisierung, die 

führung des Paketes, Herr Abgeordneter, ist 
selbstverständlich vorgesehen. In der Regie­
rungserklärung heißt es ausdrücklich, daß die 
Nichtbefassung politischer Instanzen unter 
der Annahme der zeitgerechten Erfüllung, und 
zwar insgesamt etwa vier Jahre - das steht 
in der Regierungserklärung -, in Aussicht 
gestellt wird. Wir haben uns also hier zeitlich 
abgesichert, sodaß der Weg zu den inter­
nationalen Organisationen selbstverständlich 
jederzeit möglich ist, wenn innerhalb dieses 
Zeitraumes die Erfüllung nimt erfolgt. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. S c  r I n z i.) 

Nun noch abschließend ein Wort zur Frage 
der Häftlinge, meine Damen und Herren, weil 
auch das, dieser menschliche Aspekt, hier vor­
gebracht wurde. Ich darf Ihnen hier versichern, 
daß wir seitens des Außenministeriums, sei­
tens der Bundesregierung alles versucht und 
alles getan haben, um das Schicksal dieser 
Häftlinge zu erleichtern. Wi,r haben zu wi,eder­
holten Malen interveniert. Es ist auch gelun­
gen, daß - wie bekannt ist - eine Reihe 
dieser Häftlinge entlassen wurde. Auch bei 
meinem Kopenhagener Treffen mit Außen­
minister Mora habe ich diese Frage unter 
gleichzeitiger Ubergabe der gesamten Liste 
der Häftlinge neuerlkh vorgebracht und drin­
gend gebeten, eine möglidlst baldige Amne­
stie vorzunehmen. Ich habe von Außenmini­
ster Moro die Zusicherung erhalten, daß man 
ItaHenischerseits alles tun werde, um in dieser 
Frage entsprechende SChritte zu setzen. 

Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang 
noch etwas sagen: Ich habe in den letzten 
Wochen und Monaten eine ganze Fülle von 
Briefen von Angehörigen von Häftlingen be­
kommen, die mich inständigst gebeten haben, 
ich möchte doch um eine endliche Regelung 
des Südtirolproblems besorgt sein, denn sie, 
die Angehörigen, seien überzeugt davon, daß 
nur im Falle einer Regelung dieses Problems 
eine Chance für ihre Angehörigen, für ihre 
Väter, für ihre Mütter bestünde, aus der Haft 
entlassen zu werden. Ich bin überzeugt, viele 
Mitglieder dieses Hauses haben ähnliche Zu­
schriften bekommen. Ich mÖ<hte damit nur 
zeigen, wie sehr dies·e Angehörigen der Häft­
linge daran interessiert sind, daß wir hier 
Fortschritte machen, um in einer Atmosphäre 
der Entspannung auch diese tragischen mensch­
lichen Schicksale einer befriedigenden Lösung 
zuzuführen, das heißt, die Häftlinge in ihre 
Heimat, zu ihren Familien zurückzubringen. 

Meine Damen und Herrenl Ich kann nicht 
auf alle vorgebrachten Punkte eingehen. Ich 
habe aber versucht, zu den wesentlichsten 
Fragen Stellung zu nehmen. 

vom Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi vorge- Ich möchte aber eines absdlließend fest­
bracht wurde. Die Terminisierung der Durch- stellen, was im Laufe der Diskussion bereits 
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wiederholt getan wurde: Wir haben einen ' Resolution, wie sie verschiedenartig inter­
Mehrheitsbesdlluß der Landesversammlung pretiert wurde , im günstigsten Falle redltlich 
der Südtiroler Volkspartei . Das höchste Organ nichts bedeutet und im ungünstigsten Fall 
der Südtiroler Volkspartei hat sich in demo- ein Eingehen auf den italienischen Standpunkt 
kratischer \Veise für diesen Weg entschieden. in dieser Angelegenheit. 
Ich glaube, daß es unsere Pflicht ist, diese Hohes Haus ! Wir konzedieren sogar, daß 
demokratische Entscheidung (Abg. Dr. K r  e i s- das ungewollt ist. Aber das ist jedenfalls so 
k y: Einer ParteiI) zu respektieren. Die Rege- schwerwiegend, daß man es ernsthaft prüfen 
lung, die wir jetzt vorhaben, ist die Erfüllung muß. Auf diesen Punkt des ernsthaft Prüfens 
dieser Pflicht, wie wir sie durch den Beschluß möchte ich etwas eingehen. 
der Südtiroler Volkspartei übernommen 
haben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dipl .-Ing . Waldbrunner : Zum 

Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Gratz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus I Die Rede des Kollegen Krane­
bitter hat mich so wie viele meiner Kollegen 
sehr beeindruckt, nur möchte ich dazu zwei 
D inge in allem Ernst sagen : 

Gerade der eindrucksvolle Inhalt dieser 
Rede läßt mich persönlich die Schlußfolgerung 
des Kollegen Kranebitter, daher zum Ent­
schließungsantrag der OVP-Fraktion j a  zu 
sagen, als nicht ganz verständlich erscheinen. 
Ich möchte das nicht kritisieren, sondern nur 
feststellen. Das ist seine persönliche Ent­
scheidung. (Zwischenruf des Abg. N i  m m e  I­
v o l l .) Ich sage das so, wie ich es sehe. Sie 
sagen j a  auch öfter, was Sie von uns halten. 
Wir lassen uns das auch gefallen. Die Regle­
rungspartei muß sich das noch mehr gefallen 
lassen! (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
N i  m m e  r v 0 1 I .) Aber wenn Sie die Polemik 
wollen - ich wollte sie heraushalten , weil 
ich hier keine billigen Triumphe feiern wilL 
Aber glauben Sie mir:  Ich kann sie feiern, 
wenn Sie mit Zwischenrufen kommen! (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Ich glaube, daß das Problem hier wirklich 
viel zu ernst ist und die Entscheidung viel 
zu weitreichend, um es in Redeschlad1ten 
- und seien sie auf noch so hohem Niveau -

ausarten zu lassen. Ich lege daher absichtlich 
vieles zur Seite, was ich mir aus Ihren gestri­
gen Reden, die oft sehr anders geklungen 
haben als heute die Rede des Kollegen Krane­
bitter, notiert habe, weil im mir gestern vor­
genommen hatte , darauf zu antworten . 

Ich möchte daher j etzt einmal dam it be­
ginnen, daß wir prüfen sollen, was heute hier 

vorliegt . Was bedeutet die Zustimmung des 
Nationalrates zu dieser Entschließung der 
Osterreichischen Volkspartei? Ich muß hier 
beginnen, diese Frage neuerlich aufzuwerfen, 
weil trotz der Debatte diese Frage gestern 
und heute nicht geklärt wurde . 

Wir sehen es eben so, daß die Erklärung 
der Bundesregierung, daß die Zustimmung zur 

Es ist auch in der Presse Kritik an der 
Geschäftsordnung laut geworden, weil sidl 
herausgestellt hat, daß Punkt 4 des Opera­
tionskalenders gar nicht so möglich ist, wie 
er vereinbart wurde, nämlich Regierungs­
erklärung und zustimmender Beschluß des 
Nationalrates. Es hat sich hier dann heraus­
gestellt , daß das gar ni cht möglich ist. Es 
ist gesagt worden: Diese Geschäftsordnung 
mit ihren verstaubten muffigen Bestimmungen 
verhindert schon wieder ein zügiges Ver­
fahren! 

Hohes Haus I Hier möchte ich sagen, daß 
man vorher hätte fragen können, wie die 
Geschäftsordnung lautet. Diese Geschäfts­
ordnung hat ja auch in diesem Punkt ihren 
guten Sinn. Es ist manchmal von Ihnen der 
Zwischenruf laut geworden, ob man gewisse 
Dinge hier sagen soll. Es ist eben der Sinn 
der Gescb äftsordnung, daß man dann, wenn 

man so etwas auf den Tisch bekommt und 
prüfen soll , in einen Ausschuß zur Vor­
beratung geht und den Herrn Bundeskanzler, 
den Herrn Minister und seine erfahrenen 
Beamten fragen kann. Die Beamten können 

hier überhaupt nicht antworten, der Minister 

k ann öfter antworten, und der Abgeordnete 
kann zweimal fragen, dann hat er aber im 
Plenum keine Wortmeldung mehr. 

Es hat doch einen Sinn in der Geschäfts­
ordnung , daß man so schwerwiegende Dinge 
einem Aussdmß zuweist und nicht hier im 
Plenum vorliest und dann zustimmen soll, 
während jede Konvention über die zollfreie 
Einfuhr von Olsardinen dre i  VI/ omen im 
AußenpolitisdlE"n Ausschuß beraten wird ! (Zu­
stimmung bei der SPO.) Das ist doch kein 
Vergleich ! 

Hohes Haus l Man hätte also im Außen­
politischen Ausschuß zu den einzelnen Punk­
ten Fragen stellen können. Ich sehe sogar 
durchaus ein, daß es vielleicht Dinge gibt, 
die der Herr Bund.eskanzler oder der Herr 
Außenminister aus gewissen Gründen hier 
im Plenum öffentlich nicht sagen können. Auch 
diesbezüglich hätte es im Ausschuß bei einer 
Beratung eines Regierungsberichtes die Mög­
lichkeit gegeben, diesen für vertraulich zu 
erklären und uns vielleicht in vertraulichen 
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Beratungen zu überzeugen, daß viele Ein- mung über Verträge - nicht das blinde Ver­
wände nidlt stimmen, daß es vielleicht doch trauen in die Bundesregierung ist. (Zustim-
Zusagen gibt. mung bei der SPO.) 

Aber das ist alles nicht geschehen, und so 
sind wir konfrontiert mit dem Text der Regie­
rungserklärung . . . (Abg. Dr. B a s s  e t t i: 
Dann hätten Sie gestern nicht abstimmen 
dürfen, daß wir hier eine Debatte abführen! 
Dann hätten Sie gestern den Antrag auf 
Uberweisung an den Ausschuß stellen müs­
senf) Aber jetzt hole ich mir meine Geschäfts­
ordnung, und ich bitte Sie herzlich, sich mit 
Ihren Experten zu beraten I Eine Zuweisung 
eines mündlichen Berichtes des Bundeskanzlers 
an einen Ausschuß zur Vorberatung ist meiner 
Ansicht nach in der Geschäftsordnung leider 
nicht vorgesehen. Sie unterliegen schon wieder 
einem Irrtum ! Sie haben gestern in einem 
Lapsus linguae, wie Sie gesagt haben, immer 
von einem "Vertrag" gesprochen. Der Irrtum 
ist jetzt schon wieder bei Ihnen, weil Sie 
glauben, wir hätten das dem Ausschuß zu­
weisen können! Das (Redner zeigt ein schrift­
limes Elaborat) liegt dem Parlament über­
haupt nicht vor! Es liegt eine mündliche Er­
klärung des Herrn Bundeskanzlers vor, und 
die kann man leider nicht zuweisen. (Abg. 
Dr. S c  r i n  z i: Die Geschäftsordnung muß man 
kennen, Herr Bassettil) Daher sind wir j etzt 
mit dem konfrontiert, daß alles, was es gibt, 
die mündliche Erklärung des Herrn Bundes ­
kanzlers, der dazu ausgeteilte Text und die 
zwischendurch gegebenen Beantwortungen des 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Außen­
ministers sind. 

Nun sollen wir dem ohne Vorberatung zu­
stimmen und über gewisse Bedenken einfach 
hinweggehen. Gerade diese, ich möchte fas t  
sagen Zumutung, das hier durrnzulesen, zu 
beraten und ja zu sagen, läßt es mir noch 
komischer erscheinen, wenn i ch  immer in den 
Zeitungen lese, daß ein Land an ein anderes 
Land eine 30 Zeilen lange Note übermittelt 
hat, und diese Note wird im Außenministerium 
dann drei oder vier Wochen lang geprüft. 
Das geht. Aber wir sollen das in sechs Stunden 
prüfen. und dann zur Kenntnis nehmen? Meine 
HerrenJ D as geht eben nicht, und deswegen 
müssen wir hier immer wieder ins Detail 
gehen. 

Wenn hier nicht ernsthaft geprüft wird, 
dann könnte das zwei Dinge zeigen : entweder 
Desinteresse, das heißt Ausdruck der Gesin­
nung, daß wir j etzt das Problem endlich los 
sein wollen - das glaube ich aber von 
keinem hier im Saal -, oder es zeigt ein 
blindes Vertrauen in die Regierung. 

Hohes Haus ! Aber gerade das ist die Grund­
lage des Parlamentarismus, daß die Basis 
- weder der Gesetzgebung nom der Abstim-

Der Herr Abgeordnete Bassetti hat - ich 
gehe j etzt gar nicht auf seine extremen Pole­
miken ein - drei Dinge vorgebracht, auf 
die ich eingehen werde. Er hat gesagt : Der 
Akkord Kreisky-Saragat im Jahre 1 964 war 
nichts wert, er war weniger wert als der 
jetzige Operationskalender. Darauf gehe ich 
ein. Er sagte - ich habe mir das sehr genau 
notiert -, der Operationskalender ist jetzt 
sogar besser, weil kein Schiedsgericht vor­
gesehen ist und Osterreich dadurch auch nicht 
gebunden ist. Er hat außerdem gesagt, daß 
die UNO-Resolution aus dem Jahre 1 960 nichts 
wert war. Ich werde mir erlauben, auch darauf 
einzugehen. 

Aber wie alle vorhergehenden OVP-Redner 
- und deswegen knüpfe idl hier bei Kollegen 
Bassetti an - hat er noch etwas getan, 
nämlich immer wieder die Aufforderung er­
hoben, realistisch zu denken: man muß doch 
Realist sein, man kann dies von Italien nicht 
erwarten, man kann j enes von Italien nicht 
erwarten. Ich werde später auch auf solche 
Äußerungen noch zurückkommen. 

Aber sehen Sie : Realismus kann audl seine 
Grenzen haben oder sollte seine Grenze haben. 
wenn sich etwas anderes dahinter verbirgt. 
Herr Bundeskanzler Dr. Gorbach! War e s  
realistisch, i m  Jahre 1 939 vom Wiedererstehen 
Osterreichs zu träumen und dafür zu arbeiten? 
War es realistisch, 1945 die Unabhängigkeits­
erklärung zu beschließen oder als hoher Be­
amter ins Kanzleramt zu gehen, es aufzu­
sperren und zu sagen: Jetzt beginne ich mit 
der Arbeit für Osterreich? War es realistisch, 
im Jahre 1950 dem kommunistischen Putsch­
versuch Widerstand zu leisten, oder war es 
realistisch, im Jahre 1956, ein Jahr nach der 
Unabhängigkeit, von der Bundesregierung die­
ses damals armen und sehr gefährdeten Landes 
aus einen Appell an die Sowjetunion zu 
richten, das Blutvergießen in Ungarn einzu­
stellen? Gerade diese Aspekte unrealistischer 
Politik sind jene, die wir dauernd feiern und 
auf die wir in Reden dauernd stolz sind, Hohes 
Haus ! (Beifall bei der SPO.) Auch darauf 
möchte ich hinweisen. Realismus ist etwas 
sehr Gutes, aber Realismus ist dann schlecht, 
wenn sich dahinter anderes verbirgt. 

Vor allem möchte ich nur noch eines sagen, 
Hohes Haus : Mit dem Schlagwort der reali­
stischen Einstellung hätte man in der Ge­
schichte sämtliche großen Ideen, sämtliche 
großen Entdeckungen und sämtliche sozialen 
und geistigen Umwälzungen von vornherein 
verhindern können! (Neuerlicher Beifall bei 
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deI SPO.) Das wollte ich bei diesem Anlaß 
sagen, Hohes Haus ! (Zwischenruf des Abg. 
S t a u  d i n g e I.) 

Nun zur Abstimmung, die heute sein wird, 
noch eines, und das möchte ich den Damen 
und Herren Kollegen der Osterreichischen 
Volkspartei besonders in Erinnerung rufen. 
Nicht weil ich glaube, daß man ihnen das in 
Erinnerung rufen muß, worüber sie abstim ­
men - das glaube ich nicht. Ich möchte nur 
auf einen wesentlidlen Untersdlied 'Zu allen 
anderen Abstimmungen hinweisen, die über 
Gesetze vorgenommen wurden. Bei Gesetzen 
haben wir oft leidenschaftlich argumentiert. 
Wir haben gesagt:  Was Sie hier beschließen, 
ist sozial schledlt, ist wirtschaftlich schlecht, 
und Sie und wir haben bei der Mehrheits­
beschlußfassung durch die OVP das Gefühl 
gehabt, daß das entweder von einer anderen 
Mehrheit oder sogar von Ihnen selbst, wenn 
sich herausstellt, daß es schlecht ist, als 
autonomem Gesetzgeber ja wieder repariert 
werden kann. Hinter j eder Mehrheitsentschei­
dung eines Gesetzgebers stedet das Wissen 
des einzelnen und das Wissen der gesamten 
Fraktion, das Wissen aller, die für ein Gesetz 
stimmen, daß man es sich überlegen kann, 
wenn sich herausstellen sollte, daß es schlecht 
war, daß man hergehen und sagen kann, wir 
ändern das ab I Nicht so extrem ausgesprochen, 
aber nichts anderes liegt doch realistisch hinter 

mentsdebatten das Nationalgefühl auch eine 
sehr große Rolle spielt. Ich möchte aber doch 
feststellen, daß dieser Nationalrat, und zwar 
alle seine Fraktionen, durch die heutige 
Debatte auch gezeigt hat, daß nicht nur andere 
Länder einen Anspruch auf nationale Rechte, 
auf nationale Interessen und auf National­
gefühl haben und daß man im In- und Ausland 
nicht nur an Osterreich appellieren sollte, 
endlich an Europa zu denken und den Streit 
beizulegen, sondern auch an den zweiten 
Partner, weil niemand mit sich selbst streiten 
kann. (Beifall bei Abgeordneten der OVP.) 

Man könnte, Hohes Haus, ebenso sagen, 
daß im Zeichen der Einigung Europas wirt­
schaftliche Argumente und strategische Erwä­
gungen gegenüber dem Menschenrecht der 
Selbstbestimmung zurückzutreten hätten. Aber 
hiezu hat Dr. Kreisky gestern ja eindeutig 
eine Erklärung abgegeben. Und der Herr 
Bundesminister hat in seiner Antwort auf 
dasselbe verwiesen, daß das Recht auf Bestim­
mung des eigenen Schicksals ein Menschen­
redlt ist, das weder für sich selbst noch für 
einen anderen überhaupt verzichtbar ist, und 
daß wir überhaupt nicht daran denken, darauf 
zu verzichten. Aber in der Einstellung, daß 
dieses Recht derzeit nicht durchsetzbar ist, 
ist der Versuch einer möglichst weitgehenden 
Selbstverwaltung unternommen worden. 

j eder zweiten Novellierung eines Bundes- Die Regierung und der Nationalrat haben 
gesetzes. Das bei normalen Mehrheitsabstim- bisher doch eine sehr kontinuierliche Politik 
mungen. verfolgt: Im Jahre 1 9 1 9  ein leidenschaftlicher 
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wofur man emma ges lmm _a , un es-
wegen sollte man es nicht nur vorberaten, 
ebenso detailliert wie bei einem Gesetz , son­
dern sollte sehr, sehr achtgeben, wie man 
abstimmt. 

Hohes Haus ! Nun muß ich doch, da viele 
Argumente gefallen sind, auch noch auf viele 
Argumente eingehen, weil eben - ich habe 
mich bereits dafür entschuldigt, obwohl es 
nicht unsere Schuld ist - eine Detailberatung 
hier sein muß und weil sie in einem Ausschuß 
nicht sein kann. Ich möchte, auch wenn ich 
über das Verhalten der italienischen Behörden 
hie und da etwas sagen muß, bewußt kühl 
und sachlich bleiben und nicht einmal alles 
ausspredlen, weil ich nicht die Gefühle eines 
Nachbarlandes verletzen will, in dessen ParIa-

Im Zusammenhang mit dem Pariser Ab­
kommen mußte ich auf zwei Dinge eingehen, 
weil sie in der Debatte eine Rolle gespielt 
haben. Der Herr Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten hat gesagt, man 
solle in der Außenpolitik fair sein, man habe 
bisher nichts Besseres als das Pariser Ab­
kommen, und es war damals nicht mehr zu 
haben. Ich stelle es zur Diskussion, obwohl 
es geschichtlich theoretisch ist, und ich stelle 
anheim zu prüfen, ob wirklich nicht mehr 
zu haben war. Die Veröffentlichungen der 
amerikanischen diplomatischen Dokumente 
lassen erkennen, daß damals als Kompromiß­
vorschlag gegen die sofortige Rückgabe Süd­
ti rols an Osterreich von seiten der beiden 
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zuständigen amerikanisdlen Abteilungen die · wie gestern Kollege Leitner in seiner Rede, 
Volksabstimmung vorgeschlagen wurde. Ich es als großen Erfolg feiern, daß nunmehr das 
lasse es dahingestellt sein, ob man damals Pariser Abkommen der Judikatur des Inter­
die Situation richtig erkannt hat oder nidlt. nationalen Gerichtshofes unterworfen .wird. 
Ich lasse es dahingestellt sein, weil sich nie- Man kann doch nicht das als ungeheuren 
mand j etzt, auch wenn er in dieser Zeit Erfolg feiern, was man vor zehn Jahren 
bereits politisch tätig war, das Klima und zurückgewiesen hat, weil es einem als sdllecht 
die Stimmung des Jahres 1946 so richtig in erschienen ist und was einem als Abgeltung 
Erinnerung zurückrufen kann. Aber eines muß dafür angeboten worden ist, daß man ver­
man sagen, und das wird auch immer wieder ziehtet, zu den Vereinten Nationen zu gehen. 
von allen hervorgehoben, die dieses Pariser Diese Umfunktionierung des Operations­
Abkommen kommentieren : Das Gruber- kalenders zu einem Erfolg auch dort, wo er 
de G asperi-Abkommen ist in englischer Spra- keiner ist, sollte man, glaube ich ,  bei einer 
ehe abgeschlossen worden - jetzt ohne Vor- ernsten Prüfung dieses Operationskalenders 
wurf gegen die, die es abgeschlossen haben - und der Regierungserklärung nicht vor­
von zwei Männern, deren beider Mutter- nehmen. 
sprache nicht englisch ist. Das war die erste Der Herr Abgeordnete Bassetti hat gestern 
mögliche Fehlerquelle. Es ist abgeschlossen erklärt - wenn ich j etzt gleich dazu kommen 
worden in englischer Sprache stark unter der darf -, daß Osterreich trotz dieses Offerts, 
Patronanz der englischen Regierung. Unter den Internationalen Gerichtshof heranzuzie­
dieser Patronanz ist ein Text zustande gekom- hen, zu den Vereinten Nationen gegangen ist 
men, der einem englischen Vertragstext und daß die UNO-Resolutionen 1960 und 1 961  
ähnelt, ein Text mit  der Patronanz eines eigentlich nichts Besonderes gebracht haben. Die 
Rechtsbereiches - nämlich des englischen -, UNO-Resolutionen haben nämlich - so meinte 
wo es auf den Sinn und auf fair play ankommt, Kollege Bassetti - Osterreich nicht vollkom­
und ein Text, der mit einem Land abgeschlos- men recht gegeben, sondern nur beide aufge­
sen wurde, aus dessen Rechtsleben der Spruch fordert, sich an einen Tisch zu setzen. Herr 
stammt: Was nidlt im Akt steht, das existiert Kollege Bassetti, haben Sie sich nicht darüber 
nicht. Und das ist in Wirklichkeit das ganze informieren lassen, daß diese UNO-Resolu­
Dilemma dieser Auslegungsstreitigkeiten um tionen die einzige Möglichkeit für Osterreich 
den Pariser Vertrag, und das ist auch der waren, Italien an den Verhandlungstisch zu 
Grund, warum sich Osterreich bisher gewei- bringen, daß es das einzige moralische und 
gert hat, aussdlließlich den Pariser Vertrag politische Zwangsmittel war, das Osterreich 
der Judikatur des Internationalen Gerichts- in der Hand gehabt hat, und daß es als unge­
hofes zu unterwerfen. Denn es geht nicht heuerer Erfolg gefeiert wurde - auch in Tirol, 
darum, ob der Internationale Gerichtshof gut ich habe in meinem Pult die Artikel der Süd­
oder sdllecht ist, Herr Bundesminister, wie tirol-Referentin der Tiroler Landesregie­
Sie geglaubt haben, dem Herrn Abgeordneten rung -, daß man endlich etwas in der Hand 
Scrinzi vorwerfen zu müssen, es geht vielmehr hat, mit dem man Italien zwingen kann zu 
darum, was man diesem Internationalen Ge- verhandeln, weil j a  der Pariser Vertrag dazu 
richtshof unterbreitet. offenkundig nicht ausgereicht hat, sonst wäre 

Es muß doch audl im Außenministerium man nicht zu den Vereinten Nationen gegan­
die Tatsache bekannt sein, daß, ich glaube, gen. Ja j etzt, Kollege Bassetti, nur weil Ihnen 
knapp bevor Osterreich zu den Vereinten nidlt genügend Argumente zur Verteidigung 

Nationen gegangen ist - ich habe es hier des j etzigen Operationskalenders einfallen, 
irgendwo notiert - Italien durch den Minister- eine Oppositionsrede gegen die seinerzeitige 

präsidenten Osterreich offiziell angeboten hat, UNO-Resolution, gegen die gemeinsame Süd­
den Pariser Vertrag der Judikatur des Inter- tirolpolitik bis zum Jahre 1966 zu halten, das 
nationalen Gerichtshofes zu unterwerfen, nur war, glaube ich, etwas zu billig. Und auch die 
damit Osterreich nicht zu den Vereinten UNO hat, wie sich gezeigt hat, eine moralische 

Nationen geht und die Vereinten Nationen Autorität, auch wenn gestern von Ihren Red­

politisch damit besmäftigt. Ja dann kann man nern dauernd lamentiert wurde, daß inter­

doch nicht den Operationskalender, wenn man nationale Sdliedsgerichte, auch der IGH, daß 

es ernst erläutern will, j etzt so umfunktio- überhaupt internationale Instanzen keinen 

nieren, daß das, was wir seinerzeit als Offert Gerichtsvollzieher besitzen, der einem hilft, 

Italiens abgelehnt haben, j etzt plötzlich als recht zu bekommen. Ja das ist eben so 

großer Erfolg Osterreichs nach Hause getragen in der internationalen Politik. Aber wie sich 

wird. Da wäre es wirklich ehrlicher gewesen zeigt, hat die moralische Autorität der Ver­

zu erklären, man hat das eben akzeptieren einten Nationen auch etwas bedeutet. 

müssen, sonst hätte es gar keinen Operations- Es ist damals der gemeinsamen Politik der 
kalender gegeben. Aber man kann doch nicht, Bundesregierung und dem österreidlischen 
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Bundesminister Dr. Kreisky, der in New York 
war - mit seinen Mitarbeitern - gelungen, 
diesen Fall zu internationalisieren und einen 
Rekurs an den Internationalen Gerichtshof ob­
ligatorisch zu vermeiden. Das ist nicht meine 
Feststellung, daß ist die Feststellung der Frau 
Oberregierungsrat Dr. Stadlmayer aus Inns­
bruck in einem Buch, daß ich in meinem Pult 
liegen habe. 

Nun aber noch eines zum Pariser Vertrag, 
Hohes Haus!  Man sollte nicht nur und nicht 
zuviel vom Pariser Vertrag noch aus einem 
anderen Grunde reden. Es ist durchaus rich­
tig, der Pariser Vertrag ist rechtlich eine Basis 
für die Schutzmachtstellung Osterreichs gegen­
über Italien in Vertretung der Interessen der 
Südtiroler, aber der Pariser Vertrag ist nicht, 
wie es manchmal auch von Italien darge­
stellt wird, quasi der Existenzgrund des Süd­
tirolproblems. Denn das würde bedeuten, die 
Lebensrechte der Südtiroler auf einen Streit 
über die juristische Auslegung einzelner 
Worte zu reduzieren. Das ist das, was die 
Unterwerfung des Pariser Vertrages unter den 
Internationalen Gerichtshof bedeuten würde. 
Deswegen hat Osterreich seinerzeit diese 
alleinige Unterwerfung des Pariser Vertrages 
abgelehnt. 

Hohes Haus ! Uber das Paket selbst mit 
seinen vielen Punkten möchte ich nichts aus­
sagen. Dr. Kreisky hat gestern in unserem 
Namen auch hier die Erklärung abgegeben, 
die wir schon einige Male abgegeben haben: 
daß wir bezüglich des Inhaltes, bezüglich der , 
Summe der italienischen Maßnahmen alles 
akzeptieren werden, was die gewählten Ver­
treter der Südtiroler akzeptieren. 

Richtig ist - wir haben auch darauf ver­
wiesen -, daß es eine knappe Mehrheit war, 
eine knappe Mehrheit innerhalb der Südtiroler 
Volkspartei. Aber es war eine Mehrheit! 

Wir haben aber ebenso gesagt, daß wir 
das, was hinter dem Paket steckt, was dafür 
sorgen soll, daß es von Italien tatsächlich 
duret'1geführt wird, genau prüfen werden, weil 
wir glauben - ich werde noch darauf ein­
gehen -, daß es eine Uberforderung der Süd­
tiroler Volkspartei und der gewählten Süd­
tiroler Vertreter, der Südtiroler, die als Min­
derheit in Italien leben müssen, bedeutet, wenn 
man sagt, sie sollen entscheiden, wie Oster­
reich die Schutzmachtfunktionen am besten 

stimme, weil die Südtiroler Volkspartei zu­
gestimmt hat. Er hat auch als Beispiel darauf 
verwiesen, daß auch jene Vertreter der Süd­
tiroler Volkspartei, die innerhalb der Südtiro­
ler Volkspartei dagegen waren, in der italie­
nischen Kammer am 5. Dezember zugestimmt 
haben. Ich glaube aber, Kollege Kranebitter, 
daß dieser Vergleich nicht stimmt, nämlich 
der Vergleich, daß sich ein Tiroler Abgeord­
neter hier so verhalten muß wie ein Südtiroler 
Abgeordneter in der italienischen Kammer. 
Denn wenn der Südtiroler Abgeordnete in der 
italienischen Kammer als Mitglied des italie­
nischen Parlaments zustimmt, dann stimmt er 
zu, daß die italienische Regierung ihm als 
Parlamentsmitglied verspricht, die betreffen­
den Maßnahmen durchzuführen. Es gibt gar 
keinen Grund, warum ein Südtiroler Abgeord­
neter im italienischen Parlament auch nur 
gegen einen einzelnen Punkt des Paketes stim­
men sollte, wenn er durchgeführt wird. Die 
Entscheidung der Südtiroler Volkspartei ist 
nicht darum gegangen - lesen Sie sich . . .  

(Zwischenruf des Abg. Dip1.-Ing. Dr. Z i t t­
m a y r.) Bitte, da keine Zwischenrufe! Ich 
habe sehr viel Material da ; ich kann jedes 
Wort beweisen. (Unruhe und Zwischenrufe 
bei der OVP.) Wenn Sie Zwischenrufe machen 
wollen, dann jeweils nur einerl Denn jetzt 
kann ich nicht antworten, denn das war ja nur 
allgemeines Oje-Geschrei ! - Also doch nicht. 
Ich kann also weiter sprechen. 

Ein Südtiroler Abgeordneter im italieni­
schen Parlament nimmt, wenn er dafür 
stimmt, zur Kenntnis, daß die italienische Re­
gierung die betreffenden Maßnahmen, die be­
treffenden Gesetze einbringen wird, und es 
gibt überhaupt keinen Grund, warum er das 
nicht zur Kenntnis nehmen sollte. (Abg. 
o f e n b ö c k: Er könnte dagegen stimmen, 
wenn es zuwenig ist! - Ruf bei der SPO: 
Das ist die Ofenböck-Logik!) 

Ich bin sehr dankbar für diesen Zwischen-
ruf, weil er mir noch einmal Gelegenheit gibt, 
das aufzuklären, was ich Ihnen erläutern will :  
Er kann natürlich dagegen stimmen, weil es 
ihm zuwenig ist ; das ist richtig. (Rufe bei der 
OVP: Na also!) Nicht: Na alsol  - Hohes 
Haus l Solche Zwischenrufe sind der Grund, 
warum eine Beratung im Außenpolitischen 
Ausschuß ungeheuer wertvoll gewesen wäre! 
(Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

und wirksamsten ausübt. (Beifall bei der SPO.) Die Südtiroler Volkspartei hat zu entschei­
Ich möchte ganz scharf sagen: Das Zuschieben den gehabt, und zwar s,ehr ernst darüber zu 
der Entscheidung über die Wirksamkeit der entscheiden gehabt, ob die Summe j ener Maß­
Verankerung an die Südtiroler ist nicht Demo- nahmen als Einheit - Paket, Operationskalen­
kratie, das ist ein Zuspielen des Schwarzen der - unter der Voraussetzung akzeptiert 
Peters. (Neuerlicher Beifall bei der SPO.) werde, daß es darüber hinaus nichts gibt. 

Abgeordneter Kranebitter hat auch darauf , Ich werde noch darauf eingehen, daß die 
hingewiesen, daß er hier nur deswegen zu- I Äußerungen der Redner: Wenn das Ganze 
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durchgeführt ist, können wir j a  wieder anfan­
gen! ,  eine Irreführung waren. Die Entschei­
dungsbasis der Südtiroler Volkspartei war: 
Akzeptieren wir das unter der Voraussetzung, 
daß dann, wenn das durchgeführt wird, damit 
Schluß ist, daß es darüber hinaus nichts mehr 
gibt? Das war die schwere Entscheidung der 
Südtiroler Volkspartei. 

Die Abgeordneten in der italienischen Kam­
mer hatten nicht darüber abzustimmen, ob es 
darüber hinaus nichts mehr gibt, sie hatten 
darüber abzustimmen, ob sie die Einzelmaß­
nahmen des Paketes wollen. Es ist selbst­
verständlich, daß man da dafür stimmt. Wenn 
Sie noch mehr hören wollen, könnte im Ihnen 
- ich möchte es vermeiden - auch die Rede 
des Südtiroler Parlamentariers, die ich im 
Originaltext habe, mit der Begründung des 
Dafürstimmens in der Kammer vorlesen. Glau­
ben Sie mir : Es waren 

'
ernsthafte Gründe und 

nimt solche, die man jetzt einfach mit "Na ja"­
und "Oje"-Geschrei wegfegen kann. 

Deswegen glaube ich also, daß das Argu­
ment, die Südtiroler Volkspartei habe, wenn 
auch mit knapper Mehrheit, für beides ge­
stimmt, zumindest für uns kein zwingender 
Grund dafür ist, im österreichischen National­
rat auch dafür zu stimmen. Es ist nämlich 
nicht so, wie es als Argument für den Ver­
treter in der italienischen Kammer verwendet 
wurde. 

Der Tiroler Landtag hat eine Erklärung 
beschlossen, hat beschlossen, einen Appell 
an alle zu richten, die Südtirolfrage aus dem 
politischen Streit herauszuhalten. Wir haben 
gehört, es solle auch hier so etwas beschlossen 
werden. Wir haben aber gesagt - ich möchte 
das ohne Leidenschaft und ruhig sagen -: 
Welchen Sinn hat es denn, bei einer eminent 
politischen Frage, bei der es verschiedene 
Meinungen über die Güte einer - wie soll 
man das Ganze nennen? - Regierungserklä­
rung, die j a  zur Diskussion steht, gibt, hier 
zu sagen : Aber im übrigen halten wir das 
aus dem politischen Streit heraus l ?  Das wäre 
ja grotesk. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. L e i  t n e  r :  
Parteipolitischer Streitf) Parteipolitischer 
Streit : Der Nationalrat besteht halt aus ver­
schiedenen Fraktionen, Herr Kollege ! Es hat 
ja auch keinen Sinn, zu sagen: Halten wir das 
aus dem parteipolitischen Streit heraus ! Wir 
beide können doch nicht unsere Mitglieds ­
bücher draußen auf dem Gang abgeben, bevor 
wir über Südtirol zu diskutieren beginnen, 
dies nur, damit es kein parteipolitischer Streit 
ist! (Beifall bei der SPO.) Das wäre j a  grotesk. 

Was wir jederzeit akzeptieren, ist, daß wir 
es vermeiden sollten, die Debatte in einer 
solchen Weise zu führen, als würde sie im 
Hinblidc auf die kommenden innerösterrei-

chischen Wahlen geführt. Da sind wir hundert­
prozentig Ihrer Meinung. Kollege Bassetti! 
Es freut mich, daß Sie nicken. Aber dazu 
gehört ja auch, daß man nicht allen Kritikern 
sagt, sie seien kleinlich, und sie mit allen 
möglichen schmückenden und nicht 
schmückenden Beinamen belegt. 

Dazu hätte auch eine gewisse Koordination 
mit der Opposition gehört, ferner eine Mög­
lichkeit zur Prüfung des Textes im Ausschuß 
mit der Gelegenheit, wie ich bereits gesagt 
habe, dort auch die Herren Experten über 
Einzelpunkte des Paketes und des Operations­
kalenders unter Umständen vertraulich zu 
befragen. 

Ich weiß, daß Ihre Redner gestern natürlich 
so sprechen mußten, wie sie es taten, damit 
erklärlich wird, warum Sie dafür stimmen. 
Es ist aber - und da möchte ich zur Vorsicht 
mahnen - sehr gefährlich, mit dem besten 
Willen und in der besten Absicht nur zu 
erklären, warum man jetzt das akzeptieren 
will, in diesem Nationalrat aber immer wieder 
der Opposition zu erklären, welche Vorschläge 
Italien auf keinen Fall annehmen kann. Ich 
weiß schon: Sie haben das als Motiv für die 
Zustimmung gemeint, aber trotzdem : Es wird 
im italienischen Parlament von dem, was 
Italien auf keinen Fall akzeptieren kann, so 
viel gesagt, daß man das nicht unbedingt 
auch im österreichischen Nationalrat sehr aus­
gedehnt erklären müßte. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte auf einen zweiten, sehr heiklen 
Punkt eingehen. Ich möchte mich hier mit 
einer Andeutung begnügen, die ich aber in 
diesem Hause öffentlich machen muß. Funk­
tionäre der Sozialistischen Partei haben in 
Einzelgesprächen und in Privatgesprächen 
- das möchte ich andeuten - den missiona­
rischen Eifer der italienischen diplomatischen 
Vertretungsbehörden für die Akzeptierung 
dieser Vorlage zu spüren bekommen. (Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Einmischung!) 

Ich möchte hier nicht mehr sagen, als daß 
dieser Eifer und besonders manche Argumente, 
die gegen verschiedene Personen verwendet 
wurden, hart in die Nähe jener Grenze kom­
men, die ein Diplomat im befreundeten Aus­
land freiwillig einhalten sollte. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Sehr richtig!) Hohes Haus ! Nicht 
mehr dazu. 

Ich möchte als nächstes, wenn ich mich 
nunmehr mit der Vorlage beschäftige, nur noch 
eine Frage aufwerfen, warum in Osterreich 
- Herr Bundeskanzler, das ist nicht befriedi­
gend beantwortet worden � der Bericht nicht 
an den Bundesrat, sondern nur an den 
Nationalrat gegangen ist, und warum in Italien 
darüber in beiden Häusern des Parlaments 
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berichtet wurde, obwohl die Voraussetzungen 
völlig gleich sind. Zur Gesetzgebung braucht 
man in Italien beide Kammern des Parlaments, 
in Osterreich Nationalrat und Bundesrat. Zur 
Ratifizierung des nunmehr bereits unterzeich­
neten Staatsvertrages braucht man in Italien 
wie in Osterreich beide Kammern des Parla­
ments. 

Unserer Ansicht nach gibt es keinen logi­
schen Grund dafür, den Bericht nicht auch 
dem Bundesrat zu erstatten, außer der Befürch­
tung der Bundesregierung, im Bundesrat viel­
leicht keine so schöne Resolution von der 
Mehrheit dann beschlossen zu bekommen. 
Einen anderen sachlichen Grund, Herr Bundes­
kanzler, sehen wir schon deshalb nicht, weil 
wir aus ziemlich zuverlässiger Quelle gehört 
haben, daß vor gar nicht so langer Zeit aucb 
im Text des Operationskalenders für Oster­
reich "Parlament" und nicht "Nationalrat" ge­
standen ist und erst später, was Osterreich 
betrifft, aus "Parlament" "Nationalrat" ge­
worden ist, während in Italien nicht das 
"Parlament" die "Kammer" geworden ist, son­
dern in Italien in bei den Häusern, in der 
Kammer und im Senat, berichtet wurde. Herr 
Bundeskanzler ! Hier hätten wir gerne eine 
Aufklärung. 

Nun noch einmal zum Meritum. Ich glaube; 
wie richtig die Prüfung ist, hat auch die Fern­
sehsendung am Sonntag abend gezeigt, die 
ich sehr genau verfolgt habe, nämlich was die 
Äußerungen der Befragten waren. Eines hat 
sich ergeben: Die Offentlichkeit war völlig 
unzureichend informiert, weil die Menschen, 
die angesprochen und befragt wurden, alle 
geglaubt haben, daß wir hier heute darüber 
entscheiden, ob Italien dieses Paket durch­
führen wird, daß wir darüber entscheiden, 
ob Italien eine Zusage gemacht hat, ob ein 
Vertrag abgeschlossen wurde. 

Alle Befragten haben von Vertrag und Ver­
einbarung gesprochen. Und sogar, wenn wir 
von der Tatsache ausgehen, daß das Paket 
inhaltlich das beste ist, was zu erreichen war, 
wollen wir doch endlich klarstellen, daß genalJ 
das, was wir kritisieren, die Tatsache ist, 
daß es sich hier um keinen Vertrag und um 
keine italienische Zusage handelt. Es handelt 
sich um nichts, worauf sich Osterreich oder 
die Südtiroler berufen könnten. 

Das muß ich noch etwas näher ausführen. 
Der Herr Bundesminister für Auswärtige An­
gelegenheiten hat gestern gesagt - ich habe 
mir das sehr genau notiert, weil ich es nicht 
vom Außenminister erwartet habe -, daß 
ein Vertrag ja auch nichts nützt, wenn der 
Wille zur Durchführung nicht vorhanden ist. 
Herr Bundesminister I Das kann man natürlich 
für sämtliche Verträge und im gesamten 

nationalen und internationalen Vertragsrecht 
sagen. 

Aber wenn ein Vertrag in diesem Sinne 
nichts nützt, warum hat dann Osterreidl bei 
den Vereinten Nationen für die Erweiterung 
der Menschenrechtserklärung gesprodlen? Für 
dieses Covenant über Menschenrechte haben 
Staaten gestimmt, bei denen es geradezu ein 
Witz ist. Warum hat hier Osterreich mit­
gestimmt, wenn das ganze nur so ein Blatt 
Papier ist? Warum beteiligen wir uns am 
internationalen Vertragsrecht, wenn ein Ver­
trag auch nichts nützt, weil der andere nicht 
will? Ja dann lösen wir die Gesetzgebung 
und die Rechtsprechung auch in Osterreich 
auf! Da könnte dann jeder Geschäftsmann 
sagen : Was nützt mir der Wechsel des SdlUld­
ners, wenn er nicht zahlen will. Herr Bundes­
ministerl Dieses Argument war mir etwas 
zu schwach. 

Der Abgeordnete Dr. Bassetti - das ist 
mein nächster Zettel - hat sogar gelobt, daß 
es kein Vertrag ist. Er sagte, bei einem Ver­
trag wären beide gebunden. (Ironi8che Heiter­
keit bei der SPo.) Darauf ist es uns aber 
angekommen, Herr Kollege I (Abg. Doktor 
B a  s s e t  t i: Alles was recht ist, Kollege 
Gratz, so einfach sollen Sie es sich nicht 
machen/) Sie haben es sich einfach 
gemacht. Herr Kollege, auf den Zwischen­
ruf "einfach" möchte ich eingehen. Sie 
haben, um gegen den vorgesehenen Noten­
wechsel im Jahre 1964 zu polemisieren, dau­
ernd von einem einfachen Briefwechsel ge­
sprochen, obwohl Sie sicher wissen, daß mit 
einem Notenwechsel schwerwiegende Ver­
träge abgeschlossen werden, und mit einem 
Briefwechsel lad't man die Maltschi-Tant' zum 
Kaffee ein. (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPO.) 

Die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers . . . 

(Abg. G u g g e n  b e  r g e r: Die Sophisten am 
Areopag waren dagegen Waisenknaben! -
Abg. K 0 s t I 0 U n: Weil Sie ein schlechte8 
Gewissen haben! - Weitere Rufe und Gegen­
rufe bei der SPO und OVP. - Präsident 
Dipl.-Ing. W a l  d b r u n  n e I gibt das Glocken­
zeichen.) 

Hätte von Ihnen nur der Abgeordnete 
Kranebitter gesprochen, würde ich mir jeden 
Zwischenruf über Fairneß von Ihrer Seite 
gerne gefallen lassen. Mehr möchte ich gar 
nicht sagen und auch nicht qualifizieren. 

Die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, 
um die es sich primär handelt, ist etwas höchst 
Eigenartiges. Es ist kein Vertrag, sonst wäre 
es das normale parlamentarische Verfahren. 
Sie ist sogar ausdrücklich die Mitteilung, daß 
es sich um keinen Vertrag handelt, weil 
Italien keinen Vertrag schließen will und 
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weil Italien auf dem Standpunkt steht - siehe 
auch die Rede des Ministerpräsidenten in der 
Kammer am 3. Dezember -, daß alle Maß­
nahmen des Paketes Ergebnisse der Arbeit 
der 1 ger-Kommission, der italienischen Regie­
rung sind und Ausfluß der nationalen Sou­
veränität und der autonomen Gesetzgebungs­
gewalt Italiens. Es handelt sich hier um etwas, 
was kein Vertrag ist, der Osterreich Rechte 
gibt; aber es gibt bereits Erklärungen des 
Bundeskanzlers, die bereits gewisse Verpflich­
tungen enthalten. (Abg. Dr. B a  B s e t  t i : War 
das 1 964 anders?) Auf das Jahr 1964 komme 
ich noch sehr genau zurück. Ich komme noch 
auf das Jahr 1 964 zu spredlen im Gegensatz 
zu Ihrem Kollegen Fiedler, der mir gesagt 
hat, daß er auf ,einen Zwischenruf von mir 
zurückkommen wird - und idl warte bis jetzt, 
daß er darauf zurückkommt. Ich habe es mir 
hier notiert. (Beifall bei der SPO.) 

In der Erklärung des Bundeskanzlers steht 
drinnen, daß die österreichische Bundesregie­
rung unter der Annahme, daß Italien den 
Operationskalender einhält, während vier 
Jahren davon absehen wird, das Südtirol­
problem vor internationale Instanzen zu tra­
gen. Wäre es eine Ausschußberatung, dann 
hätte ich den Herrn Bundesminister gerne 
gefragt, ob eine solche Zusage auch gegen­
über dem italienischen Außenminister gegeben 
wurde. Ich hätte gerne die Völkerrechts­
experten des Außenministeriums gefragt, ob 
diese Erklärung, die im Operationskalender 
nicht enthalten ist, sondern vom Herrn Bundes­
kanzler hier abgegeben wurde, Italien gegen­
über Osterreich verpflichtet oder bindet. Ich 
muß daher diese Frage jetzt an den Herrn 
Bundeskanzler selbst beziehungsweise an den 
Herrn Außenminister stellen. 

In der Regierungserklärung des italienischen 
Ministerpräsidenten wird im Gegensatz dazu 
gesagt, daß das Pariser Abkommen erfüllt 
ist und alles weitere innerstaatliche Maß­
nahmen sind. Gestern wurde bereits darauf 
hingewiesen, daß der Ministerpräsident und 
der Kammerpräsident zusätzlich erklärt haben, 
daß die Zustimmung zu diesem Paket in der 
Kammer natürlich eine politische Zustimmung 
zu den Grundzügen ist und nidlts darüber aus­
sagt, daß die einzelnen Maßnahmen, so wie 
sie verlesen wurden, auch wirklich einzeln 
beschlossen werden. 

Dies führt zur nächsten Frage. Bedeutet der 
Operationskalender eine Verankerung oder 
zumindest eine Zusage Italiens? Hier eine 
Frage zur OVP-Resolution. Ich hätte sie ent­
weder von Abgeordneten der OVP oder vom 
Herrn Außenminister gerne beantwortet be­
kommen. Im Ausschuß hätte ich genauer fra­
gen können. Die Resolution spricht von einem 

zwischenstaatlichen Verfahrensplan. Ist der 
Verfahrensplan, das heißt der Operations­
kalender, in dem Sinne zwischenstaatlich, daß 
sich beide zu dem verpflichten, was drinnen 
steht, das heißt, daß sich Italien also doch 
Osterreich gegenüber zu dem verpflichtet hat? 
Wenn nicht, dann ist meiner Ansicht nach 
der Ausdruck "zwischenstaatlicher Verfahrens­
plan" geeignet, die Offentlichkeit irrezuführen. 
Denn bei einem zwischenstaatlichen Verfah­
rensplan, wie Sie in Ihrer Resolution den 
Operationskalender nennen, denkt man an 
eine Vereinbarung und nicht an etwas, was 
eben, wie sich zeigt, genau nicht unterzeichnet 
oder irgendwie vertraglich vereinbart ist. Also 
hier bitte ich um eine Aufklärung, Herr 
Bundesminister oder Herr Antragsteller der 
Osterreichisdlen Volkspartei. 

Wenn es ein zwischenstaatlicher Verfah­
rensplan wäre - ich möchte nicht immer 
wieder darauf zurückkommen -, dann wären 
es ja internationale Verpflichtungen, dann 
wäre ja alles wieder gut, aber dann wäre 
das Ganze ja auch wieder in einen Ausschuß 
gekommen. 

Wir haben die Befürchtung, daß es schon 
wieder so anfängt wie beim Gruber­
de Gasperi-Abkommen, wo die Einigung teil­
weise darin bestanden hat, daß IQ.an sich auf 
die berühmte diplomatische Formel geeinigt 
hat, wo sich jeder etwas anderes dabei ge·· 
dacht hat; das heißt, daß sich jetzt wieder 
beim Operationskalender Osterreich denken 
darf, daß es ein zwischenstaatlicher Verfah­
rensplan ist, und Italien darf sich ebenso un­
bestritten denken, daß das Ganze eine unver­
bindliche Zusage ist. Dann wäre es zum zwei­
ten Mal so, daß beide Länder zwar darüber 
denken können, was sie wollen, daß aber 
nur ein Land die Macht hat, in Südtirol seine 
Gedanken auch in die Wirklichkeit umzu­
setzen, nämlich Italien. Osterreicb. kann sich 
dann nur etwas denken. 

Es ist nun im Operationskalender ein Punkt 
enthalten, auf den ich dann noch zu sprechen 
kommen werde, nämlich die Schlußerklärung. 
Ich möchte jetzt nur sagen, daß wir auch auf 
Grund der gestrigen Ausführungen des Herrn 
Bundesministers die Meinung haben, daß die 
knappe Mehrheit der Südtiroler Volkspartei 
ihre Entscheidung unter der falschen Voraus­
setzung eines Vetorechtes gegen die Schluß­
erklärung getroffen hat. Denn die Entschei­
dung der Südtiroler Volkspartei nach der 
Resolution des Ausschusses lautet :  "Schließ­
lich stellt der Parteiausschuß fest, daß es für 
ihn selbstverständlich ist, daß Osterreich die 
vorgesehene Schluß erklärung nur dann ab · 
geben wird, wenn auch nach dem Gutachten 
der Südtiroler Vertreter das Paket mit all 
seinen Maßnahmen durchgeführt ist." 
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Der Operationskalender sieht aber vor: Ab­

gabe der österreichischen Schlußerklärung 
innerhalb von 50 Tagen nach Erlassung der 
letzten Durchführungsbestimmungen und Aus­
tausch der Ratifikationsurkunden des unter 
1 .  erwähnten Vertrages. Der Lauf dieser Frist 
wird also g'ehemmt, wenn das Dekret über 
den Ubergang der Ämter und des Personals 
noch nicht ergangen ist. 

Hier steht natürlich von der Befragung der 
Südtiroler Volkspartei nichts. Im Ausschuß­
beschluß wird ausdrücklich davon gesprochen: 

Nr. 42, das Europäische Ubereinkommen zur 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten - das 
in der Präambel die schöne Formulierung ent­
hält, daß die Staaten entschlossen sind, alle 
etwa zwischen ihnen entstehenden Streitig­
keiten mit friedlichen Mitteln beizulegen -, 
enthält nun Möglichkeiten einer gerichtlichen 
Beilegung, aum - wie der Herr Bundesmim­
ster bereits gesagt hat - unter Umständen 
vorhergehender Vermittlungsverfahren, und 
enthält dann im Artikel 27 die Bestimmung, 
auf die es ankommt. Da steht drinnen : 

Dieses Ubereinkommen findet keine An­
wendung 

a) auf Streitigkeiten, die Tatsachen oder 
Verhältnisse aus der Zeit vor dem Inkraft-
treten dieses Ubereinkommens zwischen den 

Herr Bundesminister I Sie haben zwar sehr am Streit beteiligten Parteien betreffen. 

Diese Schlußerklärung wird Osterreich nur ab­
geben, wenn wir, die Südtiroler Volkspartei, 
sagen, das Paket ist mit all seinen Maß­
nahmen durchgeführt. 

viel von Konsultationen und Einvernehmen 
gesprochen. Vielleicht hätten Sie sich im Aus­
schuß in einer vertraulichen Sitzung deut­
licher ausdrücken können. Es ist nicht meine 
Schuld, daß es hier nicht vertraulich ist, daß 
wir nicht im Ausschuß sind ; das ist nicht 
unsere Schuld. Aber ich muß Sie daher hier 
fragen, auch wenn die Antwort in der Offent­
lichkeit unangenehm ist: Stimmt es nun, daß 
der Südtiroler Volkspartei dieses Vetorecht 
eingeräumt wurde, oder stimmt es nicht? 
Wenn j a, dann bitte das diesem Haus zu 
sagen, und wenn nein, wenn es nicht stimmt, 
dann hat die Mehrheit der Südtiroler Volks­
partei ihre Entscheidung unter falschen Vor­
aussetzungen getroffen. Auch hier daher 
- leider im offenen Haus - die Bitte um 
die Beantwortung dieser sehr detaillierten 
Fragen. 

Ich möchte hier nur wiederholen, daß 
unserer Ansicht nach die Durchsetzung der 
italienischen Zusagen, die Möglichkeit der 
Verankerung, Angelegenheit Osterreichs und 
nicht der Südtiroler ist, weil wir dazu 
moralisch und rechtlich verpflichtet sind und 
weil man die Südtiroler Vertreter, die in 
diesem Lande leben müssen, nicht überfordern 
soll. Das haben wir bereits erklärt. 

Ich komme nun auf die Möglichkeiten der 
Verankerung zurück. (Ruf bei der OVP: Zum 
Schluß I) Nein, leider zum Schluß noch nicht. 
Ich weiß, im Ausschuß geht es viel einfacher, 
aber im Plenum muß man halt die Dinge 
eingehender begründen. 

In diesem Operationskalender ist nunmehr 
bereits unterzeichnet und ist später vorge­
sehen die Ratifizierung dieses Abkommens, 
das bereits auch der Herr Bundesminister er­
läutert hat. Worum geht es? Ich muß auch 
kurz darauf eingehen. 

Dieses Abkommen, bei uns veröffentlicht 
im Bundesgesetzblatt vom 1 6. Februar 1 960, 

Das heißt, es soll nunmehr durch diesen 
neu unterzeichneten Vertrag dann, wenn 
dieser Vertrag ratifiziert wird, folgendes 
vereinbart werden - ich lese jetzt, abge­
sehen von der Präambel, nur das vor, worum 
es geht -: Die Bestimmungen des Kapitels 1 
des Europäischen Ubereinkommens zur fried­
lichen Beilegung von Streitigkeiten, unter­
zeichnet und so weiter, sind zwischen Italien 
und Osterreim auf Streitigkeiten betreffend 
die Auslegung und Anwendung der zwismen 
den beiden Staaten in Kraft stehenden 
bilateralen Verträge auch dann anzuwenden, 
wenn die Streitigkeiten Tatsachen oder Ver­
hältnisse aus der Zeit vor dem Inkrafttreten 
des ob genannten Ubereinkommens zwischen 
den beiden Staaten betreffen. 

Das heißt, wie auch bereits gesagt wurde, 
es fällt damit der Pariser Vertrag, entgegen 
der Ansicht beim flüchtigen Lesen, wo man 
glaubt, das Paket fällt darunter, nur der 
Pariser Vertrag und ausschließlich der Pariser 
Vertrag unter die Streitschlichtung und damit 
unter die Kompetenz des Internationalen 
Gerichtshofes. Es passiert das, was bisher Par­
teien, Regierung und Parlament ablehnten, daß 
das Paket, nämlich die Summe der konkreten 
Autonomiemaßnahmen, nicht darunter fällt. 

Und nun - im habe es eingangs bereits 
gesagt -, Herr Bundesminister, Sie haben 
gesagt, Sie sehen keine Logik darin, warum 
der Internationale Gerichtshof einmal schlecht 
und einmal gut ist. Wir sind der Meinung, daß 
der Internationale Gerichtshof, der rein 
juristisch entscheidet, der ein langwieriges 
Verfahren hat, das umso langwieriger wird, 
je länger Gutachten über den Sinn einzelner 
Worte angefordert werden müssen, nichts für 
das Pariser Ubereinkommen ist. Ich könnte 
Ihnen auch hier wieder den ehemaligen 
Staatssekretär Professor Gschnitzer und die 
Südtirol-Referentin der Tiroler Landesregie­
rung zitieren, die darlegen, daß dieser Vertrag 
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mit seinen vagen Formulierungen, mit seinem 
englischen Geist, den er atmet, möchte ich 
sagen, für die Judikatur des Internationalen 
Gerichtshofes nic:ht geeignet ist. 

Ich muß aber sagen, Herr Bundesminister, 
daß, wenn wir verlangen, daß das Paket dieser 

)udikatur unterworfen wird, das etwas ganz 
anderes ist. Denn hier ist ja präzisiert, hier 
wurde ja präzisiert, hier sind ja genaue Maß­
nahmen, wo der Internationale Gerichtshof 
sagen kann: Das ist durchgeführt, das ist nic:ht 
durchgeführt. Muß ich Ihnen wirklich, Herr 
Bundesminister, die zwei Vorteile sagen, die 
die Unterwerfung des Paketes unter den 
Geric:htshof hätte? Nämlic:h erstens, daß das 
ganze Paket nicht nur ein autonomes Ver­
sprechen Italiens ist. (Abg. L i  b a 1: Ein 
bisserl warten, bis er Zeit hat zum Zuhören!) 
Ja, es ist etwas irritierend, aber es mac:ht 
nichts. 

Es geht doc:h darum, Herr Bundesminister: 
Wenn dieses Paket vereinbart wird und vom 
Internationalen Gerichtshof zu judizieren 
wäre, dann sind das keine Maßnahmen, die 
autonomen Charakter tragen, und sind auch 
keine Maßnahmen, die Italien jederzeit auf­
heben oder widerrufen kann. Ich habe gedacht, 
es ist müßig, hier darzulegen, daß eine inter­
nationale Vertragsverptlichtung etwas anderes 
ist als ein italienisches Gesetz, das eine Kam­
mermehrheit, der es niCht mehr paßt, ebenso 
ändern kann, wie hier eine Mehrheit ein 
Gesetz novellieren kann, das ihr niCht mehr 
paßt. Daß ic:h das hier erklären muß, hätte 
ic:h niCht gedacht. 

Das ist das erste. Und das zweite ist, daß 
wir damit eben auf eine juristisChe Basis 
gekommen wären, bei der es einen Sinn hat, 
in einen juristischen Streit einzugehen. (Abg. 
Dr. B a  s s e t  t i: Da müssen die Italiener 
mit tunl) Ja, ich weiß, Sie erklären mir schon 
wieder, was Italien auf keinen Fall akzep­
tieren kann! (Abg. Dr. B a  s s e t  t i :  Auch 
Kreisky hat keinen Vertrag zustandegebracht!) 
Zu dem komme ich jetzt. 

ICh möchte zum Internationalen Gerichtshof 
nur noch eines sagen. Am 22. Juni - das ist 
jetzt die Präzisierung dessen, was ich zuerst 
nur angedeutet habe - schlug Präsident 
Tambroni offiziell der österreic:hischen Bundes­
regierung vor, den Streit über die Durch­
führung des Pariser Abkommens im gemein­
samen Einvernehmen dem Internationalen 
Gerichtshof zu unterbreiten, und dafür solle 
Osterreich nicht zu den Vereinten Nationen 
gehen. Man kann sc:hon sagen, man mußte 
das jetzt akzeptieren, aber noch einmal : bitte 
es nicht als einen großen Erfolg hinstellen, 
daß es "endlich gelungen ist" ,  die italienische 
Forderung vom 22. Juni 1960 zu erfüllen. 

Diese Klausel des Operationskalenders ist 
also, wenn ich so sagen . darf, entweder der 
Versuch, das Ganze, wie ich bereits sagte, 
von einer politischen Frage zu verschieben 
auf den Pariser Vertrag, das heißt Minder­
heitsrec:hte als Objekt detaillierter juristischer 
Interpretationsdiskussionen, oder sie ist ein 
Aufputz, damit etwas Völkerrechtliches drin­
nensteht, aber so, daß es nicht eigentlich einen 
Fortschritt bedeutet. 

Was bleibt, ist, und das möc:hte ich sehr 
ernst, aber auc:h sehr vorsichtig, um, wie ge­
sagt, Italien nicht zu verletzen, sagen, daß 
der Operationskalender ein Gentlemen's 
Agreement ist. Aber bei einem Gentlemen's 
Agreement, bei Treu und Glauben, kann man, 
Hohes Haus, so leid es einem tut, doch nur 
von Erfahrungen ausgehen, die man mit dem 
Partner in der Vergangenheit gemacht hat. 
Ich möchte nicht mehr sagen als : Die Dar­
legungen des Kollegen Kranebitter beweisen 
doc:h nur, daß das Vertrauen, das die Bundes­
regierung in den Partner setzt, auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen, sagen wir "nicht 
unbedingt zu rechtfertigen" ist oder durch 
nic:hts, durc:h kein konkretes Beispiel begrün­
det werden kann, insbesondere als sic:h doch 
jeder fragen muß - und das haben hier 
auch schon Diskussionsredner getan -, da 
das Ganze eine autonome Angelegenheit 
Italiens ist, eine Zusage über das Pariser 
Abkommen hinaus : Ja welche Macht auf der 
Welt hat bisher die Republik Italien und die 
Mehrheit der Kammer und des Senats gehin­
dert, alle diese von ihr als gut erkannten 
Maßnahmen in den letzten 25 Jahren zu be­
schließen? Keine Macht hat sie gehindert. Und 
sehen Sie, auc:h allein die Antwort auf diese 
Fragestellung bestärkt uns darin, daß, wie 
gesagt, der Vorschuß an Vertrauen, der hier 
gegeben wird, nic:ht unbedingt zu reChtfertigen 
ist. (Abg. Dr. B a  s s e t  t i: Kollege Gratz, 
würdest du die Freundlichkeit haben, den 
BrieJ vorzulesen, den Kreisky an Saragat ge­
schrieben hat: "Im Vertrauen darauf, daß 
Italien . .  , " l) Aber j a, ich habe ihn j a  hier, 
Herr Kollege. (Abg. Dr. B a  s s e t  t i  zitiert 
weiter.) Zitieren Sie lieber nic:ht auswendig, 
denn da ist gestern auch schon etwas passiert. 
(Weitere Zwischenrufe.) 

Ich komme also jetzt, da Sie es urgieren, 
zu der damals von der Südtiroler Volkspartei 
angenommenen Verankerung gemäß Lösungs­
vorsc:hlag Saragat-Kreisky, während das 
Paket abgelehnt wurde . . . (Zwischenrufe bel 
der OVP.) Jetzt machen Sie mir keine Vor­
schriften, wann ich den Brief vorlese I (Leb­
hafte Zustimmung bei der SPO. - Weitere 
lebhafte Zwischenrufe bel OVP Wld SPO. -
Präsident Dipl.-Ing. W a l  d b r u n n e r gibt 
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das Glockenzeichen. - Ruf bei der OVP: 
Wir wollen den Inhalt kennenlernen!) Sie 
wollen den Brief kennenlernen. Gut. Da hätten 
Sie gar nicht so zu schreien brauchen. Wissen 
Sie, das gestrige Geschrei auf Ihrer Seite 
hat mich erinnert (Zwischenrufe), auch Ihr 
Geschrei hat mich daran erinnert, daß einer 
im finsteren Wald singt, weil ihm nidlt wohl 
zumute ist. (Beifall bei der SPO.) Ihnen ist 
allen nidlt wohl zumute bei dem. Wenn Sie 
mir erlauben würden, daß wir das gemeinsam 
seriös prüfen. Was haben Sie denn davon? 
Sie werden ohnedies die Mehrheit haben, wo­
bei ich Ihnen jetzt schon gratuliere, was dabei 
herausschauen wird. (Weitere Zwischenrufe 
bei OVP und SPO.) 

Kollege Leitner, für den Zwischenruf bin 
ich Ihnen ungeheuer dankbar. (Zwischenrufe.) 
Nein, nicht wegen einer Polemik. Der Kollege 
Leitner hat gesagt, wenn uns das,- wenn einer 
anderen Mehrheit das in einem halben Jahr 
nicht paßt, können wir es rückgängig machen. 
- Wir reden jetzt schon einen Tag darüber, 
daß unsere Sorge darin besteht, daß wir im 
Gegensatz zu Gesetzen hier gewisse Dinge 
nicht rückgängig machen können. Genau 
darum geht es . (Beifall bei der SPo.) 

Ich komme nun zu der - um es zu wieder­
holen - von der Südtiroler Volkspartei im 
Dezember 1 964, Anfang 1965 angenommenen 
Verankerung gemäß Lösungsvorsdllag 
Saragat-Kreisky, während das Paket abge­
lehnt wurde. Es wurde gestern bereits gesagt, 
daß die Konstruktion sehr kompliziert sein 
mußte, weil auch damals Italien eine vertrag­
liche Verankerung, einen unmittelbaren Ver­
trag über den Inhalt des Paketes abgelehnt 
hat. Das ist richtig. Nun ist nur zu prüfen, 
ob diese Lösung, nämlich eine indirekte ver­
tragliche Verankerung dadurch, daß in einem 
Notenwechsel darauf Bezug genommen wird, 
nicht doch besser gewesen wäre als gar nidlts. 
Und da es hier, wie gesagt, um komplizierte 
Materien geht, wo alles immer wieder urgiert 
wird, muß ich doch jetzt in die Details gehen. 

Das Verhandlungsergebnis, um es also jetzt 
zu rekapitulieren, sah den Abschluß eines 
Schiedsvertrages vor. Auf Grund dieses 
Schiedsvertrages sollte eine aus fünf Mit­
gliedern bestehende Schiedskommission ge­
bildet werden, von denen je ein eigener und 
je ein fremder Staatsangehöriger von beiden 
Regierungen ernannt und der Vorsitzende 
von beiden Regierungen gemeinsam gewählt 
werden sollten. Diese Schiedskommission 
sollte über die Auslegung und Anwendung 
aller zwischen den beiden Ländern in Kraft 
stehenden bilateralen Verträge zu ent­
scheiden haben. Vor dieser Schiedskommission 
sollte daher erstens der Pariser Vertrag, zwei-

tens die Derivatabkommen, also Straßendurch­
gang Accordino und so weiter eingeklammert 
werden können. Nun so,llte in diesem Schieds­
vertrag in Artikel III damals im Jahre 1 964 
eine zusätzliche Bestimmung aufgenommen 
werden, nach welcher das Gericht auch Fragen 
prüfen könne, die ihm die Parteien auf Grund 
gegenseitigen Einvernehmens vorlegen. 

Nun, als Zusätzliches sollte durch einen 
Notenwechs,el zwischen den beiden Regie­
rungen von vornherein die Ubereinstimmung 
festgelegt werden, daß die Schiedskommission 
für einen Zeitraum von fünf Jahren, verlänger­
bar um drei Jahre, ab Inkrafttreten darüber 
entscheiden kann, ob die von der italienischen 
Regierung in der Regierungserklärung gegen­
über dem italienischen Parlament angekündig­
ten Maßnahmen durchgeführt worden sind. 
Das heißt, das Paket ist zwar nidlt unmittelbar 
vertraglich verankert worden, aber, bildlich 
gesprochen, ein Zipfel des Paketes ist mit 
einem Reißnagel am Schiedsvertrag angehängt 
worden, sodaß man das ganze Paket hätte 
herausziehen können auf eine sdtiedsgericht­
liehe Regelung. 

Nun haben Sie gesagt, ein Schiedsvertrag 
habe keine Durchsetzbarkeit; es hätte nur fest­
gestellt werden können, wer recht und wer un­
recht hat. Wenn ich aber daran denke, wie sehr 
sich demokratische Länder, nicht Diktaturen, 
die das Ganze so abbeuteln, bei internationa­
len Instanzen bemühen, auch nur den Anschein 
einer Verurteilung oder den Anschein des 
Vorwurfes unrechten Verhaltens zu ver­
meiden, muß ich sag-en, daß der Spruch solcher 
Sehiedskommissionen sehr wohl eine sehr 
starke Autorität gehabt hätte. 

Ich komme jetzt zur Frage Schlußerklärung, 
die nach diesem Vorschlag bereits zu Beginn 
hätte abgegeben werden sollen. Damals wäre 
auch nach Meinung der Südtiroler Volkspartei 
und nach Meinung der Frau Dr. Stadlmayer 
- ich habe das alles hier - die Abgabe der 
Schluß erklärung zu Beginn deswegen unbe­
denklich gewesen, weil ja,  wie gesagt, das 
Paket durch den Schiedsvertrag herüber­
gereicht hätte und Osterreich etwas viel Bes­
seres in der Hand gehabt hätte als nur die 
Drohung, den Streit nicht für beendet zu 
erklären, nämlich in jedem Einzelfall den 
Streit vor der Schiedskommission zu beginnen, 
wo es einen Richter gibt, und nicht einen 
Streit, wo ,es keinen Richter gibt, nämlich 
wenn nur diese beiden miteinander verhan­
deln, und das durch fünf beziehungsweise 
acht Jahre. 

Aber hier hat wieder Frau Dr. Stadlmayer 
ihre Meinung gesagt : daß niemand glauben 
kann, daß es Italien noch einmal gelingen 
könnte, das Ganze als rein interne Angelegen-

1011 

168. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 99 von 107

www.parlament.gv.at



14520 Nationalrat XI. GP. - 1 68. Sitzung - 1 6. Dezember 1 969 

Gratz 

heit hinzustellen, wenn es einmal zugestimmt 
hat, daß es fünf Jahre lang eine internationale 
Angelegenheit war. Mit dieser Bestimmung 
wurde das damals begrüßt. 

Sie sagen, es ist Ansichtssache. Natürlich 
ist es Ansichtssache. Wir hätten nie mit dieser 
Lösung begonnen, wenn Sie nicht gestern 
damit begonnen hätten, eigentlich ziemlich 
zusammenhanglos, zu sagen, um die Güte 
des Jetzigen zu beweisen, daß alles in der 
Vergangenheit noch viel schlechter war. Wir 
haben diese Debatte wahrlich nicht als Lobes­
hymne des seinerzeitigen Außenministers 
Dr. Kreisky begonnen, das hat der Herr 
Bundeskanzler getan und Ihr erster Redner. 
Aber wir lassen ebensosehr nicht zu, daß 
man jetzt, nur um das Jetzige besser darzu­
stellen, alles, was er damals für Osterreich 
gemacht hat, herabsetzt und verniedlicht. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. G a b  r i e I e: Das 
hat kein Mensch herabgesetzt, Gratz!) 0 doch, 
er hat gesagt, es war damals auch nichts. 
Ich möchte nicht seine gestrige Rede im Detail 
herausholen. Er hat wörtlich gesagt : Kreisky 
hat ja auch nichts erreicht. (Abg. G a b  I i e I e: 
Das war kein Vorwurff) Gut, ich lasse das. 
Ich möchte mich auf diese Polemik nach meiner 
vorherigen Erklärung gar nicht einlassen. 

Daß es, wie gesagt, ein Notenwechsel ge­
wesen wäre, der zu einem Vertrag geführt 
hätte, habe ich aufgeklärt. 

Wenn Sie - um darauf zurückzukommen, 
ich muß Ihnen das in Erinnerung rufen -
glauben, wir sind jetzt gegen den Operations­
kalender, weil Kreisky nicht auf der Minister­
bank sitzt, und säße er auf der Ministerbank, 
dann wären wir dafür, muß ich sagen: Ich 
antworte darauf nicht einmal, weil das eine 
Debatte über die Rechte auf einem Niveau 
ist, auf das wir uns einfach nicht begeben 
wollen, denn hier über die Rechte der Süd­
tiroler zu diskutieren und der großen Oppo­
sition, die den Inhalt prüfen will, zu unter­
stellen, daß sie das Ganze tut, weil von ihr 
nicht ein Minister oben sitzt - ich glaube, 
dieses Niveau richtet sich selbst. (Beifall bei 
der SPO.) 

Ich möchte nur noch auf ein Argument ein­
gehen. Der Herr Bundesminister hat darauf 
hingewiesen, daß Italien natürlich gesagt hat, 
Paket und Operationskalender bilden eine 
Einheit. Er hat darauf hingewiesen, daß natür­
lich HaUen versuchen würde, bei einer Ver­
ankerung weniger im Paket selbst anzubieten. 
Aber macht Sie das nicht auch wieder miß­
trauisch, meine Damen und Herren, wenn 
ein Vertragsstaat nach dem Motto vorgeht: 
Wenn ich es nicht fest einhalten muß, bin 
ich bereit, mehr zu versprechen! ?  Das macht 
einen doch auch wi,eder etwas mißtrauisch, 

wenn das die Konsequenz der Verhandlungen 
ist. 

Ich möchte dem Herrn Bundesminister 
Dr. Waldheim auch namens meiner Fraktion 
gar keinen Vorwurf machen, daß er derzeit 
nicht mehr erreicht hat. Die Position ist in 
dem Moment schwer geworden, nadldem der 
österreichische Außenminister Dr. Toneie hier 
im österreichischen Nationalrat dezidiert er­
klärt hat, daß Italien unter gar keinen Um­
ständen eine Verankerung nach dem Muster 
1 964 akzeptieren werde. Nach dieser Erklärung 
sehe ich ein, daß es jedem österreichischen 
AußenministN schwer war, mit Italien weiter 
zu verhandeln. Wir haben seinerzeit darauf 
Bezug genommen. (Abg. G a b  r i e 1 e: Er hat 
es wenigstens gesagt!) Er hat hier als österrei­
chischer Außenminister erklärt, was Italien 
auf keinen Fall akzepUeren wird. Ich habe 
nur gesagt, nach einer solchen Erklärung, 
die doch praktisch die Ausgangslage Oster­
reichs für die weiteren Verhandlungen fest­
legte, hätte ich mir als italienischer Außen­
minister auch keine Mühe mehr gemacht, ein 
biß ehen mehr anzubieten. 

Ich möchte nur noch verlesen, was einige 
angesehene Herren innerhalb der Südtiroter 
Volkspartei in ihrem Memorandum und ihren 
Erläuterungen zu Paket und Operationskalen­
der zu der seinerzeitigen Verankerung gesagt 
haben. Hier steht: 

"Die Befürworter behaupten, daß die jet­
zige Lösung in Form des Operations kalenders 
wesentlich besser ist. 

Wir antworten: Hier wird der Sachverhalt 
auf den Kopf gestellt. In der von der SVP an­
genommenen Verankerung gemäß Lösungsvor­
schlag Saragat-Kreisky (während das Paket 
abgelehnt wurde) hätte nämlich ein auf fünf 
Jahre befristetes Schiedsgeridlt über die 
Durchführung des Paketes befinden sollen. 
Dazu hätten die Entscheidungen dieses 
Schiedsgerichtes obligatorischen Charakter ge­
habt. Es ist wohl ein bedeutsamer Unterschied, 
ob Osterreidl" - nämlich durch die Nicht­
streitbeilegung - "oder ein internationales 
Gericht feststellt, Italien sei seinen Verpflich­
tungen nicht nachgekommen. Darüber hinaus 
war es klar" - dieses Argument wird auch 
hier wieder aufgenommen -, "daß das einmal 
international verankerte Paket nach fünf Jah­
ren nicht wieder zur rein innerstaatlichen 
Angelegenheit werden konnte. "  

Mehr möchte ich dazu nicht sagen. Das 
Paket ist die Summe autonomer Maßnahmen 
Italiens. Der Operationskalender ist eine Liste 
von autonomen Handlungen, von Gesetzen, 
Verordnungen, Erlässen und Tatsachen. Der 
Unterschied zum Vertrag ist, wie ich bereits 
gesagt habe, daß es nicht nur nicht einklagbar 
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ist, sondern daß es konsequenzlos, nämlich 
nach der Abgabe der Streitbeilegungserklä­
rung widerrufbar und abänderbar ist. Es sind 
also autonome Akte der italienischen Gesetz­
gebung beziehungsweise Verwaltung. 

Herr Bundesminister! Sie haben gesagt, wir 
geben nichts aus der Hand. Die Frage ist nun, 
ob wir wirklich nichts aus der Hand geben, 
abgesehen von zwei Dingen in der Rede des 
Herrn Bundeskanzlers. Auf das erste habe 
ich bereits hingewiesen, das erste ist das Ver­
sprechen, vier Jahre lang nicht zu den Ver­
einten Nationen zu gehen. Zum zweiten werde 
ich noch kommen. 

Das zweite völkerrechtliche Mittel, das vor­
gesehen war und das unsere große Drohung 
ist, das ist, die österreichische Schlußerklä­
rung nirnt abzugeben, die im Operationskalen­
der als Punkt 1 3  vorgesehen ist. Kollege Bas­
setti, aurn hier muß irn sagen: Osterreich 
wird den Streit erst dann für beendet erklä­
ren, wie Sie sagten, wenn die letzte Maß­
nahme des Paketes durchgeführt ist, sagt etwas 
anderes als der Operationskalender. 

Diese Schlußerklärung, die wir offiziell 
nirnt zur Kenntnis bekommen haben, die aber 
in der Südtiroler Volkspartei bekannt war 
und dort veröffentlicht wurde, soll folgender­
maßen lauten. Da sie vorgesehen ist und 
vielleicht RüCkwirkungen haben wird, muß idI 
sie jetzt sdIon verlesen. Sie soll lauten: 

"Im Hinblick darauf, daß zwischen Oster­
reich und Italien eine Streitigkeit über die 
Durchführung des Pariser Abkommens vom 
5. September 1946 entstanden ist j" 

Ich lasse der Einfachheit halber immer das 
Datum aus. 

"Im Hinblick darauf . . . . .  Hier wird dann 
auf die Resolutionen der Vereinten Nationen 
verwiesen. 

"Unter BedadItnahme darauf, daß die Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen 
Osterreich und Italien in den erwähnten Reso­
lutionen empfohlen hat, die Verhandlungen 
mit dem Ziel wieder aufzunehmen, eine Lö · 
sung aller Differenzen hinsichtlich der Durch­
führung des obgenannten Abkommens zu. fin­
den; in Anbetracht der Tatsache, daß die Wie­
deraufnahme der Verhandlungen stattgefun­
den und zur Annahme eine Methode der Be­
ratung geführt hat, welche geeignet war, die 
Beilegung der Streitigkeit ohne Präjudiz für 
die jeweiligen Rechtsstandpunkte herbeizufüh­
ren;" - Sie bemerken bereits, es wird nicht 
von Vertrag gesprochen. Die Formulierung 
"Methode der Beratung" ist sehr klug gewählt, 
um auf etwas hinweisen zu können, was nicht 
vereinbart ist. Und dann kommt es : 

"Mit Rücksicht darauf, daß die italienische 
Regierung in ihre Regierungserklärung 
vom . . .  " - mit besonderer Bedachtnahme auf 
die Interessen der deutschsprachigen Bevöl­
kerung Südtirols - "detailliert aufgezählte 
Maßnahmen angekündigt hat, die in dauer­
hafter Weise . . .  das friedliche Zusammen­
leben und die Entwicklung der Sprachgruppen 
Südtirols zu gewährleisten bestimmt sind;"  
"Angesichts der Tatsache, daß die italienische 
Regierung . . . " die Maßnahmen verwirklicht 
hat, erklärt die Regierung den Streit für been­
det. 

Hier steht ein Teil der Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers im Widerspruch zu dieser, wie 
wir sehen, vorgesehenen Schlußerklärung. Der 
Herr Bundeskanzler spricht - Kollege Scrinzi 
hat bereits darauf hingewiesen - davon, daß 
der Sinn und Zweck des Pariser Abkommens 
von 1 946 im dauerhaften Schutz der ethni­
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturel­
len Entwicklung der Südtiroler Volksgruppe 
liegt. Die Sdllußerklärung sagt von den Maß­
nahmen des Paketes, sie seien dazu bestimmt, 
das friedliche Zusammenleben und die Ent­
wiCklung der Sprachgruppen Südtirols zu ge­
währleisten. 

Damit, möchte ich nur sagen, wird der ita­
lienische Rechtsstandpunkt von Osterreidl an­
genommen, und ich muß noch einmal darauf 
hinweisen, daß das von allen, die in den 
letzten 20 Jahren auf den Unterschied hin­
gewiesen haben, kein Herumtüfteln an Wor­
ten war. Wenn man es nur als sprachliche 
Minderheit hinstellt, wie es oft der Versuch 
besonders der italienischen Verwaltung ist, 
dann sagt man: hier ist ein großes Millionen­

volk, von dem 250.000 Menschen durch irgend­
einen komischen Zufall sich einbilden, deutsch. 
reden zu müssen. 

Das ist die sprachliche Entwicklung, wäh­
rend unser Standpunkt ist - es wurde ja 
darauf hingewiesen -: Es ist ein durch einen 
Friedensvertrag nach einem verlorenen Krieg 
von Osterreidl abgetrennter Teil Osterreichs , 

tür dessen Bevölkerung wir zu sorgen haben. 

Und daher das W. !rtlegen auf den Unter­
schied zwischen friedlichem Zusammenleben 
der Sprachgruppen und ethnischer Entwick­
lung der Südtiroler Bevölkerung. 

Weiters bescheinigt mit dieser Schlußerklä­
rung - sollte sie so abgegeben werden -
Osterreich, daß die Paketmaßnahmen nicht 
mit der Zielsetzung des Pariser Abkommens 
übereinstimmen, denn es wird dort etwas an­
deres gesagt. Und da das Paket nicht verein­
bart wurde und laut dem Text nichts mit dem 
Pariser Vertrag zu tun hat, ist eine spätere 
Intervention Osterreichs dann, nach den vier 
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Jahren, ausgeschlossen, wenn Maßnahmen 
nicht durchgeführt oder abgeändert werden. 

Kollege Bassetti, Sie sagen : Es hindert uns 
nicht daran, über weitere Maßnahmen zugun­
sten der Südtiroler zu verhandeln. - Ja, man 
kann versuchen, einen Brief zu schreiben, ob 
Italien bereit ist, aber an süh ist die Schluß­
erklärung nach vier Jahren definitiv, da ist 
von weiteren Verhandlungen, von Möglich­
keiten der dynamischen Entwicklung und so 
weiter gar nichts drinnen. Mit dieser Schluß­
erklärung nach dem Text . . .  (Zwischenruf des 
Abg. Dr. B a  s s e t  t i.) Gott sei Dank wird sie 
ja noch nicht abgegeben. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Dr. B a  s s e t  t i.) Ja, Pariser 
Abkommen! In Zukunft kann man uns nach 
der Schlußerklärung bei der UNO sagen: Liebe 
Freunde, jetzt ist Schluß, ihr habt ja para­
phiert, das Pariser Abkommen vor den Inter­
nationalen Gerichtshof zu bringenl Also das 
ist das Interesse Italiens, Kollege I Bei der 
UNO wird das, obwohl es schon jetzt nicht 
leicht war, noch weniger leicht sein, nach die­
sem IGH-Vertrag nur unter Berufung auf den 
Pariser Vertrag durchzukommen. 

Das Paket wird also durch nichts garan­
tiert, außer durch ein gewisses Vertrauen der 
Bundesregierung in Italien. Die Streitbeile­
gung wird, wie wir glauben, sollte sie so 
abgegeben werden, Osterreich ziemlich ein­
seitig binden, und daher ' werden wir nicht 
der OVP-Resolution die Zustimmung geben, 
sondern die eigene Resolution einbringen. 

Sie sagen uns jetzt dauernd: Das ist nicht 
zu erreichen, das wird Italien nicht akzep­
tieren � auch der Kollege Fiedler hat uns 
das gesagt -, keine Aussicht, keine Chance, 
nichts zu erreichen, Realist muß man s einl 
In unserer Resolution sagen wir eben, auch 
wir sind Realisten, aber Realisten, die glauben, 
daß ' man nur etwas real nach Hause tragen 
und begrüßen und dafür stimmen soll, von 
dem man ernsthaft innerlich glaubt, daß es 
eine Verbesserung bringt, und nicht, wie wir 
glauben, unter Umständen eine Gefährdung 
bisheriger Standpunkte. 

Es ist nicht unsere Sache, zu erklären, was 
Italien nicht akzeptieren kann. Diese Erklä­
rung geben andere namens Italiens ab. Wir 
haben das Recht zu vertreten, und versuchen, 
dieses Recht der Südtiroler durchzusetzen, 
auch wenn manchen im Wohlstand lebenden 
Mitbürgern die Sache fad wird und sie Ruhe 
haben wollen. Auch das ist Aufgabe eines 
Parlaments. Und das, was wir wollen, das 
sollte die Erfüllung des autonomen Paketes 
stören? Wieso denn, wenn es autonom ist? 
Das hindert - wie ich bereits gesagt habe -
Italien nicht, mit den Paketmaßnahmen auch 

als Beweis des guten Willens vielleicht zu 
beginnen. Unsere Meinung soll die Paket­
erfüllung stören? Das glauben wir 
nicht, und wir sind bestärkt durch 
die Haltung der italienischen Sozialdemokra­
ten, die nicht nur, wie es bereits verlesen 
wurde, 1919 gegen die Annexion stimmten, 
sondern - ich habe ja die Texte da - auch 
jetzt sagen, sie hätten gegen die internationale 
Verankerung überhaupt nichts einzuwenden 
gehabt, weil ihrer Ansicht nach dieses Pro­
blem ein eminent internationales Problem ist. 
Also deswegen glauben wir nicht, daß das die 
Verhandlungen stört. 

Wir bringen unseren Antrag ein, weil wir 
der Meinung sind : Wenn etwas hergelegt 
wird, von dem wir glauben, daß es schlecht. 
ist, bei dem Sie verhindert haben, daß es im 
Detail im Ausschuß beraten wird, von dem 
vieles unklar bleibt, von dem vieles in einem 
Nebel von Polemik und Geschrei unklar ge­
blieben ist, dann lehnen wir das ab. Mit dem 
Akzeptieren der OVP-Resolution würden wir 
zur Kenntnis nehmen, daß eine Verankerung 
des Pakets nicht angestrebt wird. Wir wollen 
das nicht zur Kenntnis nehmen. Wir glauben, 
man soll auch jetzt nicht nervös werden und 
man soll nicht resignieren. Wir wollen - das 
haben wir eindeutig gesagt - mit der italie­
nischen Nation und mit dem italienischen Volk 
in Freundschaft und Frieden leben, wenn die 
Gesetzgebung und die Administration dieses 
Landes Menschen, die wir eben als seiner­
zeitige Mitbürger zu schützen haben, ihre 
Rechte, die ihnen zustehenden Menschen- und 
Minderheitsrec.b.te, geben. Und wir sind durch­
aus der Meinung, daß man, wenn es 50 Jahre 
gedauert hat, ruhig auch noch etwas warten 
kann, bis man zu einer sauberen, anständigen 
und europäischen Lösung kommt, die nicht 
unter Umständen in einem Nebel von Miß­
verständnissen und juristischen Interpretatio­
nen in Kürze wieder untergeht. (Beifall bei 
der SPO.) 

. Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Waldheim. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim: Hohes Haus l Der Herr 
Abgeordnete Gratz hat eine Reihe von Fragen 
an mich gerichtet, und ich halte es für meine 
Pflicbt, diese zu beantworten. Die erste Frage 
war, inwieweit und unter welchen Umständen 
im Operationskalender das früher gebrauchte 
Wort "Parlament" in das Wort "Nationalrat" 
abgeändert wurde. Ich möchte das Hohe Haus 
davon informieren, daß tatsächlich früher "Par­
lament" stand, daß aber diese Änderung 
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bereits zur Zeit Außenminister Kreiskys im 
Jahr 1 964 vorgenommen wurde. 

Eine weitere Frage des Abgeordneten Grat:.!: 
betraf den zwischenstaatlichen Verfahrensplan 
und was darunter zu verstehen sei. Herr 
Abgeordneter Gratz, unter einem zwischen­
staatlichen Verfahrensplan ist seine reziproke 
Absichtserklärung zu verstehen, die zwischen 
den bei den Ländern abgestimmt und über die 
zwischen den beiden Verhandlungspartnern 
Einvernehmen hergestellt wurde. 

Ich betone nochmals : Wir haben nie erklärt, 
daß es sich hiebei um einen Vertrag handelt 
Alle Behauptungen dieser Art sind unzutref­
fend, sie wurden auch von Ihnen, Herr Abge­
ordneter, nicht aufgestellt, sie wurden aller­
dings von anderer Seite vorgebracht. Wir sind 
der Meinung, daß die Nachteile dieser Proze­
dur sowohl für die Italiener als auch für uns 
gegeben sind und ihre Vorteile ebenfalls den 
Italienern und uns zu gleichen Teilen zugute 
kommen. Denn wenn die Prozedur niCht ein­
gehalten wird, wenn das, was hier vereinbart 
wurde, niCht befolgt wird, dann sind wir 
genauso frei wie die Italiener und wir können 
genauso zu den internationalen Instanzen 
gehen, wie das die andere Seite tun kann. 
Jedenfalls haben wir uns hier in keiner Weise 
gebunden. 

Sie haben in diesem Zusammenhang auCh 
releviert und bedauert, Herr Abgeordneter 
Gratz, daß ich Zweifel an dem Wert von Ver­
trägen geäußert hätte. - Ich bin der Letzte, 
der den Wert von Verträgen negieren möchte. 
Aber die Geschichte zeigt doch deutlich, daß 
ein Vertrag allein Probleme nicht lösen kann. 
Ich könnte Ihnen hier, abgesehen vom Zypern­
vertrag, eine ganze Serie von Beispielen an­
führen, daß Verträge allein nicht ausreiChend 
sind, wenn kein Erfüllungswille dahinter steht. 

Sie haben weiters die Frage gestellt, inwie­
weit wir uns zu einer vierjährigen Stillhalte­
frist verpfliChtet haben. Ich möchte dazu sagen, 
daß es sich hier nicht um eine Verpflichtung 
formeller Art handelt. Ein solcher Hinweis ist 
lediglich in der Regierungserklärung enthal­
ten; vertraglich ist diesbezüglich selbstver­
ständlich nichts festgelegt. Auch hier kann 
ich nur wieder sagen: Wenn wir von den 
Italienern wollen, daß sie ein neu es Verfas­
sungsgesetz für Südtirol erlassen, daß sie 
15 einfache Gesetze sowie eine Reihe von 
Durchführungsbestimmungen erlassen, um den 
Südtirolern eine echte Autonomie zu geben, 
- womit die jetzt unzulängliche Autonomie 
angereichert wird -, dann ist es doch logisch 
und selbstverständlich, daß wir nicht während 
dieser Zeit, wo Italien diese Gesetze erläßt, zu 
internationalen Instanzen gehen. Es ist doch 
ein Gebot der Fairneß, meine Damen und Her-

ren, daß wir, wenn wir dem anderen Gelegen­
heit geben wollen, etwas zugunsten Südtirols 
durchzuführen, nicht gleichzeitig zum Kadi 
gehen können. Aber naCh diesen drei oder 
vier .Jahren sind wir selbstverständlich völlig 
frei. Hat Italien alle vorgesehenen Gesetze 
und so weiter erlassen, dann ist es gut und 
wir haben keinen Grund, uns zu beklagen. 
Hat es sie nicht erlassen oder nur unzuläng­
lich, dann sind wir völlig frei und können 
wieder zu den Vereinten Nationen oder zu 
anderen internationalen Instanzen gehen; 

Eine weitere Frage, die der Herr Abgeord­
nete Gratz an miCh gestellt hat, betrifft die 
Schlußerklärung, und zwar inwieweit hier das 
Einvernehmen mit den Südtirolern hergestellt 
werden wird. Darf iCh Ihnen, Herr Abgeord­
neter, hiezu folgendes sagen : Es ist nicht rich­
tig, daß ich zu dieser Frage in diesem ' Hause 
noch nicht Stellung genommen hätte. Im Bud­
getausschuß richtete der Abgeordnete Horejs 
diese Frage an mich, und ich habe dort auch 
zwei Zusatzfragen sehr ausführlich beantwor­
tet. Ich bin aber gerne bereit, diese Antwort 
hier zu wiederholen: Wir sind selbstverständ­
lich entschlossen, diese Schlußerklärung nach 
den entsprechenden Konsultierungen im Ein­
vernehmen mit den Südtirolern abzugeben. 

Es ist ja auch nicht so, ' daß die Entscheidung, 
ob Italien das Paket erfüllt hat oder nicht, von 
uns erst ganz zum Schluß . getroffen werden 
muß. Denn in der gesamten Prozedur des 
Operationskalenders ist ja vorgesehen, daß in 
di,esen drei bis vier Jahren in jeder einzelnen 
Phase die Südtiroler Gelegenheit haben, sich 
mit der Materie zu befassen. Es gibt das Vor� 
bereitende Komitee, und in diesem Komitee 
sind die Südtiroler vertreten. Sie werden also 
während des gesamten Ablaufes der Durch­
führung die MögliChkeit haben, zu kontrollie­
ren und zu sehen, ob Italien tatsächlich alle 
Zusagen erfüllt oder nidlt. Davon werden wir 
jeweils informiert, sodaß wir dann zum Sd11uß, 
wenn wir vor der Frage stehen, die Streit­
beendigungserklärung abzugeben, schon im 
Laufe der vorangegangenen Jahre feststellen 
konnten, ob erfüllt wurde oder nicht, und 
das einvernehmlich mit den Südtirolern. Ich 
glaube also, daß ich in dieser Hinsicht klar 
geantwortet habe, und ich bin jederzeit bereit, 
diese Antwort zu wiederholen. 

Ich möchte hier auch noCh etwas sagen: 
Immer wieder werden die Nachteile des ope­
rationskalenders vor Augen geführt. Aber ich 
möchte doch darauf verweisen, meine Damen 
und Herren, daß wir hier keine Vorleistungen 
erbringen. Das ist ja der Sinn dieses Opera­
tionskalenders. - Er ist ein genau abgestimm­
tes Verfahren, das wie ein Zahnrad funktio ­
niert. Wenn Italien nicht die Vorleistung er-
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bri�gt, so erfolgt unsererseits nicht die darauf· 
folgende Leistung. Das heißt, wir haben eine 
ständige Kontrolle, daß die Zusagen - auch 
wenn sie nicht vertraglich oder völkerrecht­
lidl . verankert sind - erfüllt werden. Und 
wenn Italien das nicht tut, dann erfolgt eben 
der nädlste Schritt Osterreichs nicht, und wir 
sind wieder dort, wo wir heute sind. Mit ande­
ren Worten: Wir haben nichts verschlechtert, 
wir haben nichts aus der Hand gegeben. Wir 
haben aber nunmehr die Chance für die Süd­
tiroler, nun eine angereimerte Autonomie, 
eine echte Autonomie durchzusetzen, und 
wen:ri Italien nimt bereit ist, seine Zusagen zu 
erfüllen - auch wenn sie nimt völkerrecht­
iich verankert sind -, dann erfolgt unserer­
seits keinerlei Gegenleistung. 

Idl glaube also, Herr Abgeordneter, daß sich 
die Vertrauensfrage hier nicht stellen kann, 
denn entweder erfüllen die Italiener, dann 
erhalten sie von uns die Gegenleistung; erfül­
len sie nicht, dann bekommen sie auch von 
uns nichts. Und das, glaube ich, ist doch die 
größte Absicherung tür unsere Seite : daß eben 
nichts , passieren kann. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf noch eine weitere, mir wichtig er­
scheinEmde Frage des Abgeordneten Gratz 
beantworten, die im Zusammenhang mit der 
Formulierung der Sdllußerklärung steht. Ich 
möchte Sie, Herr Abgeordneter, darauf auf­
merksam machen, daß der Text, der 
Ihqen

' 
vorlag, offenbar nicht der letzte 

ist. Im bin Ihnen dankbar, daß Sie diesen 
sehr . wichtigen Aspekt hier zur Sprache 
gebracht haben. Außenminister Moro und im 
haben diese Frage in Kopenhagen ausführlich 
behandelt, und- ich habe unseren Wunsch 
durchgesetzt. Die Schluß erklärung ist in die­
sem einen Punkt, und zwar in unserem Sinne, 
rlchÜggestellt worden. Es wurde auf die pri­
märe Bedeutung des Schutzes für die Minder­
heit . . . (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Wie heißt sie 
jetzt?) Es lautet jetzt: 

Mit Rücksicht darauf, daß die italienische 
R��ierung in ihrer Regierungserklärung vom 
. . .  detailliert aufgezählte Maßnahmen ange­
k.ündigt hat, die in dauerhafter Weise die 
Interessen der deutschsprachigen Bevölkerung 
Südtirols, das friedliche Zusammenleben und 
die Entwiddung der Sprachgruppen Südtirols 
zu gewährleisten bestimmt sind ; . . .  " 

Damit, meine Damen und Herren, wollten 
wir ganz eindeutig klarstellen, ' daß das Wesen 
unserer Schlußerklärung beziehungsweise das 
primäre Ziel dieser Regelung der Schutz der 
Südtiroler, also die Wahrung der Interessen 
der · deutschsprachigen Bevölkerung Südtirols 
ist. Ich bin sehr froh, daß es möglich gewesen 
ist, in nicht leichten Verhandlungen diesem 
Aspekt zum Durchbruch zu verhelfen, und daß 

man italienischerseits hier unserem Wunsche 
Rechnung getragen hat. Es ist also das Primat 
des Schutzes der Interessen der deutschspra­
chigen Bevölkerung Südtirols dadurch eindeu­
tig gewährleistet. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Ich bin mir be­
wußt: Dieser Plan hat Pro und Kontras. Das ist 
uns bekannt, wir haben ihn nie beschönigt 
und wir werden ihn auch nie beschönigen. 
Wir sind nur überzeugt davon, daß wir hier 
das Beste erreicht haben, was in der gege­
benen Situation möglich war. Wir haben nichts 
unversucht gelassen, und ich möchte nochmals 
betonen, daß wir die Dinge, die uns lebens­
wichtig erschienen sind, durchgesetzt haben. 
Wir wissen, daß erst die Zukunft zeigen wird, 
ob dieser Plan all das bringt, was beabsichtigt 
war. Wir sind aber jedenfalls überzeugt, daß 
dieser Plan den Weg für eine bessere Zukunft 
öffnet. 

Ich möch.te abschließend feststellen: Wir 
haben mit dieser Regelung die Tür nicht zuge­
schlagen, im Gegenteil : Die Tür ist weit offen 
für eine autonome Entwicklung Südtirols. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Wallner (der inzwischen den Vor­
sitz übernommen hat) : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPO) : Herr Prä­
sidentl Hohes Haus l Ich werde über zwei 
Dinge nicht reden: nicht über meine Tätig­
keit als Außenminister im Zusammenhang mit 
der Südtirolfrage, und ich werde auch die 
Tätigkeit des gegenwärtigen Außenministers 
nicht kritisieren. Nicht deshalb, weil ich nicht 
der Meinung wäre, daß es dazu Anlaß gibt, 
sondern weil ich mir doch darüber im klaren 
bin, in welch schwieriger Situation ein Vor­
gänger seinem Nachfolger gegenüber ist und 
wie sehr man ihn anderer Motive als der, 
eine sachliche Auseinandersetzung zu führen, 
verdächtigen kann. 

Ich möchte zusammenfassend sagen, daß, 
soweit ich das sehe, erstens in dieser ganzen 
langen Debatte klargestellt wurde - und das 
muß mit aller Eindeutigkeit gesagt werden -, 

daß es über den Inhalt des Paketes , das heißt 
der Selbstverwaltungsrechte, die von Italien 
den Südtirolern zugesagt werden, keinerlei 
völkerrechtlich relevante Vereinbarung gibt. 
(Zustimmung bei der SPo.) 

Zweitens, daß nun mit absoluter Eindeutig­
keit klar ist, daß es keinerlei Schiedsgericht 
oder Schiedsinstanz über die Verwirklichung 
dieser Zusagen gibt. 

Drittens - und da komme ich jetzt zu einer 
Sache, die mir im höchsten Maße für die Zu­
kunft oder für die Art, wie man in Osterreich 
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solme ernste Dinge nicht behandeln soll, wich­
tig erscheint -: Wir bekommen ein Dokument 
der Bundesregierung über Paket und Opera­
tionskalender auf den Tisch und erfahren jetzt, 
daß dieser Operationskalender gar nicht 
stimmt, weil unter Punkt 13 ein anderer Text 
vereinbart wurde, der in Wirklichkeit - idl 
habe zugehört, schriftlich liegt er uns ja nicht 
vor - eine j ener berühmten Erklärungen dar­
stellt, die nach dem Satz Talleyrands formu­
liert sind, wonach Gott den Diplomaten die 
Sprache gegeben hat, um ihre Gedanken zu 
verbergen, oder der, wie man das auf wiene­
risch ausdrückt, in Wirklichkeit ein "Wischi­
waschi" ist. 

Wenn es wahr ist, daß die Südtiroler vor 
der Schlußerklärung das letzte Wort haben, 
dann möchte ich klar und deutlich sagen, daß 
das in Widerspruch steht zu der Vereinba­
rung, wonach diese Schlußerklärung 50 Tage 
nach Erlassung der letzten Durchführungs­
bestimmung abzugeben ist. Hier gibt es also 
einen dies certus bezüglich der Schlußerklä­
rung, was in krassem Widerspruch zu dem 
steht. 

Jetzt werden Sie, meine Damen und Herren, 
über ein Dokument abstimmen, von dem Sie 
nicht einmal wissen, was drinnen steht. (Zu­
stimmung bei der SPO.) Wenn den Südtiro­
lern bei all dem, was ihnen schon widerfahren 
ist, von österreichischer Seite her auch das 
noch passiert, dann kann ich ihnen nur mein 
größtes Bedauern aussprechen. (Neuerliche Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Zu Herrn Dr. Bassetti ist mir eigentlich nur 
jener Satz Winston Churchills eingefallen, den 
er im Juli 1 952 im Unterhaus gesagt hat : Di� 
Freiheit der Rede hat den Nachteil, daß immer 
wieder Dummes, Häßliches und Bösartiges ge­
sagt wird. Wenn wir aber alles in allem 
nehmen, sind wir doch eher bereit, uns damit 
abzufinden, als sie abzuschaffen. (Anhaltender 
Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es  
ihm. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Haus l Ich 
darf auf den Wortlaut meiner Erklärung von 
gestern noch einmal zurückkommen, um klar­
zustellen, was wir über den Inhalt der öster­
reichischen Erklärung über die Beendigung 
des bestehenden Streites seinerzeit sagen wer­
den. Ich habe zum Ausdruck gebracht: Der 
im vorstehenden erwähnten österreichischen 
Erklärung über die Beendigung des bestehen­
den Streites werden naturgemäß - nicht ver­
einbarungsgemäß - Konsultationen und Kon­
takte mit den politischen Vertretern der Süd­
tiroler vorausgehen; 

Ich habe auch begründet, warum ich und 
die Bundesregierung der Auffassung sind, 
daß das naturgemäß ist, also in der Natur der 
Sache liegt. Ich sagte ausdrücklich: Dies ergibt 
sich aus dem auch von italienischer Seite 
anerkannten Grundsatz, wonach im Zuge der 
Durchführung des Operationskalenders das 
Einvernehmen mit den gewählten Vertretern 
der Südtiroler laufend gepflogen wird. 

Also auch hier nicht eine wortmäßige Ab­
machung, sondern die Festhaltung eines 
Grundsatzes. Daher hat sich, Herr Abgeord­
neter Kreisky, an dem Operationskalender 
nichts geändert. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: So, also 
doch nichts geändert! - Abg. W e i  k h a r t : 
Wer hat jetzt recht: der Außenminister oder 
der BundeskanzleI? - WeiteIe Zwischenrufe 
bei der SPO.) 

An dem Operationskalender hat sich nichts 
geändert (Abg. Dr. K r  e i s  k y: An den Ziffern 
hat sich nichts geändert, das stimm t!), denn 
diese Einfügung, die heute hier mitgeteilt 
worden ist, ist nicht Gegenstand des Opera­
tionskalenders. Im Operationskalender steht, 
wann und unter welChen Voraussetzungen, 
aber nicht, unter welchem Wortlaut die Streit­
beendigung erfolgt. (Ironische Heiterkeit und 
lebhafte Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
W e i k h a I  t: Das ist ja unmöglich! - Abg. 
H 0 r e j s: Darin liegt ja die Tragikl - Abg. 
Dr. P i  t t e  r m a n  n: Warum haben Sie das 
nicht gestern gesagt? - Abg. W e i k h a r t: 
Das ist eine Tragödie, Herr Bundeskanzler!) 

Präsident Wallner: Ich bitte um Ruhe. 
Bundeskanzler Dr. Klaus (loItsetzend): 

Meine Damen und Herrenl Ich habe gar nichts 
verschwiegen, sondern ich habe gestern zu­
sammenfassend zum Ausdruck gebracht, wann 
die Streitbeendigungserklärung abgegeben 
und welchen grundsätzlichen allgemeinen In­
halt sie haben wird. ICh habe nichts zu ver­
schweigen gehabt und darf darauf hinweisen, 
daß im Operationskalender davon überhaupt 
nichts steht, was im einzelnen der Wortlaut 
der Streitbeendigungserklärung sein wird. 
(Abg. Dr. P i  t t e  I m  a n  n: Warum erlährt dWJ 
Parlament das nicht? - Abg. M o  s e  r: Was 
gibt es noch für Vereinbarungen?) 

Ich möchte im übrigen noch zur Frage der 
Befassung des Bundesrates etwas sagen. Ab­
gesehen davon, daß schon vor Jahren diese 
Erklärung, die gestern abgegeben worden ist, 
seitens des österreicb.iscb.en Bundeskanzlers 
vor dem Nationalrat gedacht gewesen ist und 
sich daran bis gestern nichts geändert hat. 
sind Erklärungen der Bundesregierung im 
Nationalrat geschäftsordnungsmäßig nicht 
auch im Bundesrat abzugeben; es sei denn, 
die Materie würde etwas anderes beinhalten. 
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Auch Entsdlließungen, die das Hohe Haus 
faßt, sind nicht dem Bundesrat zur Verhand­
lung vorzulegen, sondern nur jene im 
Artikel 42 genannten Gesetze und Staats­
verträge. (Abg. Dr. P i  t t e  r m a n  n: Aber fra­
gen wird der Bundesrat Sie dürten!) Ich teile 
Ihnen soeben mit, daß der Bundesrat an mich 
eine schriftliche Anfrage gerichtet hat und ich 
auch Ihnen, Herr Abgeordneter PiUermann, 
erklärt habe, daß unmittelbar nach Beendi­
gung ' dieser Sitzung diese schriftliche Anfrage, 
die an mich gerichtet worden ist, beantwortet 
werden wird. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m  m u n g 
über die zwei eingebrachten Entschließungs­
anträge. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Kreisky und Genossen ab­
stimmen und sodann über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Fiedler und Genossen. 

Hinsidltlich des Antrages der Abgeordneten 
Dr. K r e i s  k y und Genossen ist namentliche 
Abstimmung verlangt. Die namentliche Ab­
stimmung ist von 25 Mitgliedern des National­
rates verlangt worden. Ich habe sie daher 
durchzuführen. 

Lukas, Luptowits, MeißI, Melter, Mistinger, 
Mondl, Moser, Müller, Murowatz, Pansi, Pay, 
Peter, Pfeffer, Pfeifer, Pieltler Adam, Pichler 
Franz, Pit termann, Pölz, Preußler, Probst, 
Radinger, Robak, Samwald, Scheibengral, 
Schlager Joset, Scrinzi, Sekanina, Skritek, 
SpielbüchIer, Staribacher, Steinhuber, Steinin­
ger, Ströer, Thalhammer, van Tongel, Troll, 
Tull, VI brich, Waldbrunner, Weihs, Weikhart, 
Weisz, Wielandner, Winkler, Wodica, Won­
drack, Zankl, Zeillinger, Zinglerj 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 
Altenburger, Bassetti, Bayer, Brandstätter, 
Brei teneder, Deutschmann, Fachleutner, Fied­
ler, Fink, Fritz, Frodl, GabrieJe, Geischläger, 
Geißler, Glaser, Gorbach, Graf Robert, Gral 
Rudolf, Gram, Grießner, Gruber, Grundemann, 
Guggenberger, Hagenauer, Haider, Halder, 
Hämmerle, Hartl, Harwalik, Hauser, Helbich, 
Hofstelter Karl, Kabesch, Kern, Kinzl, Klaus, 
Kohlmaier, Kotzina, Kranebitter, Kranzlmayr, 
Krottendorter, Kulhanek, Landmann, Leisser, 
LeUner, Linsbauer, Machunze, Maleta, Mandl, 
Marberger, Marwan-Schlosser, Mayr, Minko­
witsch, Mitterer, Mussil, Neumann, Nimmer­
voll, Ofenböck, Prader, Regensburger, Rehor, 
Sallinger, Sandmeier, Schaber, Scherrer, 
Schlager Anion, Schleinzer, Schrot ter, Solar, 
Soronics, Spindelegger, Staudinger, Steiner, 
Slohs, Suppan, Titze, Tödling, Tschida, Voll­
mann, Weidinger, Wiesinger, Withalm, Zit t­
mayr. 

Ich bitte jene Abgeordneten, die für den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Kreisky und 
Genossen stimmen, Ja-Stimmzettel, jene, die 
gegen den Antrag Dr. Kreisky stimmen, Nein­
Stimmzettel abzugeben. 

Präsident Wallner: Wir kommen nunmehr 
zur Abstimmung über den von den Abgeord­
neten Dr. F i e d I e  r und Genossen einge­

Ich bitte die Abgeordneten, soweit dies brachten Entschließungsantrag. 
nicht geschehen ist, ihre Plätze einzunehemen. 

Die Beamten des Hauses ersuche ich, die 
Stimmzettel in den ihnen zugewiesenen Bank­
reihen einzusammeln. (Beamte des Hauses 
sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche die 
Beamten des Hauses, joeder für sich die 
Stimmenzählung vorzunehmen und mir das 
Ergebnis sofort mitzuteilen. (Folgt Skruti­
nium.) 

Ich gebe das Ergebnis bekannt: Abgegebene 
Stimmen: 1 62, davon Ja-Stimmen: 79, Nein­
Stimmen: 83. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Kreisky 
und Genossen ist somit a b g e l  e h n t. 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 
Androsch, Babanitz, Benya, Brauneis, Broda, 
Czernetz, Exler, Firnberg, Frühbauer, Fux, 
Gratz, Haas, Haberl, Häuser, Heinz, Hell­
wagner, Holstetter Erich, Horejs, Horr, Jung­
wirth, Kleiner, Klein-Löw, Konir, Koslelecky, 
Kostroun, Kratky, Kreisky, Kunst, Lane, Ubal, 

Hinsichtlich dieses Antrag-es hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi beantragt, eine 
namentliche Abstimmung durchzuführen. Ich 
habe eine solche gemäß § 64 Abs. 2 des 
Geschäftsordnungsgesetzes durchzuführen, 
wenn es von wenigstens 25 Mitgliedern des 
Nationalrates begehrt wird. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dies 
begehren, sich von den Sitzen zu erheben. -
Ich stelle fest, daß der Antrag genügend unter­
stützt ist. 

Es wird jetzt die namentliche Abstimmung 
durchgeführt; das möchte ich feststellen. 

Ich bitte nun jene Abgeordneten, die für 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Fiedler 
und Genossen stimmen, Ja-Stimmzettel, jene, 
die gegen den Antrag Dr. Fiedlers stimmen, 
Nein-Stimmzettel abzugeben. 

Ich bitte die Abgeordneten, auf ihren Plätzen 
zu bleiben. 

Die Beamten des Hauses 'ersuche ich, die 
Stimmzettel in den ihnen zugewiesenen Bank-
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Prisident Wallner 
reihen einzusammeln. (Beamte des Hauses 
sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich ersuche 
wieder die Herren Beamten des Hauses, jeder 
für sich die Stimmenzählung vorzunehmen 
und mir das Ergebnis sofort bekanntzugeben. 
(Folgt Skrutinium.) 

Idl gebe das Abstimmungsergebnis bekannt : 
Abgegebene Stimmen: 162, davon Ja-Stimmen: 
63. Nein-Stimmen: 79. 

Der Entsdlließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Fiedler und Genossen ist somit a n  g e­
n o  m m e  n. (Abg. B e n  y a: Südtirol verkauttf) 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten Alten­
burger, Bassetti, Bayer, Brandstätter, Breiten­
eder, Deutschmann, Fachleutner, Fiedler, Fink, 
Fritz, Frodl, Gabriele, Geischläger, . Geißler, 
Glaser, Gorbach, Graf Robert, Gral Rudolf, 
Gram, Grießner, Gruber, Grundemann, 
Guggenberger, Hagenauer, Haider, Halder, 
Hämmerle, HartI, Harwalik, Hauser, Helbich, 
Holstetter Karl, Kabesch, Kern, Kinzl, Klaus, 
Kohlmaier, Kotzina, Kranebitter, Kranzlmayr, 
Krottendorfer, Kulhanek, Landmann, Leisser, 
LeUner, Linsbauer, Machunze, Maleta, Mandl, 
Marberger, Marwan-Schlosser, Mayr, Minko­
witsch, Mitterer, Mussi1, Neumann, Nimmer­
voll, Ofenböck, Prader, Regensburger , Rehor, 
Sallinger, Sandmeier, Schaber, Scherrer, 
Schlager Anton, Schleinzer, Schrotter, Solar, 
Soronics, Spindelegger, Staudinger, Steiner, 
Stohs, Suppan, Titze, Tödling, Tschida, Voll-

mann, Weidlnger, Wiesinger, Withalm, Zltt­
mayr; 

mit "Nein" :!timmten die Abgeordneten 
Androsch, Babanitz, Benya, Brauneis, Broda, 
Czernetz, Exler, Firnberg, Frühbauer, Fux, 
Gratz, Haas, Haberl, Häuser, Heinz, Hell­
wagner, Ho/stetter Erich, Horejs, Horr, Jung­
wirth, Kleiner, Klein-Löw, Konir, Kostelecky, 
Kostroun, Kratky, Kreisky, Kunst, Lanc, Libal, 
Lukas, Luptowlts, Meißl, Melter, Mislinger, 
Mondl, Moser, Müller, Murowatz, Pansi, Pay, 
Peter, Pfeffer, Pfeifer, Pichler Adam, Pichler 
Franz, Pittermann, Pölz, Preußler, Probst, 
Radinger, Robak, Samwald, Scheibengral, 
Schlager Josel, Scrinzi, Sekanina, Skritek, 
Spielbüchier, Staribacher, Steinhuber, Steinin­
ger, Ströer, Thalhammer, van Tongel, Troll, 
Tull, Ulbrich, Waldbrunner, Weihs, Weikhart, 
Weisz, Wielandner, Winkler, Wodica, Won­
drack, Zankl, Zeillinger, Zingler. 

Präsident Wallner: Die Tagesordnung ist 
e r s c h ö p f t. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe im für heute, 
Dienstag, den 16. Dezember, um 13 Uhr 
40 Minuten mit folgender Tagesordnung ein: 
Bericht des Finanz- und BudgetaussdlUsses 
über die Regierungsvorlage (1388 der Bei­
lagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1970 
( 1 462 der Beilagen) : Spezialdebatte fiber die 
Beratungsgruppe III. Diese umfaßt Kapitel 20: 
Äußeres. 

Die Sitzung 1st g e  s c h I  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung : 13 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei. L0036689 
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